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Durch die am 1. September 2006 in Kraft getretene Föderalismusre-
form sind nunmehr die Bundesländer für die Strafvollzugsgesetzge-
bung zuständig. Einige haben bereits eigene Gesetze auf den Weg 
gebracht, andere sind noch dabei, sie zu erarbeiten. Schon jetzt ist 
aber davon auszugehen, dass sich die schon bisher bestehenden Un-
terschiede in der Vollzugspraxis der Länder durch die künftige Ge-
setzesvielfalt noch vergrößern werden. In dieser Umbruchphase 
lässt sich freilich noch nicht feststellen, inwieweit sich auch für die 
Mitarbeit externer Helfer/innen aus Aids- und Drogenhilfen oder 
anderen Einrichtungen Änderungen ergeben werden oder bereits 
ergeben haben. Die genaue Sachlage in den einzelnen Bundeslän-
dern wird sich also nur durch vor Ort eingeholte Informationen er-
fassen lassen. 

Externe Helferinnen und Helfer 
werden gebraucht 

Gefängnisse zählen nach wie vor zu den Orten, an denen man sich 
besonders leicht mit HIV, Hepatitisviren und anderen Krankheits-
erregern anstecken kann. Das liegt hauptsächlich daran, dass die 
Mittel für eine wirkungsvolle Infektionsprophylaxe hinter Gittern 
häufig nicht erhältlich sind – obwohl man mit Spritzenumtauschpro-
grammen oder anonym und kostenlos zugänglichen Kondomen im 
In- und Ausland gute Erfahrungen gemacht hat. In Deutschland sind 
sterile Spritzen nur noch in einer Haftanstalt erhältlich – alle an-
deren Modellprojekte wurden aus politischen Gründen eingestellt. 
Betroffen von diesem Mangel sind vor allem die Konsument(inn)en 
illegaler Drogen, deren Anteil an den Gefangenen in den letzten 
20 Jahren kontinuierlich gestiegen ist. Man geht davon aus, dass 
heute ein Drittel aller Häftlinge dieser Gruppe angehört. Die Be-
mühungen um eine Entkriminalisierung der Konsumenten illegaler 
Drogen haben bisher keine Erfolge gebracht, und nur in wenigen 
Fällen werden die Möglichkeiten ausgeschöpft, die das heutige Be-
täubungsmittelrecht bietet, um eine Haft zu unterbrechen oder zu 
vermeiden. 

Dringend gebraucht werden externe Mitarbeiter/innen da-
her zum einen im Feld Gesundheitsvorsorge, zum anderen in der 
psychosozialen Betreuung Gefangener – haftinternes Personal ist 
heute, wo an allen Ecken und Enden gespart werden muss, näm-
lich knapper denn je und meist heillos überlastet. Zu den Organi-
sationen, die sich in Haftanstalten engagieren, gehören auch viele 
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Aidshilfen: Sie informieren und beraten Gefangene zum Thema Ri-
sikominimierung beim Drogengebrauch (Safer Use) und zum Schutz 
beim Sex (Safer Sex) und klären Vollzugsbedienstete auf; sie beglei-
ten HIV-positive Häftlinge und kümmern sich um deren soziale Be-
lange, mobilisieren Selbsthilfe-Ressourcen und organisieren Positi-
vengruppen oder Freizeitaktivitäten. 

Die Arbeit in Haft ist allerdings zeitaufwendig. Wer sie leisten 
will, muss oft lange Anfahrtswege in Kauf nehmen, muss vieles, was 
die betreuten Gefangenen nicht in Eigenregie regeln können, für 
sie in die Hand nehmen und braucht viel Geduld im Umgang mit Be-
hörden oder bei der Weitervermittlung von Häftlingen in eine Dro-
gentherapie. Keine Frage: Für viele Aidshilfen wie auch andere Ein-
richtungen ist es in Zeiten knapper finanzieller Ressourcen ziemlich 
schwierig, sich auf ein Engagement hinter Gittern einzulassen. Nur 
wenige schaffen es z. B., dort eine tägliche Sprechstunde anzubie-
ten oder mehrere Gefangene gleichzeitig zu betreuen. Umso mehr 
sind sie auf die ehrenamtliche Mitarbeit von Menschen angewiesen, 
die sich auch und gerade in Gefängnissen engagieren wollen. 

Wer dieses Aufgabenfeld für sich entdecken möchte, sollte sich 
gut darauf vorbereiten. Denn der Strafvollzug ist eine Welt für sich, 
mit eigenen Gesetzen, Vorschriften und (Spiel-)Regeln. Hilfen zum 
Einstieg in die „Knastarbeit“ bietet z. B. die Deutsche AIDS-Hilfe 
durch Seminare und verschiedene Veröffentlichungen, wozu auch 
dieses Handbuch gehört, das 1996 zum ersten Mal erschienen ist. 

Zu diesem Handbuch
Die vorliegende 4. Auflage des Handbuchs gibt einen Überblick 
über die aktuelle Situation des Arbeitsfeldes „Betreuung im Straf-
vollzug“ unter besonderer Berücksichtigung der Föderalisierung des 
Justizvollzugs. Der Einstieg ins Thema erfolgt durch Beiträge über 
die gesetzlichen Rahmenbedingungen und die offiziellen Struktu-
ren des Vollzugssystems sowie die Rechte und Pflichten externer 
Mitarbeiter/innen. Um das Leben „hinter Gittern“ und die Regelung 
des Haftalltags geht es im zweiten Teil des Handbuchs. Der dritte 
und letzte Teil schließlich zeigt auf, welche Aufgaben Haupt- und 
Ehrenamtliche aus externen Organisationen übernehmen können, 
geht auf die besonderen Bedingungen der Betreuung von Gefange-
nen ohne deutschen Pass ein und gibt Anregungen für die Gestal-
tung der Arbeit in den Bereichen HIV-/Hepatitis-Prävention und Ge-
sundheitsförderung. 
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Mit diesem Handbuch wenden wir uns einerseits an Menschen, 
die sich für die Arbeit mit Gefangenen interessieren und gerne Nä-
heres darüber erfahren möchten; ihnen wollen wir Orientierungs-
hilfe für ein künftiges Engagement geben. Aber auch für erfahre-
ne Kolleginnen und Kollegen kann es sich lohnen, diesen Band zur 
Hand zu nehmen, um ihr Wissen aufzufrischen oder sich Anregun-
gen für die Praxis zu holen. Eingeflossen sind die Kenntnisse und 
Erfahrungen ganz verschiedener Expertinnen und Experten, mit 
denen wir in den letzten Jahren zusammengearbeitet haben – dar-
unter auch der Redakteur einer Gefangenenzeitung. Ohne die tat-
kräftige Unterstützung all dieser Mitstreiterinnen und Mitstreiter 
wäre dieses umfassende Werk nicht möglich gewesen. Ihnen allen 
sei an dieser Stelle herzlich gedankt.

Berlin, im Februar 2008
Bärbel Knorr, Arbeitsbereich Drogen/Strafvollzug 
der Deutschen AIDS-Hilfe e.V.
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Teil 1  
Gesetze und Strukturen
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Alles anders? Die  
Zukunft des deutschen 
Justizvollzugs

Johannes Feest

Föderalisierung des Strafvollzugs
Nach der ursprünglichen Regelung des Grundgesetzes (Art. 74 GG) 
gehörten der Strafvollzug und das Strafrecht zur konkurrierenden 
Gesetzgebung. Das heißt, die Bundesländer waren auf diesem Ge-
biet nicht zur Gesetzgebung befugt, da der Bund nicht nur ein Straf-
gesetzbuch und eine Strafprozessordnung, sondern auch ein Straf-
vollzugsgesetz erlassen hatte. Die Landesjustizverwaltungen hatten 
sich an diese Bundesgesetze zu halten und sie auszuführen. 

Mit der am 30. Juni 2006 vom Bundestag beschlossenen und am 
1. September 2006 in Kraft getretenen Föderalismusreform hat sich 
dies grundlegend geändert: Zuständig für die Strafvollzugsgesetz-
gebung sind nunmehr allein die Länder. Das bedeutet zum einen, 
dass die Länder eigene Strafvollzugsgesetze schaffen können. So-
lange sie dies nicht tun, bleibt das bisherige (Bundes-)Strafvollzugs-
gesetz in Geltung, sodass für das einzelne Bundesland in dieser Fra-
ge kein Zeitdruck besteht. 

Anders ist das bei der gesetzlichen Regelung des Jugendstraf­
vollzugs, die der Bund trotz der gründlichen Vorarbeiten einer Ju-
gendstrafvollzugskommission unter der Leitung von Alexander 
Böhm nicht zustande gebracht hatte. Noch kurz vor Verabschiedung 
der Föderalismusreform hatte das Bundesverfassungsgericht dem 
Gesetzgeber dafür eine Frist bis Ende 2007 gesetzt. Durch die Föde-
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ralismusreform obliegt diese Verpflichtung nunmehr den Landespar-
lamenten. Da es auch für den Untersuchungshaftvollzug noch keine 
ausreichende gesetzliche Grundlage gibt (vgl. AK StVollzG 2006 vor 
§ 177 StVollzG), müssen die Länder auch in diesem Bereich tätig wer-
den. Allerdings hat das Bundesverfassungsgericht diese Frage noch 
nicht aufgegriffen, sodass hier für die Landesgesetzgeber noch kein 
akuter Handlungsbedarf besteht. 

Alles in allem könnte es passieren, dass wir demnächst jeweils 
16 Strafvollzugs-, Jugendstrafvollzugs- und Untersuchungshaftvoll-
zugsgesetze bekommen. Das hieße allerdings, den Wahnsinn auf 
die Spitze zu treiben. Um das zu verhindern, wird derzeit mit meh-
reren Möglichkeiten experimentiert.1 So haben sich neun Bundes-
länder zusammengeschlossen und gemeinsam den Entwurf eines 
Jugendstrafvollzugsgesetzes erarbeitet. Die damit erreichte Rechts-
einheit würde z. B. die Verlegung von Gefangenen und andere For-
men der Kooperation zwischen diesen Bundesländern vereinfachen. 
Allerdings haben es sich einzelne Landesparlamente nicht nehmen 
lassen, in den gemeinsamen Entwurf landesspezifische Einzelhei-
ten hineinzuschreiben, wodurch die angestrebte Einheitlichkeit be-
trächtlich relativiert wurde. 

 Ein anderer Ansatz besteht darin, mehrere Vollzugsbereiche in 
einem gemeinsamen Gesetzestext zu regeln. So beschlossen Bayern 
und Hamburg zum 1.1. 2008 Landestrafvollzugsgesetze, in denen 
sowohl der Erwachsenenstrafvollzug als auch der Jugendstrafvoll-
zug und der Vollzug der Sicherungsverwahrung geregelt werden. 
Niedersachsen ist noch einen Schritt weitergegangen und hat in ein 
„Niedersächsisches Justizvollzugsgesetz“ auch noch den Vollzug der 
Untersuchungshaft einbezogen. 

Wieder andere Bundesländer schlossen sich weder dem einen 
noch dem anderen Verfahren an und ließen zum 1.1. 2008 eigene 
Jugendstrafvollzugsgesetze in Kraft treten. 

Daneben wird aber auch das bisherige Strafvollzugsgesetz in 
Geltung bleiben, und zwar nicht nur als Übergangsregelung bis zum 
Inkrafttreten der noch fehlenden Ländergesetze. In der Eile der Fö-
deralismusreform hat man nämlich übersehen, dass keineswegs alle 
einschlägigen Materien an die Länder übertragen wurden. Das gilt 
insbesondere für das Verfahrensrecht, das beim Bund verblieben ist. 
Im Erwachsenenstrafvollzug gelten daher auch in Ländern, die eige-
ne Landesstrafvollzugsgesetze geschaffen haben, weiterhin die §§ 

1		 Vgl. die laufende Berichterstattung unter www.strafvollzugsarchiv.de.
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109 ff. StVollzG, das heißt, das gerichtliche Verfahren in Vollzugssa­
chen vor den Strafvollstreckungskammern bzw. den Oberlandesge­
richten. Dementsprechend hat der Bundesgesetzgeber auch für den 
Jugendstrafvollzug einen Rechtsweg eingeführt (§ 92 JGG), welcher 
der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts entspricht. 

Zusammenfassend ist festzustellen, dass die Föderalismusre-
form im Strafvollzug zu beträchtlicher juristischer Komplexität ge-
führt hat. Im Folgenden wird der Frage nachgegangen, wie sich die-
se Komplexität auf die Praxis des Vollzugs auswirken wird. 

Von der Uneinheitlichkeit  
des Strafvollzugs zum 
„Schäbigkeitswettbewerb“

Zu den häufigsten Einwänden gegen die Föderalismusreform im Ju-
gend- und Erwachsenenstrafvollzug gehört, dass sie gegen die Idee 
der einheitlichen Rechtsordnung verstoße. Tatsächlich ist kaum zu 
verstehen, dass Personen nach bundeseinheitlichen Regelungen – 
Strafgesetzbuch und Strafprozessordnung – verurteilt werden, ihre 
Strafe dann aber je nach Bundesland anders vollzogen wird. Bei ge-
nauerem Hinsehen wird man allerdings feststellen, dass dies schon 
bisher der Fall war. Hierzu drei Beispiele:

Disziplinarmaßnahmen
Von den in § 102 StVollzG vorgesehenen Reaktionen auf schuldhaf-
te Pflichtverstöße wird in verschiedenen Bundesländern höchst un-
terschiedlich häufig Gebrauch gemacht. Dies gilt ganz besonders 
für die schärfste Disziplinarmaßnahme, den Arrest. Auf 100 Gefan-
gene kamen 1995 in Hamburg 23,2 Arrestanten, im Bundesdurch-
schnitt 8,9, in Bremen 0 und in Berlin 3,6. Dass Bremen und Berlin 
so weit unter dem Durchschnitt liegen, könnte man als Besonder-
heiten der Stadtstaaten gegenüber den Flächenstaaten erklären, 
was jedoch durch die extrem hohe Zahl der Arreste in Hamburg wi-
derlegt wird. Dass es dort so viel mehr Anlässe für die Verhängung 
von Arrest geben sollte als in Bremen oder Berlin, ist allerdings un-
wahrscheinlich; vielmehr muss es sich um eine Folge „unterschiedli-
cher Sanktionsstile bzw. Strafmentalitäten“ (Walter 2006 vor § 102 
Rdnr. 2) handeln. Diese sind offenbar im Rahmen des gleichen Ge-
setzes möglich, ohne dass die Betroffenen sich effektiv dagegen 
wehren können. 
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Lockerungen (Ausgang, Urlaub)
Auch hier ist die Praxis durch extreme Unterschiede gekennzeichnet, 
obwohl die Voraussetzungen für die Gewährung von Ausgang und 
Urlaub in § 11 Abs. 2 StVollzG bundeseinheitlich vorgegeben ist (vgl. 
Feest/Lesting 2005). Gefangene in Berlin und Nordrhein-Westfalen, 
Schleswig-Holstein und Bremen haben eine zehnmal größere Chance, 
Ausgang zu erhalten, als diejenigen in Bayern oder Sachsen-Anhalt. 
Die Aussicht auf Urlaub ist in Berlin, dem Saarland oder NRW mehr 
als doppelt so hoch wie in Baden-Württemberg, mehr als dreimal so 
hoch wie in Bayern und mehr als zehnmal so hoch wie in Sachsen-An-
halt. Auch dies kann schwerlich an einer ungleichen Verteilung locke-
rungsgeeigneter Gefangener liegen. Dass es sich um Unterschiede in 
der Lockerungspolitik handelt, wird vollends deutlich, wenn man den 
Wandel des vollzugspolitischen Klimas seit Mitte der 90er Jahre be-
trachtet, der in vielen Bundesländern zu einer drastischen Redukti-
on der Hafturlaube geführt hat (in Bremen, Brandenburg und Hes-
sen seit 1998/99 um über 50 %), während sich andere (z. B. Berlin und 
Thüringen) diesem Trend bisher nicht angeschlossen haben. 

Stromkosten
Bislang sind Stromkosten im Strafvollzugsgesetz nicht speziell ge-
regelt. Sie werden daher unter die allgemeinen Vollzugskosten ge-
rechnet, für die von den Gefangenen in der Regel kein Haftkosten-
beitrag verlangt werden kann (§ 50 StVollzG). In den letzten Jahren 
jedoch hat man damit angefangen, eine Beteiligung an den Strom-
kosten für die in den Zellen betriebenen Elektrogeräte zu verlangen. 
Eine Umfrage des Strafvollzugsarchivs im Frühjahr 2006 (Feest/Köh-
ne 2006) ergab, dass dies zumindest in Baden-Württemberg, Bre-
men, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz und Sachsen-Anhalt der Fall ist. 
Die Regelungen sind je nach Bundesland höchst unterschiedlich. So 
verlangen Bremen und Sachsen-Anhalt eine monatliche Pauschale 
von 2 Euro pro Gerät. Baden-Württemberg fordert je nach Leistungs-
stärke der Geräte pauschal zwischen 0,85 und 1,70 Euro zuzüglich ei-
ner Stromkostenpauschale, die je nach Gerätekombination zwischen 
1,20 und 4,10 Euro beträgt. Dies ist der Beginn eines Trends, Gefan-
gene generell an den Vollzugskosten zu beteiligen (vgl. AK StVollzG 
2006 § 19 Rn. 4; § 50 1–17; § 59 Rn. 1–3; § 61 Rn. 5–9; § 177 Rn. 4). 

Das zuletzt erwähnte Beispiel ist zugleich ein Beleg für den 
schon vor der Verabschiedung von Länderstrafvollzugsgesetzen ein-
geläuteten „Schäbigkeitswettbewerb“ (Dünkel/Schüler-Springorum 
2006). Auch ist durchaus wahrscheinlich, dass einzelne Bundesländer 
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versuchen werden, durch einen billigeren, weniger personalintensi-
ven und angebotsreduzierten Strafvollzug die Kosten für den Staat 
möglichst niedrig zu halten. Beispiele dafür – noch unter Geltung 
des Strafvollzugsgesetzes – sind die Schließung offener und sozial-
therapeutischer Anstalten in Hamburg, die Abschaffung einer selbst-
ständigen Jugendstrafanstalt in Bremen und die Schließung der Ge-
fängnisbüchereien im niedersächsischen Erwachsenenvollzug. 

Mobilisierung von Gegenkräften
Gibt es gar keinen Hoffnungsschimmer? Wo wäre anzusetzen, wenn 
man Gegenkräfte mobilisieren möchte? Mir scheint, beim Bundesver-
fassungsgericht, bei den Europäischen Gefängnisregeln und bei einem 
noch zu schaffenden Bundesbeauftragten für das Gefängniswesen.

Bundesverfassungsgericht
Das Strafvollzugsgesetz wäre wahrscheinlich nie zustande gekom-
men, hätte das Bundesverfassungsgericht nicht Anfang der 1970er 
Jahre den Gesetzgeber aufgefordert, die vom Grundgesetz gefor-
derte gesetzliche Grundlage für Rechtseinschränkungen im Straf-
vollzug zu schaffen (BVerfGE 33, 1). Das Gericht begnügte sich damit 
aber nicht, sondern machte in weiteren Entscheidungen Vorgaben 
für die Ausgestaltung des Strafvollzugs:

�Das Ziel der Resozialisierung folgt aus dem Sozialstaatsprinzip •	
und hat daher Verfassungsrang (BVerfGE 35, 236).
�Der Staat hat den Strafvollzug so auszustatten, wie es zur Reali-•	
sierung des Vollzugsziels erforderlich ist, und die entsprechenden 
Personal- und Sachmittel zu stellen (BVerfGE 40, 284).
�Die von Gefangenen geleistete Arbeit muss angemessene Aner-•	
kennung finden (BVerfGE 98, 169).
�Die Mehrfachbelegung einer Einzelzelle verstößt in der Regel ge-•	
gen das Grundrecht der Menschenwürde der Gefangenen (BVerfG 
ZfStrVo 2002, 176 und 178).
�Eine Information, die Gefangene über ihre Rechte belehrt, darf •	
nicht schon aus dem Grunde verboten werden, weil sie das Ein-
legen von Rechtsbehelfen durch Gefangene wahrscheinlicher 
macht (BVerfG in: Burkhardt/Graebsch/Pollähne [Hg.] 2005, 435).
�Die Kontaktpflege zu Angehörigen und anderen den Gefange-•	
nen nahestehenden Personen ist während der gesamten Haftzeit 
zu fördern und insbesondere bei Verlegungen zu berücksichtigen 
(BVerfG v. 19.04. 2006 – 2 BvR 818/059).
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Weitere detaillierte Vorgaben hat das Gericht für den Jugendstraf-
vollzug gemacht (BVerfG v. 31.05. 2006).

Diese Liste ließe sich beliebig verlängern und zeigt, welch wich-
tige Rolle das Bundesverfassungsgericht bei der Fortentwicklung 
des Strafvollzugsrechts gespielt hat und spielt. Und mit der Föde-
ralismusreform wird es an Bedeutung nicht verlieren, sondern eher 
noch gewinnen, weil sich Gefangene wohl noch häufiger als bisher 
an das höchste Gericht wenden werden. Dabei werden sie sich leider 
auch viele Illusionen machen, da das Gericht dem Gesetzgeber ei-
nen beträchtlichen Gestaltungsspielraum einräumt. Dennoch bieten 
der Verfassungsrang des Resozialisierungsziels und der Gleichheits-
grundsatz genügend Ansatzpunkte für eine laufende Überprüfung 
der Landesgesetze und der auf ihnen beruhenden Vollzugspraxis. 

Europäische Gefängnisregeln
Weniger bekannt bei Gefangenen und ihren Helfer(inne)n sind die 
schon seit 1973 existierenden Europäischen Gefängnisregeln (Euro­
pean Prison Rules), deren Neufassung das Ministerkomitee des Eu-
roparats in Straßburg Anfang 2006 verabschiedet hat (Feest 2006). 
Hier werden europäische Maßstäbe für Menschenrechte im Justiz-
vollzug gesetzt, hinter die auch die Landesgesetzgeber nicht ohne 
Weiteres zurückgehen können. Einige Beispiele:

�In Regel 19.3 heißt es, dass Gefangene „jederzeit Zugang zu Toi-•	
letten haben müssen, die hygienisch sind und die Intimsphäre re-
spektieren“. Damit sind die in Deutschland immer noch vielfach 
üblichen „Wohnklos“ oder gar die Rückkehr zu ihnen unverein-
bar.
�Regel 20.1 geht davon aus, dass Gefangene grundsätzlich eige-•	
ne Kleidung tragen und ihnen Anstaltskleidung nur gestellt wird, 
wenn sie über keine brauchbare Kleidung verfügen. Dies geht 
über § 20 StVollzG hinaus, der grundsätzlich Anstaltskleidung 
vorschreibt (und an dem sich jetzt die Entwürfe der meisten Län-
der orientieren).
�Regel 25.2 verlangt, dass allen Gefangenen erlaubt wird, „so vie-•	
le Stunden pro Tag außerhalb ihrer Zelle zu verbringen, wie dies 
für ein angemessenes Maß an zwischenmenschlicher und sozi-
aler Interaktion erforderlich ist“. Eine Abkehr von der in § 17 
StVollzG festgelegten gemeinsamen Freizeit der Gefangenen 
(„Aufschluss“) stünde im Widerspruch hierzu. 
�Regel 28.4 lautet: „Bildung soll im Gefängnis keinen geringeren •	
Status haben als Arbeit, und die Gefangenen dürfen weder fi-
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nanzielle noch sonstige Nachteile erleiden, wenn sie an Bildungs-
maßnahmen teilnehmen.“ Für Ausbildungsmaßnahmen ein ge-
ringeres Entgelt vorzusehen (etwa als Sparmaßnahme) als für die 
Gefangenenarbeit, wäre mit dieser Regel nicht vereinbar.
�Laut Regel 78 sollen Vollzugsbedienstete normalerweise auf Dau-•	
er und im Rahmen des öffentlichen Dienstes eingestellt werden, 
womit sich eine weitergehende Privatisierung des Vollzugs nicht 
vereinbaren ließe.
�Regel 93.1 verlangt zusätzlich zur staatlichen Aufsicht die Über-•	
wachung der Gefängnisse durch „unabhängige Einrichtungen, 
deren Erkenntnisse veröffentlicht werden sollen“. Das Strafvoll-
zugsgesetz kennt zwar Anstaltsbeiräte, deren Unabhängigkeit ist 
jedoch wegen der Bestellung durch das jeweilige Justizministeri-
um zweifelhaft. Hier wird sich der Gesetzgeber etwas Neues ein-
fallen lassen müssen.

Zwar sind die Europäischen Gefängnisregeln bloße Empfehlungen, 
welche die Gerichte nicht binden. Doch der Europäische Ausschuss 
für die Verhütung von Folter (CPT) legt sie bei seinen Gefängnisbe-
suchen in europäischen Ländern als Mindestmaß für menschenwür-
dige Haftbedingungen zugrunde. Auch der Europäische Gerichts-
hof für Menschenrechte zitiert diese Normen neuerdings in seinen 
Entscheidungen. 

Gefängnisbeauftragter des Bundes
Schon bisher wäre eine stärkere Präsenz des Bundes im Gefäng-
niswesen sinnvoll gewesen. So hätte man sich gewünscht, dass das 
Bundesministerium der Justiz die Umsetzung des (Bundes-)Strafvoll-
zugsgesetzes durch die Landesjustizverwaltungen überwacht. Das 
Ministerium hat sich jedoch im Wesentlichen auf das Einsammeln 
der Strafvollzugsstatistiken der Länder beschränkt. Darüber hinaus 
hat es alle fünf Jahre die CPT-Berichte über Gefängnisbesuche an 
die Landesministerien weitergeleitet und aus deren Antworten eine 
„Antwort der Bundesregierung“ verfertigt. Angesichts der oben 
skizzierten Uneinheitlichkeit der Länderpraxis wäre für die Siche-
rung der Rechtseinheit allerdings mehr nötig gewesen. 

Dass auch noch die Gesetzgebungskompetenz auf die Län-
der übergeht, könnte den Anschein erwecken, der Bund sei nun-
mehr jeglicher Verantwortung ledig. Dies ist jedoch nicht der Fall: 
Der Bund hat weiterhin Deutschland nach außen zu vertreten und 
muss sich verantworten, wenn europäische oder UNO-Gremien die 
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Einhaltung menschenrechtlicher Mindeststandards in den Gefäng-
nissen anmahnen. Das betrifft übrigens nicht nur die Justizvoll-
zugsanstalten, sondern auch Maßregelvollzugsanstalten, Abschie-
bungshaftanstalten, Polizeizellen usw. 

Eine neue Situation ist dadurch eingetreten, dass die Bundesre-
publik Deutschland am 20. September 2006 das Zusatzprotokoll zur 
Antifolter-Konvention der UNO (OP-CAT)2 unterschrieben hat. Sie 
hat sich damit völkerrechtlich verpflichtet, einen „Nationalen Prä-
ventionsmechanismus“ zur Verhütung von Folter einzurichten. In 
Art. 17 OP-CAT heißt es dazu:

„Jeder Vertragsstaat unterhält, bezeichnet oder schafft spätestens ein 
Jahr nach Inkrafttreten dieses Protokolls oder nach seiner Ratifikation 
oder dem Beitritt dazu einen oder mehrere unabhängige nationale 
Präventionsmechanismen zur Verhinderung von Folter auf inner­
staatlicher Ebene. Durch dezentralisierte Einheiten geschaffene 
Mechanismen können für die Zwecke dieses Protokolls als nationale 
Präventionsmechanismen bezeichnet werden, wenn sie den Bestim­
mungen des Protokolls entsprechen.“ 

Im Einzelnen hat sich Deutschland dazu verpflichtet, die Unabhän-
gigkeit der Institution und ihres Personals zu garantieren und die 
nötigen Mittel bereitzustellen (Art. 18 OP-CAT). Die neue Institu-
tion erhält die Befugnis, „die Behandlung von Personen, denen ... 
die Freiheit entzogen ist, mit dem Ziel zu prüfen, erforderlichenfalls 
den Schutz dieser Personen vor Folter und anderer grausamer, un-
menschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe zu ver-
stärken“ und entsprechende Empfehlungen auszusprechen (Art. 19 
OP-CAT). Die unabhängigen Inspekteure sollen Zugang zu allen In-
formationen, aber auch zu allen Haftorten sowie Gelegenheit zu 
Gesprächen mit allen Gefangenen erhalten (Art. 20 OP-CAT). Da-
bei empfiehlt sich eine Orientierung an der Struktur und den Er-
fahrungen des Europäischen Komitees zur Verhütung von Folter 
(CPT): multidisziplinäre Zusammensetzung der Inspektionsgruppen, 
arbeitsfähige Verwaltung, regelmäßige Follow-up-Besuche, Zusam-
menarbeit mit Anstaltsbeiräten und NGOs, rechtspolitische Öffent-
lichkeitsarbeit (zu Einzelheiten vgl. Feest 2007).

2		 Siehe „Fakultativprotokoll zum Übereinkommen gegen Folter und andere grausame, un-
menschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe“, im Internet unter http://www.apt.ch 
(zuletzt besucht am 12.12. 2007).
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Diese internationale Verpflichtung enthält die Chance, dass in 
Deutschland – nach dem Vorbild des Wehr- oder Datenschutzbe-
auftragten – endlich ein „Gefängnisbeauftragter des Bundes“ ge-
schaffen wird. Damit würde auch die alte Forderung nach einem 
Ombudsmann für Gefängnisse erfüllt (Kretschmer 2005), den es in 
vielen anderen Staaten gibt, sei es als allgemeine Institution der 
Verwaltungskontrolle (in Österreich, Skandinavien, Spanien, Polen, 
Australien) oder als speziellen Gefängnisombudsmann (in Kanada, 
Großbritannien und Nordirland3). 
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Offizielle Strukturen 
des Justizvollzugs

Brigitte Taylor-Schultz

Nach 1945 orientierte sich der Justizvollzug an der Dienst- und Voll-
zugsordnung, die in allen Ländern der Bundesrepublik Gültigkeit 
hatte. Da es sich hierbei lediglich um eine Verwaltungsvorschrift 
handelte, Eingriffe in die Grundrechte der Bürgerinnen und Bürger 
aber nur auf Gesetzesgrundlage erfolgen dürfen, wurde am 1.1.1977 
das Strafvollzugsgesetz („Gesetz über den Vollzug der Freiheitsstra-
fe und der freiheitsentziehenden Maßregeln der Besserung und Si-
cherung“) erlassen. Bis zum 1.9.2006 war das Bundesjustizministeri-
um zuständig für die gesetzliche Rahmenregelung des Strafvollzugs 
und die dazugehörigen bundeseinheitlichen Verwaltungsvorschrif-
ten. Die Ausführungsvorschriften erließen die Länder in eigener Zu-
ständigkeit. Im Rahmen der Föderalismusreform beschlossen dann 
Bund und Länder, den Justizvollzug wieder in die alleinige Zustän-
digkeit der Länder zurückzugeben, wie dies vor 1977 der Fall war. 
Das Strafvollzugsgesetz des Bundes wirkt bis zum Inkrafttreten der 
jeweiligen Landesjustizvollzugsgesetze fort. 

Diese Reform wurde beschlossen, obwohl sich die Fachleu-
te mehrheitlich dagegen ausgesprochen hatten. Befürchtet wurde 
und wird, dass die gesetzlichen Regelungen künftig noch stärker 
als bisher an die Vollzugspraxis und Haushaltslage der Bundeslän-
der angepasst werden. Schon bisher wurden viele fortschrittliche 
Regelungen des Strafvollzugsgesetzes – unter anderem zur Unter-
bringung und Behandlung der Gefangenen – nicht oder jeweils un-
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terschiedlich umgesetzt. Welche Gesetze die Länder für die Ausge-
staltung des Strafvollzugs erlassen werden, ist derzeit noch nicht 
absehbar. Eine grundsätzliche Neustrukturierung und Neuorganisa-
tion des Vollzugs ist jedoch nicht zu erwarten. (Zum aktuellen Stand 
der Ländergesetzgebung siehe Feest, „Alles anders? – Die Zukunft 
des deutschen Justizvollzugs“, S. 10 in diesem Band).

Das Landesministerium der Justiz
Die Landesjustizministerien regeln – vorläufig noch im Rahmen der 
Bundesgesetzgebung – den Justizvollzug durch eigene Erlasse, Ver-
waltungsvorschriften und Verfügungen. Außerdem sind sie für die 
personelle, bauliche und wirtschaftliche Ausgestaltung des Vollzugs 
zuständig.

Mit ihrer Fachabteilung Justizvollzug beraten die Justizminis-
terien die Landesparlamente, bereiten Entscheidungen vor und set-
zen sie um. Ihnen obliegt die Dienst- und Fachaufsicht über alle 
nachgeordneten Behörden; sie genehmigen grundsätzliche Voll-
zugskonzepte, stellen Bedienstete des höheren Dienstes ein und 
zeichnen verantwortlich für die Vollzugs-, Finanz- und Personalpla-
nung. Durch Strukturreformen haben die Justizvollzugsanstalten in 
den letzten Jahren mehr Eigenständigkeit erhalten. Durch Budge-
tierung, Zuständigkeit für die eigene Personalauswahl und Einstel-
lungskompetenz arbeiten die Anstalten zunehmend unabhängig 
und eigenverantwortlich.

Die Justizvollzugsanstalt
Anstaltsleitung 

Die Anstaltsleitung hat die alleinige Regelungshoheit innerhalb der 
Anstalt und vertritt diese nach außen. Sie trägt Verantwortung für 
die Sicherheit der Anstalt und für alle die Anstalt, die Gefangenen 
und Bediensteten betreffenden Angelegenheiten. Die Anstaltslei-
tung wird in der Regel von Beamten des höheren Dienstes, vorran-
gig Juristen mit der Befähigung zum Richteramt, wahrgenommen. 
Bedienstete anderer Fachrichtungen, z. B. Psychologen oder Sozial-
arbeiter, sind in dieser Funktion selten anzutreffen; das Gleiche gilt 
für Frauen.

Der Anstaltsleitung obliegt die Planung und Ausgestaltung 
des Vollzugs und hat für den reibungslosen Ablauf in der Anstalt 
zu sorgen. Sie legt die Aufgaben und Kompetenzen der Dienste, 
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Abteilungen und Mitarbeiter/innen in einem Geschäftsverteilungs-
plan fest, entwickelt Aufgaben- und Stellenbeschreibungen, ermit-
telt Personal- und Wirtschaftsfinanzbedarf und koordiniert, z. B. 
durch ein Konferenzsystem, die Zusammenarbeit der Bereiche. Sie 
ist verantwortlich für die gesamte Struktur, Organisation und Kom-
munikation innerhalb der Anstalt. Bestimmte Aufgaben können an 
Mitarbeiter/innen delegiert und zur eigenständigen Bearbeitung 
übertragen werden. 

Die Anstaltsleitung hat die Fach- und/oder Dienstaufsicht über 
folgende Bereiche:

�allgemeine Verwaltung mit mittlerem, gehobenem und höherem •	
Vollzugs- und Verwaltungsdienst
�allgemeiner Vollzugsdienst einschließlich Werkdienst (mittlerer •	
Dienst)
�besondere Fachdienste des gehobenen und höheren Dienstes: •	
Psycholog(inn)en, Sozialarbeiter/innen, (Sozial-)Pädagog(inn)en, 
Soziolog(inn)en
Medizinischer Dienst•	
Seelsorge.•	

Der Leiter oder die Leiterin einer Anstalt trifft – nach Besprechun-
gen in Konferenzen – alle Entscheidungen, die Gefangene betref-
fen, z. B. über Vollzugslockerungen, Vollzugspläne, Disziplinarmaß-
nahmen, besondere Sicherungsmaßnahmen, Beschwerden, Stel-
lungnahmen in Gnadensachen, vorzeitige Entlassung, Verlegungen 
in andere Vollzugseinrichtungen usw. Diese Aufgaben und Entschei-
dungsbefugnisse können an ausgewählte Bedienstete übertragen 
werden.

Große Justizvollzugsanstalten sind oft in Teilanstalten oder 
selbstständige Abteilungen gegliedert, die von Bediensteten aller 
Fachrichtungen des gehobenen und höheren Dienstes geleitet wer-
den können. Sie erhalten ihre Zuständigkeiten und Entscheidungs-
kompetenzen entweder von der Anstaltsleitung durch Delegation 
oder durch Mandat der übergeordneten Behörde. Aufgaben und 
Befugnisse können deshalb sehr unterschiedlich sein und sollten in 
jedem Bundesland und jeder Anstalt gesondert erfragt werden. Lei-
ter/innen solcher Teilanstalten oder Abteilungen sind, obwohl sie 
weitgehend selbstständig und unabhängig arbeiten können, wei-
terhin der Anstaltsleitung unterstellt. Kleinere Anstalten verfügen 
in der Regel über Stellvertreter/innen, die auch Teilaufgaben der 
Anstaltsleitung wahrnehmen. 
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Gegen den Willen der Anstaltsleiter/innen sind keine Maß-
nahmen durchführbar; sie können Behandlungs- und Betreu-
ungsmaßnahmen aussetzen, wenn sie Bedenken haben und etwa 
die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt beeinträchtigt sehen. 
Sie entscheiden auch über die Zulassung oder den Ausschluss von 
Vollzugshelfer(inne)n und ehrenamtlichen Betreuer(inne)n. 

Verwaltung
Die Verwaltung mit ihren Abteilungen ist für die Verwaltung und 
Versorgung der Gefangenen, für die Instandhaltung und Funktions-
fähigkeit der Anstalt und für die Anstaltsorganisation verantwort-
lich. An der Spitze steht die Verwaltungsleitung. Ihr unterstehen:

�die •	 Hauptgeschäftsstelle, zuständig für Personalverwaltung und 
alle sonstigen Verwaltungsvorgänge, Generalaktenverwaltung 
usw.
�die •	 Vollzugsgeschäftsstelle, zuständig für Aufnahme und Entlas-
sung der Gefangenen, Verwaltung der Gefangenenpersonalak-
ten, Ausstellung von Haftbescheinigungen, Kontrollstelle für die 
Strafvollsteckung usw.
�die •	 Arbeitsverwaltung, zuständig für die Zuteilung der Arbeit an 
die Gefangenen, die Abrechnung der Arbeitsentgelte, Verhand-
lungen mit Firmen, die im Vollzug arbeiten lassen, Ausstellung 
von Arbeits- und Verdienstbescheinigungen, Aufsicht über Werk-
dienst usw.
�die •	 Wirtschaftsverwaltung, zuständig für die Bewirtschaftung der 
Anstalt, für Verpflegung, Beschaffung aller Art, Verwaltung und 
Kontrolle der Haushaltsmittel, Bedarfsermittlung usw.
�die •	 Bauverwaltung, zuständig für die Instandhaltung der Anstalt, 
bauliche Veränderungen usw.
�die •	 Zahlstelle, zuständig für den Geldverkehr der Anstalt und die 
Verwaltung der Gefangenengelder; Ein- und Auszahlungsstelle 
für Haushaltskonten usw.
�Sicherheit und Ordnung•	 , zuständig für die Überprüfung und Ge-
währleistung von Sicherheit und Ordnung in der Anstalt; Anord-
nung/Aufhebung besonderer Sicherungsmaßnahmen, Gewäh-
rung/Versagung von Gegenständen für Gefangene, Zulassung 
ehrenamtlicher Betreuer/innen, Mitwirkung bei Vollzugsmaßnah-
men wie z. B. Ausführungen, Ausgänge, Urlaube; Stellungnah-
men zur vorzeitigen Entlassung, Anhalten unerlaubter Schreiben 
und Gegenstände; Vorbereitung/Bearbeitung von Disziplinar-
maßnahmen bei Verstößen der Gefangenen gegen die Hausord-
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nung oder Gesetze; Anordnung/Durchführung besonderer Kont-
rollen, z. B. bezüglich Drogen, und vieles mehr.

Dies ist nur ein kleiner Ausschnitt der vielfältigen Aufgaben der Ver-
waltung, die in etwa mit einer Kommunalverwaltung vergleichbar 
ist. Sie handelt im Rahmen gesetzlicher Vorschriften und vollzugspo-
litischer Vorgaben. 

In der Verwaltung sind Mitarbeiter/innen des mittleren Verwal-
tungsdienstes und des gehobenen Vollzugs- und Verwaltungsdiens-
tes beschäftigt. Letztere werden an einer Fachhochschule der Justiz 
ausgebildet und verfügen über einen Abschluss als Diplomverwal-
tungswirt.

Der allgemeine Vollzugsdienst
Die größte Gruppe der Bediensteten im Vollzug stellt der allgemei-
ne Vollzugsdienst. Er ist der im Vollzug für den Vollzug ausgebilde-
te Fachdienst. Die Ausbildung beträgt in der Regel zwei Jahre und 
umfasst Theorie und Praxis, Lehrinhalte aus den Bereichen Recht 
wie auch Psychologie, Sozialarbeit und Soziologie. Der allgemei-
ne Vollzugsdienst ist gemäß dem Auftrag des Strafvollzugsgesetzes 
für Sicherheits-, Versorgungs- und Betreuungsaufgaben zuständig. 
Neben der materiellen Versorgung der Gefangenen steht deren so-
ziale und berufliche (Wieder-)Eingliederung; im Vollzugsalltag tritt 
dieser Auftrag aufgrund der Organisation der Haftanstalten und 
wegen Personalmangels allerdings häufig hinter den Schutz- und Si-
cherungsauftrag zurück. 

Der allgemeine Vollzugsdienst ist sieben Tage die Woche rund 
um die Uhr im Einsatz. Wegen des Schichtdienstes werden die Mit-
arbeiter/innen immer wieder an wechselnden Arbeitsplätzen einge-
setzt, sodass kontinuierliches Arbeiten kaum möglich ist. Diese Be-
diensteten arbeiten jedoch die längste Zeit und am engsten mit den 
Gefangenen zusammen. Sie sind deren vorrangige Ansprechpartner/
innen; von ihnen sind die Gefangenen – mehr als von anderen – ab-
hängig. 

In Haftanstalten ausschließlich für Männer ist der Einsatz weib-
licher Bediensteter im allgemeinen Vollzugsdienst inzwischen kei-
ne Ausnahme mehr, sondern eher eine Selbstverständlichkeit; das 
Gleiche gilt für die Beschäftigung männlicher Bediensteter in Frau-
enhaftanstalten. Aber nicht immer sind sie in ausreichendem Maße 
auf die Besonderheiten ihres Aufgabenbereichs vorbereitet, sodass 
es zwischen inhaftierten Frauen und männlichen Bediensteten wie 
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auch zwischen inhaftierten Männern und weiblichen Bediensteten 
gelegentlich zu Problemen kommen kann. 

Die Leiter/innen des allgemeinen Vollzugsdienstes sind verant-
wortlich für den Personaleinsatz und die Dienstpläne. Zu ihren Auf-
gaben gehört die Gestaltung der praktischen Ausbildung neuer Mit-
arbeiter/innen und die Beratung der Anstaltsleitung in personellen 
und vollzugsspezifischen Angelegenheiten. Dabei stehen ihnen Be-
reichsleiter/innen, Abteilungs- und Werkbeamte, Sanitätsbedienste-
te (zumeist ausgebildete Krankenpfleger/innen) usw. zur Seite.

Die Mitarbeiter/innen des allgemeinen Vollzugsdienstes versor-
gen die Gefangenen, sichern die Anstalt im Innern und nach außen 
und wirken im Rahmen von Konferenzen an Entscheidungen mit, die 
einzelne Gefangene und die Anstalt insgesamt betreffen. Sie sind 
auf unterschiedliche Weise an Lockerungsentscheidungen, Stellung-
nahmen, Erstellung von Vollzugsplänen usw. beteiligt. Ihre Beteili-
gung ist auch vorgesehen bei der Organisation von Sport- und Frei-
zeitmaßnahmen, bei beruflicher Beratung, Arbeit und Ausbildung 
der Gefangenen, Suchtberatung, Schuldnerberatung, sozialem Trai-
ning, Arbeitstherapie, Wohngruppenarbeit, Behandlungs- und Be-
treuungsmaßnahmen.

Dienste besonderer Fachrichtungen
Für die Betreuung und Behandlung der Gefangenen, für die Be-
ratung der Anstaltsleitung und die Zusammenarbeit mit externen 
Diensten und Institutionen gibt es im Vollzug Mitarbeiter/innen mit 
besonderer Fachausbildung. Fachdienste arbeiten auf der Grund-
lage ihrer Profession, gesetzlicher Regelungen und im Rahmen ih-
rer Richtlinien an der Ausgestaltung des Vollzugs und der Resoziali-
sierung der Gefangenen mit. Sie unterliegen der Dienstaufsicht der 
Anstaltsleitung und nehmen ihre Aufgaben entsprechend der in der 
Anstalt gültigen Geschäftsverteilungspläne wahr. 

Medizinischer Dienst
Große Anstalten haben in der Regel eigene Ärzte oder Ärztinnen, 
kleineren stehen Vertragsärzte/-ärztinnen für die Behandlung der 
Inhaftierten zur Verfügung. Jede/r Gefangene wird zu Haftbeginn 
ärztlich untersucht. Die medizinische Grundversorgung während 
der Haft geschieht von Amts wegen, eine freie Arztwahl gibt es im 
Vollzug nicht. Besondere Behandlungen werden nach Überweisung 
innerhalb oder außerhalb des Vollzugs im Rahmen allgemeingül-
tiger Bestimmungen durchgeführt. Der Arzt/die Ärztin unterliegt 
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grundsätzlich der Schweigepflicht, und die Krankenakten sind nicht 
zugänglich, meist auch nicht für die Gefangenen. Die Zusammen-
arbeit und das Vertrauensverhältnis zwischen Arzt und Patient sind 
unter den Bedingungen des Vollzugs nicht immer unproblematisch, 
insbesondere wenn es um medizinische Probleme geht, die mögli-
cherweise Einfluss auf vollzugliche Entscheidungen haben, wie dies 
z. B. bei einer HIV-Infektion oder Suchtmittelabhängigkeit der Fall 
sein kann. 

Psychologischer Dienst
Psycholog(inn)en wirken bei der Behandlung und Betreuung der Ge-
fangenen mit, indem sie unter anderem an der Erstuntersuchung zu 
Beginn der Haft beteiligt sind. Sie geben Gutachten zu Gefangenen 
ab, die wegen Gewalt- oder Sexualstraftaten oder wegen Drogen-
delikten verurteilt wurden und Lockerungen (Verlegung in den of-
fenen Vollzug, Urlaub usw.) erhalten sollen. Sie prüfen dabei, ob die 
Gefahr einer Wiederholung der Straftat besteht, ob Missbrauch von 
Lockerungen zu befürchten ist oder ob sich Gefangene der weiteren 
Strafvollstreckung entziehen könnten. Bei besonderen Vorkomm-
nissen wird ebenfalls der Rat der Psycholog(inn)en zu möglicher Ge-
walttätigkeit, Suizidgefahr oder psychischer Erkrankung eingeholt. 
Psycholog(inn)en mit therapeutischer Ausbildung bieten für be-
stimmte Gefangene auch Einzel- und/oder Gruppentherapie oder 
psychologische Beratung an. Ihr Wissen und ihre fachliche Kompe-
tenz können sie in die Beratung der Anstaltsleitung einbringen und 
so auf die Vollzugspläne und die Ausgestaltung des Vollzugs einwir-
ken. Gelegentlich sind Psycholog(inn)en auch als Anstalts- oder Ab-
teilungsleiter/innen eingesetzt. Darüber hinaus wirken sie bei der 
Aus- und Fortbildung der Bediensteten im Vollzug mit. Sind meh-
rere Psycholog(inn)en in einer Anstalt, bilden sie in der Regel einen 
Fachdienst mit einem Sprecher, der ihre Interessen vertritt und als 
Ansprechpartner zur Verfügung steht. Die Psycholog(inn)en unter-
stehen der Dienst- und Fachaufsicht der Anstaltsleitung insofern, als 
ihre Maßnahmen die Sicherheit und Ordnung nicht stören dürfen.

Sozialdienst
Den Sozialdienst bilden Sozialarbeiter/innen, Sozialpädagog(inn)
en (mit abgeschlossenem Studium der Fachrichtung Sozialwesen 
und staatlicher Anerkennung) und die ihnen aus anderen Fach-
diensten zugeteilten Mitarbeiter/innen. Dazu gehören unter ande-
rem Bedienstete des mittleren Verwaltungs- und Vollzugsdienstes, 
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Suchtberater/innen und Schuldnerberater/innen. Sozialarbeiter/
innen und Sozialpädagog(inn)en wirken bei Behandlungsuntersu-
chungen, der Erstellung von Vollzugsplänen, der Ausbildung der Be-
diensteten und der Ausgestaltung des Vollzugs mit. Sie nehmen an 
Fach- und Vollzugskonferenzen teil und erstellen Beiträge für Stel-
lungnahmen zu Vollzugsentscheidungen, Lockerungen und vorzei-
tigen Entlassungen.

Sozialarbeiter/innen und Sozialpädagog(inn)en beraten Gefan-
gene in sozialen Fragen und vermitteln sie an andere Beratungs- 
und Hilfseinrichtungen innerhalb und außerhalb des Vollzugs. Bei 
der Freizeitplanung wirken sie ebenso mit wie bei schulischer und 
beruflicher Beratung, Schuldnerberatung und Schuldenregulierung 
sowie bei Drogen- oder Alkoholberatung und Therapievermittlung. 
Sie bieten soziale Einzelhilfe und Gruppenarbeit an, leiten oder be-
raten Betreuungsgruppen und fördern die Beziehung der Gefange-
nen zu Angehörigen und anderen Personen, Gruppen und Instituti-
onen außerhalb des Vollzugs. 

Vom ersten Tag der Inhaftierung an sollen durch geeignete 
Maßnahmen die Entlassung und Wiedereingliederung der Gefan-
genen in die Gesellschaft vorbereitet werden. Dazu finden neben 
individuellen Maßnahmen z. B. Eheseminare und soziale Trainings-
maßnahmen wie spezialisierte, themenzentrierte Gruppenarbeit 
statt, die oft von Sozialarbeiter(inne)n und Sozialpädagog(inn)en 
initiiert, organisiert, vorbereitet und geleitet werden. Im Rahmen 
der Zusammenarbeit mit Behörden und Stellen der Entlassenen-
fürsorge, der Gerichts- und Bewährungshilfe und der Führungsauf-
sicht, mit Vereinen und Verbänden der Wohlfahrtspflege und der 
Straffälligenhilfe sowie mit Sozial-, Jugend- und Arbeitsämtern sind 
sie zuständig für die Gewinnung, Zulassung und Beratung ehren-
amtlicher Betreuer/innen (auch Vollzugshelfer/innen oder freie Mit-
arbeiter/innen genannt). Der Sozialdienst hat oft Mittlerfunktion 
zwischen verschiedenen Interessengruppen im Vollzug: Einerseits 
erwarten Gefangene eine parteiische Vertretung ihrer Interessen, 
insbesondere gegenüber dem Vollzug, andererseits erwartet die An-
staltsleitung, dass der Sozialdienst sie loyal in der Arbeit mit Gefan-
genen unterstützt. Hier einen Ausgleich unter der Zielsetzung des 
Strafvollzugsgesetzes zu finden, ist für alle Beteiligten nicht immer 
leicht. Die Einflussmöglichkeiten des Sozialdienstes sind begrenzt: 
Zwar verfügen die Sozialarbeiter/innen über die erforderliche Sach- 
und Fachkompetenz, aber oftmals nicht über die für die Umsetzung 
von Maßnahmen erforderlichen Entscheidungsbefugnisse. 
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Sozialarbeiter/innen und Sozialpädagog(inn)en leisten ih-
ren Beitrag zur Ausbildung der Bediensteten aller Fachrichtungen 
im Vollzug und bei der Ausbildung von Praktikant(inn)en. Sie wer-
den auch mit der Leitung von Wohngruppen und Abteilungen (mit 
Mandat) betraut. 

Pädagogischer Dienst
Pädagog(inn)en bzw. Lehrer/innen sind nicht in allen Justizvollzugs-
anstalten vertreten, aber im Jugendvollzug, in Schulabteilungen 
und Ausbildungsbereichen haben sie einen festen Platz. Neben den 
bereits oben genannten Beiträgen zur Vollzugsplanung und -gestal-
tung sind sie vorrangig für die schulische Förderung der Gefange-
nen zuständig. Sie beraten und vermitteln schulische Grund-, Fort- 
und Weiterbildung, Fernkurse und Studien, beteiligen sich an der 
Freizeitgestaltung, unterstützen Gefangenenzeitungen usw. und 
sind in die Ausbildung der Bediensteten im Vollzug eingebunden. 

Seelsorge
Alle Gefangenen haben Anspruch auf religiöse Betreuung durch 
Seelsorger/innen ihrer Religionsgemeinschaft. Deshalb gibt es in 
den Anstalten haupt- oder nebenamtlich tätige Seelsorger/innen der 
großen Kirchen (katholisch/evangelisch). Bei Bedarf werden Kon-
takte auch zu anderen Religionsgemeinschaften und nichtchristli-
chen Kirchen hergestellt. Der Vollzug hat religiöse Vorschriften bei 
der Versorgung und Betreuung der Inhaftierten zu berücksichti-
gen. Seelsorger/innen sind nur ihrer Kirche gegenüber verpflichtet 
und unterliegen auch nicht immer wie andere Berufsgruppen der 
Dienstaufsicht der Anstaltsleitung; sie haben aber selbstverständlich 
die Gesetze und Regelungen der Vollzugsanstalt zu beachten und 
einzuhalten. Auch wenn sie – oft intensiv – an der Betreuung der 
Gefangenen mitwirken, sind sie in der Regel nicht in Entscheidun-
gen eingebunden und nehmen nur bedingt an Konferenzen und 
sonstigen Planungen teil. Neben Gottesdiensten bieten sie häufig 
Gesprächs- und Betreuungsgruppen an, vermitteln bei Partner- oder 
Familienproblemen und kooperieren mit anderen Fachdiensten im 
Rahmen der Betreuung und der Entlassungsvorbereitung. 

Externe Mitarbeiter/innen
Aufgaben, die nicht oder nicht in ausreichendem Maße von haupt-
amtlichen Mitarbeiter(inne)n des Vollzugs zu bewältigen sind, kön-
nen nebenamtlichen Honorarkräften, freien und ehrenamtlichen 
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Mitarbeiter(inne)n und privaten Einrichtungen/Vereinen übertragen 
werden. Freie Träger der Straffälligenhilfe und Drogenberatung so-
wie Aidshilfen usw. bieten eigenständige Beratungs- und Hilfsan-
gebote für Gefangene an; den Zugang hierzu finden die Häftlinge 
über die Vermittlung der Anstalt. So arbeiten Fachkräfte der unter-
schiedlichsten Professionen in vielen Bereichen des Vollzugs mit. Sie 
übernehmen Betreuungsaufgaben, sind aber überwiegend nicht in 
Planungen und Entscheidungen des Vollzugs einbezogen. 

Externe Mitarbeiter/innen müssen durch den Vollzug für ihre 
Tätigkeit in den Anstalten zugelassen werden. Dazu ist in der Regel 
auch eine „Sicherheitsüberprüfung“ erforderlich. Alle haben die Re-
gelungen der Anstalt zu beachten, andernfalls kann ihnen die Zu-
lassung wieder entzogen werden. Die Zusammenarbeit zwischen 
den Gefangenen und den freien Mitarbeiter(inne)n erfolgt auf frei-
williger Basis. Ein Austausch von Informationen zwischen der Justiz-
vollzugsanstalt und externen Mitarbeiter(inne)n sollte nur mit Wis-
sen und Zustimmung der betroffenen Gefangenen erfolgen. 

Externe Mitarbeiter/innen sind für die Inhaftierten oft Bezugs- 
und Vertrauenspersonen besonderer Art, zumal sie eine Verbin-
dung nach außen darstellen und über sie auch Kontakte z. B. zu An-
gehörigen vermittelbar sind. Sie können auch außerhalb der Anstalt 
tätig werden und sind nur dann zur Auskunft verpflichtet, wenn 
die Sicherheit der Gefangenen oder der Anstalt gefährdet ist. Be-
treuer/innen, die in die Justizvollzugsanstalt kommen, bringen ein 
Stück Lebensalltag und Normalität in den Vollzug. Sie erfüllen da-
mit eine wichtige Aufgabe und geben Gefangenen eine Orientie-
rung für das, was sich außerhalb der Mauern abspielt. Durch ihre 
Tätigkeit veranlassen sie außerdem die Vollzugsbediensteten, sich 
immer wieder mit ihrem Handeln und mit den Lebensbedingungen 
der Inhaftierten auseinanderzusetzen. (Siehe hierzu auch Rey, „Be-
ratung und Begleitung im Justizvollzug“, S. 144 in diesem Band.

Anstaltsbeiräte
Neben externen Mitarbeiter(inne)n bilden die Anstaltsbeiräte eine 
weitere Gruppe, die durch ihr Wirken Einfluss auf die Gestaltung 
des Vollzugs und die Betreuung der Gefangenen nehmen kann, 
ohne direkt an Entscheidungen beteiligt zu sein. Anstaltsbeiräte sol-
len durch Anregungen und Verbesserungsvorschläge die Anstalts-
leitung bei der Wiedereingliederung der Gefangenen unterstützen. 
Gefangene können sich direkt und ohne kontrolliert zu werden mit 
Wünschen, Anregungen und Beschwerden an den Beirat wenden.
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Zusammenarbeit aller im Vollzug 
Tätigen

Das Strafvollzugsgesetz verpflichtet alle im Vollzug Tätigen zur Zu-
sammenarbeit, um die Aufgaben des Vollzugs zu erfüllen. Justizvoll-
zugsanstalten sind komplexe Institutionen. Wie in einer Kommu-
ne müssen viele unterschiedliche Menschen mit ihren vielfältigen 
Schwierigkeiten, Wünschen und Erwartungen koordiniert werden. 
Das derzeit noch gültige Strafvollzugsgesetz hat als oberstes Voll-
zugsziel die Resozialisierung festgeschrieben und darüber hinaus 
auch den Schutz der Allgemeinheit als Anspruch anerkannt. Auf-
grund der Größe solcher Einrichtungen steht aber oftmals das rei-
bungslose Funktionieren im Vordergrund. Bis zu 1.000 Gefange-
ne und manchmal ebenso viele haupt- und nebenamtliche, externe 
und freie Mitarbeiter/innen aus mehr als 30 Berufsgruppen und bis 
zu 60 Nationalitäten sollen aufeinander abgestimmt werden. Da 
ist es durchaus möglich, dass individuelle Interessen und Probleme 
hinter generelle Entscheidungen und Handlungen zurückgedrängt 
werden. Je vielfältiger und differenzierter die Angebote im Vollzug 
sind, desto eher ist das Vollzugsziel für jeden einzelnen Gefangenen 
zu realisieren, aber umso komplizierter wird auch der „Apparat“. 

Unerlässlich für eine wirkungsvolle und effiziente Resozialisie-
rungsarbeit sind neben intensiver Kommunikation und Koopera-
tion gegenseitige Anerkennung und Respekt, das Verständnis für 
Rolle und Situation, Zwänge und Abhängigkeiten sowie die Ak-
zeptanz unterschiedlicher Chancen und Möglichkeiten aufgrund 
unterschiedlicher Voraussetzungen und Rahmenbedingungen. Er-
fahrungsaustausch und gegenseitige Unterstützung sind allemal 
hilfreicher – auch für die Gefangenen – als Konkurrenz, Misstrauen 
und Konfrontation. 

In der Vergangenheit haben Ministerien und Vollzugseinrich-
tungen Leitbilder, Zielvereinbarungen und Aufgabenbeschreibun-
gen erstellt, die auch auf den Internetseiten der Einrichtungen 
nachzulesen sind. Weiterführende Informationen zu Berufsbildern 
im Vollzug sind ebenfalls online bei den Justizministerien der Län-
der zu erhalten.

Unterschiedliche Haftformen 
Grundsätzlich sollen – entsprechend den allgemein gültigen Rechts-
verordnungen – Jugendliche von Erwachsenen, Frauen von Män-
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nern, Strafgefangene von Untersuchungsgefangenen getrennt wer-
den. Das hat sachliche, rechtliche und den Behandlungsvollzug1 
betreffende Gründe. 

Die Bundesländer organisieren, strukturieren und finanzieren 
den Vollzug nach eigenen Vorstellungen und in eigener Verantwor-
tung. Einige Länder verfügen über eine Vielzahl unterschiedlicher 
Vollzugseinrichtungen mit speziellen Hilfs-, Behandlungs- und Be-
treuungsangeboten, sowohl im geschlossenen als auch im offenen 
Vollzug. Andere Länder schließen Verträge miteinander und bilden 
so Vollzugsgemeinschaften, um ihre Angebote zu erweitern oder 
die erforderlichen Hafteinrichtungen und die notwendigen Haft-
plätze z. B. in der Ausbildung, im Frauenvollzug oder bei der Betreu-
ung von kranken Gefangenen zu erhalten. 

Untersuchungshaft
Eine gesetzliche Grundlage zur Ausgestaltung der Untersuchungs-
haft und der Betreuung der Gefangenen gibt es bis heute nicht. In 
Haft kommt und bleibt, wer

�einer Straftat verdächtigt wird, die mit einer hohen Strafe be-•	
droht ist, und/oder
keinen festen Wohnsitz hat und/oder•	
bereits mehrfach durch Straftaten aufgefallen ist. •	

Dies ist festgelegt in der Strafprozessordnung (STPO) in den §§ 
112 Abs. 2 Nr. 1–3, § 112 Abs. 3 und § 112a. Die Untersuchungshaft 
dient der Sicherung des Strafverfahrens, deshalb sind auch Untersu-
chungsrichter/innen und die Staatsanwaltschaft für diese Inhaftier-
ten zuständig. Sie entscheiden, mit wem die Gefangenen Kontakt 
haben dürfen und wer sie besuchen darf; sie kontrollieren die Post 
und sind auch sonst für alle Entscheidungen zuständig. Dabei stim-
men sie sich mit der Justizvollzugsanstalt ab und berücksichtigen die 
dort geltenden Regeln und Besonderheiten, die oftmals Einschrän-
kungen mit sich bringen, z. B. hinsichtlich der Häufigkeit und Länge 
von Besuchen, Telefonaten usw. 

Grundlage der Untersuchungshaft ist ein Haftbefehl, der von 
einem Richter oder einer Richterin wegen Verdachts auf eine Straf-
tat erlassen wird. Untersuchungsgefangene sind noch nicht verur-

1		 In den 1970er Jahren wurde der Strafvollzug reformiert und das Strafvollzugsgesetz einge-
führt. Das Ziel der Reform war, vom „Verwahrvollzug“ zum „Behandlungsvollzug“ zu kommen, 
der unterschiedliche Maßnahmen zur Resozialisierung vorsieht.
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teilt, sondern warten auf ihre Gerichtsverhandlung. Sie haben des-
halb andere, in der Untersuchungshaftvollzugsordnung festgelegte 
(aber nicht einklagbare) Rechte und Pflichten als Strafgefangene, 
gelten bis zu einer Verurteilung als unschuldig und sind entspre-
chend zu behandeln.

Jugendliche im Alter von 14 bis 18 Jahren und Heranwachsende 
im Alter von 18 bis 21 Jahren werden gemeinsam, aber getrennt von 
Erwachsenen (über 21 Jahren) untergebracht. Bereits in der Unter-
suchungshaft sollen sie erzieherisch betreut werden. Darüber hinaus 
sollen junge Gefangene ihrer Schulpflicht nachkommen (können). 
Rechtliche Grundlage der Verwahrung sind die Sonderregelungen, 
die in der Untersuchungshaftvollzugsordnung für Jugendliche ent-
halten sind. Während der U-Haft sollen Erkenntnisse über die Per-
sönlichkeit und die Probleme der jungen Menschen gewonnen und 
dem Gericht zur Urteilsfindung zur Verfügung gestellt werden. In 
dieser Zeit soll aber auch mit den Organen der Jugendhilfe und der 
Jugendgerichtshilfe zusammengearbeitet werden, um möglicher-
weise Alternativen zu Haft und strafrechtlichen Sanktionen zu er-
arbeiten.

Die Untersuchungshaft ist in der Regel die erste Instanz, in der 
Jugendliche/Heranwachsende Freiheitsentzug und die Trennung 
von ihrer bisherigen Lebenswelt, ihren sozialen Bezügen usw. er-
leben.

Jugendarrest
Werden Jugendliche/Heranwachsende verurteilt, so ist eine mögli-
che Sanktion der Arrest. Für den Vollzug der „Erziehungsmaßnah-
me“ gibt es gesonderte Jugendarrestanstalten. Arrest bedeutet 
zeitweiliger Entzug der Freiheit, z. B. an Wochenenden (bis zu vier), 
oder Dauerarrest bis zu vier Wochen. Der Arrest soll den Jugendli-
chen einen Eindruck von der Haft vermitteln, sie somit warnen und 
ihnen die Folgen weiterer Straftaten vor Augen führen. Entgegen 
vielen Erkenntnissen und wissenschaftlichen Untersuchungen über 
Wirksamkeit und Sinn dieser Strafe wird sie in einigen Bundeslän-
dern immer noch vollzogen und ausgebaut. 

Jugendstrafe
Jugendliche und Heranwachsende, die zu einer Jugendstrafe (Frei-
heitsentziehende Maßnahme) verurteilt werden, verbringen die-
se bis zu zehn Jahre (Höchststrafe) dauernde „Erziehungsmaßnah-
me“ in Jugendstrafanstalten. Dies sind in der Regel eigenständige 
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Einrichtungen, die den Besonderheiten und Anforderungen des Ju-
gendvollzugs in baulicher, sächlicher und personeller Hinsicht ent-
sprechen sollen. Aufgenommen werden dort junge Menschen im 
Alter zwischen 14 und 24 Jahren. Weibliche Jugendliche und Her-
anwachsende werden, da ihre Zahl klein ist, in getrennten Abteilun-
gen in Einrichtungen für weibliche Strafgefangene untergebracht. 

Grundlage der Arbeit mit jungen Inhaftierten bilden die „Bun-
deseinheitlichen Verwaltungsvorschriften zum Jugendvollzug“ 
(VVJug), sofern die Bundesländer, wie vom Bundesverfassungsge-
richt gefordert, inzwischen nicht eigene Jugendstrafvollzugsge-
setze erlassen haben (wie z. B. Nordrhein-Westfalen am 1.1. 2008). 
Jugendhaft wird überwiegend in geschlossenen Einrichtungen voll-
zogen, obwohl die Vorschriften durchaus auch offenen Vollzug vor-
sehen. Der Jugendvollzug soll erzieherisch gestaltet werden, und 
die dort tätigen Bediensteten sollen über eine besondere Ausbil-
dung verfügen, um diesem Anspruch gerecht werden zu können.

Obwohl die VVJug viele Einzelheiten vom Aufnahmeverfah-
ren bis zur Entlassungsbeihilfe sehr detailliert regeln, mangelt es bis 
heute an einer erzieherischen Zielsetzung und der Entwicklung ent-
sprechender Hilfs- und Betreuungsmaßnahmen, die neben den be-
stehenden schulischen und beruflichen Fördermöglichkeiten ange-
wendet und angeboten werden könnten. Da sich Jugendszenen und 
Lebensbedingungen ständig verändern, steht der Vollzug immer 
wieder vor fast unlösbaren Aufgaben, z. B. bei politisch motivierten 
Straftaten, bei Gewalt oder Drogenproblemen oder bei Fragen und 
Problemen im Zusammenhang mit Migration und Ausländerrecht.

Ab dem 21. Lebensjahr können Inhaftierte durch einen Richter 
– wenn die Gefangenen oder die Anstalt dies beantragen – aus dem 
Jugendvollzug herausgenommen werden, falls sie dessen Anforde-
rungen nicht mehr entsprechen oder mit dessen Mitteln nicht mehr 
zu fördern sind. Wird die Strafe erst nach Vollendung des 21. Le-
bensjahres angetreten, wird sie in der Regel sofort im Erwachsenen-
vollzug vollstreckt. Ausnahmen davon sind möglich.

Erwachsenenvollzug
Der Erwachsenenvollzug unterscheidet grundsätzlich zwischen 
Männer- und Frauenvollzug. Da Frauen zahlenmäßig in der Minder-
heit sind und es in Deutschland nur sehr wenige (und selten offe-
ne) Haftanstalten speziell für Frauen gibt, werden sie überwiegend 
in separaten, an Männeranstalten angegliederten Abteilungen un-
tergebracht (siehe auch Keppler, „Frauen in Haft“, S. 71 in diesem 
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Band). Auch Sondereinrichtungen gibt es in der Regel nur für Män-
ner. Weil sie die Mehrheit der Inhaftierten stellen, sind auch die 
Grundlagen des Vollzugs überwiegend an den Bedürfnissen und Le-
benslagen von Männern ausgerichtet. Gleiches gilt für die bundes-
einheitlichen Verwaltungsvorschriften, die Verwaltungsvorschriften 
der Länder und viele den Alltag in Justizvollzugsanstalten bestim-
mende Regelungen, Erlasse, Verordnungen usw. Auf frauenspezi-
fische Besonderheiten wird im Vollzug – wie in vielen anderen ge-
sellschaftlichen Bereichen auch – kaum oder gar keine Rücksicht 
genommen. Dies gilt von der baulichen Ausgestaltung des Vollzugs 
bis hin zu den Sicherheitsstandards. Oftmals muss durch richterli-
che Einzelentscheidungen auf die speziell weiblichen Belange hin-
gewiesen werden. 

Das Ziel und die Aufgabe des Vollzugs ist in § 2, Satz 1 des 
StVollzG festgelegt und lautet: „Im Vollzug soll der Gefangene fä-
hig werden, künftig in sozialer Verantwortung ein Leben ohne 
Straftaten zu führen.“ Für den Vollzug bedeutet dies: 

�Bei seiner Planung und Ausgestaltung ist darauf zu achten, dass •	
den schädlichen Folgen der Freiheitsentziehung entgegenge-
wirkt wird.
�Er muss den Lebensverhältnissen in Freiheit so weit wie möglich •	
angepasst werden.
�Die Resozialisierung und Wiedereingliederung der Gefangenen •	
muss durch spezielle Maßnahmen, die am ersten Tag der Inhaftie-
rung beginnen, vorbereitet werden. 

Aufgrund der baulichen, personellen und finanziellen Gegebenhei-
ten ist es nicht gelungen, diese Ziele und Aufgaben in den 30 Jah-
ren seit Einführung des Strafvollzugsgesetzes zu realisieren. Ange-
sicht der geänderten und sich verschlechternden wirtschaftlichen 
wie auch gesamtgesellschaftlichen Rahmenbedingungen wird dies 
auch in Zukunft nicht wahrscheinlicher. Schwierigere soziale Le-
bensgrundlagen, Suchtprobleme und migrationsbedingte Proble-
me haben zu einem Anstieg der Kriminalität und damit zu vermehr-
ten Inhaftierungen geführt, sodass heute im Vollzug eher verwahrt 
als betreut wird und dem reibungslosen Funktionieren des Systems 
größere Bedeutung zugemessen wird als dem Resozialisierungsauf-
trag. Personalabbau und Kürzung der Finanzmittel in den Ländern 
tragen zu einer Verschärfung der Situation bei.

Straffällig gewordene Menschen zu befähigen, ohne Strafta-
ten zu leben und sich sozial zu integrieren, setzt voraus, dass sie 
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zu einer Veränderung ihres Lebens bereit sind, aber auch, dass die 
Gesellschaft bereit ist, sie wieder aufzunehmen. Dazu müssen viele 
Organisationen, Institutionen und Menschen unterschiedlicher Pro-
fessionen und Qualifikationen miteinander kommunizieren und ko-
operieren. Der geschlossene Strafvollzug – der sogenannte Normal-
vollzug – bietet dazu noch weniger Chancen als der offene Vollzug.

Geschlossener Vollzug
Der geschlossene Vollzug grenzt sich nach außen stark ab, was z. B. 
die hohen Mauern deutlich machen. Hier werden Gefangene si-
cher verwahrt, oftmals für Jahre, Jahrzehnte oder auch lebenslang, 
und es gibt nur eingeschränkte Öffnungen nach „draußen“. Diese 
Form der Inhaftierung ist in einigen Fällen durchaus begründet und 
schützt die Gesellschaft vor weiteren, möglicherweise schrecklichen 
Taten dieser Menschen. In bestimmten Fällen werden Gefangene 
auch nach Verbüßung ihrer Freiheitsstrafe nicht aus der Haft entlas-
sen, z. B. aufgrund psychologischer Gutachten; sie bleiben dann in 
besonderen Abteilungen in sogenannter Sicherungsverwahrung, ei-
ner Maßnahme der Sicherung und Besserung, die von Gerichten an-
geordnet und in ihrer Dauer ständig überprüft wird. 

Psychisch kranke Straftäter/innen werden in gesonderten Abtei-
lungen von Landeskrankenhäusern oder in psychiatrischen Einrich-
tungen im Maßregelvollzug untergebracht und dort medizinisch-
psychiatrisch behandelt. Diese Einrichtungen sind nicht Bestandteil 
des Vollzugs, auch wenn weiterhin ein Gericht für diese Personen-
gruppe zuständig bleibt. 

Nicht psychisch kranken, aber aufgrund einer Persönlichkeits-
störung behandlungsbedürftigen Straftäter(inne)n wird auf Antrag 
und nach einer Aufnahmeprüfung die Möglichkeit zur Therapie in 
einer sozialtherapeutischen Einrichtung des Vollzugs gegeben. Für 
Frauen besteht diese Möglichkeit nur in einigen wenigen Bundes-
ländern und mit noch geringeren Kapazitäten als bei den Männern. 
Aufgrund der öffentlichen Diskussion werden verstärkt Sexualstraf-
täter/innen in solchen Abteilungen zur Behandlung untergebracht. 
Zugleich werden aber auch Einrichtungen der Sicherungshaft, der 
Sicherungsverwahrung und Einrichtungen des Maßregelvollzugs er-
weitert.

Haftkrankenhäuser
Die Mehrzahl der Bundesländer verfügt über eigene Haftkranken-
häuser, in denen Gefangene ärztlich versorgt werden können. Sie 
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sind unterschiedlich ausgestattet und verfügen in der Regel nicht 
über die Möglichkeit, größere operative Eingriffe vorzunehmen 
oder Spezialbehandlungen durchzuführen. Sind diese erforderlich, 
werden Gefangene mit oder ohne Bewachung in geeigneten Kran-
kenhäusern außerhalb des Vollzugs untergebracht, wie z. B. Frau-
en zur Entbindung. Die nachoperative und/oder pflegerische Ver-
sorgung übernimmt dann wieder der Vollzug. 

Mutter-Kind-Einrichtungen
In den meisten Bundesländern ist es möglich, Frauen mit ihren Kin-
dern in sogenannten Mutter-Kind-Einrichtungen unterzubringen 
(siehe Keppler, „Frauen in Haft“, S. 71 in diesem Band). Dies gilt al-
lerdings nur für verurteilte Frauen und nicht für Frauen in Untersu-
chungshaft. Kinder können maximal bis zu einem Alter von sechs 
Jahren (Beginn der Schulpflicht) bei ihren Müttern bleiben. Für allein-
erziehende Männer gibt es keine entsprechenden Einrichtungen.

Einige Bundesländer haben inzwischen auch spezielle Abteilun-
gen oder Anstalten für ältere pflegebedürftige Gefangene einge-
richtet.

Drogenabteilungen
Für suchtmittelabhängige Gefangene gibt es keine speziellen 
Haftanstalten. Einige Länder verfügen jedoch über Anstalten mit 
speziellen Angeboten für diese Gruppe. Dabei kann es sich um 
medizinisch-therapeutische Behandlungsabteilungen, um behand-
lungsorientierte „drogenfreie Bereiche“/Therapievorbereitungs-
abteilungen oder um „Sicherheitsabteilungen“ handeln, in denen 
mit Drogen auffällig gewordene Gefangene unter besonderen Ein-
schränkungen, Kontrollen usw. untergebracht werden. Diese Son-
dereinrichtungen sind für Gefangene konzipiert, die von illegalen 
Drogen abhängig sind. Für alkoholgefährdete oder -kranke und 
medikamentenabhängige Inhaftierte gibt es nichts Derartiges. Auch 
für spielsüchtige Inhaftierte gibt es keine Behandlungsangebote.

Hochsicherheitsanstalten oder -abteilungen
Als „gefährlich“ eingestufte Gefangene – gewalttätige Inhaftierte, 
die andere in der Haft angegriffen oder Ausbrüche mit Geiselnah-
me versucht haben, Terroristen oder der organisierten Kriminalität 
zugerechnete Personen – werden in besonders gesicherten Einrich-
tungen, den Hochsicherheitsanstalten oder -abteilungen unterge-
bracht. Nicht alle Länder verfügen über derartige Einrichtungen, so-
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dass Vollzugsgemeinschaften gebildet wurden. Gefangene werden 
dann in anderen Bundesländern vorübergehend oder dauerhaft 
„gesichert“ untergebracht.

Anstalten mit Ausbildungsmöglichkeiten
Eine vorübergehende oder längerfristige Unterbringung in einer 
Vollzugsanstalt außerhalb des Zuständigkeitsbereichs eines Landes 
kann auch wegen der schulischen und/oder beruflichen Ausbildung 
erfolgen. Einige Länder unterhalten größere Berufsausbildungsan-
stalten, die auch von Gefangenen anderer Bundesländer genutzt 
werden können. Die Ausbildungsmöglichkeiten für weibliche Ge-
fangene sind allerdings geringer und weniger differenziert wie 
diejenigen für Männer, und oft wird auch nur für „typische“ Frau-
enberufe ausgebildet. Versuche, Männer und Frauen gemeinsam 
auszubilden, scheitern meist daran, dass Begleitmaßnahmen für 
Frauen fehlen oder die Vollzugseinrichtungen räumlich so weit von-
einander entfernt liegen, dass eine Kooperation nicht möglich ist.

Offener Vollzug
Im offenen Vollzug sollen Gefangene untergebracht werden, die 
aufgrund ihrer Straftaten und/oder ihrer Strafzeit und/oder ihrer 
Persönlichkeit hierfür geeignet erscheinen. Dies wird vor der Verle-
gung vom geschlossenen in den offenen Vollzug entsprechend den 
landeseigenen Vorschriften geprüft. Verurteilte, die bis zum Beginn 
ihrer Haftstrafe auf freiem Fuß waren, kommen direkt in den offe-
nen Vollzug.

Anders als im geschlossenen Vollzug können sich die Gefange-
nen hier weitgehend frei bewegen. Der offene Vollzug ist meist nicht 
von einer Mauer, sondern einem Absperrzaun umgeben. Innerhalb 
des Geländes und in den Hafträumen (die Gefangenen haben ihre 
eigenen Schlüssel) unterliegen die Inhaftierten tagsüber nur einer 
gelockerten Aufsicht. Ohne Erlaubnis dürfen sie das Gelände nicht 
verlassen, und nachts werden die Hafthäuser verschlossen. Der offe-
ne Vollzug ermöglicht auch sehr viel mehr Selbstständigkeit und Ei-
genverantwortlichkeit. Unter bestimmten Voraussetzungen können 
Inhaftierte auch weitere Lockerungen (Ausgang, Urlaub usw.) erhal-
ten, außerhalb der Anstalt arbeiten oder an beruflichen und schu-
lischen Maßnahmen teilnehmen. Im offenen Vollzug sollen Gefan-
gene auf das Leben nach der Entlassung – unter nahezu gleichen 
Bedingungen wie in Freiheit – vorbereitet werden. In dieser Zeit be-
steht die Chance, persönliche, familiäre und soziale, aber auch fi-
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nanzielle Schwierigkeiten anzugehen und unter Hilfestellung des 
Vollzugs Lösungen für Probleme zu finden.

Leider verfügen nicht alle Bundesländer über diese Einrich-
tungen, und die Zahl der vorhandenen Plätze reicht in den meis-
ten Ländern nicht aus. Dies ist umso bedauerlicher, als die Aussich-
ten für eine Wiedereingliederung im offenen Vollzug besser sind als 
im geschlossenen: Die Inhaftierten können sich auf vielfältige Wei-
se erproben, es kommt frühzeitig zu einer Zusammenarbeit mit Ein-
richtungen außerhalb der Haftanstalt, und es ist möglich, sich be-
reits vor der Entlassung in soziale Zusammenhänge einzugliedern, 
eine Erwerbstätigkeit aufzunehmen usw. Mit einem allgemeinen 
Entlassungstraining und mit persönlicher Hilfestellung erhöht sich 
die Wahrscheinlichkeit, dass die Resozialisierung erfolgreich ist und 
Rückfälle vermieden werden.

Abschiebehaft
Sie werden häufig als reguläre Haftanstalten bezeichnet, gehören 
aber gar nicht zum Vollzug: die sogenannten Abschiebehaftanstal-
ten. In ihnen werden Asylsuchende und Migrant(inn)en unterge-
bracht, die in ihr Heimatland abgeschoben werden sollen und zur 
Sicherstellung der Abschiebung dort „warten“ müssen. Zuständig 
für diese Personengruppe und Aufgabe sind die Innenministerien; 
nur im Wege der Amtshilfe ist diese Aufgabe an den Justizvollzug 
delegiert worden. 

Ausblick
Gesellschaftliche, wirtschaftliche und technologische Veränderun-
gen sowie die Einbeziehung privater Dienstleistungen und Dienst-
leister machen sich inzwischen auch im Vollzug bemerkbar. Neue 
Technologien, neue Struktur- und Steuerungsmodelle werden er-
probt. Budgetierung verändert die wirtschaftliche Basis des Vollzugs 
und der einzelnen Anstalten. Der Vollzug insgesamt, aber auch jede 
Anstalt versucht, eigene Ziele zu formulieren, Schwerpunkte in der 
Betreuung zu setzen und effektiver zu arbeiten. Informationen zu 
dieser Entwicklung sind inzwischen in vielfältiger Form im Internet 
zu finden, wo Justizministerien, aber auch Anstalten mit eigenen In-
ternetauftritten vertreten sind. 
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Infektionsschutzgesetz 
und Biostoffverordnung 
– was hat das mit  
Haftanstalten zu tun?

Marianne Rademacher

Für den Infektionsschutz in Justizvollzugsanstalten sind eine Rei-
he von Gesetzen und Verordnungen maßgebend, die sich sowohl 
auf die Bediensteten als auch auf die Inhaftierten beziehen. Wie ein 
Arbeitgeber mit Abschluss des Arbeitsvertrags eine Fürsorgepflicht 
für Leben und Gesundheit der Arbeitnehmer/innen übernimmt, so 
ist auch die Leitung einer Gemeinschaftseinrichtung für den Schutz 
der ihr anvertrauten Personen verantwortlich. Außerdem sind auch 
Gefangene in der Haftanstalt in Arbeitsprozesse integriert; ihre Ar-
beitsplätze unterliegen daher selbstverständlich arbeitsrechtlichen 
Sicherheitsbestimmungen. 

Ziel des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) ist die Verhütung und 
Bekämpfung übertragbarer Krankheiten, während sich die Bio-
stoffverordnung (BioStoffV) mit Sicherheit und Gesundheitsschutz 
im Umgang mit biologischen Arbeitsstoffen befasst. Im Infektions-
schutzgesetz werden Justizvollzugsanstalten in einigen Paragra-
fen explizit genannt, die Biostoffverordnung hingegen erwähnt sie 
nicht – trotzdem gilt auch sie für dieses Setting.

Das Infektionsschutzgesetz (IfSG)
Am 1. Januar 2001 trat das Infektionsschutzgesetz in Kraft und lös-
te das Bundesseuchengesetz ab. Der Titel des § 3 „Prävention durch 
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Aufklärung“ entspricht dem Leitgedanken des gesamten Gesetzes. 
Die Risiken, die viele Infektionskrankheiten bergen, können wirk-
sam beeinflusst werden, indem Menschen lernen, sich präventiv zu 
verhalten. Im Mittelpunkt steht also nicht mehr die Kontrolle, son-
dern die Förderung eines gesundheitsbewussten und selbstverant-
wortlichen Verhaltens des Einzelnen. 

Neben der Verhinderung von Infektionskrankheiten regelt das 
Gesetz, welche Krankheiten bei Verdacht, Erkrankung oder Tod und 
welche labordiagnostischen Nachweise von Erkrankungen melde-
pflichtig sind. Ziel der Meldepflicht ist in erster Linie, bestimmte 
Krankheitserreger, die Häufigkeit ihres Auftretens sowie ihre geo-
grafische Verteilung zu überwachen und die Infektionsquellen zu 
identifizieren. Die Zahl der namentlich meldepflichtigen Erkran-
kungen, besonders im Bereich „sexuell übertragbare Krankheiten“, 
wurde im IfSG erheblich reduziert.

Meldewesen 
Die §§ 6 bis 12 des IfSG enthalten Regelungen zu

meldepflichtigen Krankheiten und Krankheitserregern •	
Personen, die zur Meldung verpflichtet sind•	
namentlicher und nicht namentlicher Meldung•	
�der Übermittlung an zuständige Behörden bis hin zur Weltge-•	
sundheitsorganisation (WHO) und zum Europäischem Netzwerk 
für Gesundheitsförderung am Arbeitsplatz (European Network 
for Workplace Health Promotion, ENWHP).

Von den namentlich meldepflichtigen Krankheiten, die durch Blut-
kontakt übertragen werden können, sind im Justizvollzug in erster 
Linie akute Infektionen mit Hepatitis A und B sowie Infektionen mit 
Hepatitis C und mit HIV von Bedeutung: 

�Bei Hepatitis B kann anhand von Laborbefunden zwischen chro-•	
nischem und akutem Verlauf unterschieden werden. Akute Fäl-
le sind namentlich zu melden, um Infektionsquellen zu finden. 
Aufklärungsmaßnahmen und Impfempfehlungen in Gemein-
schaftseinrichtungen sind dann die wesentlichen Konsequen-
zen. 
�Der Nachweis des Hepatitis-C-Virus ist immer meldepflichtig, da •	
es heute noch nicht möglich ist, allein anhand von Laborbefun-
den zwischen akuter und chronischer Infektion zu unterscheiden. 
Die Meldepflicht entfällt, wenn durch Vorbefunde ein chroni-
scher Verlauf gesichert ist. 
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�Unabhängige Studien haben bewiesen, dass die Hepatitis-C-Prä-•	
valenz in Haftanstalten besonders hoch ist. Übertragungsrelevan-
te Verhaltenweisen sind unter den Inhaftierten weit verbreitet, 
z. B. Tätowieren und Piercen mit nicht sterilen Geräten und Ma-
terialien oder das gemeinsame Benutzen von Zubehör beim Dro-
genkonsum (z. B. Spritzen, Filter, Löffel und Wasser oder Röhr-
chen zum Sniefen). Infektionsgefahr besteht jedoch nicht nur 
für Insass(inn)en, sondern auch für Bedienstete, unter anderem 
in Notfallsituationen und durch Nadelstichverletzungen bei Haft-
raumkontrollen. Gegen Hepatitis C ist noch keine Impfung ver-
fügbar. Präventions- und Behandlungsmaßnahmen, wie sie z. B. 
das IfSG fordert, werden in den Haftanstalten bisher leider nicht 
flächendeckend angeboten.
�Für HIV-Infektionen gilt nach wie vor eine anonyme, also nicht •	
namentliche Labormeldepflicht. Außerdem darf ein HIV-Test nur 
mit Einwilligung der Patient(inn)en durchgeführt werden. 

Meldepflichtig sind auch andere sogenannte Gruppenerkrankun-
gen, wie etwa Lebensmittelvergiftungen (Bereich Lagerung und 
Zubereitung von Lebensmitteln), durch Schmierinfektionen ver-
ursachte Durchfallerkrankungen sowie hauptsächlich in Gemein-
schaftswaschräumen übertragbare Pilzinfektionen. 

Die Meldung der im IfSG genannten Krankheiten erfolgt an das 
zuständige Gesundheitsamt.

Neben den in Justizvollzugsanstalten tätigen Ärzt(inn)en sind 
auch die Anstaltsleiter/innen zur Meldung verpflichtet (IfSG § 8 Abs. 
40), denn im Krankheitsfalle steht nicht immer sofort ein Arzt zur 
Verfügung, und außerdem können Gefangene eine ärztliche Be-
handlung ablehnen. Da durch das enge Zusammenleben die Gefahr 
einer schnellen Weiterverbreitung des Erregers besteht, muss das 
Gesundheitsamt möglichst frühzeitig informiert werden. Man geht 
davon aus, dass dadurch lange „Infektionsketten“ verhindert wer-
den können. 

Das Infektionsschutzgesetz regelt ebenso, welche Daten zur 
Person im Rahmen der namentlichen Meldepflicht an das zustän-
dige Gesundheitsamt weiterzuleiten sind (IfSG §§ 6, 7). Die erhobe-
nen personenbezogenen Daten dürfen allerdings nur zum Zweck 
der Verhütung von Infektionskrankheiten verarbeitet und genutzt 
werden und sind nach Durchführung der erforderlichen Maßnah-
men sofort, spätestens aber nach drei Jahren zu löschen. 
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Aufgaben des Gesundheitsamtes
Das Gesundheitsamt kann bei den namentlich meldepflichtigen Er-
krankungen weitere Ermittlungen anstellen (§ 25 IfSG) sowie wei-
tere Untersuchungen (§ 26 IfSG) und/oder Schutzmaßnahmen (§ 28 
IfSG) anordnen. Nach § 31 IfSG kann es auch „Kranken, Krankheits-
verdächtigen, Ansteckungsverdächtigen und Ausscheidern die Aus-
übung bestimmter beruflicher Tätigkeiten ganz oder teilweise unter-
sagen“ (hierbei handelt es sich um eine der in § 28 IfSG genannten 
„Schutzmaßnahmen“). Die zuständige Behörde muss dieses Verbot 
im „pflichtgemäßen Ermessen“ aussprechen, das heißt, die Maßnah-
me muss notwendig, geeignet und angemessen sein.

Einhaltung der Infektionshygiene
Da das Infektionsschutzgesetz in erster Linie auf die Prävention von 
Infektionskrankheiten ausgerichtet ist, sind nach § 36 IfSG Abs. 1 
auch Haftanstalten verpflichtet, in Hygieneplänen innerbetriebliche 
Verfahrensweisen zur Infektionshygiene festzulegen. Dabei unter-
liegen sie der infektionshygienischen Überwachung durch das zu-
ständige Gesundheitsamt. Hygienepläne haben sich in der Praxis als 
ein verbindliches Instrument zur Festlegung konkreter Maßnahmen 
des Infektionsschutzes bewährt. Für ihre Erstellung enthält das IfSG 
jedoch keine Vorgaben, vielmehr wird auf die Unterschiedlichkeit 
einzelner Einrichtungen und eine entsprechende Anpassung der Hy-
gienepläne an die jeweiligen Infektionsrisiken hingewiesen. Wenn 
es nicht möglich ist, auf anerkannte Vorlagen zurückzugreifen, soll-
te ein Hygieneplan in folgenden Schritten erstellt werden: 

�Analyse der Infektionsgefahren (Welche Infektionsrisiken beste-•	
hen? Durch welche Personen? Was sind die Ursachen?)
�Bewertung der Risiken (Welche Risiken sind niedrig und tolerier-•	
bar und welche erfordern risikominimierende Maßnahmen?)
�Risikominimierung (Festlegung konkreter Maßnahmen wie Be-•	
reitstellung von Desinfektionsmitteln und Schutzhandschuhen, 
Spritzenvergabe im Justizvollzug usw.)
�Festlegung von Überwachungsverfahren (regelmäßige Kontrolle •	
vor Ort durch eine/n Beauftragte/n der Einrichtung, Dokumenta-
tion der Maßnahmen durch Formblätter)
�Überprüfung des Hygieneplans (Festlegung von Zeitabschnitten, •	
in denen die Effizienz und die Aktualität des Hygieneplans über-
prüft und eventuell verändert werden muss)
�Dokumentation und Schulung (Einzelheiten zur Dokumentation •	
des Hygieneplans und regelmäßige Schulung der Beteiligten).
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Da die Gesundheitsämter auch in Haftanstalten zur Überwachung 
des Infektionsschutzes verpflichtet sind, sollten sie in die Erstellung 
des Hygieneplans einbezogen werden. Eine weitgehende Standar-
disierung der Hygienepläne zugunsten einer effektiveren Überwa-
chung der einzelnen Maßnahmen müsste im Sinne des Gesundheits-
amtes sein. Musterhygienepläne für Schulen, Kindereinrichtungen 
und Gemeinschaftseinrichtungen hat das Stadtgesundheitsamt 
Frankfurt am Main erstellt. Bei den Landeshygiene-Instituten der 
neuen Bundesländer gibt es weitere Vorschläge für Altenpflege-
heime, Ferienlager und Asylbewerberunterkünfte. Niedersachsen 
schließlich hat einen Rahmenhygieneplan für Justizvollzugsanstal-
ten erstellt. 

Paragraf 36 IfSG Abs. 4 legt fest, dass Gefangene bei der Auf-
nahme in eine Justizvollzugsanstalt verpflichtet sind, eine ärztli-
che Untersuchung auf übertragbare Krankheiten einschließlich 
einer Röntgenaufnahme der Lunge auch ohne Vorliegen besonde-
rer Gründe zu dulden. Diese Regelung ergänzt § 101 StVollzG zu 
„Zwangsmaßnahmen auf dem Gebiet der Gesundheitsfürsorge“ bei 
Gefangenen, wonach bei Gefahr für die Gesundheit anderer Perso-
nen auch zwangsweise medizinische Untersuchungen zulässig sind; 
ob und welche durchgeführt werden, liegt jedoch im Ermessen der 
Justizvollzugsanstalt. Ihre Durchführung sollte in enger Kooperati-
on mit dem für die infektionshygienische Überwachung zuständi-
gen Gesundheitsamt organisiert werden.

Die Biostoffverordnung (BioStoffV)
Diese Verordnung soll in Verbindung mit dem Arbeitsschutzgesetz 
Arbeitnehmer/innen vor einer Gefährdung durch biologische Ar-
beitsstoffe (Biostoffe) am Arbeitsplatz schützen. Sie kann, da Bio-
stoffe in den verschiedensten Tätigkeitsbereichen eine Rolle spie-
len, lediglich einen gesetzlichen Rahmen vorgeben. 

Auch durch Blut übertragbare Krankheitserreger sind als „Bio-
stoffe“ definiert. Die BioStoffV bezieht sich daher ebenso auf me-
dizinische Untersuchungen, die Behandlung und Pflege von Men-
schen sowie den Umgang mit potenziell infektiösen Gegenständen 
wie etwa gebrauchte Spritzen. Da Infektionskrankheiten, deren 
Weiterverbreitung das Infektionsschutzgesetz verhindern soll, größ-
tenteils durch Blut übertragen werden, ist für die Infektionsprophy-
laxe im Justizvollzug auch die BioStoffV von Bedeutung. 
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Einstufung biologischer Arbeitsstoffe
Zunächst teilt die BioStoffV biologische Arbeitsstoffe in verschie-
dene „Risikogruppen“ ein (§§ 3 und 4). Krankheitserreger, die im 
Justizvollzug eine Rolle spielen, wie etwa Hepatitisviren und HIV, 
zählen zu den gefährlichen Arbeitsstoffen der Gruppe 3, „die eine 
schwere Krankheit beim Menschen hervorrufen können und eine 
ernste Gefahr für Beschäftigte darstellen können; die Gefahr einer 
Verbreitung in der Bevölkerung kann bestehen, doch ist normaler-
weise eine wirksame Vorbeugung oder Behandlung möglich“.

Beurteilung der Gefährdung durch die  
ausgeübte Tätigkeit

Des Weiteren erfolgt eine Beurteilung der Gefährdung am Arbeits-
platz (§§ 5 bis 9 BioStoffV), bei der zwischen gezielten und nicht ge-
zielten Tätigkeiten unterschieden wird. Gezielte Tätigkeiten liegen 
vor, wenn 

�mit Biostoffen gearbeitet wird, die mindestens der Spezies nach •	
bekannt sind
�die Tätigkeiten auf einen oder mehrere biologische Arbeitsstoffe •	
unmittelbar ausgerichtet sind 
�die Exposition der Beschäftigten im Normalbetrieb hinreichend •	
bekannt oder abschätzbar ist. 

Um nicht gezielte Tätigkeiten handelt es sich, wenn mindestens 
eine der genannten Voraussetzungen nicht gegeben ist. Bedienste-
te in Justizvollzugsanstalten verrichten folglich nicht gezielte Tätig-
keiten.

Aufgrund der Gefährdungsbeurteilung sollte eine Einordnung 
in Schutzstufen erfolgen. Wenn dies bei nicht gezielten Tätigkei-
ten nicht eindeutig möglich ist, sollten wenigstens allgemeine Hy-
gienemaßnahmen (Schutzstufe 1) vorgehalten werden, die im Hygi-
eneplan schriftlich dokumentiert sind. Wie das IfSG sieht also auch 
die BioStoffV für den Justizvollzug die Erstellung von Hygieneplä-
nen vor. 

Arbeitsmedizinische Vorsorge
In § 15 BioStoffV sind Angebots- und Pflichtuntersuchungen für 
die Beschäftigten auf Grundlage der vom Betrieb erstellten Ge-
fährdungsanalyse verpflichtend geregelt. Für Beschäftigte im Jus-
tizvollzug, die nicht ausschließlich in der Verwaltung tätig sind, 
sollte zumindest bei der Einstellungsuntersuchung eine serologi-
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sche Untersuchung auf Hepatitis A, B, und C erfolgen. Bei nicht 
vorhandener Immunität gegen Hepatitis B sollte eine Impfung an-
geboten werden. Die Kosten der Impfung hat der Arbeitgeber zu 
tragen. 

Arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersuchungen sind in regelmä-
ßigen Abständen anzubieten, es sei denn, eine Gefährdung der Ge-
sundheit ist aufgrund des geringen Gefährdungspotenzials und/
oder entsprechender Schutzmaßnahmen unwahrscheinlich.

Umsetzung von Bundesgesetzen  
auf Länderebene

Aufgrund der föderalen Struktur der Bundesrepublik Deutschland 
hat es im Gesundheitswesen schon immer verschiedene Möglichkei-
ten der Umsetzung von Bundesgesetzen gegeben, da für ihre An-
wendung jedes Land eigene Ausführungsvorschriften erarbeiten 
und verabschieden muss. Für das bereits vor sechs Jahren in Kraft 
getretene Infektionsschutzgesetz ist es einigen Bundesländern al-
lerdings immer noch nicht gelungen, entsprechende Ausführungs-
vorschriften zu erlassen. 

Im Rahmen der Föderalismusreform wurde nun auch die Straf-
vollzugsgesetzgebung der Hoheit der Bundesländer unterstellt, wo-
für es noch nicht einmal Vorgaben des Bundes gibt. Daher ist davon 
auszugehen, dass die neuen Gesetze von den gerade in den Län-
dern regierenden Parteien bestimmt werden. Die Erarbeitung von 
Landesstrafvollzugsgesetzen bietet allerdings auch die Chance, auf 
der Grundlage des Infektionsschutzgesetzes und der Biostoffverord-
nung Regelungen für Prävention und medizinische Versorgung im 
Justizvollzug dauerhaft zu verankern. 

Bei der Bekämpfung von Infektionskrankheiten hat sich in den 
letzten Jahren ein Paradigmenwechsel weg von Überwachung und 
Kontrolle und hin zu Maßnahmen der Gesundheitsförderung voll-
zogen. Das Ergebnis dieses Prozesses ist das Infektionsschutzgesetz, 
das Information und Aufklärung zur Förderung gesundheitsbewuss-
ten Verhaltens beim Einzelnen in den Mittelpunkt stellt. Da das IfSG 
auch für den Justizvollzug verbindliche Vorgaben enthält, gilt es 
nun, auch für dieses Setting Angebote und Maßnahmen der Präven-
tion und medizinischen Versorgung zu entwickeln, die in erster Li-
nie an den Bedürfnissen der Gefangenen und Bediensteten orien-
tiert sind. 
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Besonderheiten der  
Anstaltsmedizin

Karlheinz Keppler

Im Rahmen der Föderalismusdebatte der letzten Jahre war eine der 
spannendsten und auch am kontroversesten diskutierte Frage, wer 
künftig für die Strafvollzugsgesetzgebung zuständig sein sollte. Im 
Endergebnis haben sich die Länder gegenüber dem Bund durchge-
setzt, welche die Zuständigkeit bei sich angesiedelt wissen wollten. 
Aufgrund höchstrichterlicher Rechtsprechung sind die neuen Ge-
setzgeber außerdem in der Pflicht, auch die Untersuchungshaft und 
den Jugendstrafvollzug gesetzlich zu regeln. Dieser Prozess ist noch 
nicht abgeschlossen (Stand: 12/2007), aber folgende Entwicklung 
zeichnet sich ab:

�Einige Bundesländer werden die Regelungen des alten (noch gül-•	
tigen) Strafvollzugsgesetzes weitgehend übernehmen und die 
Untersuchungs- und Jugendhaft gesetzlich analog regeln.
�Andere werden sich neue Gesetze geben. Dabei werden zwei •	
Themen eine wichtige Rolle spielen: die verstärkte Beteiligung 
der Gefangenen an den Haftkosten sowie Untersuchungen zur 
Früherkennung von Krankheiten.
�Der Leistungsumfang der Gefängnismedizin wird weiter am Sozi-•	
algesetzbuch (SGB), also an den Vorgaben der gesetzlichen Kran-
kenversicherung orientiert bleiben.
�Einige Bundesländer werden versuchen, die für den Patienten ne-•	
gativen Bestandteile des Sozialgesetzbuchs (Zuzahlung, Festbeträge 
usw.) in die medizinische Versorgung im Justizvollzug einzuführen.
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Auch wenn die Gesetzgebungskompetenz in die Hoheit der Län-
der übergeht, muss die medizinische Versorgung in Haft weiterhin 
mit derjenigen in Freiheit vergleichbar sein – dieses Gleichwertig-
keitsprinzip ist unter anderem in Richtlinien und Empfehlungen der 
Vereinten Nationen, der Weltgesundheitsorganisation und des Eu-
roparats verankert und wird sich daher auch in den neuen Länder-
gesetzen wiederfinden. Der Strafvollzug darf lediglich die Freiheit 
entziehen, aber nicht durch eine unzureichende medizinische Ver-
sorgung zusätzlich bestrafen. Das war lange Zeit anders: Der An-
staltsarzt war in Zwangsmaßnahmen des Vollzugs eingebunden 
– wie etwa bei Hinrichtungen oder (im Nationalsozialismus) in Expe-
rimente an Menschen – und gewährleistete allenfalls eine minimale 
medizinische Versorgung. 

Auch heute noch weist die Anstaltsmedizin einige Besonderhei-
ten auf, die sich auch durch die neue Gesetzgebung nicht ändern 
werden: Für die Gesundheit der Inhaftierten und die medizinische 
Versorgung in der Institution Justizvollzug ist allein der Anstaltsarzt 
oder die Anstaltsärztin zuständig und verantwortlich; ihm/ihr ge-
genüber ist die Anstaltsleitung nicht weisungsbefugt. Da Inhaftier-
te keine freie Arztwahl haben, werden Anstaltsärzte zu „Zwangsan-
sprechpartnern“ und tragen damit eine besondere Verantwortung 
für die Qualität der medizinischen Versorgung. Natürlich können sie 
nicht alle erforderlichen medizinischen Leistungen selbst erbringen 
(obgleich sie sich bemühen müssen, ein möglichst großes Spektrum 
abzudecken) und müssen daher auch den Zugang zu darüber hin-
ausgehenden Leistungen ermöglichen, indem sie an externe Ärztin-
nen oder Ärzte überweisen.

Anstaltsmediziner/innen arbeiten immer in einem Spannungs-
feld zwischen ärztlicher Aufgabe – also der Orientierung an der Ge-
sundheit der Patient(inn)en – und den Vorgaben und Zwängen des 
Vollzugs, zwischen der Notwendigkeit, ein vertrauensvolles Arzt-Pa-
tient-Verhältnis herzustellen, und dem Umstand, Zwangsansprech-
partner/in zu sein. Zu wünschen ist eine emanzipierte, selbstbe-
wusste Anstaltsmedizin, die ihre Entscheidungen primär an den 
Patient(inn)en und erst sekundär an Vollzugsbelangen orientiert.

Allgemeine Vorschriften
Die allgemeinen Vorgaben der Gesundheitsfürsorge für Inhaftier-
te werden auch in den neuen gesetzlichen Regelungen Bestand ha-
ben. So wird die Vollzugsbehörde weiterhin verpflichtet sein, für 
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die körperliche und geistige Gesundheit der Gefangenen zu sorgen, 
und von Letzteren wird man auch künftig verlangen, die notwen-
digen Maßnahmen zum Gesundheitsschutz und zur Hygiene zu un-
terstützen. 

Um ihrer gesetzlichen Fürsorgepflicht Rechnung zu tragen, 
stellt die Vollzugsbehörde die ärztliche Versorgung durch (in der 
Regel hauptamtliche) Anstaltsärzte/-ärztinnen sicher; die Maßnah-
men der Gesundheitsfürsorge in Haft umfassen im Wesentlichen die 
Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung. Da die Zustän-
digkeit und Verantwortung für die gesundheitliche Betreuung der 
Gefangenen allein bei den Anstaltsärzt(inn)en liegt, müssen diese 
alle zur Aufrechterhaltung oder Wiederherstellung der Gesundheit 
erforderlichen Maßnahmen treffen oder veranlassen. Dabei haben 
sie einen Ermessensspielraum, der sich der Kontrolle durch die An-
staltsleitung – sie ist für den Vollzug, aber nicht für die Medizin zu-
ständig – wie auch der Gefangenen weitgehend entzieht. Ärztli-
che Anordnungen sind daher vom Vollzugspersonal grundsätzlich 
zu befolgen, auch wenn dies mit Schwierigkeiten oder Mehrbelas-
tung verbunden ist. 

Auch die allgemeinen Vorschriften für die gesundheitsbehörd-
liche Überwachung, die zum Teil Bundesrecht sind, werden in Zu-
kunft zu beachten sein. Anstaltsärztinnen und -ärzte müssen wei-
terhin auf Vorgänge und Umstände achten, von denen Gefahren 
für die Gesundheit in der Haftanstalt ausgehen können. Jeder Be-
dienstete, der eine solche Gefahr zu erkennen glaubt, muss diese 
unverzüglich melden. Anstaltsärzte haben darüber hinaus die Vor-
schriften des Infektionsschutzgesetzes zu beachten und daher z. B. 
meldepflichtige übertragbare Krankheiten dem zuständigen Ge-
sundheitsamt anzuzeigen.

Die Gefangenen wiederum sind verpflichtet, die notwendigen 
Maßnahmen des Gesundheitsschutzes und der Hygiene zu unter-
stützen – erforderlich wegen des Zusammenlebens vieler Menschen 
auf engem Raum und der damit verbundenen Gesundheitsrisiken; 
die Anstaltsleitung kann eine entsprechende Hausordnung (oder 
ein ähnliches Regelwerk) erlassen. Doch die Anwendung von Zwang 
– auch die Androhung von Disziplinarmaßnahmen zur Durchset-
zung ärztlicher Anordnungen – ist therapeutisch kontraproduktiv. 
Lehnen Patient(inn)en eine vorgeschlagene diagnostische oder the-
rapeutische Maßnahme ab, muss der Anstaltsarzt dies dokumentie-
ren, sich weiter um die Patient(inn)en bemühen und das unter die-
sen Umständen Mögliche tun.
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Information, Aufklärung und 
Einblick in Gesundheitsakten

Inhaftierte Patient(inn)en haben das gleiche Recht auf Information 
wie Patient(inn)en außerhalb des Vollzugs. Im Sinne der allgemei-
nen ärztlichen Aufklärungspflicht müssen sie über ihren Gesund-
heitszustand und die indizierte (angezeigte) oder alternative Dia-
gnostik bzw. Therapie unterrichtet werden. Zugleich haben sie das 
Recht auf Einsicht in die Aufzeichnungen in ihren Gesundheitsak-
ten1, soweit es sich um naturwissenschaftlich objektivierbare Befun-
de und sonstige Tatsachen handelt; dies trifft z. B. auf Laborwerte 
oder auf EKG-, Röntgen- und histologische2 Befunde zu. Das Ein-
sichtsrecht erstreckt sich nicht auf die persönlichen ärztlichen Auf-
zeichnungen.

Gesundheitsuntersuchungen und 
medizinische Vorsorgeleistungen

Da sich der Leistungsumfang der medizinischen Versorgung in Haft 
auch künftig an den Vorgaben der gesetzlichen Krankenversiche-
rung bzw. des Sozialgesetzbuchs orientieren wird, werden Gesund-
heitsuntersuchungen und medizinische Vorsorgeleistungen Be-
standteil der medizinischen Versorgung von Häftlingen bleiben. 
Danach haben alle Gefangenen

�mit Vollendung des 35. Lebensjahres jedes zweite Jahr Anspruch •	
auf eine ärztliche Gesundheitsuntersuchung zur Früherkennung 
von Krankheiten, insbesondere Herz-Kreislauf- und Nierener-
krankungen sowie Diabetes („Check-up 35“).
�einmal jährlich Anspruch auf eine Untersuchung zur Früherken-•	
nung von Krebserkrankungen, Frauen frühestens ab Beginn des 
20., Männer frühestens ab Beginn des 45. Lebensjahres. 

Nach der bisherigen Regelung sind die Haftanstalten dazu verpflich-
tet, Gefangene auf diese Maßnahmen hinzuweisen, die von den 
Patient(inn)en zu beantragen sind; ob dies weiter Bestand haben 
wird, bleibt abzuwarten. 

1		 Gesundheitsakten sind nicht Teil der Personalakten: Sie werden von den Anstaltsärzt(inn)en 
geführt und auch aufbewahrt, und allein diese sind verfügungsberechtigt.
2		� Histologie = Wissenschaft von den Geweben des Körpers
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Für die Untersuchungen gelten bislang folgende Voraussetzungen:
�Es handelt sich um Krankheiten, die wirksam behandelt werden •	
können.
�Das Vor- oder Frühstadium dieser Krankheiten ist durch diagnos-•	
tische Maßnahmen erfassbar. 
�Die Krankheitszeichen sind medizinisch-technisch genügend ein-•	
deutig zu erfassen.
�Genügend Ärzte und Einrichtungen sind vorhanden, um die auf-•	
gefundenen Verdachtsfälle eingehend zu diagnostizieren und zu 
behandeln.

In der Vollzugsanstalt untergebrachte Kinder von gefangenen 
Frauen haben bis zur Vollendung des sechsten Lebensjahres An-
spruch auf Untersuchungen zur Früherkennung von Krankheiten, 
welche die körperliche oder geistige Entwicklung gefährden. Ge-
fangene, die das 14., aber noch nicht das 20. Lebensjahr vollendet 
haben, können sich zur Verhütung von Zahnkrankheiten einmal 
pro Kalenderhalbjahr zahnärztlich untersuchen lassen. Gefange-
ne haben außerdem Anspruch auf ärztliche Behandlung und Ver-
sorgung mit Arznei-, Verband-, Heil- und Hilfsmitteln, wenn diese 
notwendig sind, um eine Schwächung der Gesundheit, die in ab-
sehbarer Zeit voraussichtlich zu einer Krankheit führen würde, zu 
beseitigen, einer Gefährdung der gesundheitlichen Entwicklung 
eines Kindes entgegenzuwirken oder Pflegebedürftigkeit zu ver-
meiden.

Für Art und Umfang der genannten Leistungen gelten die ent-
sprechenden Vorschriften des Sozialgesetzbuchs und die darauf 
gründenden Regelungen. Und wie „draußen“ muss auch im Ge-
fängnis die gesundheitliche Versorgung grundsätzlich ausreichend 
und zweckmäßig sein und darf aus Gründen der Wirtschaftlichkeit 
das Notwendige nicht übersteigen. Als Maßstab gelten der schul-
medizinische Wissensstand und der kassenärztliche Versorgungsum-
fang.

Krankenbehandlung
Gefangene werden weiterhin Anspruch auf Krankenbehandlung 
haben, wenn diese notwendig ist, um eine Krankheit zu erkennen, 
zu heilen, ihre Verschlimmerung zu verhüten oder Krankheitsbe-
schwerden zu lindern. Die Krankenbehandlung umfasst

ärztliche Behandlung•	
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�zahnärztliche Behandlung einschließlich der Versorgung mit •	
Zahnersatz
Versorgung mit Arznei-, Verband-, Heil- und Hilfsmitteln•	
�Belastungserprobung und Arbeitstherapie sowie medizinische •	
und ergänzende Leistungen zur Rehabilitation, soweit die Belan-
ge des Vollzugs dem nicht entgegenstehen.

In diesen Fällen dürften sich künftig auch die praktischen Abläu-
fe nicht wesentlich ändern. Bislang gilt: Die Bediensteten sind ver-
pflichtet, Gefangene, die sich krank gemeldet, einen Unfall erlitten, 
einen Suizid versucht oder sich selbst beschädigt haben, beim ärztli-
chen Dienst zu melden. Das Gleiche gilt für Häftlinge, deren Ausse-
hen oder Verhalten den Verdacht einer körperlichen oder geistigen 
Erkrankung nahelegt. Wenn ärztliche Hilfe nicht sofort erforderlich 
erscheint, werden krank Gemeldete in der nächsten Sprechstunde 
untersucht. Dabei wird festgestellt, ob der/die Gefangene als krank 
zu führen ist, bettlägerig krank oder (teilweise) arbeitsfähig ist, ei-
ner besonderen Unterbringung oder speziellen Behandlung bedarf 
oder vollzugsuntauglich ist. Kann der Anstaltsarzt nicht erreicht 
werden, ist in dringenden Fällen ein anderer Arzt herbeizurufen. 
Unabhängig von den durch die Justizvollzugsanstalten getroffenen 
Regelungen legt § 75 (4) des SGB V fest, dass außerhalb der regu-
lären Dienstzeiten von Anstaltsärzten und -zahnärzten der kassen-
ärztliche Notdienst die Betreuung der Patient(inn)en sicherzustel-
len hat. 

Krankenbehandlung innerhalb der  
zuständigen Haftanstalt
Hinzuziehung weiterer (Fach-)Ärzte

Je nach Art oder Schwere des Falles können Anstaltsärzte weitere 
(Fach-)Ärzte hinzuziehen. Ob und wann sie dies tun, liegt – ähn-
lich wie beim Hausarzt – in ihrem Ermessen, wobei sie sich nach all-
gemeinen ärztlichen Standards zu richten haben. Diesen Standards 
entsprechend kann der bloße Anspruch auf eine sachgemäße Er-
messensentscheidung je nach Sachlage zu einem Recht auf Untersu-
chung und Behandlung durch einen Facharzt werden. Einen Rechts-
anspruch auf freie Arztwahl wird es allerdings auch in den neuen 
Gesetzen nicht geben – dies auch dann nicht, wenn die Patient(inn)
en bereit sind, die Kosten selbst zu tragen. Ob die Anstaltsleitung 
nach Anhören des Anstaltsarztes es Gefangenen auch künftig aus-
nahmsweise gestattet, auf eigene Kosten einen beratenden Arzt 
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hinzuzuziehen, bleibt abzuwarten. Nach der alten Regelung soll 
die Erlaubnis nur erteilt werden, wenn Gefangene den in Aussicht 
genommenen Arzt und den Anstaltsarzt untereinander von der 
Schweigepflicht entbinden. 

Ärztliche Verordnungen/Arzneimittel
Nach den bisherigen Regelungen sind ärztliche Verordnungen ge-
nau zu befolgen, und es ist darauf zu achten, dass Arzneimittel nicht 
missbraucht werden. Für die Einhaltung der Einnahmevorschriften 
sind die Gefangenen in der Regel selbst verantwortlich. Bei Häft-
lingen mit Persönlichkeitsstörungen kann angeordnet werden, dass 
stark wirkende Arzneimittel in Gegenwart eines Bediensteten ein-
zunehmen sind. Bei Missbrauchsgefahr ist darauf zu achten, dass 
das (nach Möglichkeit aufgelöste) Arzneimittel tatsächlich einge-
nommen wird. Gifte und andere stark wirkende Präparate muss der 
Arzt ständig unter sicherem Verschluss, alle übrigen Arzneimittel 
für Unbefugte unzugänglich aufbewahren. Verwendet werden dür-
fen nur durch die Anstalt beschaffte Arzneimittel, es sei denn, der 
Anstaltsarzt lässt Ausnahmen zu. 

Versorgung bei gesetzlicher Krankenversicherung
Abzuwarten bleibt die künftige Regelung des Umgangs mit Gefan-
genen, die sich in einem versicherungspflichtigen Arbeitsverhältnis 
außerhalb des Vollzugs befinden. Sehr wahrscheinlich werden die 
Ansprüche auf medizinische Leistungen durch die Anstalt auch wei-
terhin ruhen, solange jemand gesetzlich krankenversichert ist und 
entsprechende Beiträge entrichten muss. In diesem Fall haben Ge-
fangene die Möglichkeit, ohne vollzugliche Einschränkungen einen 
Arzt im kassenärztlichen System zu konsultieren. 

Versorgung mit Hilfsmitteln, Zahnersatz und  
Zahnkronen

Die Versorgung mit Hilfsmitteln wird man sicher neu regeln. Bisher 
haben Gefangene Anspruch auf Seh- und Hörhilfen, Körperersatz-
stücke, orthopädische und andere Hilfsmittel, die im Einzelfall er-
forderlich sind, um den Erfolg der Krankenbehandlung zu sichern 
oder eine Behinderung auszugleichen, sofern dies nicht mit Rück-
sicht auf die Kürze des Freiheitsentzugs ungerechtfertigt ist und die 
Hilfsmittel nicht als Gebrauchsgegenstände des täglichen Lebens 
anzusehen sind. 
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Leistungspflicht des Justizvollzugs
In den neuen Regelungen hierzu wird sich der gleiche Versorgungs-
umfang finden wie im Gesundheitsmodernisierungsgesetz (GMG). 
Allerdings hat man die im GMG genannten Leistungen für den Voll-
zug insofern eingeschränkt, als die Länge des Freiheitsentzugs ein 
Kriterium für die Leistungspflicht darstellt; eine zeitliche Begren-
zung nennt das „alte“ Strafvollzugsgesetz nicht. Gemeint im Sin-
ne des Leistungsausschlusses sind sicherlich nur kurze Freiheitsstra-
fen, z. B. Ersatzfreiheitsstrafen von wenigen Wochen oder Monaten; 
unstrittig scheint, dass diese an den Belangen des Vollzugs orien-
tierte Einschränkung bei Strafen von mehr als sechs Monaten nicht 
greift. Aber auch bei Patient(inn)en mit kürzeren Freiheitsstrafen 
kann es unzumutbar sein, die Versorgung mit Hilfsmitteln bis in die 
Zeit nach der Haftentlassung aufzuschieben. Inwieweit es hier Än-
derungen geben wird, ist ungewiss. Sicher werden aber die in der 
gesetzlichen Krankenversicherung bereits bestehenden Ansprüche, 
Festbetragsregelungen und Zuzahlungen Eingang in die neuen Län-
dergesetze finden. 

Dies betrifft auch die Zuschüsse zu Zahnersatz und Zahnkronen. 
Deren Höhe bis hin zur Übernahme der Gesamtkosten haben die 
Landesjustizverwaltungen bisher durch allgemeine Verwaltungsvor-
schriften geregelt. Die Festsetzung des von Häftlingen zu tragen-
den Kostenanteils ist – wie bei den Trägern der gesetzlichen Kran-
kenversicherung – jetzt noch eine Ermessensentscheidung. Es gilt, 
dass sich die Patient(inn)en angemessen und zumutbar an den Kos-
ten beteiligen sollen; das bedeutet aber auch, dass bei Mittellosig-
keit der Vollzug die Gesamtkosten zu tragen hat. Nun aber wird mit 
hoher Sicherheit auch in der medizinischen Versorgung in Haft der 
Festbetrag kommen, der in der gesetzlichen Krankenversicherung 
bereits Realität ist. 

Krankenbehandlung außerhalb der  
zuständigen Haftanstalt

Auch künftig wird es möglich sein, kranke Gefangene in ein An-
staltskrankenhaus oder in eine für die Behandlung seiner Krankheit 
besser geeignete Vollzugsanstalt zu verlegen. Und wenn eine Krank-
heit innerhalb des Vollzugs nicht erkannt oder behandelt oder ein 
Häftling nicht rechtzeitig in ein Anstaltskrankenhaus verlegt wer-
den kann, wird weiterhin eine Verlegung in ein externes Kranken-
haus möglich sein. 
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Verlegung
Angesichts der zunehmenden Spezialisierung in der Medizin kön-
nen die Justizvollzugsanstalten nicht alle Diagnose- und Behand-
lungsverfahren selbst anbieten. Dies gilt insbesondere bei Geriat-
rie-Patient(inn)en, Drogengebraucher(inne)n oder Gefangenen mit 
Hepatitis, HIV, speziellen Krebserkrankungen oder Behinderungen. 
Solche Patient(inn)en können nach Ausschöpfung der vollzugsin-
ternen Möglichkeiten entweder in eine für die Versorgung besser 
geeignete Justizvollzugsanstalt oder in ein externes Krankenhaus 
verlegt werden. Im letztgenannten Fall ist Folgendes zu berücksich-
tigen: Das bisherige Gesetz (eine Änderung ist hier unwahrschein-
lich) unterscheidet zwischen der medizinischen Notwendigkeit ei-
ner Verlegung, über die der Anstaltsarzt oder die Anstaltsärztin 
befindet, und der Entscheidung über eine Verlegung, die durch die 
Anstaltsleitung getroffen wird; der Gefangene hat den Antrag auf 
Verlegung (Verpflichtungsantrag) an die Anstaltsleitung, nicht an 
den Anstaltsarzt zu richten. Bei einer anstaltsärztlich festgestellten 
und begründeten Notwendigkeit wird der Ermessensspielraum der 
Anstaltsleitung und der Gerichte allerdings nahezu auf null redu-
ziert: Zwingende gesundheitliche Belange dürfen auf keinen Fall 
hinter Vollzugsinteressen zurücktreten. 

Bewachung bei fortgesetzter Strafvollstreckung
Bislang ist eine Bewachung durch Vollzugsbeamte bei Fortdauer der 
Strafvollstreckung nur dann erforderlich, wenn aufgrund der Per-
sönlichkeit des Gefangenen oder der besonderen Umstände eine 
Flucht zu befürchten ist. Wenn allein wegen des Krankheitszustan-
des auf eine Bewachung verzichtet wurde, ist das Krankenhaus zu 
ersuchen, bei einer Besserung des Befindens, die eine Flucht mög-
lich erscheinen lässt, die Anstalt zu informieren. Kann ein Gefange-
ner nur in einem solchen Krankenhaus sachgemäß behandelt oder 
beobachtet werden, das die gebotene Bewachung nicht zulässt, ist 
bei der Entscheidung über eine Verlegung dorthin die Dringlichkeit 
der Krankenhausunterbringung gegen die Fluchtgefahr und die Ge-
fahr für die öffentliche Sicherheit abzuwägen. Eine nicht unverzüg-
lich erforderliche stationäre Behandlung ist danach unter Umstän-
den aufzuschieben.

Unterbrechung der Strafvollstreckung
Bei Unterbringung in einem externen Krankenhaus wird die Straf-
vollstreckung nicht automatisch unterbrochen: Die Dauer des Kran-
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kenhausaufenthalts kann nämlich auch als Haftzeit angerechnet 
werden. Daher sollte in jedem Einzelfall sorgfältig geprüft werden, 
ob eine Strafunterbrechung tatsächlich sinnvoll ist, da diese Zeit im 
Anschluss als Haftzeit verbüßt werden muss. Das Gesetz sieht eine 
Strafunterbrechung allerdings nur in sehr schwerwiegenden Fäl-
len vor, eine Aids-Erkrankung allein beispielsweise rechtfertigt dies 
nicht. Wird die Strafvollstreckung unterbrochen, kommt nicht mehr 
die „freie Heilfürsorge“ des Justizvollzugs für die Kosten auf; statt 
dessen hat der/die Gefangene Anspruch auf die erforderlichen Leis-
tungen nach den Vorschriften der gesetzlichen Krankenversiche-
rung. 

Medizinische Versorgung bei Urlaub und Ausgang
Während des Urlaubs oder Ausgangs haben erkrankte Gefangene 
nach dem „alten“ Strafvollzugsgesetz lediglich Anspruch auf Kran-
kenbehandlung in der für sie zuständigen Haftanstalt. Wenn ihnen 
eine Rückkehr in die zuständige Anstalt nicht zumutbar ist, kann in 
der nächstgelegenen Vollzugsanstalt ausnahmsweise eine ambulan-
te Krankenpflege gewährt werden. Die Verpflichtung des Justizvoll-
zugs, die medizinische Versorgung sicherzustellen, bezieht sich nur 
auf die Haft, und diese wird durch Urlaub oder Ausgang nicht un-
terbrochen. Häftlinge müssen daher bei Erkrankung die eigene, zu-
mindest aber die nächstgelegene Haftanstalt zur ambulanten medi-
zinischen Behandlung aufsuchen. Eine Ausnahme stellt sicher eine 
schwere akute Erkrankung dar, die in einer Justizvollzugsanstalt oh-
nehin nicht behandelt werden könnte.

Selbst während eines Urlaubs oder Ausgangs besteht also keine 
freie Arztwahl, worüber Gefangene auch in aller Regel vorher infor-
miert werden. Wenn sie externe Ärzte aufsuchen, obwohl die Jus-
tizvollzugsanstalt erreichbar war, müssen sie die Kosten dafür selbst 
tragen. Ist absehbar, dass sie dazu nicht in der Lage sind, kommt 
eine Anzeige wegen Betrugs in Betracht; auch der Einsatz einer Ver-
sichertenkarte kann als Betrug gewertet werden. In Fällen, in de-
nen die Anstalt nicht aufgesucht werden konnte, müssen bislang in 
der Regel die Sozialämter die Behandlungskosten übernehmen, was 
den Justizvollzug finanziell entlastet. Daher ist zu vermuten, dass 
diese Regelung in den neuen Länderstrafvollzugsgesetzen fortge-
schrieben wird. 
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Weitergehende Regelungen

Nach dem bisherigen Strafvollzugsgesetz 
�soll die Vollzugsbehörde mit Zustimmung der Gefangenen ärztli-•	
che Behandlungen – namentlich Operationen oder prothetische 
Maßnahmen – veranlassen, die ihre soziale Eingliederung för-
dern. Die Gefangenen sind an den Kosten zu beteiligen, wenn 
dies nach ihren wirtschaftlichen Verhältnissen gerechtfertigt ist 
und der Zweck der Behandlung dadurch nicht in Frage gestellt 
wird. Diese Regelung bezieht sich nicht nur auf entstellende Nar-
ben, auf Tätowierungen, körperliche Missbildungen oder Sprach-
störungen (obwohl körperliche Mängel im Vordergrund zu ste-
hen scheinen), sondern ebenso auf psychische Störungen, die 
gegebenenfalls psychotherapeutisch beeinflusst werden kön-
nen (dazu gehört auch sexuell abweichendes Verhalten). Inwie-
weit diese Regelung Eingang in die neuen Gesetzeswerke findet, 
bleibt abzuwarten.
�wird nicht im Freien arbeitenden Gefangenen täglich mindestens •	
eine Stunde Aufenthalt im Freien ermöglicht. Der garantierte An-
spruch auf mindestens eine Stunde pro Tag darf grundsätzlich 
nicht eingeschränkt werden; er gehört zur Gesundheitsfürsor-
ge, zumal der Nutzen regelmäßiger Bewegung im Freien medi-
zinisch belegt ist. Eingeschränkt wird dieses Recht lediglich durch 
die Witterung (z. B. eine Schlechtwetterperiode), wobei der tägli-
che Aufenthalt im Freien nicht für längere Zeit entfallen darf. Die 
Gefangenen sind allerdings nicht verpflichtet, von diesem Recht 
auch Gebrauch zu machen. Der Aufenthalt im Freien wird in den 
neuen Strafvollzugsgesetzen sicher vergleichbar geregelt sein.
�ist bei schwerer Erkrankung des Gefangenen ein Angehöriger, •	
eine Person seines Vertrauens oder der gesetzliche Vertreter un-
verzüglich zu benachrichtigen. Dasselbe gilt, wenn ein Gefange-
ner stirbt. Auch dem Wunsch, weitere Personen zu benachrich-
tigen, sollte nach Möglichkeit entsprochen werden. Außerdem 
muss der Tod eines Gefangenen der Aufsichtsbehörde angezeigt 
werden, und falls Anhaltspunkte für einen nicht natürlichen Tod 
bestehen, muss die Anstalt die zuständige Staatsanwaltschaft ein-
schalten. Da Todesfälle im Vollzug aber generell besonders auf-
klärungsbedürftig sind, sollte die Anstalt immer die Polizei und 
die Staatsanwaltschaft hinzuziehen und auf einer Obduktion be-
stehen.
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Mitwirkungspflichten des 
Anstaltsarztes

Über die rein medizinische Versorgung hinaus haben Anstaltsärz-
te und -ärztinnen in verschiedenen Bereichen Mitwirkungspflich-
ten, die mit hoher Sicherheit auch in den neuen Gesetzeswerken Be-
stand haben werden.

Aufnahmeuntersuchung
Möglichst bald nach der Inhaftierung hat eine Aufnahmeuntersu-
chung zu erfolgen, und zwar durch einen Arzt/eine Ärztin und nicht 
durch Assistenzpersonal. Dabei geht es 

�einerseits um die Feststellung der gesundheitlichen Gesamtsitu-•	
ation einschließlich Körpergröße, Körpergewicht und Zustand 
der Zähne. Insbesondere ist zu prüfen, ob der Gefangene voll-
zugstauglich, ärztlicher Behandlung bedürftig und aufgrund sei-
nes Zustandes für andere gefährlich ist, inwieweit er arbeitsfähig 
ist und am Sport teilnehmen kann und ob gesundheitliche Beden-
ken gegen eine Einzelunterbringung bestehen.
�andererseits um die Absicherung des Vollzugs gegen spätere •	
Schadensersatzklagen wegen Haftfolgeschäden. 

Das Ergebnis der Untersuchung wird dokumentiert.

Anstaltsverpflegung
Die Verpflegung ist für alle Gefangenen gleich, sofern nicht der An-
staltsarzt aus gesundheitlichen Gründen anderes verordnet hat oder 
mit Rücksicht auf religiöse Speisegebote eine andere Verpflegung an-
gebracht ist. Mittlerweile werden in fast allen Anstalten auch Wün-
sche nach vegetarischer Kost erfüllt. Religionsbedingte (z. B. schwei-
nefleischfreie) oder vegetarische Kost ist – da nicht medizinisch erfor-
derlich – über den Vollzug (und nicht über den Arzt) zu beantragen.

Weil Gefangene in aller Regel auf die Anstaltsverpflegung an-
gewiesen sind, ist die Anstalt verpflichtet, eine vollwertige Ernäh-
rung nach den Erkenntnissen der modernen Ernährungslehre zu 
gewährleisten. Nährwert, Zusammensetzung, Zubereitung und Aus-
gabe der Speisen werden daher anstaltsärztlich überwacht. Wirt-
schaftsinspektor/in, Anstaltsleiter/in und Anstaltsarzt/-ärztin sind in 
der Pflicht, von der warmen Kost täglich und von der kalten Kost 
gelegentlich Kostproben zu nehmen. Näheres regeln in den einzel-
nen Bundesländern sogenannte Verpflegungsordnungen.
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Unterliegen Gefangene religiösen Speisegeboten, sollen auf ih-
ren Antrag Bestandteile der Anstaltsverpflegung, die sie nicht ver-
zehren dürfen, gegen andere Nahrungsmittel ausgetauscht werden. 
Während der hohen Glaubensfeste nichtchristlicher Religionsge-
meinschaften, bei denen besondere Speisegebote zu beachten sind, 
können die betreffenden Gefangenen auf ihren Antrag und auf 
ihre Kosten auch von Glaubensgenossen verpflegt werden, sofern 
wichtige Vollzugsbelange dem nicht entgegenstehen. Ob sich die-
se Regelung in den neuen Gesetzen von Bundesländern wie Bay-
ern, Niedersachsen oder Baden-Württemberg wiederfinden wird, ist 
eher unwahrscheinlich.

Grundsätzlich werden Gefangene in vollem Umfang von der 
Anstalt verpflegt. Eine Selbstverpflegung ist aber nicht ausgeschlos-
sen; wesentlich für eine Ermessensentscheidung der Anstalt ist, dass 
keine zusätzlichen Kosten entstehen und der damit verbundene 
Aufwand nicht so hoch ist, dass er den Tagesablauf durcheinander-
bringen würde.

Arbeitspflicht 
Das bisherige Strafvollzugsgesetz verpflichtet Gefangene, eine ih-
nen zugewiesene, ihren körperlichen Fähigkeiten angemessene Ar-
beit, arbeitstherapeutische oder sonstige Beschäftigung auszuüben, 
zu deren Verrichtung sie aufgrund ihres körperlichen Zustandes in 
der Lage sind. Sie können jährlich bis zu drei Monate zu Hilfstätig-
keiten in der Anstalt verpflichtet werden, mit ihrer Zustimmung 
auch darüber hinaus. Dies gilt nicht für über 65-Jährige und nicht 
für werdende und stillende Mütter, soweit gesetzliche Beschäfti-
gungsverbote zum Schutze erwerbstätiger Mütter bestehen. Gefan-
gene müssen zustimmen, wenn sie in einem privaten Unternehmen 
als sogenannte Freigänger beschäftigt werden sollen; ein Widerruf 
wird erst wirksam, wenn der Arbeitsplatz von einem anderen Ge-
fangenen eingenommen werden kann, spätestens nach sechs Wo-
chen.

Bereits während der Aufnahmeuntersuchung äußert sich der 
Anstaltsarzt zur Arbeitsfähigkeit der Gefangenen; von diesem Vo-
tum hängt wesentlich die Einsetzbarkeit und die geforderte Rück-
sichtnahme auf die körperlichen Fähigkeiten bei der Arbeitszuwei-
sung ab. Im Krankheitsfall können Gefangene die anstaltsärztliche 
Sprechstunde nutzen und sich dort eine Arbeitsunfähigkeitsbeschei-
nigung ausstellen lassen, die für die Dauer der Krankschreibung von 
der zugewiesenen Arbeit befreit.
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Es ist zu erwarten, dass die Regelungen zur Arbeitsverpflich-
tung unter dem Gesichtspunkt der Kostenbeteiligung in den neuen 
Ländergesetzen eher verschärft werden. 

Schwangerschaft und Mutterschaft
Auf den Zustand von Schwangeren und Müttern mit Neugeborenen 
ist Rücksicht zu nehmen – das wird sich mit großer Sicherheit auch 
künftig nicht ändern. Die gesetzlichen Vorschriften zur Gestaltung 
des Arbeitsplatzes zum Schutz der erwerbstätigen Mutter sind ent-
sprechend anzuwenden. 

Die Gefangene hat während der Schwangerschaft, bei und 
nach der Entbindung Anspruch auf ärztliche Betreuung und bis zu 
zehn Tage nach der Entbindung Anspruch auf Hebammenhilfe in 
der Vollzugsanstalt. Zur ärztlichen Betreuung in der Schwanger-
schaft gehören insbesondere Schwangerschaftstests sowie die üb-
lichen Vorsorgeuntersuchungen einschließlich der laborärztlichen 
Untersuchungen. Zur Entbindung ist die Schwangere in ein exter-
nes Krankenhaus zu bringen. Ist dies aus besonderen Gründen nicht 
angezeigt, ist die Entbindung in einer Haftanstalt mit Entbindungs-
abteilung vorzunehmen (eine solche Anstalt gibt es in Deutschland 
allerdings nicht). Bei der Entbindung wird Hilfe durch eine Hebam-
me und, falls erforderlich, durch einen Arzt oder eine Ärztin ge-
währt.

Der Umfang der Leistungen bei Schwangerschaft und Mutter-
schaft orientiert sich an den entsprechenden Richtlinien der gesetz-
lichen Krankenversicherung. Wichtig ist die Festlegung, dass die 
Entbindung grundsätzlich außerhalb der Justizvollzugsanstalt erfol-
gen soll. Sollte dies in Ausnahmesituationen nicht möglich sein, darf 
aus dem Geburtsort des Kindes auf keinen Fall ersichtlich sein, dass 
die Entbindung in einem Gefängnis erfolgt ist. 

Ärztliche Beteiligung und Überwachung bei  
vollzuglichen Zwangsmaßnahmen

Die Einbindung in Sicherungs- und Zwangsmaßnahmen kann für An-
staltsärztinnen und -ärzte zwar unangenehm sein, ermöglicht es ih-
nen aber, die betroffenen Patient(inn)en zu schützen. Außerdem 
dient sie dazu, die Vollzugsbehörde von der alleinigen Verantwor-
tung zu entlasten. Die ärztliche Mitwirkung ist insofern wichtig, als 
besondere Sicherungsmaßnahmen in aller Regel nur bei Gefange-
nen angewendet werden sollen, bei denen aufgrund ihres seelischen 
Zustandes die Gefahr eines Suizids, einer Selbstverletzung oder von 
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Gewalt gegen Personen oder Sachen besteht. Mitwirken müssen An-
staltsärztinnen und -ärzte grundsätzlich bei der Unterbringung in ei-
nem besonders gesicherten Haftraum, bei länger dauernden Fesse-
lungen, medizinischen Zwangsmaßnahmen und bei Arrest. 

Ein besonders gesicherter Haftraum enthält keine Einrichtungs-
gegenstände, durch die Gefangene oder andere Personen in irgend-
einer Weise gefährdet werden könnten. Insbesondere ein Suizid 
soll ausgeschlossen sein. Wenn ein Gefangener dort untergebracht 
oder gefesselt wird, muss der Anstaltsarzt hiervon unverzüglich un-
terrichtet werden. Dieser sucht den Gefangenen dann alsbald und 
in der Folge möglichst täglich auf; ist der Arzt nicht anwesend, er-
folgt dies durch einen im Sanitätsdienst erfahrenen Bediensteten. 
Jeder Besuch und der erhobene Befund sind zu vermerken (dies gilt 
nicht für kurzfristige Fesselungen bei Ausführung, Vorführung oder 
Transport). Außerdem ist der Arzt regelmäßig zu hören, solange ein 
Gefangener von den anderen Häftlingen getrennt ist.

Die Regelungen zur Zulässigkeit medizinischer Zwangsmaß-
nahmen stellen für Anstaltsärzte die problematischsten Paragrafen 
des Strafvollzugsgesetzes dar (sie kamen im Hinblick auf hunger-
streikende RAF-Mitglieder ins StVollzG). Da bei offensiver Ausle-
gung das Recht der Patient(inn)en auf Selbstbestimmung über ihr 
Leben zugunsten der staatlichen Fürsorgeverpflichtung verfiele, 
hat der Gesetzgeber klargestellt, dass die Vollzugsbehörde zwar 
berechtigt, aber nicht verpflichtet ist, Zwangsmaßnahmen durch-
zuführen. Eine erforderlich gehaltene Zwangsuntersuchung, -be-
handlung und -ernährung ist nur bei Lebensgefahr, schwerwiegen-
der Gefahr für die Gesundheit des Gefangenen oder bei Gefahr 
für die Gesundheit anderer zulässig; die Maßnahmen müssen für 
die Beteiligten zumutbar sein und dürfen nicht mit erheblicher Ge-
fahr für Leben oder Gesundheit des Gefangenen verbunden sein. 
Zu ihrer Durchführung ist die Vollzugsbehörde nicht verpflichtet, 
solange von einer freien Willensbestimmung des Gefangenen aus-
gegangen werden kann. Zum Gesundheitsschutz und zur Hygie-
ne ist die zwangsweise körperliche Untersuchung zulässig, wenn 
sie nicht mit einem körperlichen Eingriff verbunden ist. Die Maß-
nahmen dürfen nur auf Anordnung und unter ärztlicher Leitung 
durchgeführt werden – ausgenommen sind Erste-Hilfe-Leistungen 
für den Fall, dass ein Arzt nicht rechtzeitig erreichbar und mit ei-
nem Aufschub Lebensgefahr verbunden ist.

Arrest ist eine auf maximal vier Wochen begrenzte Disziplinar-
maßnahme, die nur bei schwerwiegenden und/oder wiederholten 
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Vergehen verhängt werden soll. Bevor der Arrest vollzogen wird, ist 
der Arzt zu hören; seine Einbindung soll gewährleisten, dass durch 
den Vollzug des Arrests keine gesundheitlichen Schäden entstehen. 
Ein Arrest unterbleibt oder wird unterbrochen, wenn die Gesund-
heit des Gefangenen gefährdet würde. Das Ergebnis der ärztlichen 
Beurteilungen ist aktenkundig zu machen.

Das medizinische Personal
Das Personal des ärztlichen Dienstes einer Justizvollzugseinrichtung 
besteht aus einem Anstaltsarzt oder einer Anstaltsärztin, Sanitäts-
bediensteten und medizinischen Hilfskräften. 

Anstaltsärztinnen und -ärzte
Das Strafvollzugsgesetz geht von hauptamtlichen Anstaltsärzt(inn)
en aus. Gleichwohl ist es angesichts des aktuellen Ärztemangels in 
Deutschland schwer, Mediziner/innen für den Dienst in Haftanstal-
ten zu gewinnen. Besonders in kleineren Einrichtungen sind da-
her häufig nebenamtliche, meist in eigener Praxis niedergelassene 
oder im Ruhestand befindliche Mediziner/innen auf Vertragsbasis 
tätig. Diese Situation wird mittlerweile als Argument für die Priva-
tisierung im Justizvollzug genutzt. Im niedersächsischen Eckpunk-
tepapier wird diese Form der medizinischen – insbesondere der 
fachärztlichen – Versorgung als Beispiel für die bereits erfolgte Teil-
privatisierung hervorgehoben. 

Sanitätsbedienstete
Sanitätsbedienstete sind Krankenschwestern und -pfleger oder 
Krankenpflegehelfer/innen im Sinne des Krankenpflegegesetzes 
(also mit dreijähriger bzw. einjähriger Ausbildung). Bisher handelte 
es sich hierbei insofern um Kräfte des allgemeinen Vollzugsdienstes, 
als sie die entsprechende Vollzugsausbildung durchlaufen mussten. 
Mittlerweile können häufig auch Krankenpflegekräfte ohne Voll-
zugsausbildung im Sanitätsdienst beschäftigt werden. Allerdings 
ist es auch hier schwierig, qualifiziertes Personal zu gewinnen. Um 
die medizinische Versorgung dennoch sicherzustellen, können aus-
nahmsweise auch Kräfte des allgemeinen Vollzugsdienstes einge-
setzt werden, die über eine andere Krankenpflege-Ausbildung ver-
fügen, z. B. Sanitäter/innen der Bundeswehr oder des Technischen 
Hilfswerks, Zivildienstleistende aus Krankenhäusern und der Alten-
pflege oder Sprechstundenhilfen. 
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Sanitätsbedienstete unterstehen der Fachaufsicht des Anstalts-
arztes oder der Anstaltsärztin, unterstützen ihn/sie bei der gesund-
heitlichen Betreuung der Inhaftierten und unterliegen als „Berufs-
helfer/innen“ in vollem Umfang der ärztlichen Schweigepflicht. Sie 
sind befugt, Gefangene selbst zu versorgen, wenn ärztliche Hilfe of-
fensichtlich nicht erforderlich ist. Sie geben die ärztlich verordneten 
Medikamente aus, beteiligen sich an der Dokumentation, bereiten 
die Sprechstunde vor, assistieren dabei und führen entsprechend 
ärztlicher Anordnung und Anleitung die zur Diagnostik und The-
rapie erforderlichen Maßnahmen durch. Im Rahmen der geltenden 
Vorschriften können sie zu Laborarbeiten, Röntgentätigkeiten und 
zur Bedienung sonstiger medizinisch-technischer Apparate (z. B. 
EKG, Bestrahlung) eingesetzt werden. Sie wechseln Verbände und 
leisten bei Notfällen Erste Hilfe. Ihnen obliegt die Beaufsichtigung 
der Patient(inn)en in den Behandlungsräumen sowie die Pflege der 
in der Krankenabteilung untergebrachten Inhaftierten, und sie sind 
verantwortlich für Sauberkeit, Ordnung und Sicherheit in der Be-
handlungs- und Krankenabteilung (bzw. im Anstaltskrankenhaus). 
Sie überwachen die mit Hilfstätigkeiten betrauten Gefangenen und 
stellen sicher, dass diese nur zu Reinigungsarbeiten herangezogen 
werden und keinen Zugang zu Medikamenten, Instrumenten und 
ärztlichen Unterlagen haben. Außerdem sind sie verantwortlich für 
die Reinigung und Pflege der ärztlichen Instrumente. Der Leiter 
bzw. die Leiterin des Sanitätsdienstes ist gegenüber dem Arzt oder 
der Ärztin für den ordnungsgemäßen Dienstablauf im Bereich Me-
dizin verantwortlich.

Medizinische Hilfskräfte
Zum anstaltsärztlichen Assistenzpersonal gehören außerdem me-
dizinische Hilfskräfte mit besonderer fachlicher Qualifikation, z. B. 
Diätassistent(inn)en, medizinisch-technische Assistent(inn)en, Mas-
seure und Masseurinnen, medizinische Bademeister/innen oder 
Sprechstundenhilfen, aber auch Mitarbeiter/innen der Fachdienste 
und Bedienstete des allgemeinen Vollzugsdienstes, sofern sie für 
bestimmte Tätigkeiten im Sanitätsbereich eingesetzt sind (z. B. als 
Suchtkrankenhelfer/innen oder in der Betreuung von Substituier-
ten). Medizinische Hilfskräfte unterliegen – wie Sanitätsbedienste-
te – der Fachaufsicht des Anstaltsarztes oder der Anstaltsärztin und 
als sogenannte Berufshelfer/innen des Arztes außerdem in vollem 
Umfang der ärztlichen Schweigepflicht. 
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Struktur der medizinischen 
Versorgung

Die medizinische Versorgung in den Justizvollzugsanstalten ist in 
vier Stufen gegliedert und wird dies mit hoher Wahrscheinlichkeit 
auch bleiben:

�•	 Ambulante medizinische Versorgung: Hierzu hält der Anstalts-
arzt/die Anstaltsärztin regelmäßig Sprechstunden ab; der Zugang 
steht allen Gefangenen frei. In der Sprechstunde wird – wie in 
den niedergelassenen Praxen – diagnostiziert und behandelt.
�•	 Stationäre medizinische Versorgung: Sie erfolgt in der Kranken-
abteilung. Hier werden Patient(inn)en untergebracht, wenn sie 
schwerer erkrankt sind, einer besonderen Pflege bedürfen oder 
wegen ihrer Erkrankung isoliert werden müssen (z. B. bei infekti-
öser Hepatitis A oder Tuberkulose).
�Verlegung in ein Anstaltskrankenhaus: •	 Ist eine Anstalt mit der me-
dizinischen Betreuung, Versorgung oder Diagnostik überfordert, 
kommt eine Verlegung in Frage. Das Leistungsspektrum der so-
genannten Justizvollzugs- oder Zentralkrankenhäuser ist von Bun-
desland zu Bundesland verschieden; neben Einrichtungen mit aus-
gesprochen breitem Angebot und hohem Leistungsanspruch (z. B. 
Durchführung der auch in Freiheit üblichen Qualitätssicherungs-
maßnahmen), die mit Krankenhäusern der Grund- und Regelver-
sorgung vergleichbar sind, gibt es auch solche mit eher schmalem 
Angebot.
�Rückgriff auf die Ressourcen der extramuralen•	 3 Kassenmedizin: 
Er erfolgt etwa durch Hinzuziehung von Fachärzt(inn)en, Über-
weisung an spezialisierte Ambulanzen (z. B. HIV-Ambulanzen) 
oder Verlegung in eine externe Klinik, z. B. eine Universitätskli-
nik des Bundeslandes.

Die Möglichkeit des Rückgriffs auf das kassenärztliche Versorgungs-
system außerhalb der regulären Arbeitszeiten der Anstaltsärzte und 
-zahnärzte ist in § 75 (4) SGB V festgeschrieben: „Die Kassenärztli-
chen Vereinigungen und die Kassenärztliche Bundesvereinigung ha-
ben auch die ärztliche Behandlung von Gefangenen in Justizvollzugs-
anstalten in Notfällen außerhalb der Dienstzeiten der Anstaltsärzte 
und Anstaltszahnärzte sicherzustellen ... .“ Demnach sind Kassenärz-

3		 extramural (lat.) = außerhalb der Mauern, hier: der Gefängnismauern
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te und -ärztinnen, insbesondere die des kassenärztlichen Notdiens-
tes, zur Behandlung inhaftierter Patient(inn)en verpflichtet. 

Psychiatrische Versorgung
Die Psychiatrie im Vollzug ist kaum wissenschaftlich aufgearbeitet. 
Auch die einschlägigen psychiatrischen Lehrbücher widmen die-
sem Bereich kein eigenes (Unter-)Kapitel; diskutiert wird lediglich 
über den Missbrauch der Psychiatrie in totalitären Systemen. Gene-
rell gilt, dass sich die medizinische Betreuung auch im Bereich der 
psychiatrischen Versorgung an den Vorgaben der gesetzlichen Kran-
kenversicherung orientieren muss. Für alle Gefangenen, die im Voll-
zug an einem psychischen Leiden erkrankt sind oder bei denen ein 
solches im Vollzug festgestellt wird, sind in gleicher Weise Diagnos-
tik und Therapie sicherzustellen wie bei Patient(inn)en außerhalb.

Erste Station sind in aller Regel auch hier die Anstaltsärzte oder 
-ärztinnen. Diese können in eigener Kompetenz mit Diagnostik und 
Therapie beginnen oder, wenn sie selbst keine Psychiater/innen sind, 
auf das fachärztliche System zurückgreifen, so etwa Patient(inn)en 
bei niedergelassenen Psychiater(inne)n vorstellen. Ebenso gibt es 
bei der Justiz beschäftigte Psychiater/innen, die entweder ambulant 
tätig sind oder aber psychiatrische Krankenabteilungen/-stationen 
betreuen. Außerdem ist es in allen Bundesländern möglich, erkrank-
te Häftlinge in die Landeskrankenhäuser bzw. Bezirkskrankenhäu-
ser einzuweisen. 

Auch wenn keine genauen und umfassenden Statistiken über 
die Psychiatrie im deutschen Justizvollzug existieren, so gibt es doch 
zumindest Hinweise darauf, dass psychisch kranke und behand-
lungsbedürftige Patient(inn)en dort häufig sind – man denke etwa 
an die große Gruppe der suchtkranken Patient(inn)en oder an die 
Auswirkungen der Haftsituation (Trennung vom bisherigen sozialen 
Umfeld, Aggressionen und Bedrohungen seitens der Mithäftlinge, 
das Ausgeliefertsein an die hierarchischen Strukturen des Justizvoll-
zugs). Außerdem kommt es in Haft zwangsläufig zur Erinnerung an 
die Tat und zur inneren Auseinandersetzung mit ihr, und nicht zu-
letzt sprechen manche Delikte selbst schon für das Vorliegen einer 
psychischen Störung (Sexualstraftaten, Konflikttötungsdelikte usw.) 
– ihre Zahl hat in den letzten Jahren deutlich zugenommen. 

Obwohl jährlich mehr als 200.000 Inhaftierte in über 200 Jus-
tizvollzugseinrichtungen mit ca. 80.000 Haftplätzen psychiatrisch 
versorgt werden müssen, gibt es nur in wenigen der alten Bundes-
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länder vollzugsinterne psychiatrische Krankenabteilungen oder -sta-
tionen. Erforderlich ist also eine enge Vernetzung und Zusammenar-
beit mit externen Psychiatrieeinrichtungen. Als Beispiel sei das Land 
Berlin genannt, das Mitte 1994 mit der Freien Universität Berlin eine 
Zusammenarbeit in Forschung, Lehre und ärztlicher Weiterbildung 
vereinbart hat, in deren Rahmen ein habilitierter Universitätsmitar-
beiter zum Leiter der psychiatrischen Abteilung des Krankenhauses 
der Berliner Vollzugsanstalten ernannt wurde. Von diesem Modell 
profitieren sowohl Wissenschaft als auch Justiz: Beide Seiten kön-
nen voneinander lernen, der universitären Psychiatrie erschließt sich 
ein neues, interessantes Arbeitsfeld und außerdem sinkt die Gefahr, 
dass Justizangehörige die Psychiatrie missbrauchen.

Ärztliche Schweigepflicht, 
Informationsrechte und 
Gutachtertätigkeit

Ärztliche Schweigepflicht und ärztliches Schweigerecht leiten sich 
unter anderem aus dem Eid des Hippokrates ab4, in dem es unter 
anderem heißt: „Was immer ich sehe und höre, bei der Behandlung 
oder außerhalb der Behandlung, im Leben des Menschen, so werde 
ich von dem, was niemals nach draußen ausgeplaudert werden soll, 
schweigen, indem ich alles Derartige als solches betrachte, das nicht 
ausgesprochen werden darf.“ Auf dieser Grundlage hat der Welt-
ärztebund in seiner zweiten Generalversammlung 1948 in Genf die 
ethischen Grundsätze des ärztlichen Wirkens neu formuliert. In die-
sem „Genfer Gelöbnis“ heißt es zur Schweigepflicht: „Ich werde alle 
mir anvertrauten Geheimnisse auch über den Tod des Patienten hi-
naus wahren.“5 Und schließlich umfassen auch die modernen ärztli-
chen Berufsordnungen die Schweigeverpflichtung. 

4		 Der Hippokratische Eid ist ein zeitgebundenes Dokument der Medizingeschichte, das etwa 
um 400 v. Chr. entstanden sein dürfte. Hippokrates von Kos (460–377 v. Chr.) ist vermutlich nicht 
selbst der Autor des Eides, doch kommt der Text seiner geistigen Haltung durchaus nahe. Der 
Eid bot normierende, rational und pragmatisch motivierte Leitlinien für die Medizinerausbildung, 
das Arzt-Patient-Verhältnis, den ärztlichen Beruf und dessen Handlungsstrategie an (zitiert nach: 
Der Hippokratische Eid. Deutsche Übersetzung und medizinhistorischer Kommentar. Von Prof. 
Dr. Axel W. Bauer, Mitglied der Akademie für Ethik in der Medizin. Im Internet zu finden unter 
http://www.ruhr-uni-bochum.de/zme/bauerhip.htm; Stand: Februar 2003).
5		 siehe unter http://www.aerzte-fuer-das-leben.de/genfer_gelobnis.htm
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In § 203 StGB (Verletzung von Privatgeheimnissen) Abs. 1 wird 
die unbefugte Verletzung der ärztlichen Schweigepflicht sogar mit 
einer Freiheitsstrafe von bis zu einem Jahr oder einer Geldstrafe be-
legt. Das ärztliche Schweigerecht wird durch das Zeugnisverweige-
rungsrecht noch einmal betont. Schweigepflicht und Schweigerecht 
gelten in gleicher Weise für die Berufshelfer/innen des Arztes, z. B. 
Sprechstundenhilfen, Krankenpflegekräfte, Angehörige medizini-
scher Assistenzberufe und Sanitätsbedienstete im Justizvollzug.

Schweigepflicht und Schweigerecht des Anstaltsarztes
Konflikte um die ärztliche Schweigepflicht gibt es immer dann, 
wenn Dritte mit eigenen Interessen beteiligt sind, so etwa bei 
Amts-, Krankenhaus-, Vertrauens-, Militär- sowie Werks- und Be
triebsärzt(inn)en, bei den Medizinischen Diensten der Krankenkas-
sen und bei den als Sachverständige tätigen Mediziner(inne)n. Bei 
den Anstaltsärzt(inn)en sind die Interessen Dritter diejenigen des 
Justizvollzugs und der Strafverfolgungsorgane. Je nach Interessen-
lage bewegt sich die Meinung dabei zwischen folgenden Extre-
men:

�Im Grunde gebe es für Mediziner/innen im Justizvollzug über-•	
haupt keine Schweigepflicht.
�Angesichts der Einbindung vieler Anstaltsärzte in die Konzen-•	
trationslager- und Euthanasie-Greuel der Nazizeit komme der 
Schweigepflicht als Zeichen einer primär am Patienten orientier-
ten Gefängnismedizin ein besonders hoher Stellenwert zu. Mit 
der Schweigepflicht sei daher im Vollzug noch sorgfältiger umzu-
gehen als außerhalb der Gefängnismauern.

Dazwischen steht die Meinung, Anstaltsärztinnen und -ärzte seien 
in besonderen Fällen befugt, aber nicht verpflichtet, die Schweige-
pflicht zu durchbrechen. Aus dieser Befugnis leiten manche wiede-
rum eine Verpflichtung zur Durchbrechung der Schweigepflicht ab, 
z. B. gegenüber der Anstaltsleitung, weil diese die Gesamtverant-
wortung für den Vollzug trage. Diesen Anspruch hat der Gesetzge-
ber bewusst nicht ins alte Strafvollzugsgesetz aufgenommen: Die 
Anstaltsleitung trägt Verantwortung lediglich für die externe Kom-
munikation der Anstalt sowie für diejenigen Vollzugsbereiche, die 
nicht in der Verantwortung bestimmter Mitarbeiter/innen liegen. 
Die allein in der Verantwortung der Anstaltsärztinnen und -ärzte 
liegende medizinische Versorgung ist ein geradezu klassisches Bei-
spiel für Bereiche, die aus der Verantwortung der Anstaltsleitung 
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ausgeklammert sind. Wie sich dies in den neuen Ländergesetzen 
darstellen wird, bleibt abzuwarten. 

Die Grenzen der ärztlichen Schweigepflicht beschreibt beispiel-
haft § 9 Abs. 4 der Berufsordnung der Ärztekammer Niedersachsen: 
„Der Arzt ist zur Offenbarung befugt, soweit er von der Schwei-
gepflicht entbunden worden ist oder soweit die Offenbarung zum 
Schutze eines höherwertigen Rechtsgutes erforderlich ist.“ Letz-
teres gilt auch für Aussagen in gerichtlichen Verfahren. Auch die 
Wahrung berechtigter Eigeninteressen wird gemeinhin als Grund 
für eine Offenbarung anerkannt. Ein klassisches Beispiel hierfür ist 
die Beschwerde über einen Anstaltsarzt bei einer anderen Stelle: 
Hier wird der Anstaltsarzt auch ohne Schweigepflichtentbindung 
durch den Patienten in seiner verteidigenden Stellungnahme Aus-
künfte geben können. Zur Offenbarung verpflichtet sind Ärztinnen 
und Ärzte dagegen bei den im Infektionsschutzgesetz (IfSG) fest-
geschriebenen meldepflichtigen Erkrankungen (die Meldung er-
folgt ans Gesundheitsamt, nicht an die Anstalt) und bei Kenntnis 
von schweren Verbrechen.

Für die Begründung der Schweigeverpflichtung ist es unerheb-
lich, ob die Patient-Arzt-Beziehung freiwillig zustande gekommen 
ist und ob sie auf einem Vertrauensverhältnis gründet. Allerdings 
erachtete es der Gesetzgeber im Rahmen des 4. Strafvollzugsände-
rungsgesetzes (StVollzGÄndG) von 1998 im neugefassten fünften 
Titel (Datenschutz) für nötig, die Schweigepflicht der im Justizvoll-
zug tätigen Berufsgruppen aus § 203 StGB (Ärzte, Zahnärzte, Psy-
chologen, Suchtberater, Sozialarbeiter) zu konkretisieren bzw. er-
heblich einzuschränken, wenn dies „für die Aufgabenerfüllung der 
Vollzugsbehörde unerlässlich oder zur Abwehr von erheblichen Ge-
fahren für Leib oder Leben des Gefangenen oder Dritter erforder-
lich ist“ (§ 182, 2 StVollzG). Ärztinnen und Ärzte, Zahnärztinnen und 
Zahnärzte sowie ihre Berufshelfer/innen sind in diesen Fällen befugt, 
ihre Schweigepflicht zu durchbrechen, die Mitglieder der anderen 
genannten Berufsgruppen sind sogar dazu verpflichtet – ungeach-
tet der Tatsache, dass der Begriff „Aufgabenerfüllung der Vollzugs-
behörde“ natürlich schwammig und damit problematisch ist. Zu ver-
muten ist, dass diese „vollzugsfreundliche“ Schweigepflichtregelung 
mindestens übernommen, wenn nicht sogar verschärft wird.

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die anstaltsärztliche 
Schweigepflicht im Interesse einer vertrauensvollen, tragfähigen 
und damit gesundheitsfördernden Patient-Arzt-Beziehung ernst ge-
nommen werden sollte.
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Recht auf Einsicht in die Gesundheitsakten
Ein Recht auf Einsicht in die Gesundheitsakten haben bisher allein 
die Gefangenen oder von diesen Beauftragte (z. B. Rechtsanwalt, 
Hausärztin). Anstaltsleitungen, Dienstherrn, Polizei, Staatsanwalt-
schaften, Gerichte und Sachverständige haben grundsätzlich kein 
Einsichtsrecht in die Gesundheitsakten. Aus diesem Grunde werden 
Personalakten (von der Vollzugsbehörde) und Gesundheitsakten 
(vom Anstaltsarzt) getrennt geführt. Auch als Gutachter/innen tä-
tigen Kolleg(inn)en kann die Gesundheitsakte nur mit Einwilligung 
des Patienten zur Verfügung gestellt werden. 

Gutachterliche Tätigkeit
Es ist generell problematisch, behandelnde Ärzte zu Gutachtern zu 
bestellen, geraten sie doch in einen unlösbaren inneren Konflikt: 
Sämtliche Erkenntnisse aus der Behandlung unterliegen ja weiter-
hin der Schweigepflicht, sodass der Gutachter sie gleichsam „ver-
gessen“ muss. In der Praxis ist eine solche Trennung kaum mög-
lich, eine Vermischung von Kenntnissen aus der Therapie, die der 
Schweigepflicht unterliegen, und Erkenntnissen aus der gutachter-
lichen Tätigkeit scheint unvermeidbar. Aus diesem Grund haben be-
handelnde Ärztinnen und Ärzte ein Recht, die Gutachtenerstattung 
abzulehnen.

Gutachter/innen müssen nach Übernahme des Auftrags und vor 
Beginn der Beschäftigung mit den Patient(inn)en diese darauf hin-
weisen, dass die im Zusammenhang mit dem Gutachten gewonne-
nen ärztlichen Erkenntnisse nicht der Schweigepflicht unterliegen, 
sondern dem Auftraggeber des Gutachtens zur Verfügung gestellt 
und eventuell sogar im Rahmen einer Gerichtsverhandlung öffent-
lich gemacht werden.

Neue Aspekte in den kommenden 
Ländergesetzen

Kostenbeteiligung und Teilprivatisierung gehören zu den für den 
gesamten Justizvollzug geplanten Neuerungen durch die Länderge-
setze. Grundlegend sind hier das Eckpunktepapier der niedersäch-
sischen Landesregierung sowie ein vom Land Bayern eingebrachter 
Gesetzesantrag. Die Forderung, die Gefangenen sollen stärker an 
den Kosten des Strafvollzugs beteiligt werden, wird mit dem Argu-
ment untermauert, auch für die nicht inhaftierten Bürgerinnen und 
Bürger würden in allen Lebensbereichen die finanziellen Belastun-
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gen steigen, der Selbstverantwortung des Einzelnen komme eine 
immer größere Bedeutung zu. Als augenfälligstes Beispiel werden 
dann die Zuzahlungen und Kostenregelungen im Gesundheitswe-
sen ins Feld geführt. Auch im bayrischen Gesetzesantrag zu diesem 
Thema wird hierauf verwiesen und ausdrücklich gefordert, die Zu-
zahlungspflicht und Leistungsbeschränkungen gesetzlich auf inhaf-
tierte Patient(inn)en zu übertragen. 

Im neuen Gesetz sollen die Kosten für ein Brillengestell aus-
drücklich ausgeschlossen werden. Ein Anspruch auf Sehhilfen be-
steht nur noch bei schwerer Sehbeeinträchtigung auf beiden Au-
gen. Bei Hilfsmitteln soll eine Kostenbeteiligung der Gefangenen 
gesetzlich verankert werden – analog zur gesetzlichen Krankenver-
sicherung. Außerdem soll allgemein festgeschrieben werden, dass 
Gefangene an den Kosten der ärztlichen und sonstigen medizini-
schen Behandlung einschließlich der Kosten für Arzneimittel in an-
gemessenem Umfang beteiligt werden können. Im Klartext heißt 
das: Eine Kostenbeteiligung für die gesamte medizinische Versor-
gung kann erfolgen – und wird es wohl auch. 

Der Weg zu einer besseren 
Anstaltsmedizin

Die Anstaltsmedizin muss und kann an noch vielen Punkten verbes-
sert werden. Hierzu einige Vorschläge:

�Die medizinische Versorgung innerhalb und außerhalb der Haft-•	
anstalten muss zum Wohl der Patient(inn)en besser miteinander 
verzahnt werden. Denkbar wären z. B. gesicherte Stationen für 
erkrankte Häftlinge in externen Krankenhäusern oder anstalts-
interne medizinische Ambulanzen, in denen externe Fachärzte 
tätig sind. Solche Modelle sind aber nur realisierbar, wenn Be-
rührungsängste abgebaut werden, wofür wiederum Offenheit 
Voraussetzung ist – und die lässt sich am besten durch das Her-
stellen von Öffentlichkeit erreichen. An die Stelle von Fantasien 
– z. B. „Justizbüttel schließen Kriminelle weg“ – würde dann die 
Erkenntnis treten, dass in Gefängnissen hochqualifizierte Kräfte 
Menschen betreuen, die als Versager gelten, jedoch weitgehend 
von der Gesellschaft selbst produziert werden.
�Im Spannungsfeld zwischen der ärztlichen Aufgabe – sprich: der •	
Orientierung an den Belangen des Patienten – und den Erforder-
nissen und Zwängen des Vollzugs sollte sich die Anstaltsmedizin 
klar für den Vorrang der Ersteren entscheiden.
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�Auch die Medizin im Justizvollzug sollte sich offensiv qualitätssi-•	
chernden Maßnahmen zuwenden, wie sie in der kassenärztlichen 
Medizin bereits üblich sind. Als Beispiel seien die Qualitätszirkel 
genannt, in denen Ärztinnen und Ärzte eigenverantwortlich und 
praxisorientiert Standards für die eigene Arbeit entwickeln.
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Frauen in Haft

Karlheinz Keppler

„Mein bisschen Kraft reicht grade für mich selbst.“ 

		  (Renate Brust, 1987)
 

Rechtliche Grundlagen
Obwohl außerhalb des Strafvollzugs gesellschaftliche Zusammen-
hänge zunehmend unter geschlechtsspezifischen Aspekten be-
leuchtet werden und Gender-Mainstreaming gefordert und umge-
setzt wird, hat die Forschung bislang kaum die Besonderheiten des 
Frauenvollzugs untersucht. Hier sind wir also weitgehend auf die 
Empirie angewiesen. 

In § 140 (2) des „alten“ Strafvollzugsgesetzes ist festgelegt, 
dass Frauen getrennt von Männern in Frauenanstalten unterzubrin-
gen sind. Nur aus besonderen Gründen können für Frauen getrenn-
te Abteilungen in Männeranstalten vorgesehen werden (Calliess/
Müller-Dietz 1991). Außerdem sollen nach § 142 StVollzG in Frau-
enhaftanstalten Einrichtungen für die Unterbringung von Müttern 
mit ihren Kindern vorgesehen werden. In den §§ 76 bis 80 sind die 
„Besonderen Vorschriften für den Frauenstrafvollzug“ formuliert, 
die allerdings nur den Umgang mit schwangeren Frauen betreffen. 
Dass der Frauenvollzug im Strafvollzugsgesetz nicht gesondert ge-
regelt ist (was mit hoher Wahrscheinlichkeit auch in den neuen Län-
dergesetzen nicht der Fall sein wird), verwundert kaum, wurde er 
doch lange Zeit lediglich als „Anhängsel“ des Männervollzugs be-
trachtet. Die für diesen entwickelten Maßnahmen (z. B. für die Be-
reiche Sicherheit, Arbeit, Besuch) werden ganz selbstverständlich 
auf den Frauenvollzug übertragen. 
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Aus der Praxis des Frauenvollzugs wird dagegen gefordert, die 
Probleme und Bedürfnisse von Frauen stärker zu berücksichtigen. Ge-
wünscht wird eine mehr täter- und weniger tatorientierte Strafzu-
messung und grundsätzlich ein sozialpädagogischer Zugang zu den 
Straftäterinnen. Fundierte Kenntnisse über weibliche Sozialisations-
bedingungen sowie die Schicksale und typischen Bewältigungsstrate-
gien von Frauen sind nötig, um dem Auftrag der Gefängnisse, auf Re-
sozialisierung zu zielen, gerecht werden zu können. 

Weibliche Gefangene in der 
Minderzahl 

Obwohl der Anteil der Frauen an der Gesamtbevölkerung etwas über 
50 Prozent liegt, werden Frauen aller Altersgruppen deutlich seltener 
einer Straftat bezichtigt als Männer. So sind lediglich ein gutes Fünf-
tel aller Tatverdächtigen Frauen. Obwohl die Gesamtzahl der Tatver-
dächtigen in den letzten Jahren stark zugenommen hat, ist der pro-
zentuale Anteil der Frauen konstant niedrig geblieben.1 Auch der 
Anteil weiblicher Gefangener liegt konstant bei 4 bis 5 Prozent, wäh-
rend ihre absolute Zahl kontinuierlich ansteigt. So hatte beispielswei-
se die JVA für Frauen in Vechta 1991 eine tägliche Durchschnittsbele-
gung von 122,54 Inhaftierten, die auf 231,11 im Jahr 2005 anstieg.

Kriminalität scheint Männersache zu sein. Macht man sich auf 
die Suche nach den Ursachen, wird man kaum zu Ergebnissen kom-
men. Sind Frauen schlauer und werden daher seltener erwischt? 
Oder werden sie aus Mitleid später und milder verurteilt? Hilfreich 
scheint ein Blick in die Suchtforschung, wonach Mädchen/Frauen 
deutlich niedrigere Prävalenzen für illegalen Drogenkonsum auf-
weisen als Jungen/Männer, weil sie stärker an gesellschaftliche Nor-
men gebunden sind und damit eher vor illegalen Handlungen zu-
rückschrecken (vgl. Fischer-Jehle 1991 und Franke 2000). Außerdem 
werden Frauen häufiger mit Bewährungsstrafen belegt und milder 
bestraft (z. B. mit Geldstrafen) als Männer. Diese zunächst scheinbar 
positive Tendenz kann sich aber auch negativ auswirken, wenn sich 
bei fortdauernder Straffälligkeit und Anhäufung von Bewährungs-
strafen oder bei mehrmaliger Anwendung von Haftvermeidungs-
strategien die Strafen summieren und dann letztlich eine lange Haft-
zeit verbüßt werden muss.

1		 Bei den meisten der von Frauen verübten Straftaten handelt es sich um sogenannte Vermö-
gensdelikte wie Betrug, Veruntreuung usw.
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Alles unter einem Dach

Die niedrigen Inhaftiertenzahlen im Frauenvollzug schaffen eine 
Reihe von Problemen und Benachteiligungen: 

�Obwohl das Strafvollzugsgesetz eine wohnortnahe Unterbrin-•	
gung fordert, ist aufgrund der geringen Zahl weiblicher Häft-
linge eine dezentrale, nach Alter und Delikt differenzierte Un-
terbringung nicht möglich. Daher werden Frauen in der Regel in 
zentralen, vom Wohnort oft weit entfernten Frauenhaftanstal-
ten untergebracht. Spezielle Anstalten für Frauen, wie sie § 140 
StVollzG als Regel vorsieht, sind dabei die Ausnahme, während 
die ebenfalls dort formulierte Ausnahme – getrennte Abteilun-
gen für Frauen in Männeranstalten – die Regel sind. 
�Zugleich mangelt es, oft auch aus Kostengründen, an speziellen, •	
auf weibliche Häftlinge zugeschnittene Maßnahmen zur schu-
lischen oder beruflichen Ausbildung sowie an angemessenen 
Wohn-, Therapie- und Arbeitsangeboten. 
�Obwohl Frauen seltener rückfällig werden und bei Gewährung •	
von Vollzugslockerungen ein sehr viel geringeres Risiko für die 
Allgemeinheit darstellen als Männer, gibt es für sie sehr viel weni-
ger Haftplätze im offenen Vollzug und im Freigang.
�Im Frauenvollzug befindet sich alles unter einem Dach: Häftlin-•	
ge aller Altersgruppen (in der JVA für Frauen Vechta, der zent-
ralen Hafteinrichtung für Frauen in Niedersachsen, ist derzeit die 
jüngste Inhaftierte 14 und die älteste 78 Jahre alt), Frauen mit un-
terschiedlich langer Strafzeit (von wenigen Tagen Ersatzfreiheits-
strafe bis zu lebenslanger Freiheitsstrafe) sowie alle Haftformen – 
Untersuchungshaft, Strafhaft, offener und geschlossener Vollzug, 
offene und geschlossene Mutter-Kind-Einrichtungen. 

Aufgrund der niedrigen Zahl weiblicher Gefangener verfügte das 
niedersächsische Justizvollzugskrankenhaus bis vor Kurzem über 
keine Krankenbetten für Frauen; mittlerweile gibt es eine Frauen-
station mit fünf Betten. Die psychiatrische Krankenabteilung hat 
nur wenige Einzelzimmer, die in aller Regel von Männern belegt 
sind. Die Unterbringung in einem Mehrbettzimmer ist jedoch oft 
problematisch, weil dieses – je nach Belegung – freigemacht werden 
müsste. Außerdem trägt der Umstand, dass psychisch Kranke auf ei-
ner gemischten Station untergebracht sind, auch nicht immer zu ih-
rer Gesundung bei.
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Hilfen für Frauen in der Haft  
und danach 

Ziel der Haft ist laut Gesetz die Resozialisierung. Erste Vorausset-
zung hierfür ist die erfolgreiche Verarbeitung der begangenen Tat. 
Die Mitarbeiter/innen des Justizvollzugs sollen inhaftierte Frauen 
dabei unterstützen. Neben dem Stationsdienst, der Hilfe im Haftall-
tag gibt, sind spezielle Hilfen durch Psycholog(inn)en, Suchtbera-
ter/innen, Sozialarbeiter/innen und Sozialpädagog(inn)en verfüg-
bar. 

Qualifizierte Hilfe ist für inhaftierte Frauen besonders wichtig. 
Zu wohlwollende Helfer/innen sind bei der Problembearbeitung 
und persönlichen Entwicklung oft hinderlich, vor allem dann, wenn 
sie die Frauen nur als Opfer sehen und allein die Gesellschaft oder 
die äußeren Bedingungen für begangene Straftaten verantwort-
lich machen – diese Sichtweise verhindert, dass Straffällige die Ver-
antwortung für ihre Taten übernehmen. Je länger die Haft dauert, 
desto mehr schwindet die Zuversicht, im eigenen Leben etwas be-
wirken oder verändern zu können. Bei einigen Frauen nimmt durch 
diesen „Hospitalisierungseffekt“ die Angst vor den Anforderungen 
des Lebens in Freiheit dermaßen zu, dass sie kurz vor der Entlas-
sung psychosomatische Symptome zeigen („Open-door-Syndrom“) 
oder bei Lockerungen neue Straftaten begehen, nur um weiter in 
Haft bleiben zu können. 

Gerade bei Frauen verstärken Schuldgefühle gegenüber Fami-
lie und Kindern die ohnehin empfundene Hilflosigkeit und Ohn-
macht. Sie sind meist wenig selbstbewusst, verfügen weder über 
eine schulische noch über eine berufliche Ausbildung. Außerdem 
sind sie häufig finanziell und/oder emotional von einem Mann ab-
hängig. Die Chancen für eine Persönlichkeitsentwicklung, welche 
die Übernahme von Eigenverantwortung und die Veränderung ge-
wohnter Verhaltensmuster mit einschließt, sind eher gering. 

Die Resozialisierung muss während der Haft initiiert werden, 
soll aber vor allem nach der Haftentlassung wirksam werden. Da-
her ist bei allen Bemühungen zu berücksichtigen, dass bei Frauen 
die Ausgangsbasis für soziale Wiedereingliederung nach der Entlas-
sung oft schlechter ist als bei Männern. Häufig tun sich die Famili-
en und besonders die Kinder, aber auch das sonstige soziale Umfeld 
mit weiblichen Gefangenen wesentlich schwerer als mit männli-
chen. Straffällig gewordene Frauen werden in starkem Maße aus-
gegrenzt, häufig hat sie zudem der Ehemann oder Partner verlas-
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sen. Mit ihrer Inhaftierung wird oft gleichzeitig die ganze Familie 
bestraft: Die Kinder werden in der Schule diskriminiert, der Vater 
ist mit der Doppelbelastung durch Familie und Beruf überfordert 
usw. Alle Beteiligten haben Probleme damit, die Haft zu verarbei-
ten und nach der Haftentlassung wieder normale Beziehungen zu-
einander aufzubauen.

Resozialisierung bei Frauen heißt also nicht nur Entlassungs-
vorbereitung durch Beschaffung von Fahrkarte, Wohnung und Ar-
beit, sondern in gleichem Maße Stärkung von psychischen Fähigkei-
ten, von Selbstwertgefühl und Eigenverantwortlichkeit. Dabei gilt 
es oft auch, jene Fähigkeiten und Fertigkeiten wiederzuerlangen, 
die durch die Haft selbst verloren gegangen sind.

Angesichts der hohen Zahl suchtkranker Frauen sollten in 
Haft alle bewährten Angebote der Suchtkrankenhilfe verfügbar 
sein: Substitutionsbehandlung für Opiatabhängige und qualifi-
ziert durchgeführter Entzug der gängigen Suchtstoffe, Gruppen- 
und Einzelsitzungen, Kriseninterventionen. Für suchtkranke Frau-
en sind nach der Haftentlassung betreute Wohnformen als Brücke 
in ein selbstbestimmtes Leben besonders geeignet. Oft ist es ihnen 
nur in diesem geschützten Rahmen möglich, den gewohnten deso-
laten Lebensbedingungen zu entkommen und sich neu zu orientie-
ren. Leider ist die Zahl der Plätze in betreuten Wohnformen sehr 
begrenzt – insbesondere für weibliche Haftentlassene. Nur wenn 
rechtzeitig, also bereits während der Haft, Kontakte zu solchen Ein-
richtungen geknüpft werden, besteht eine Chance, nach der Entlas-
sung in eine geeignete Einrichtung aufgenommen zu werden. Die 
Gefangene sollte bereits vor der Haftentlassung die Einrichtung, die 
Mitarbeiter/innen und Bewohner/innen kennenlernen. Wichtig für 
den Erfolg des betreuten Wohnens ist der Abbau der darauf gerich-
teten Ängste und der Aufbau einer tragfähigen Beziehung zu den 
Betreuer(inne)n. 

Inhaftierte Mütter und ihre Kinder 
Frauen, die vor Haftantritt in einer festen Beziehung lebten, haben 
oft eine sehr starke Bindung zu ihrem Partner oder ihrer Partnerin. 
Emotionaler Bezugspunkt auch während der Haft ist die Familie, 
besonders die Kinder. Die Trennung von ihnen stellt – neben dem 
Freiheitsentzug und der Haftsituation – eine extreme Belastung dar, 
verbunden mit heftigen Schuld- und Schamgefühlen. Inhaftierten 
Frauen ist es verwehrt, ihre Mutterrolle zu erfüllen und Entschei-
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dungen, die das Wohl ihrer Kinder angehen, selbst zu treffen. Nur 
wenigen Müttern ist es möglich, ihr/e Kind/er während der Haftzeit 
bei sich zu haben. Wenn Mütter aus Lockerungen (Hafturlaub, Aus-
gang) nicht rechtzeitig in die Haftanstalt zurückkommen, dann oft 
deshalb, weil sie eine erneute Trennung von ihren Kindern nicht er-
tragen. Hinzu kommt, dass die Frauen häufig in weit vom Heimatort 
entfernten Anstalten einsitzen; Besuche sind dann mit hohem Zeit- 
und Kostenaufwand verbunden.

Gerade kleine Kinder leiden sehr darunter, von der Mutter ge-
trennt und bei fremden Menschen untergebracht zu sein. Wenn die 
Inhaftierung der Mutter bekannt ist, kommen Belastungen durch 
Stigmatisierung im Kindergarten, in der Schule oder im sonstigen 
sozialen Umfeld hinzu. Zwar gibt es in Frauenhaftanstalten eine 
Fülle von begleitenden Unterstützungsmaßnahmen. Dennoch be-
lastet die Trennung noch Jahre später die Mutter-Kind-Beziehung 
und wird nur in den seltensten Fällen aufgearbeitet.

Mutter-Kind-Einrichtungen
Um eine Trennung von Mutter und Kind zu vermeiden, wird in § 142 
StVollzG die Schaffung von Möglichkeiten für die gemeinsame Un-
terbringung gefordert – eine Lösung, die unter vielen schlechten Op-
tionen oft das kleinste Übel darstellt, sind doch die Konzepte die-
ser Einrichtungen in aller Regel darauf ausgerichtet, dass die Kinder 
so wenig Schaden wie möglich nehmen. Mutter-Kind-Einrichtungen 
gibt es bisher allerdings nur in Bayern, Berlin, Niedersachsen, Nord-
rhein-Westfalen und Sachsen.2 Die Kosten für in Haftanstalten le-
bende Kinder werden von den zuständigen Jugendämtern und nicht 
vom Justizfiskus getragen. Deshalb erfolgt auch die medizinische 
Versorgung nicht über die Anstaltsärzte. 

Vor der Aufnahme in eine Mutter-Kind-Einrichtung wird genau 
geprüft, ob es für das Kind nicht bessere Optionen gibt. Aus diesem 
Grund arbeiten diese Einrichtungen einzelfallbezogen eng mit den 
Jugendämtern und Jugendhilfeträgern zusammen. Vor der Aufnah-
me gibt das zuständige Jugendamt in der Regel eine Stellungnah-
me ab. Erforderlich sind außerdem die Zustimmung der Person, die 
das Sorgerecht hat, ein ärztliches Gesundheitszeugnis, eine Erklä-
rung zur Kostenübernahme und gegebenenfalls die Zustimmung 
des Vormundschaftsgerichts. Selbstverständlich sollte die Mutter 

2		 Vergleichbare Einrichtungen im Männervollzug für die gemeinsame Unterbringung von Va-
ter und Kind gibt es in Deutschland nicht. 
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das Kind bereits vor ihrer Inhaftierung versorgt haben und hierzu 
auch nach der Haftentlassung in der Lage sein. 

Nicht möglich ist eine Aufnahme in eine Mutter-Kind-Einrichtung, 
�wenn das Kind erheblich und dauerhaft krank oder schwer behin-•	
dert ist und ständiger ärztlicher Kontrolle bedarf.
�wenn die Frau aufgrund einer Erkrankung nicht in der Lage ist, •	
ihr Kind eigenverantwortlich zu versorgen (dieses Argument wird 
häufig bei suchtkranken Frauen eingebracht).

Alle Mutter-Kind-Einrichtungen versuchen, den Kindern einen kind-
gerechten Lebensraum zu bieten. Sie ermöglichen es den Frauen, 
ihre Erfahrungen und Handlungsweisen zu überdenken und geben 
Hilfestellung beim Aufbau und der Weiterentwicklung einer trag-
fähigen Mutter-Kind-Beziehung. Auf diese Weise soll verhindert 
werden, dass das Kind durch Trennung von der Mutter und Unter-
bringung in fremder Umgebung in seiner Entwicklung gestört wird. 
Den Müttern soll durch sozialpraktisches Training geholfen werden, 
ihr Leben nach der Haft straffrei zu gestalten. Sie sollen lernen, ihre 
Alltagsaufgaben, insbesondere die Erziehung und Versorgung ihrer 
Kinder, besser zu bewältigen.

In einigen Bundesländern wird es ermöglicht, minderjährige 
Kinder im Rahmen des „Hausfrauenfreigangs“ zu versorgen. Bei 
diesem Modell verlässt die Mutter morgens die Anstalt, um ihrer Ar-
beit – hier: Kindererziehung und Haushaltsführung – nachzugehen, 
und kehrt abends ins Gefängnis zurück. Für den Hausfrauenfrei-
gang müssen die Mütter allerdings besonders zuverlässig und locke-
rungsgeeignet sein, und ihre Familie muss in der Nähe der Haftan-
stalt wohnen. 

Gesundheit im Frauenvollzug
Inhaftierte Frauen entwickeln oftmals ein starkes Gesundheitsbe-
wusstsein. Nach vielen Jahren der Arztkarenz nehmen sie nach Haft-
antritt erstmals wieder (zahn-)ärztliche Leistungen in Anspruch. Ab-
szesse heilen ab, das Körpergewicht nimmt zu, das Angebot von 
Krebs- oder Mutterschafts-Vorsorgeuntersuchungen wird genutzt. 
Außerdem bietet sich in Haft eine gute Gelegenheit, präventive Bot-
schaften gezielt an die Frau zu bringen. Das ist besonders wichtig 
in der Schwangerschaft zum Schutz des Kindes vor übertragbaren 
Krankheiten (z. B. Hepatitis B und C oder HIV) und anderen schwe-
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ren Gesundheitsschäden (wie etwa durch starkes Rauchen, den Kon-
sum legaler/illegaler Drogen). 

Was gesundheitliche Probleme und die Art und Weise des Um-
gang damit angeht, gibt es große Unterschiede zwischen Frauen 
und Männern. Da gibt es zum einen „typische“ Frauen- bzw. Män-
nerkrankheiten, zum anderen nehmen Frauen ärztliche Hilfe – am-
bulante wie stationäre – häufiger in Anspruch als Männer. Frauen 
klagen z. B. oft über allgemeine Befindlichkeitsstörungen, ein Phä-
nomen, das häufig mit psychischen Belastungen in Verbindung ge-
bracht wird. Die Folge davon ist ein erhöhter Konsum von Schmerz-
mitteln und Psychopharmaka, der sich mit zunehmendem Alter 
verstärkt. In den Wechseljahren steigen die gesundheitlichen Prob-
leme noch einmal an.3

Auf die Haftsituation reagieren viele Frauen unter anderem mit 
heftigen psychosomatischen Symptomen – denn selbst wenn die Be-
ziehung zum eigenen Körper belastet und gestört ist, kann das kör-
perliche Empfinden sehr stark sein. Für ihre Behandlung brauchen 
die Mitarbeiter/innen des Medizinischen Dienstes viel Fingerspitzen-
gefühl. Wenn Patientinnen mit diffusen Befindlichkeitsstörungen in 
die Sprechstunde kommen, erwarten sie oft, dass sich der Arzt die 
Zeit nimmt, mit ihnen alle anstehenden Probleme (auch nichtmedi-
zinische) zu besprechen. Manchmal wird nicht einmal erwartet, dass 
eine Diagnose gestellt wird – das Zuhören allein stellt die Patientin 
rundum zufrieden. Ähnliches gilt für Suchtmittelabhängige, die da-
rauf konditioniert sind, auf körperliche und besonders psychische 
Missempfindungen mit dem Konsum von Substanzen zu reagieren, 
die auf die Psyche wirken. Dem Vollzug auf diese Weise zu entkom-
men, verschafft kurzfristig psychische Entlastung und – paradoxer-
weise – ein wenig Autonomiegefühl. 

3		 Die privaten Krankenversicherer untersuchen einmal jährlich das „Krankheitskostenwagnis“ 
je nach Lebensalter. Danach beanspruchen privat versicherte Frauen über 60 Jahre im Durch-
schnitt weniger ärztliche Behandlungen, Arzneimittel und sonstige Leistungen als Männer die-
ses Alters. Frauen ab 50 verbringen zudem weniger Tage im Krankenhaus als gleichaltrige 
Männer. Aber jüngere Frauen haben – unabhängig vom Kostenrisiko durch Geburten – ein hö-
heres Krankheitskostenwagnis als Männer gleichen Alters. Ihr Arzneimittelverbrauch ist zudem 
im Alter von 25 bis 30 Jahren fast doppelt so hoch wie bei gleichaltrigen Männern. Policen pri-
vater Krankenversicherungspolicen sind für Frauen daher teurer als für Männer. Der Medizinal-
referent des Landes Niedersachsen geht per se davon aus, dass im Frauenvollzug, bezogen auf 
den einzelnen Hafttag, die Medikamentenkosten um 20 Prozent höher liegen als im Männer-
vollzug. 
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Suizide
Bei inhaftierten Frauen kommen Suizide deutlich weniger häufig 
vor als bei Männern. Der Kriminologische Dienst im Bildungsinsti-
tut des niedersächsischen Justizvollzugs veröffentlichte im Septem-
ber 2005 eine Studie, in der Suizide in deutschen Haftanstalten in 
den Jahren 2000 bis 2004 untersucht wurden. In diesem Zeitraum 
kam es insgesamt zu 467 Suiziden. Da 95 Prozent der Gefangenen 
männlich und 5 Prozent weiblich sind, hätte es bei gleicher Suizid-
verteilung 23 Fälle bei den Frauen geben müssen – tatsächlich aber 
gab es hier nur drei Suizide. Diese drei Frauen erhängten sich in 
den ersten vier Wochen ihrer Haftzeit. Bei keiner der Frauen hat-
te es im Vorfeld Hinweise auf einen Suizid gegeben; sie hatten le-
diglich über Drogenentzugserscheinungen geklagt (vgl. Bennefeld-
Kersten 2005). 

Felder der medizinischen  
Versorgung

Ob gynäkologische Probleme – z. B. sexuell übertragbare Krankhei-
ten und ihre Folgen – oder Erkrankungen, die in das Feld der All-
gemeinmedizin fallen wie etwa grippale Infekte, verstauchte Knö-
chel, Schnittwunden, Rückenschmerzen oder Akne: bei Frauen in 
Haft kommen die gleichen Krankheiten vor wie draußen und müs-
sen auch entsprechend behandelt werden. 

Manche Krankheiten sind in Haft allerdings häufiger anzutref-
fen als draußen. Auffällig ist beispielsweise der hohe Anteil von 
Frauen mit psychischen Erkrankungen wie Psychosen, Depressio-
nen, Borderline-Störungen, Anorexia nervosa (Magersucht) und Bu-
limia nervosa (Ess- und Brechsucht) oder mit psychosomatischen Er-
krankungen. Und aufgrund des hohen Anteils intravenös Drogen 
konsumierender Frauen treten in Haftanstalten auch die auf diesem 
Wege übertragbaren Infektionskrankheiten – Hepatitis A, B und C 
sowie HIV – gehäuft auf. 

Im Folgenden soll auf einige Felder der medizinischen Versor-
gung näher eingegangen werden:
 

Sucht und Drogen 
Auffällig im Frauenvollzug ist der hohe Anteil Drogen konsumieren-
der Häftlinge. Etwa ein Drittel der männlichen Gefangenen spritzt 
Drogen, bei den Frauen sind es dagegen über 50 Prozent – nicht ein-
gerechnet sind Gefangene, die Alkohol, Cannabis und andere Dro-
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gen konsumieren. Das Arbeitsfeld „Sucht und Drogen“ ist daher ein 
Schwerpunkt der Gefängnismedizin, sodass jede Krankenabteilung 
auch die heute anerkannten Möglichkeiten der Behandlung von 
Suchterkrankungen anbieten sollte.

Schwangerenbetreuung
In der Regel werden Schwangere wie alle anderen Inhaftierten 
untergebracht – bis etwa sechs Wochen vor dem Entbindungster-
min. Selbstverständlich werden sie ärztlich so versorgt, wie dies 
„draußen“ der Fall ist; das gilt ebenso für die Schwangerschafts- 
und Konfliktberatung und andere psychosoziale Angebote. Außer-
dem können sie sich an den anstaltseigenen Psychologischen Dienst 
mit der Bitte um stützende Einzelgespräche wenden (eine weiter-
gehende, spezifisch therapeutische Begleitung gibt es in der Re-
gel aber nicht). Ergänzend zur üblichen Anstaltsverpflegung erhal-
ten Schwangere zusätzlich Milch und Obst. Opiatabhängige Mütter 
werden vorübergehend mit Methadon oder Buprenorphin substi-
tuiert, um Mutter und Kind Entzugserscheinungen oder der Mutter 
Rückfälle in den Drogenkonsum zu ersparen.

Wenn Frauen schwanger in den Justizvollzug kommen oder 
während der Haft, z. B. im Hafturlaub, schwanger werden, ist dies 
kein hinreichender Grund für eine Haftunterbrechung oder vor-
zeitige Entlassung. Schwangere sind im Justizvollzug daher kei-
ne Seltenheit; in der JVA für Frauen in Vechta liegt ihr Anteil bei 
acht Prozent. Die Betreuung dieser Frauen beschränkt sich jedoch 
nur auf die Schwangerschaftsvorsorge entsprechend den Mutter-
schaftsrichtlinien: Entbindungen in Justizvollzugseinrichtungen 
sind vom Gesetzgeber nicht gewollt. Auch dürfen standesamtli-
che Unterlagen, die das Kind betreffen, keinerlei Hinweise enthal-
ten, die Rückschlüsse auf die Haft der Mutter zum Entbindungs-
zeitpunkt zulassen.

Gerade bei Schwangeren in Haft wird die Ambivalenz des Straf-
vollzugs besonders deutlich: Einerseits belastet die Haftsituation 
werdende Mütter, andererseits bietet die Anstalt durchaus Schutz 
vor den Problemen außerhalb der Mauern. Es gibt auch Frauen, die 
erst in Haft, fernab von Beziehungsstress (und von der Drogensze-
ne) wieder zu etwas Ruhe kommen. Außerdem wird die Möglich-
keit einer Aufnahme in eine der Haftanstalt angegliederte Mutter-
Kind-Einrichtung bereits früh geprüft (siehe S. 76).
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Exkurs: Das Phänomen der 
Aggravation
Gemeinhin wird unterstellt, im Justizvollzug gebe es besonders viele 
Simulanten. Die Erfahrung zeigt aber, dass „echte“ Simulanten, die 
nicht vorhandene Symptome erfinden und vorspielen, hinter Gittern 
zumindest nicht häufiger vorkommen als draußen. 

Häufiger ist die Aggravation, das verstärkte Wahrnehmen tatsächlich 
vorhandener, oft objektiv leichter Symptome, die möglicherweise gar 
keinen Krankheitswert haben. Jeder Krankenhausarzt kennt dieses 
Phänomen aus seiner Nachtdiensttätigkeit: Ein Patient kommt nachts 
um drei in die Notaufnahme und berichtet, er habe seit mehreren Ta-
gen komische Bauchschmerzen, die ihn heute Nacht aber besonders 
beunruhigen würden. Natürlich muss dieser Patient unter erheblichem 
Leidensdruck stehen, um sich nachts ins Krankenhaus zu begeben; 
auch ist nicht ausgeschlossen, dass sich seine Beschwerden über Ta-
ge so entwickelt haben, dass sie nunmehr akut geworden sind. Oft 
aber werden Bauchschmerzen, wenn man im Dunkeln und allein im 
Bett liegt, sehr viel bedrohlicher wahrgenommen werden als am Tag, 
wenn man vielleicht auch noch Ablenkung hat. Das Gleiche gilt für 
sogenannte funktionelle Beschwerden, die zwar objektiv vorhanden 
sind, aber keinen Krankheitswert haben. So kann beispielsweise der 
Milcheinschuss nach einer Entbindung ausgesprochen schmerzhaft 
sein, und manche Frauen nehmen ihren Eisprung als schmerzhaften 
Bauchfellreiz wahr; in beiden Fällen ist jedoch keine Krankheit die 
Ursache. Ein anderes Beispiel ist der nach ungewohnter sportlicher Be-
tätigung auftretende „Muskelkater“, der mit starken Schmerzen und 
Bewegungseinschränkungen einhergehen kann. 

Es ist durchaus nachvollziehbar, dass auch harmlose Beschwerden un-
ter den als belastend wahrgenommenen Haftbedingungen bedrohlich 
und gefährlich erscheinen. In diesem Sinne ist die Aggravation in der 
Gefängnismedizin sicher ein häufig anzutreffendes Phänomen. 

Perspektiven 
Die Arbeit mit Gefangenen bewegt sich immer in einem Span-
nungsfeld zwischen der Orientierung an den Bedürfnissen der/des 
Einzelnen und den Zwängen des Vollzugs. Beiden Seiten müssen 
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die Mitarbeiter/innen des Justizvollzugs gerecht werden. Hilfreich 
ist in jedem Fall ihre Einbindung in qualitätssichernde Maßnah-
men. Die Rückmeldung über Erfolge wie auch Misserfolge des ei-
genen Handelns verhilft zu mehr Arbeitszufriedenheit und Sicher-
heit. 

Für eine erfolgreiche Arbeit mit Frauen ist es wichtig, vor al-
lem ihre speziell weiblichen Belange im Blick zu behalten. Die 
meisten wissen genau, was sie nicht wollen, sind aber selten in der 
Lage, für sich und ihr Leben konkrete Ziele zu benennen. Daher ist 
gemeinsam mit ihnen zu klären, warum und mit welchem Ziel sie 
sich verändern sollten. Die Zielsetzung muss klar und überschau-
bar und in einzelne Schritte gegliedert sein. Am Anfang steht die 
körperliche und psychische Stabilisierung. Bei suchtkranken Frau-
en gilt es, mit ihnen eine Beratungsbeziehung aufzubauen; meist 
gelingt es den Mitarbeiter(inne)n der Suchtkrankenhilfe, eine of-
fene Gesprächsatmosphäre zu erreichen, sodass weitere Hilfsange-
bote unterbreitet werden können. Vertrauen schafft ebenso der 
Versuch, eine Zurückstellung der Strafvollstreckung durch die Pa-
ragrafen 35 und 36 des Betäubungsmittelgesetzes („Therapie statt 
Strafe“) zu erreichen. Selbstverständlich sollten auch bei einer Ver-
mittlung in externe therapeutische Maßnahmen die Bedürfnisse 
der Frau berücksichtigt werden. Therapieeinrichtungen oder the-
rapeutische Wohngemeinschaften speziell für Frauen sollten dabei 
Vorrang haben: Da straffällig gewordene Frauen fast immer Ge-
walt durch Männer erfahren haben, sind gemischtgeschlechtliche 
Einrichtungen in aller Regel kontraproduktiv. 

Auch in Frauenhaftanstalten gibt es ein ausgeprägtes Macht-
gefälle. Frauen, die es gewohnt sind, sich angepasst und gehor-
sam zu verhalten, haben es besonders schwer, ihre Interessen ge-
genüber Mitgefangenen und Vollzugsbediensteten zu artikulieren 
und durchzusetzen. Im Vollzug sollte es den Frauen daher ermög-
licht werden, ihr Selbstwertgefühl und Selbstbewusstsein zu stär-
ken. 

Oft sind vor Haftantritt wichtige Dinge nicht geregelt worden. 
Dazu gehören neben behördlichen Angelegenheiten (z. B. Abmel-
dung beim Arbeitsamt) der Erhalt der Wohnung, die Unterbrin-
gung der Kinder, die Versorgung von Haustieren und vieles mehr. 
Auch wichtige Bezugspersonen sind häufig nicht über die Inhaftie-
rung informiert. Auf diese Dinge müssen die Frauen immer wieder 
angesprochen und zu raschem Handeln motiviert werden. 
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Rechte und  
Pflichten externer  
Mitarbeiter/innen1

Johannes Feest

Gebot der Zusammenarbeit 
Die Rechte und Pflichten externer Mitarbeiter/innen im Strafvollzug 
(im Folgenden kurz „Externe“) waren bisher primär in § 154 StVollzG 
geregelt. Dabei ist der Gesetzgeber nicht ins Detail gegangen, son-
dern hat sich auf ein allgemein gehaltenes Gebot der Zusammenar-
beit beschränkt:

(1) Alle im Vollzug Tätigen arbeiten zusammen und wirken daran mit, 
die Aufgaben des Vollzuges zu erfüllen.
(2) Mit den Behörden und Stellen der Entlassenenfürsorge, der Bewäh­
rungshilfe, den Aufsichtsstellen für die Führungsaufsicht, den Agentu­
ren für Arbeit, den Trägern der Sozialversicherung und der Sozialhilfe, 
den Hilfeeinrichtungen anderer Behörden und den Verbänden der frei­
en Wohlfahrtspflege ist eng zusammenzuarbeiten. Die Vollzugsbehör­
den sollen mit Personen und Vereinen, deren Einfluss die Eingliederung 
des Gefangenen fördern kann, zusammenarbeiten. 

Bevor versucht wird, dennoch einzelne Rechte und Pflichten heraus-
zuarbeiten, soll zunächst auf die Frage eingegangen werden, wer un-
ter welchen Voraussetzungen als Vollzugshelfer/in zugelassen wird.

1		 Der folgende Artikel beschränkt sich auf externe ehren- und hauptamtliche Mitarbeiter/innen 
aus nichtstaatlichen Organisationen. Zu den vollzugsinternen und den externen Mitarbeiter(in
ne)n staatlicher Institutionen siehe Block 1997 und Böllinger 2003.
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Zusammenarbeit mit wem?
Paragraf 154 StVollzG unterscheidet zwischen Behörden und Ver-
bänden einerseits sowie Vereinen und Personen andererseits. Mit 
den Erstgenannten ist zusammenzuarbeiten, während mit Letzte-
ren nur zusammengearbeitet werden soll. Dieser Unterschied er-
scheint auf den ersten Blick gering, ist aber bei näherem Hinsehen 
durchaus bedeutsam. Im juristischen Sprachgebrauch ist im ersten 
Fall eine Verpflichtung der Verwaltung – und ein damit korrespon-
dierendes Recht der Helfer/innen – gemeint; im zweiten Fall ist die 
Verwaltung zwar in der Regel verpflichtet, es verbleibt ihr jedoch 
ein Spielraum für Ausnahmefälle. Hier soll zunächst geklärt wer-
den, wen diese Verpflichtungen bzw. Berechtigungen betreffen.

Eindeutig ist dies bei den in § 154 Abs. 2 StVollzG ausdrücklich 
genannten Behörden (Bewährungshilfe, Führungsaufsicht usw.). 
Dabei handelt es sich aber nur um Beispiele, wie auch aus dem Zu-
satz „Hilfeeinrichtungen anderer Behörden“ hervorgeht. Darunter 
sind wohl in erster Linie die sozialen Dienste in der Justiz gemeint 
(siehe Block 1997), aber sicherlich auch öffentliche Bildungseinrich-
tungen wie z. B. Volkshochschulen, Universitäten usw. (Rotthaus/
Wydra 2005 Rn. 5). 

In gleicher Weise sind in diesem Paragrafen die Verbände der 
freien Wohlfahrtspflege privilegiert. Dazu gehören traditionell die 
Arbeiterwohlfahrt e.V., der Deutsche Caritasverband, der Deut-
sche Paritätische Wohlfahrtsverband, das Deutsche Rote Kreuz, 
das Diakonische Werk und die Zentralwohlfahrtsstelle der Juden in 
Deutschland e.V. An zweiter Stelle stehen Vereine und Verbände, 
die Mitglied eines dieser Spitzenverbände der freien Wohlfahrts-
pflege sind (etwa die Deutsche AIDS-Hilfe e.V., die dem DPWV an-
gehört). 

Alle übrigen Vereinigungen, gleich welche juristische Form sie 
haben mögen, sind durch § 154 Abs. 2 Satz 1 nicht privilegiert, 
auch nicht der aus der Deutschen Bewährungshilfe e.V. hervorge-
gangene Fachverband für Soziale Arbeit, Strafrecht und Kriminal-
politik, dem viele bedeutende Vereinigungen mit insgesamt etwa 
10.000 im Strafvollzug und in der Entlassenenhilfe tätigen Mitglie-
dern angehören (neben den Bewährungshilfen z. B. die Straffälli-
genhilfen oder Vereine für Täter-Opfer-Ausgleich). Diese Rechts-
lage ist kaum verständlich. Solange sie nicht vom Gesetzgeber 
geändert wird, kann diesen Vereinigungen nur geraten werden, 
sich (zusätzlich) einem der klassischen Wohlfahrtsverbände anzu-
schließen.
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Voraussetzungen der Zulassung
Dem unterschiedlichen Verpflichtungsgrad zur Zusammenarbeit 
entsprechen Unterschiede bei der Zulassung zur Mitarbeit in einer 
Haftanstalt. Mitarbeiter/innen freier Wohlfahrtsverbände müssen 
sich nach dem Gesetz keiner weiteren Eignungsprüfung unterzie-
hen. Das folgt logisch aus der strikten Verpflichtung des Vollzugs, 
mit diesen Institutionen zusammenzuarbeiten. Der Gesetzgeber 
geht hier offenbar davon aus, dass die Wohlfahrtsverbände selbst 
für die erforderliche Kompetenz sorgen und eine entsprechende 
Selbstkontrolle ausüben. Das bezieht sich auf die hauptamtlichen 
Mitarbeiter/innen dieser Institutionen, muss aber auch gelten, wenn 
diese Hauptamtlichen eine Zulassung als ehrenamtliche Helfer/in-
nen beantragen, solange dies im Rahmen der institutionsbezoge-
nen Zusammenarbeit zu sehen ist (Theißen 1990, 24, Fußnote 38). 

Die Vollzugsbehörde beschränkt sich in diesen Fällen auf die 
Prüfung, ob es sich bei den Helfer(inne)n um hauptamtliche und für 
das Gebiet der Straffälligenhilfe zuständige Mitarbeiter/innen des 
Verbandes handelt. „Wird dieser Nachweis geführt, dann ist eine 
weitergehende Überprüfung der Person – etwa auf ihre Zuverlässig-
keit oder fachliche Eignung – ausgeschlossen“ (Müller-Dietz 1997, 
38; anderer Ansicht sind Rotthaus/Wydra 2005 § 154 Rn. 5, wonach 
Ablehnungsgründe sich ausnahmsweise aus der Persönlichkeit des 
Bewerbers ergeben können). Notfalls kann diese Kooperations-
pflicht der Vollzugsanstalt von den betroffenen Gefangenen wie 
auch Externen bei der Strafvollstreckungskammer eingeklagt wer-
den.

Der privilegierte Zugang der Wohlfahrtsverbände wird aller-
dings in der Praxis einzelner Bundesländer nicht immer beachtet. 
Müller-Dietz weist auf Fälle hin, bei denen die Justizverwaltungen 
zwischen mehr oder weniger vertrauenswürdigen Gruppen und 
Personen unterschieden hat. Eine Überprüfung werde in jedem Fal-
le durchgeführt, falle aber weniger streng aus, wenn man es mit 
bekannten und anerkannten Organisationen zu tun habe. Hierzu 
gebe es offenbar einen Informationsaustausch zwischen den Bun-
desländern (Müller-Dietz 1997, 38). Eine solche Praxis widerspricht 
jedoch dem klaren Wortlaut des Gesetzes, wenn auf diesem Weg 
die strikte Pflicht zur Kooperation mit Wohlfahrtsverbänden aufge-
weicht wird.

Nur bei Mitgliedern von Vereinigungen, die nicht den Status 
freier Wohlfahrtsverbände haben, und erst recht bei Einzelpersonen 
darf die Haftanstalt die Eignung als Helfer/in prüfen. Dabei geht 
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es in erster Linie um Studenten- und Kirchengruppen, Sportverei-
ne, Gruppen politischer Parteien, aber auch um Gefangenenselbst-
hilfe-Vereinigungen. Die Haftanstalt darf hier die Zulassung davon 
abhängig machen, ob der Einfluss dieser Personen oder Vereinigun-
gen „die Eingliederung der Gefangenen fördern kann“. Bei der Prü-
fung dürfen die Maßstäbe allerdings nicht zu hoch angesetzt wer-
den. So darf keine Gewissheit hinsichtlich des fördernden Einflusses 
verlangt werden, da laut Gesetz ausdrücklich die bloße Möglichkeit 
ausreicht („fördern kann“). Maßstab darf auch nicht der öffentli-
che Dienst mit seinen besonderen Treuepflichten sein, da die Voll-
zugshelfer/innen nicht öffentlich-rechtlich handeln (OLG Celle StV 
1984, 430). 

Eine Regelanfrage beim Verfassungsschutz findet keine Stütze 
in § 154 StVollzG (Calliess/Müller-Dietz 2005 Rn. 4), aber auch nicht 
in der dazu erlassenen bundeseinheitlichen Verwaltungsvorschrift, 
wonach eine Sicherheitsüberprüfung (durch Einholen eines Bundes-
zentralregisterauszugs) nur „bei gegebenem Anlass“ erfolgen soll, 
sich auf den erforderlichen und angemessenen Umfang beschrän-
ken muss und der informierten Einwilligung der Betroffenen bedarf 
(AK StVollzG § 179 Rn. 30). Einzelne Bundesländer haben zur Eig-
nungsfrage weitere detaillierte Verwaltungsvorschriften erlassen, 
die sich aber ebenfalls an die Vorgaben des § 154 StVollzG halten 
müssen. Wenig sinnvoll und kaum mit dem Gesetz vereinbar sind 
hohe Mindestaltersgrenzen für Externe, lange Sperrfristen für ehe-
malige Häftlinge und der generelle Ausschluss von Personen, die 
unter Bewährungs- bzw. Führungsaufsicht stehen (vgl. dazu aus-
führlich Theißen 1990, 50 ff.). 

Auch wenn feststeht, dass solche Gruppen oder Personen die 
Resozialisierung fördern können, darf die Anstalt prüfen, ob eine 
Zulassung ausnahmsweise verwehrt werden kann. Das ist der Sinn 
der Soll-Vorschrift, die aber umgekehrt auch bedeutet, dass in der 
Regel eine Zulassung zu erfolgen hat. Die Zulassung darf nur in aus-
gesprochen atypischen Situationen verweigert werden (weitere 
Nachweise bei Theißen 1991, 5), und die Anstalt muss begründen, 
warum es sich um einen solchen Fall handelt. 

Widerruf der Zulassung
Die Zulassung kann befristet oder unbefristet erteilt werden. Wird 
sie befristet erteilt, ist nach Ablauf der Frist erneut (nach den obi-
gen Kriterien) zu prüfen, ob eine Zulassung ausgesprochen wird. 
Widerrufsfragen stellen sich daher nur bei unbefristeter Zulassung. 
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Ein Widerruf ist nur unter den Voraussetzungen zulässig, die 
man im Verwaltungsrecht für den Widerruf eines rechtmäßigen be-
günstigenden Verwaltungsaktes entwickelt hat. Dies wäre z. B. der 
Fall, wenn die Zulassung durch falsche Angaben erschlichen wur-
de. In der Praxis dürfte aber häufiger dann über Widerrufe nachge-
dacht werden, wenn Externe gegen ausdrückliche Weisungen ver-
stoßen, von denen die Zulassung abhängig gemacht wurde, wie 
z. B. das Verbot, ungenehmigt Nachrichten zu übermitteln oder Ge-
genstände ein- oder auszubringen. Doch auch in diesen Fällen ist 
ein Widerruf nur zulässig, wenn mildere Maßnahmen wie etwa Ab-
mahnungen oder befristete Beschränkungen des Besuchsverkehrs 
nicht ausreichen (siehe die ausführliche Darstellung bei Theißen 
1990, 35). 

Rechte externer Mitarbeiter/innen
Abgesehen von der allgemeinen Kooperationspflicht gemäß § 154 
StVollzG sind die Rechte externer Helfer/innen bisher allenfalls in 
Verwaltungsvorschriften der Länder festgehalten. Diese sind zwar 
für die Gerichte nicht verbindlich, bewirken jedoch eine Selbstbin-
dung der Verwaltung, auf die sich Externe im Konfliktfall (auch 
vor Gericht) berufen können. Dabei geht es vor allem um folgen-
de Rechte:

Recht auf Kontakt mit den Gefangenen
Der persönliche Kontakt zu den Gefangenen ist das Kernstück der 
Tätigkeit externer Mitarbeiter/innen im Vollzug. Ihre offizielle Zu-
lassung impliziert daher ein Recht auf Zugang, Besuch und Kom-
munikation mit den betreuten Gefangenen (Theißen 1990, 71). Der 
Vollzugsbehörde bleibt ein Ermessensspielraum nur noch hinsicht-
lich der Ausgestaltung dieser Kontakte. 

Nach inzwischen vorherrschender Meinung in Literatur und 
Rechtsprechung unterliegen zugelassene Externe nicht den allge-
meinen Besuchsbestimmungen (Calliess/Müller-Dietz 2005, § 23  
Rn. 6). Das bedeutet, dass es im Ermessen der Anstalt liegt, die Be-
suche zeitlich und räumlich auf die jeweiligen Bedürfnisse abzu-
stellen. Auch Besuche in den Hafträumen der Betreuten sind damit 
grundsätzlich möglich (und in einigen Ländervorschriften ausdrück-
lich vorgesehen). 

Die Externen sollten darauf bestehen, dass die Besuche grund-
sätzlich ohne (optische oder akustische) Überwachung stattfinden. 
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Das folgt allein schon daraus, dass auch der Besuch nach §§ 23 ff. 
StVollzG grundsätzlich überwachungsfrei ist, was daher erst recht 
für besonders zugelassene Externe gelten muss. Für ihre Arbeit mit 
den Gefangenen ist zudem eine vertrauliche Atmosphäre unab-
dingbar. Da die Externen bereits bei der Zulassung einer Sicherheits-
prüfung unterzogen wurden, wird eine Überwachung nur in we-
nigen „atypischen Sonderfällen“ (Theißen 1990, 33) geboten sein, 
insbesondere dann, wenn Übergriffe durch einen Gefangenen zu 
befürchten sind. Dies wird auch in den meisten Ländervorschriften 
so gesehen. 

Auch Briefe und Telefongespräche dürfen nicht überwacht 
werden. Angesichts der räumlichen Distanz sind Ausnahmen hier-
von kaum begründbar.

Auskunfts- und Mitwirkungsrechte
Die Arbeit der Externen setzt voraus, dass sie über den Vollzugs-
plan informiert werden. Hier liegt ein zentraler Punkt der Koopera-
tionspflicht des Vollzugs. Auch in Bundesländern, in denen Gefan-
gene bisher keine Kopie des Vollzugsplans erhalten, wird man diese 
Informationen den Externen nicht verweigern dürfen. Mit Einwil-
ligung der betreffenden Gefangenen steht den Externen auch das 
Recht zu, Auskunft aus der Gefangenenpersonalakte bzw. Einsicht 
in diese zu verlangen (§ 185 StVollzG). 

Sinnvollerweise sind die Externen – immer mit Zustimmung 
der betroffenen Gefangenen – schon an der Vollzugsplanung bzw. 
an der Fortschreibung des Vollzugsplans zu beteiligen. Da dies in 
den Ländervorschriften bisher nur selten ausdrücklich vorgesehen 
ist (vgl. Theißen 1990, 76), sollten Anträge auf Teilnahme an der 
Vollzugsplankonferenz gestellt werden. Dabei können Externe sich 
auf § 159 StVollzG berufen, wonach die Anstaltsleitung diese Kon-
ferenzen „mit an der Behandlung maßgeblich Beteiligten“ durch-
führt. Die Hinzuziehung externer Konferenzteilnehmer/innen steht 
im pflichtgemäßen Ermessen des Anstaltsleiters (AK StVollzG § 159 
Rn. 4), doch wird die Maßgeblichkeit der Beteiligung bei längerfris-
tigen Betreuungsverhältnissen schwerlich zu leugnen sein. Notfalls 
ist gerichtlicher Rechtsschutz in Anspruch zu nehmen.

Ebenso naheliegend und geboten ist es, Externe vor Vollstre-
ckungsentscheidungen anzuhören. Das betrifft in erster Linie An-
träge auf Strafunterbrechung zugunsten einer Drogentherapie (§§ 
35 ff. BtMG), Anträge auf Haftunterbrechung wegen Haftunfähig-
keit (§ 455 StPO), Anträge auf vorzeitige Entlassung (§ 57 StGB) und 
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Gnadenanträge. Vorbildlich ist hier die Berliner Regelung (Theißen 
1990, 76), wonach den Externen Gelegenheit gegeben wird, Stellung-
nahmen zu den Gesuchen der von ihnen betreuten Gefangenen ab-
zugeben, die den amtlichen Stellungnahmen beigefügt werden.

Exkurs: Zeugnisverweigerungsrecht
Es kann vorkommen, dass externe Mitarbeiter/innen als Zeugen in ei-
nem Strafprozess (eventuell auch in einem Zivilprozess usw.) über ihre 
Kommunikation mit den betreuten Gefangenen aussagen müssen. Im 
Folgenden eine Skizze der Rechtslage:

Ein Zeugnisverweigerungsrecht haben grundsätzlich nur die in § 53  
StPO genannten „Berufsgeheimnisträger“. In unserem Zusammenhang 
sind dies vor allem „Ärzte, Zahnärzte, Psychologische Psychotherapeu-
ten, Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten“ (§ 53 Abs.1 Nr. 3 
StPO) sowie „Berater für Fragen der Betäubungsmittelabhängigkeit in 
einer Beratungsstelle, die eine Behörde oder eine Körperschaft, Anstalt 
oder Stiftung des öffentlichen Rechts anerkannt oder bei sich einge-
richtet hat“ (§ 53 Abs. 1 Nr. 3b StPO). Zeugnis kann nur verweigert 
werden im Hinblick auf Informationen, die den genannten Berufsge-
heimnisträgern in dieser Eigenschaft anvertraut oder bekannt wurden. 

Kein Zeugnisverweigerungsrecht in Strafverfahren haben Sozialar-
beiter/innen und Sozialpädagog(inn)en (BVerfGE 33, 367), soweit sie 
nicht in einer der oben genannten Drogenberatungsstellen arbeiten  
(§ 53 StPO), hauptamtliche Gerichts- und Bewährungshelfer/innen und 
schon gar nicht sonstige ehrenamtliche Helfer/innen und Mitarbeiter/
innen. Sozialarbeiter/innen und Sozialpädagog(inn)en können jedoch 
in Einzelfällen ein Zeugnisverweigerungsrecht nach § 53a StPO in 
Anspruch nehmen, sofern sie als Berufshelfer/innen in einer Klinik bei 
der ärztlichen Untersuchung und Heilbehandlung mitwirken (Dahs in: 
Löwe-Rosenberg, StPO, 25. Aufl. 1999, § 53 Rz. 4). In Zivilverfahren 
steht allen nach § 203 StGB Schweigepflichtigen – und das heißt, auch 
Sozialarbeiter(inne)n und Sozialpädagog(inn)en – ein Zeugnisver-
weigerungsrecht im Hinblick auf Informationen zu, auf die sich die 
Verpflichtung zur Verschwiegenheit bezieht (§ 383 Abs. 1 Nr. 6 ZPO). 
Gleiches gilt für das Verwaltungsverfahren vor den Sozialleistungsträ-
gern (§ 21 Abs. 3 Satz 3 SGB X). 
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Pflichten der externen  
Mitarbeiter/innen

Paragraf 154 StVollzG enthält nur eine allgemeine Kooperations-
pflicht, die durch ausführliche Pflichtenkataloge in den Verwal-
tungsvorschriften der meisten Bundesländer ergänzt wird (vgl. 
Theißen 1990, 58 ff.). Diese Verwaltungsvorschriften haben zwar 
große praktische Bedeutung, weil sie die mangels rechtlicher Rege-
lung bestehende Lücke füllen. Sie sind jedoch für die Gerichte nicht 
verbindlich und können diesen stets zur Prüfung vorgelegt wer-
den. Auch wenn sich diese Vorschriften bisher primär auf Ehren-
amtliche beziehen, ist davon auszugehen, dass externe hauptamt-
liche Helfer/innen jedenfalls nicht weniger Rechte und auch nicht 
mehr Pflichten haben. Dabei geht es vor allem um folgende Pflich-
ten:

Befolgung von Weisungen der Vollzugsbediensteten
Diese in vielen Ländervorschriften enthaltene Verpflichtung orien-
tiert sich offenbar an der Gehorsamspflicht, die § 82 Abs. 2 Satz 1 
StVollzG den Gefangenen auferlegt. Wenn aber schon hier eine 
umfassende Verpflichtung, jeglichen Weisungen der Bedienste-
ten zu folgen oder andernfalls Disziplinarmaßnahmen zu riskie-
ren, nicht haltbar ist (so müssen Gefangene z. B. keine rechtswid-
rigen Anordnungen befolgen; vgl. AK StVollzG § 82 Rn. 8), so muss 
dies erst recht für Externe gelten: Sie brauchen eine Einmischung 
in ihre professionelle oder ehrenamtliche Tätigkeit also nicht hin-
zunehmen. Ausnahmen sind nur dann zu akzeptieren, wenn die Si-
cherung (z. B. Fluchtvorbereitungen) oder Sicherheit (z. B. „Alarm“) 
der Anstalt offensichtlich betroffen sind. 

Verschwiegenheit gegenüber Dritten
Viele Ländervorschriften verpflichten Externe zur Verschwiegenheit 
hinsichtlich „anvertrauter oder sonst in Ausübung ihrer Tätigkeit 
bekannt gewordener Angelegenheiten, insbesondere über die per-
sönlichen Verhältnisse des Gefangenen“, manchmal auch über die 
Zeit der Tätigkeit in der Anstalt hinaus (Theißen 1990, 66 f.). Selbst-
verständlich gilt dies nicht, wenn der Gefangene sich mit der Wei-
tergabe von Informationen einverstanden erklärt hat. Dies ist stets 
formlos möglich, auch wenn viele Ländervorschriften ein „schriftli-
ches Einverständnis“ verlangen. Doch zur eigenen Sicherheit soll-
ten Externe sich das Einverständnis schriftlich geben lassen.
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Mit Strafe bedroht ist die Offenbarung von Privatgeheimnissen 
allerdings nur für die Mitglieder bestimmter Berufsgruppen (§ 203 
StGB). In unserem Zusammenhang geht es dabei vor allem um Ärzte 
und Ärztinnen, approbierte Psycholog(inn)en, Rechtsanwälte und 
Rechtsanwältinnen, Ehe-, Familien-, Erziehungs-, und Jugendbera-
ter/innen, Berater/innen für Suchtfragen in einer anerkannten Be-
ratungsstelle sowie staatlich anerkannte Sozialarbeiter/innen und 
Sozialpädagog(inn)en. Soweit ihnen im Zusammenhang mit ihrer 
beruflichen Eigenschaft etwas anvertraut oder sonst bekannt wur-
de, machen sie sich strafbar, wenn sie es unbefugt offenbaren. Auch 
hier entfällt die Verschwiegenheitspflicht und damit die Strafbar-
keit, wenn der Häftling sein Einverständnis erklärt, was grundsätz-
lich formlos möglich ist. 

Mitteilungspflichten gegenüber der Anstalt
Die Verwaltungsvorschriften der meisten Bundesländer enthalten 
mehr oder weniger umfangreiche Melde- bzw. Mitteilungspflich-
ten der Externen (Theißen 1990, 66 ff.). Im Extremfall sind alle „au-
ßergewöhnlichen Vorkommnisse und Wahrnehmungen“ der An-
staltsleitung zu melden. Eine solche Angleichung an die Pflichten 
der Vollzugsbediensteten ist jedoch schwerlich mit der Funktion Ex-
terner und ihrer Stellung im Vollzugssystem vereinbar. Sie ist daher 
auch nicht von § 154 StVollzG gedeckt. 

Allerdings trifft auch Externe die allgemeine Bürgerpflicht, ge-
plante Straftaten „der Behörde oder dem Bedrohten“ zur Anzeige 
zu bringen. Entgegen einer verbreiteten Meinung betrifft dies je-
doch nur die in § 138 StGB aufgezählten Straftaten, z. B. Tötungsde-
likte, Raub, Freiheitsberaubung, Geiselnahme, Geld- oder Wertpa-
pierfälschungen, ferner Brandstiftung und Sprengstoffdelikte. Nicht 
unter die Anzeigepflicht des § 138 StGB fallen geplante Drogende-
likte, Diebstahlsdelikte usw. 

Inwieweit Externe darüber hinaus zur Anzeige von Delikten 
oder anderen Vorkommnissen verpflichtet werden können, ist um-
stritten. Jedenfalls wird sich diese Verpflichtung auf einen „notwen-
digen Kernbereich“ (Theißen 1990, 68) beschränken müssen, der 
von den Ländergesetzen näher bestimmt werden sollte. Bis dahin 
müssen externe Helfer/innen eine Gratwanderung zwischen den ih-
nen von der Anstalt angetragenen Verpflichtungen und ihrem eige-
nen Rollenverständnis vornehmen. 

Besonderheiten gelten allerdings für jene Professionen, die ei-
ner besonderen Schweigepflicht unterliegen (siehe oben). Für die-
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se hat der Bundesgesetzgeber 1999 eine besondere Offenbarungs-
pflicht gegenüber der Anstaltsleitung eingeführt, „soweit dies für 
die Aufgabenerfüllung der Vollzugsbehörde unerlässlich oder zur 
Abwehr von erheblichen Gefahren für Leib oder Leben des Gefan-
genen oder Dritter erforderlich ist“ (§ 182 Abs. 2 Satz 3 StVollzG). 
Geheimnisse, die einem Arzt im Rahmen der allgemeinen Gesund-
heitsfürsorge der Gefangenen bekannt werden, darf dieser aller-
dings erst weitergeben, wenn dies zur Abwehr der erwähnten Ge-
fahren „unerlässlich“ ist. Diese Offenbarungspflichten gelten nach 
§ 182 Abs. 3 StVollzG auch für externe Ärztinnen und Ärzte oder 
Psycholog(inn)en. (Eine ausführliche Darstellung dieser auch ju-
ristisch sehr umstrittenen Materien findet sich bei Böllinger 2003, 
119 ff., 125 ff.).

Ausblick
Durch die Übertragung der Strafvollzugsgesetzgebung auf die Bun-
desländer (siehe Feest, S. 10 in diesem Band) könnte sich die rechtli-
che Situation externer Helfer/innen demnächst ändern. So könnten 
die Länder gesetzlich festschreiben, was bisher durch Verwaltungs-
vorschriften geregelt war, die für die Gerichte nicht verbindlich sind. 
Für Betreuer/innen und Betreute hätte es negative Auswirkungen, 
wenn dadurch die gerichtliche Überprüfung weitgehend ausgehe-
belt würde. Die bisher vorliegenden Gesetzentwürfe lassen nur in 
geringem Maße erkennen, dass die Probleme gesehen werden.2 Es 
bleibt daher zu fordern, dass in den Landesgesetzen oder entspre-
chenden verwaltungsinternen Ausführungsbestimmungen bisher 
unzureichende Regelungen nachgebessert werden. 

2		 Am 1.1. 2008 sind drei Landesstrafvollzugsgesetze in Kraft getreten. Sie unterscheiden sich 
nur geringfügig von dem in allen übrigen Bundesländern vorläufig weiterhin geltenden StVollzG. 
Es fällt allerdings auf, dass die Länder Bayern und Hamburg (ganz im Sinne der obigen Ausfüh-
rungen) nicht mehr zwischen den verschiedenen Herkunftsorganisationen der externen Helfer/
innen unterscheiden, sondern mit allen eine „enge Zusammenarbeit“ vorschreiben, während 
Niedersachsen diese Abstufung beibehält (vgl. die dem § 154 StVollzG entsprechenden Nor-
men der Ländergesetze im Anhang, S. 95). Auf die verwirrende Vielfalt der Regelungen in den 
16 Jugendstrafvollzugsgesetzen, die ebenfalls am 1.1. 2008 in Kraft getreten sind, wird hier 
nicht im Einzelnen eingegangen. 
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Anhang

Bayerisches Strafvollzugsgesetz (BayStVollzG)

Art. 175 Zusammenarbeit 

(1) �1 Alle im Vollzug Tätigen arbeiten zusammen und wirken daran mit, die 
Aufgaben des Vollzugs zu erfüllen. 

	� 2 Die Sicherheit der Anstalt ist durch die erforderlichen organisatorischen 
Maßnahmen und geeignete Behandlungsmaßnahmen zu gewährleisten. 

(2) �Die Anstalten arbeiten mit Behörden, Verbänden der freien Wohlfahrts-
pflege, Vereinen und Personen, deren Einfluss die Eingliederung der Gefan-
genen fördern kann, eng zusammen. 

(3) �Die Anstalt stellt durch geeignete organisatorische Maßnahmen sicher, dass 
die Bundesagentur für Arbeit die ihr obliegenden Aufgaben wie Berufs-
beratung, Ausbildungsvermittlung und Arbeitsvermittlung durchführen 
kann. 

(4) �Soweit erforderlich, ist zur Entlassungsvorbereitung insbesondere mit der 
Bewährungshilfe, den Aufsichtsstellen für die Führungsaufsicht und den 
Einrichtungen der Strafentlassenenhilfe frühzeitig Kontakt aufzunehmen.

	

Hamburgisches Strafvollzugsgesetz (HmbStVollzG)

§ 108 Zusammenarbeit

(1) �Die Anstalten arbeiten mit den Behörden und Stellen der Entlassenen- und 
Straffälligenhilfe, der Bewährungshilfe, den Aufsichtsstellen für die Füh-
rungsaufsicht, der Bundesagentur für Arbeit, den Trägern der Sozialversi-
cherung und der Sozialhilfe, den Hilfeeinrichtungen anderer Behörden, den 
Verbänden der freien Wohlfahrtspflege sowie mit Vereinen und Personen, 
deren Einfluss die Eingliederung des Gefangenen fördern kann, insbeson-
dere auch ehrenamtlich engagierten Personen, eng zusammen. 

(2) �Im Vollzug der Jugendstrafe arbeiten die Anstalten darüber hinaus insbe-
sondere mit Schulen und Schulbehörden, der Jugendgerichtshilfe und den 
übrigen jugendamtlichen Diensten sowie mit anerkannten freien Trägern 
der Jugendhilfe eng zusammen.

(3) �Die Anstalten stellen durch geeignete organisatorische Maßnahmen sicher, 
dass die Bundesagentur für Arbeit die ihr obliegenden Aufgaben der Be-
rufsberatung, Ausbildungsvermittlung und Arbeitsvermittlung durchfüh-
ren kann.

(4) �Im Vollzug der Jugendstrafe sind die Personensorgeberechtigten in die Pla-
nung und Gestaltung des Vollzuges einzubeziehen, soweit dies möglich ist 
und die Erziehung hierdurch nicht beeinträchtigt wird. Die Vollstreckungs-
leitung ist zu unterrichten.
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Niedersächsisches Justizvollzugsgesetz (NJVollzG)

§ 181 Zusammenarbeit

(1) �1 Im Strafvollzug und im Vollzug der Unterbringung in der Sicherungs-
verwahrung ist insbesondere mit den Behörden und Stellen der Entlasse-
nen- und Straffälligenhilfe, der Bewährungshilfe, den Aufsichtsstellen für 
die Führungsaufsicht, den Agenturen für Arbeit, den Einrichtungen für be-
rufliche Bildung, den Trägern der Sozialversicherung und der Sozialhilfe, 
Gesundheits-, Ausländer- und Polizeibehörden, Sucht- und Schuldnerbera-
tungsstellen, Ausländer- und Integrationsbeauftragten sowie Hilfeeinrich-
tungen anderer Behörden und den Verbänden der freien Wohlfahrtspflege 
eng zusammenzuarbeiten. 

	� 2 Die Vollzugsbehörden sollen mit Personen und Vereinen, deren Einfluss 
die Eingliederung der Gefangenen fördern kann, zusammenarbeiten. 

(2) �Im Jugendstrafvollzug ist über die in Absatz 1 Satz 1 genannten Stellen hi-
naus insbesondere mit Schulen und Schulbehörden, der öffentlichen und 
freien Jugendhilfe sowie den Jugendämtern eng zusammenzuarbeiten. 

(3) �Im Untersuchungshaftvollzug gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend, so-
weit Zweck und Eigenart der Untersuchungshaft die Zusammenarbeit er-
fordern. 
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Teil 2   
Rund um den Haftalltag
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Kontakte nach draußen

Kai Bammann

Kaum ein Lebensbereich ist so sehr von Vorschriften und Regeln ge-
prägt wie der Strafvollzug. Die Gefangenen erfahren eine Vielzahl 
von persönlichen Einschränkungen und haben mehr oder weniger 
klar festgelegte Rechte und Pflichten. Rechtsgrundlage in vielen 
Bundesländern ist derzeit noch das Strafvollzugsgesetz (StVollzG), 
das nach langen Verhandlungen – und nicht ohne entsprechenden 
Druck des Bundesverfassungsgerichts – am 1. Januar 1977 in Kraft 
getreten ist (zur Ablösung des StVollzG durch entsprechende Lan-
desgesetze im Zuge der Föderalismusreform siehe Feest, S. 10 in die-
sem Band; zu aktuellen Entwicklungen im Strafvollzug siehe Bam-
mann 2006). Zu vielen Paragrafen des Strafvollzugsgesetzes wurden 
bundeseinheitliche Verwaltungsvorschriften verfasst, die für die 
Vollzugsbehörden eine Art „Leitfaden“ zur Auslegung dieser Para-
grafen darstellen; Rechte oder Pflichten der Gefangenen lassen sich 
daraus nicht ableiten. Daneben gibt es die Hausordnungen der An-
stalten und Verfügungen auf Landesebene, die weitere Einzelhei-
ten regeln. Weite Teile des Strafvollzugs werden außerdem durch 
das „Richterrecht“ bestimmt, das heißt, die Gerichte legen die Para-
grafen aus und regeln so, was „hinter Gittern“ zulässig ist und was 
nicht. In kaum einem anderen Rechtsgebiet spielt das richterliche 
Urteil eine derart entscheidende Rolle. 

Die in einer Justizvollzugsanstalt zu verbüßende Strafe be-
steht ausschließlich im Freiheitsentzug. Darüber hinausgehende Be-
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schränkungen sind nur innerhalb sehr enger Grenzen zulässig. Hier-
zu heißt es in § 4 Abs. 2 StVollzG: „Der Gefangene unterliegt den 
in diesem Gesetz vorgesehenen Beschränkungen seiner Freiheit. So­
weit das Gesetz eine besondere Regelung nicht enthält, dürfen ihm 
nur solche Beschränkungen auferlegt werden, die zur Aufrechter­
haltung der Sicherheit oder zur Abwendung einer schwerwiegen­
den Störung der Ordnung der Anstalt unerlässlich sind“ – vergleich-
bare Formulierungen enthalten auch die bislang vorliegenden 
Gesetzentwürfe der Bundesländer. 

Gleichwohl bedeutet der Strafvollzug über den Freiheitsentzug 
hinaus eine erhebliche Einschränkung des Lebens der Betroffenen. 
Weder können sie die Haftanstalt wählen, noch können Angehöri-
ge, Freunde und Bekannte bestimmen, wann und wie lange sie die 
Inhaftierten besuchen. Weil aber die sozialen Kontakte und Bindun-
gen für eine erfolgreiche Resozialisierung besonders wichtig sind, 
sollen sie auch während der Haft aufrechterhalten werden. Das 
StVollzG sieht hierzu entsprechende Möglichkeiten vor, z. B. Voll-
zugslockerungen wie Ausführung, Ausgang und Urlaub, aber auch 
den Empfang von Besuchen und Paketen sowie das Versenden und 
Empfangen von Briefen.1

Das StVollzG gilt für Gefangene in Strafhaft und – solange es 
kein Jugendstrafvollzugsgesetz gibt – auch für Gefangene im Ju-
gendvollzug; einige Gesetzentwürfe, z. B. der des Landes Nieder-
sachsen, sehen auch eine Regelung des Jugendvollzugs (Bammann 
2001) und der Untersuchungshaft (U-Haft) vor. Die in diesem Bei-
trag dargestellten Regelungen zu Außenkontakten treffen daher 
nur zum Teil oder sehr eingeschränkt auf die U-Haft zu. Lockerun-
gen, Urlaub usw. sind dort ausgeschlossen, da der Zweck der Verfah-
renssicherung unterlaufen würde, entließe man die Gefangenen, 
und sei es nur für kurze Zeit, aus der Haft. Kontakte nach draußen 
– Besuche, Schriftverkehr und Telefonate – sind entweder untersagt 
oder unterliegen sehr engen Beschränkungen. Post und Telefona-
te werden überwacht und müssen vom Gericht genehmigt werden; 
Ausnahme sind auch hier Kontakte zu Anwält(inn)en. Gesetzliche 
Regelungen für die U-Haft findet man – solange es kein U-Haft-Voll-
zugsgesetz gibt – in der Untersuchungshaftvollzugsordnung sowie 
in den §§ 112 ff. StPO. 

1		 Näheres findet sich in den Kommentaren zum StVollzG (Feest [Hg.] 2006; Callies/Müller-Dietz 
2005; Schwind/Böhm/Jehle [Hg.] 2004); siehe auch DAH 2005.
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Planung des Vollzugs  
(Zweiter Titel StVollzG)

Offener Vollzug
Der Gesetzgeber wollte den offenen Vollzug als Regelvollzug ver-
standen wissen, auch wenn dies aus dem Wortlaut von § 10 StVollzG 
nicht eindeutig hervorgeht: 

§ 10 Offener und geschlossener Vollzug
(1) Ein Gefangener soll mit seiner Zustimmung in einer Anstalt oder Ab­
teilung des offenen Vollzuges untergebracht werden, wenn er den be­
sonderen Anforderungen des offenen Vollzuges genügt und namentlich 
nicht zu befürchten ist, dass er sich dem Vollzug der Freiheitsstrafe ent­
ziehen oder die Möglichkeiten des offenen Vollzuges zu Straftaten miss­
brauchen werde. 
(2) Im Übrigen sind die Gefangenen im geschlossenen Vollzug unterzu­
bringen. Ein Gefangener kann auch dann im geschlossenen Vollzug un­
tergebracht oder dorthin zurückverlegt werden, wenn dies zu seiner Be­
handlung notwendig ist. 

Zum Verständnis dieses Paragrafen ist zu beachten, dass das Straf-
vollzugsgesetz in einer reformorientierten Zeit entstand: Gefange-
ne wurden damals nicht als zu bestrafende Kriminelle verstanden, 
sondern als Menschen, die Hilfe bei dem Bemühen um ein straf-
freies Leben in der Gesellschaft benötigen. Bisher jedenfalls waren 
sich die Rechtsprechung und die wissenschaftliche Literatur einig, 
dass der geschlossene Vollzug die Ausnahme darstellen soll. In et-
lichen Entwürfen der Bundesländer ist nun aber eine Umkehr die-
ser Regelung vorgesehen, das heißt, der geschlossene Vollzug soll 
zum Regelvollzug, der offene Vollzug zur Ausnahme werden. Zwar 
handelt es sich hierbei eher um eine Anpassung an die gängige Pra-
xis, deutlich allerdings wird eine veränderte Einstellung gegenüber 
den Inhaftierten, die weniger von Hilfe für das Leben in Freiheit, 
als vielmehr von Wegsperren und Sicherung geprägt ist (Bammann 
2006).

Fakt ist, dass eine Freiheitsstrafe fast immer im geschlossenen 
Vollzug beginnt – nur selten wird jemand bei Haftantritt in den of-
fenen Vollzug aufgenommen. Das geschieht mit der Begründung, 
man müsse die Gefangenen erst beobachten, um einschätzen zu 
können, ob von ihnen weitere Straftaten zu befürchten sind. Gleich-
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wohl muss bereits der Vollzugsplan (§ 7 StVollzG), der im Rahmen 
der Erstuntersuchung zu Beginn der Haft erstellt wird, Angaben da-
rüber enthalten, ob ein offener Vollzug in Betracht kommt oder an-
dere Lockerungen und weitere Maßnahmen der Entlassungsvorbe-
reitung angezeigt sind.

Um in den offenen Vollzug verlegt zu werden, müssen Gefan-
gene z. B. folgende Voraussetzungen erfüllen: 

Von ihnen darf keine Gefahr für die Öffentlichkeit ausgehen, •	
sie müssen in der Regel einen Arbeitsplatz haben,•	
�sie müssen sich im geschlossenen Vollzug über längere Zeit gut •	
geführt haben,
ein Entlassungstermin muss absehbar sein. •	

Weitere Voraussetzungen ergeben sich bislang aus den Verwal-
tungsvorschriften zu § 10 StVollzG, in denen genauer beschrieben 
wird, welche Gefangenengruppen in der Regel von der Verlegung 
in den offenen Vollzug ausgenommen sind. Dies betrifft z. B. Nicht-
deutsche, gegen die eine rechtskräftige Ausweisungsverfügung vor-
liegt, oder Verurteilte mit akuter Abhängigkeit von illegalen Dro-
gen. Allerdings muss auch hier je nach Einzelfall über die Verlegung 
in den offenen Vollzug entschieden werden. Je näher der Entlas-
sungstermin, desto geringer sind die Anforderungen, die vor einer 
solchen Verlegung an die Gefangenen zu stellen sind. Ihnen soll es 
vor allem ermöglicht werden, bereits vor der Entlassung eine Woh-
nung zu suchen, eine Arbeitsstelle anzutreten oder eine Ausbildung 
zu beginnen. Einer geregelten Arbeit nachzugehen, ist für eine er-
folgreiche Resozialisierung besonders wichtig; daher ist es fahrläs-
sig, auf den offenen Vollzug als „Übergang in die Freiheit“ zu ver-
zichten, wie dies in der Praxis zunehmend zu beobachten ist und 
von der Politik teilweise angestrebt wird. 

Einen (einklagbaren) Rechtsanspruch auf eine Verlegung in den 
offenen Vollzug gibt es nicht; die Entscheidung hängt letztlich da-
von ab, wie die JVA den Gefangenen einschätzt. Der/die Gefange-
ne kann lediglich überprüfen lassen, ob die Haftanstalt dabei ihr Er-
messen richtig eingesetzt, das heißt, alle Argumente für oder gegen 
die Verlegung abgewogen hat. Pauschale Hinweise wie „der Ge-
fangene ist drogenabhängig und daher nicht für den offenen Voll-
zug geeignet“ reichen nicht aus. Hier muss genau begründet wer-
den, weshalb der/die betreffende Gefangene nicht dafür geeignet 
ist (dies gilt auch bei anderen Lockerungsmaßnahmen).
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Lockerungen
Lockerungen dienen zum einen dazu, Inhaftierte wieder an ein Le-
ben in Freiheit zu gewöhnen und ihnen die Aufrechterhaltung so-
zialer Kontakte zu ermöglichen. Zum anderen spielen sie eine Rol-
le bei der Entscheidung über eine vorzeitige Entlassung (vgl. § 15 
StVollzG). So ist es gängige Praxis der Vollzugsbehörden, Gefangene 
über eine bestimmte Zeit in Lockerungen „zu erproben“, um festzu-
stellen, ob sie sich an Regeln halten (z. B. pünktliche Rückkehr, Alko-
hol- und Drogenverbot) und sich damit als geeignet für eine vorzei-
tige Entlassung erweisen. Bewährt sich der/die Betreffende, wirkt 
sich das günstig auf die Prognose für eine vorzeitige Entlassung aus. 
Umgekehrt müssen Gefangene, denen z. B. wegen mutmaßlicher 
Gefährlichkeit keine Lockerungen gewährt wurden, in der Regel die 
volle Haftzeit verbüßen. Das allerdings heißt, dass sie ohne Vorbe-
reitung in die Freiheit entlassen werden, wo es nicht mehr möglich 
ist, sie zu beobachten und gegebenenfalls auf sie einzuwirken (die 
Möglichkeit, eine Führungsaufsicht anzuordnen, sei an dieser Stelle 
einmal außer acht gelassen). 

Lockerungen sind zwar im Vollzugsplan vorgesehen, erfolgen 
aber nicht automatisch, das heißt, der/die Gefangene muss sie aus-
drücklich beantragen. Dies gilt im Übrigen auch für andere Maß-
nahmen, wie die Verlegung in den offenen Vollzug oder die Ge-
währung von Urlaub. 

Das StVollzG nennt vier Lockerungsarten:
�Die •	 Ausführung ist die „schwächste“ und zugleich am strengsten 
überwachte Lockerungsform. Gefangene dürfen dabei die Anstalt 
nur unter Aufsicht von Vollzugsbeamten verlassen, z. B. bei Be-
hördenbesuchen oder Gerichtsterminen (siehe auch § 12 und § 36 
Abs. 1 StVollzG). Für die Ausführung wird ein Zeitraum festgelegt, 
in der Regel wenige Stunden. Unter bestimmten Voraussetzungen 
ist eine Fesselung zulässig. 
�Ausgang•	  gibt es in der Regel für Behördengänge, den Unter-
richtsbesuch außerhalb der Anstalt oder die Teilnahme an reli-
giösen oder sportlichen Veranstaltungen. Er findet ohne Beglei-
tung statt.
�Mit •	 Außenbeschäftigung wird eine regelmäßige, unter Aufsicht 
ausgeübte (berufliche oder schulische) Tätigkeit außerhalb der 
Anstalt bezeichnet. 
�Beim •	 Freigang wird der Vollzug am stärksten gelockert. Die In-
haftierten gehen hier ohne Aufsicht einer regelmäßigen (beruf-
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lichen oder schulischen) Tätigkeit außerhalb des Vollzugs nach. 
Im Freigang sind Gefangene in der Regel in getrennten Abteilun-
gen des geschlossenen oder (häufiger) im offenen Vollzug unter-
gebracht.

Die Aufzählung der Lockerungsarten in § 11 ist nicht abschließend 
(„als Lockerung kann namentlich angeordnet werden“), sodass auch 
andere als die Genannten gewährt werden können. Als Beispiel sei 
hier der in einigen Anstalten gängige „Begleitausgang“ genannt, 
bei dem Gefangene von ehrenamtlichen Vollzugshelfer(inne)n be-
gleitet werden. Die meisten Anstalten erweisen sich bei der Rege-
lung von Lockerungsmaßnahmen jedoch als recht „fantasielos“ und 
greifen lediglich auf die im Gesetz ausdrücklich genannten Locke-
rungsarten zurück, auch wenn im Einzelfall eine Abweichung hier-
von geboten wäre. 

Die Anstalt kann Lockerungen an bestimmte Auflagen knüp-
fen. Drogen- und Alkoholverbot sind die Regel, zulässig sind aber 
auch Weisungen wie etwa, bestimmte Orte zu meiden oder be-
stimmten Personen aus dem Weg zu gehen. Der Inhalt von Weisun-
gen ist nicht festgelegt; die Vollzugsbehörde kann weitgehend frei 
bestimmen und Weisungen auf einzelne Gefangene zuschneiden. 
Wird gegen Auflagen oder Weisungen verstoßen („Lockerungs-
versagen“), wirkt sich dies in der Regel auf zukünftige Lockerun-
gen aus: Dann werden entweder höhere Anforderungen gestellt 
oder für eine gewisse Zeit keine Lockerungen mehr bewilligt. Ein 
Lockerungsversagen liegt vor allem dann vor, wenn die Lockerung 
zu weiteren Straftaten missbraucht wird, aber auch, wenn der/die 
Gefangene zu spät in die Haftanstalt zurückkehrt. Gemessen an der 
Vielzahl der in Deutschland täglich gewährten Vollzugslockerun-
gen kommt Missbrauch oder Versagen jedoch vergleichsweise sel-
ten vor, auch wenn Medienberichte einen anderen Eindruck ver-
mitteln. 

Entgegen der Praxis mancher Vollzugsbehörden ist es außer-
dem unzulässig, eine „Lockerungssperre“ als Disziplinarmaßnahme 
bei Fehlverhalten von Gefangenen innerhalb der Anstalt auszuspre-
chen. Der in § 103 StVollzG genannte Katalog der Disziplinarmaß-
nahmen ist abschließend, die Lockerungssperre ist darin nicht ge-
nannt. 

Gefangene haben keinen Rechtsanspruch auf Lockerungen, sie 
können diese also nicht vor Gericht einklagen. Das Gericht kann, 
wenn es angerufen wird, nur prüfen, ob die Anstalt bei der Ent-
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scheidung über die Gewährung von Lockerungen den richtigen 
Weg eingeschlagen, also die vorliegenden Fakten entsprechend ab-
gewogen hat (sogenannte Ermessensausübung). Ob und in welcher 
Form Vollzugslockerungen gewährt werden, liegt allein im Ermes-
sen der Anstalt. Ein solcher Entscheidungsspielraum der Behörde ist 
immer dort gegeben, wo das Gesetz eine Kann-Vorschrift enthält. 
Die Anstalt muss aber in jedem Fall individuell begründen, warum 
sie den Antrag eines/einer Gefangenen auf Lockerungen ablehnt. 
Zu beachten ist dabei: Je näher der Entlassungstermin rückt, desto 
geringere Anforderungen sind an Gefangene bei der Gewährung 
von Vollzugslockerungen zu stellen. 

Immer wieder ist zu beobachten, dass bestimmten Gefan-
genengruppen bis zum Ende ihrer Haftzeit Lockerungen nahezu 
pauschal verweigert werden. Die Verwaltungsvorschriften zu § 11 
StVollzG sehen z. B. vor, dass erheblich Suchtgefährdete in der Re-
gel für Lockerungen ungeeignet sind (VV Nr. 7 Abs. 2 a zu § 11). 
Aber auch in solch einem Fall muss die Anstalt konkret begrün-
den, weshalb diese Vorschrift für den Einzelnen Gültigkeit hat. Ein 
generalisierter Hinweis auf die Verwaltungsvorschriften ist unzu-
reichend und hält einer gerichtlichen Überprüfung nicht stand. 
Erforderlich sind immer eine Einzelfallentscheidung und eine in-
dividuelle Begründung. Ähnliches gilt z. B. auch für nichtdeutsche 
Inhaftierte, denen eine Ausweisung droht. Nur dann, wenn die-
se vollziehbar ist und nach der Haftentlassung auch eine Abschie-
behaft drohen würde, können Lockerungen (und auch der offe-
ne Vollzug) ausnahmsweise „pauschal“ versagt werden. Aber auch 
das muss die Anstalt auf den Einzelfall bezogen entsprechend be-
gründen. In allen Fällen gilt: Entscheidend bei der Ablehnung ei-
nes Antrags auf Vollzugslockerungen ist die Begründung der Ab-
lehnung, die sich an Straftat, Vollzugsverhalten und Person des 
Gefangenen festmachen muss. 

Für die Gewährung von Vollzugslockerungen sehen die bisher 
vorliegenden Ländergesetzentwürfe ähnliche Regelungen vor wie 
das bisherige Bundesgesetz. Einige Landesgesetzgeber wollen je-
doch ausdrücklich regeln, welche Gefangenengruppen keine Locke-
rungen erhalten dürfen (genannt werden hier u. a. Sexualstraftäter, 
drogenabhängige Täter). 
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Exkurs: Verhalten ehrenamtlicher 
Helfer/innen im Falle einer Flucht
In der Regel begleiten ehrenamtliche Helfer/innen nur solche Gefange-
ne, die ohnehin lockerungsberechtigt sind. Hier – wie auch in anderen 
Fällen der Vollzugslockerung – wägt die Anstalt ihre Zustimmung 
sorgfältig ab und trägt dafür auch die Verantwortung. Trotzdem kann 
es passieren, dass ein Häftling beim Begleitausgang flieht. In solch ei-
nem Fall sind die Helfer/innen nicht verpflichtet, ihn/sie zu verfolgen 
(es gibt kein Gesetz dieser Art). Allerdings sollten sie die Flucht immer 
melden – entweder der Anstalt oder der nächsten Polizeidienststelle –,  
um sich nicht der Vollstreckungsvereitelung gem. § 258 Abs. 2 StGB 
strafbar zu machen. Bestraft wird hiernach, „wer absichtlich oder 
wissentlich die Vollstreckung einer gegen einen anderen verhäng-
ten Strafe oder Maßregel ganz oder zum Teil vereitelt“. Auch wenn 
die Helfer/innen die Vollstreckung gar nicht vereiteln wollen: für die 
Strafbarkeit reicht es aus, wenn sie von der Flucht wissen und wenn 
durch verspätete Meldung das Aufgreifen der Geflohenen verzögert 
wird. 

Ebenso wenig sind die Helfer/innen gesetzlich verpflichtet, Straftaten 
anzuzeigen, die Inhaftierte beim Begleitausgang begangen haben. 
Aber auch hier besteht die Gefahr, sich unter Umständen der Beihilfe 
schuldig zu machen. 

Der Anstalt muss auch nicht gemeldet werden, wenn sich die begleite-
ten Gefangenen nicht an ergangene Weisungen gehalten haben. Die 
Anstalt kann jedoch – z. B. durch Verordnungen für Vollzugshelfer/in-
nen – im Einzelfall etwas anderes vorsehen. Hier sollte man sich genau 
nach den jeweiligen Verordnungen erkundigen, andernfalls kann es 
passieren, dass den betreffenden Helfer(inne)n – schlimmstenfalls so-
gar allen Mitarbeiter(inne)n der externen Einrichtung – künftig jeder 
Zugang zur Haftanstalt untersagt wird.

Urlaub
Gefangenen kann Urlaub von bis zu 21 Tagen pro Kalenderjahr ge-
währt werden (§ 13 StVollzG; die Landesgesetze sehen entsprechen-
de Regelungen vor); einen Rechtsanspruch darauf gibt es nicht. Ur-
laub wird in der Regel erst nach Verbüßung von mindestens sechs 
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Monaten Haft erteilt, da es der JVA möglich sein muss, Gefange-
ne und deren Verhalten einzuschätzen. Auch während des Urlaubs 
darf von den Gefangenen keine Gefahr für die Öffentlichkeit ausge-
hen; die Bedingungen sind ähnlich wie bei der Gewährung von Voll-
zugslockerungen. Urlaub muss bei der Anstalt beantragt werden. 
Meist ist dabei eine Urlaubsadresse anzugeben, damit der Antrag 
bewilligt wird. Üblich ist, dass eine schriftliche „Einladung“ einer 
„zuverlässigen“ Person vorliegt. Ob und inwieweit jemand urlaubs-
geeignet ist, entscheidet letztlich die Anstalt, die den Urlaub hier-
von abhängig machen kann. Die Reisekosten muss der Gefangene 
selbst bestreiten oder von den Gastgeber(inne)n begleichen lassen.

Aus wichtigem Anlass kann die Anstalt auch Sonderurlaub von 
bis zu sieben Tagen im Jahr gewähren (siehe § 35 StVollzG), der nicht 
auf den normalen Urlaub angerechnet wird. Bei lebensgefährlicher 
Erkrankung oder beim Tod eines Angehörigen können auch mehr 
als sieben Tage gewährt werden. Nach § 15 StVollzG ist zur Vorbe-
reitung der Entlassung innerhalb der letzten drei Haftmonate zu-
sätzlich ein Entlassungsurlaub von bis zu sieben Tagen zulässig. Die 
Gesetzentwürfe der Länder sehen entsprechende Regelungen vor. 

Im Zuge der Anfang 2001 erfolgten Neuregelung des Arbeits-
entgelts im Strafvollzug wurde in § 43 Abs. 7 StVollzG eine Art „Ar-
beitsurlaub“ eingeführt (auch „Good-time-Regelung“ genannt): 
Wenn Gefangene zwei Monate lang zusammenhängend gearbei-
tet haben, werden sie auf ihren Antrag hin für einen Tag von der 
Arbeit freigestellt (§ 43 Abs. 6 StVollzG). Diese Tage können sie an-
sammeln und entweder als (zusätzlichen) Urlaub beantragen oder 
von der Haftzeit abziehen lassen. Da diese Neuregelung aufgrund 
einer Vorgabe des Bundesverfassungsgerichts in das Gesetz aufge-
nommen wurde, sehen auch die Landesgesetze entsprechende Re-
gelungen vor. 
 

Kontakte mit der Außenwelt
Besuch

§ 3 Abs. 2 StVollzG räumt ausdrücklich ein, dass der Strafvollzug 
schädliche Folgen hat, denen entgegenzuwirken ist. Eine wichtige 
Aufgabe hierbei haben Kontakte zu Menschen außerhalb der Ge-
fängnismauern, spielen sie doch eine wesentliche Rolle bei der Re-
sozialisierung, also der Wiedereingliederung in das normale Leben. 
§ 23 Satz 2 StVollzG stellt hierzu fest: „Der Verkehr mit Personen 
außerhalb der Anstalt ist zu fördern.“ Die gesetzlich vorgesehene 
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Besuchsdauer von mindestens einer Stunde im Monat ist allerdings 
sehr knapp bemessen. In der Regel sehen die Hausordnungen der 
einzelnen Anstalten mehrere Stunden pro Monat vor. In der Haus-
ordnung kann außerdem festgelegt sein, wie viele Personen pro 
Besuch zugelassen sind und was die Besucher/innen in die Anstalt 
mitbringen und an die Gefangenen übergeben dürfen. Mitbringsel 
dürfen laut Gesetz nicht ohne Genehmigung ausgehändigt werden; 
die Landesgesetzgeber erwägen, dies näher zu regeln und nicht 
mehr den Hausordnungen zu überlassen. 

Besuche finden entweder einzeln oder in Gruppen in bestimm-
ten Räumen statt. Besucher/innen (Ausnahme: Verteidiger/innen) 
dürfen, wenn dies aus Sicherheitsgründen erforderlich erscheint, 
durchsucht werden; eine Entkleidung ist dabei jedoch absolut un-
zulässig (anders bei Gefangenen, siehe § 84 Abs. 3 StVollzG). Eine 
Überwachung der Besuche ist nicht vorgesehen, aber in bestimm-
ten Einzelfällen möglich. In besonderen Fällen kann ein direkter 
Kontakt zwischen Besuchern und Gefangenen untersagt und eine 
Trennscheibe angeordnet werden. 

Besuche können, falls die Sicherheit und Ordnung der Anstalt 
gefährdet sind, eingeschränkt oder versagt werden. Strittig ist die 
Frage, ob Gefangene Besuch von ehemaligen Mithäftlingen be-
kommen dürfen. Da Strafgefangene häufig keine weiteren sozia-
len Kontakte nach draußen haben, erscheint es verfehlt, solche Be-
suche zu untersagen. Die meisten Anstalten „sperren“ ehemalige 
Insass(inn)en pauschal für einige Monate und lassen sie nach Ab-
lauf dieser Frist als Besucher/innen wieder zu. In jedem Fall sollte 
man von der Anstalt eine individuelle Begründung fordern, weshalb 
ehemalige Gefangene nicht zum Besuch zugelassen werden. Geht 
von ihnen kein „schädlicher Einfluss“ aus, ist eine Abweisung nicht 
nachvollziehbar.

 Eine Sonderstellung kommt Verteidiger(inne)n, anderen 
Anwält(inn)en und Notar(inn)en zu, die für Inhaftierte tätig sind: 
Die von ihnen mitgeführten Taschen, Unterlagen usw. dürfen nicht 
durchsucht und die Besuche nicht überwacht werden (bei Besuchen 
von Verteidigern kann jedoch eine Trennscheibe angeordnet wer-
den). Das Durchsuchungsverbot wird überall eingehalten, in vielen 
Anstalten jedoch müssen die genannten Personen ihre Taschen vor-
her abgeben und dürfen nichts mit hineinnehmen. Häufige Praxis 
ist „ein flüchtiger Blick“ in die Tasche; dabei darf aber nur nach ver-
botenen Gegenständen gesucht und nicht in Unterlagen und der-
gleichen eingesehen werden.
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Korrespondenz
Gemäß §§ 28 ff. StVollzG können Gefangene unbeschränkt Briefe 
versenden und empfangen, sofern sie über das nötige Portogeld 
verfügen. Angehörigen oder Freunden ist es erlaubt, ihren Brie-
fen eine begrenzte Anzahl Briefmarken beizufügen. Briefe von 
Gefangenen an andere Gefangene sind zulässig und dürfen nur 
nach den allgemein geltenden Regeln kontrolliert oder angehal-
ten werden.

Die Briefkontrolle beschränkt sich in der Regel auf das Öffnen 
von Briefen, um nachzusehen, ob nichts Unzulässiges mitgeschickt 
wurde (z. B. Geld oder Drogen). In begründeten Fällen darf die An-
stalt auch den Inhalt eines Briefes überprüfen („querlesen“), wenn 
beispielsweise befürchtet wird, dass jemand Fluchtpläne schmiedet 
oder ein neues Verbrechen plant. 

Angehaltene Briefe von draußen werden entweder an den Ab-
sender zurückgeschickt oder zur Habe der Gefangenen gegeben; 
Letztere sind entsprechend zu informieren. Von Gefangenen ver-
fasste Schreiben können angehalten oder mit einem Begleitschrei-
ben versehen werden, das den Sachverhalt richtigstellt. Die häu-
figsten Gründe, ein Schreiben anzuhalten, sind die Beleidigung von 
Anstaltspersonal (womit sich die Gerichte immer wieder beschäfti-
gen) und die Weitergabe von Anstaltsinterna. 

Die Post zwischen Verteidigern und Gefangenen darf nicht ge-
öffnet werden und ist deshalb mit dem Vermerk „Verteidigerpost“ 
zu versehen. Verteidigerpost darf in der Zelle aufbewahrt und  
– wenn entsprechend gekennzeichnet – auch bei einer Zellendurch-
suchung nicht gelesen werden. Nicht kontrolliert werden dürfen 
ebenso Briefe an/von Volksvertretungen des Bundes und der Län-
der, des europäischen Parlaments, des europäischen Gerichtshofs 
und andere/n Einrichtungen, die dem Schutz von Gefangenen und 
der Menschenrechte dienen. Das Gleiche gilt für die Post zwischen 
den Gefangenen und dem Anstaltsbeirat, nicht jedoch für den 
Schriftverkehr mit der Gefangenenmitverantwortung (GMV), für 
den es zumindest im StVollzG keinen entsprechenden Schutz gibt. 
 

Ferngespräche, Telegramme, Fax und E-Mail
Die Nutzung von Telefon und Telegramm ist in § 32 StVollzG aus-
drücklich geregelt und für zulässig erklärt („kann gestattet wer-
den“). Hinsichtlich Einschränkungen verweist das Gesetz auf die Re-
gelungen zum Schriftverkehr (bei Telegrammen) und zum Besuch 
(bei Telefonaten). 
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Heute gibt es in fast jeder Haftanstalt für Gefangene frei zu-
gängliche Kartentelefone. Ob, wie lange und zu welchen Tageszei-
ten telefoniert werden darf, wird sehr unterschiedlich gehandhabt. 
Die Regelungen hierzu werden von den Anstalten festgelegt und 
finden sich z. B. in den Hausordnungen. Münztelefone sind selten, 
da der Besitz von Bargeld in der Regel untersagt ist. Derzeit wird im-
mer wieder diskutiert, ob Handys im Strafvollzug zugelassen wer-
den sollten. Folgt man der Forderung, dass das Leben im Strafvoll-
zug dem Leben draußen so weit wie möglich angeglichen werden 
soll (Angleichungsgrundsatz, § 3 Abs. 1 StVollzG), wäre dies gebo-
ten. Dagegen spricht aus Anstaltssicht vor allem, dass man ein Han-
dy auch an Unberechtigte weitergeben kann, wodurch die Überwa-
chung von Außenkontakten unterlaufen und damit die Sicherheit 
und Ordnung gefährdet werden könnte. Allerdings tauchen auch 
heute schon immer wieder Handys in den Haftanstalten auf. 

Telegramme haben heute eine eher geringe Bedeutung. Durch 
die eindeutige Regelung des § 32 StVollzG gibt es hier auch kaum 
rechtliche Probleme. Strittig sind hingegen Faxe und E-Mails. Ob Ge-
fangene ein Faxgerät benutzen dürfen, ist bis heute nicht eindeu-
tig gesetzlich geregelt. Letztlich ist entscheidend, was die Anstalt 
hierzu verfügt. Wenn es aber z. B. gilt, gerichtliche Fristen einzuhal-
ten, werden Gefangene auch Zugang zu einem Faxgerät erhalten 
müssen, zumal es bei Anwält(inn)en gängige Praxis ist, Schriftsät-
ze mit dem Fax zu versenden. In jedem Fall aber können Gefange-
ne ein Fax erhalten, das ihnen dann auch auszuhändigen ist. Doch 
wie Postkarten sind auch Faxe (z. B. von der Verteidigung) nicht ver-
schlossen und können mithin von Unbefugten gelesen werden. 

Die meisten Haftanstalten sind heute mit Computern ausge-
stattet, die z. B. für Gefangenenzeitungen oder den Unterricht ein-
gesetzt werden. In der Regel haben sie jedoch keinen Internet-
zugang, weshalb auch keine E-Mails empfangen oder versendet 
werden können. 

Einen Rechtsanspruch auf die Nutzung „neuer“ Medien gibt es 
nicht. Die Entscheidung, welche Kommunikationsmittel zugelassen 
werden, hängt ab 

�von den Gefangenen selbst, unter anderem davon, wozu sie diese •	
nutzen wollen (werden sie z. B. für Berufs- oder Ausbildungszwe-
cke gebraucht, wird eine positive Entscheidung wahrscheinlicher 
sein als bei rein freizeitlicher Nutzung)
�vom Sicherheitsstandard der Anstalt oder der jeweiligen Abtei-•	
lung
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�vom bisherigen Umgang der Anstalt mit dieser Frage (Selbstbin-•	
dung der Verwaltung2): Wenn Gefangene z. B. das Faxgerät gene-
rell nutzen dürfen, kann dies einem einzelnen Gefangenen nicht 
oder nur unter sehr engen Voraussetzungen untersagt werden. 

 
Pakete

Paragraf 33 StVollzG regelt das Thema Pakete nur lückenhaft und 
räumt den jeweiligen Vollzugsbehörden die Möglichkeit ein, Nähe-
res in Hausordnungen oder internen Verfügungen selbst zu regeln. 
Die Bundesländer planen dagegen weitaus genauer gefasste Rege-
lungen, so etwa dazu, was ein Paket enthalten darf und was nicht. 
Kritisch gesehen werden beispielsweise Lebensmittel, Hygienearti-
kel, zuweilen auch Bücher, weil darüber verbotene Substanzen oder 
geheime Botschaften transportiert werden können. Bei sehr stren-
ger Auslegung einer drohenden Gefährdung durch bestimmte Ge-
genstände bestünde die Gefahr, dass so gut wie gar nichts mehr zu-
lässig ist. Sollte es zu entsprechenden Länderregelungen kommen, 
werden sich künftig die Gerichte mit der Frage auseinandersetzen 
müssen, was in einem Paket erlaubt und was verboten sein soll. 

Nach dem Strafvollzugsgesetz sind im Jahr drei Pakete erlaubt, 
in der Regel zum Geburtstag, zu Weihnachten und zu Ostern. Zu-
meist wird dies jedoch nicht so streng gehandhabt, sodass auch an-
dere vorgeschlagene Termine akzeptiert werden. Schließlich gibt es 
ja auch Gefangene aus anderen Kulturkreisen, die mit unseren Fes-
ten wenig anzufangen wissen. Im Einzelfall kann die Anstalt zusätz-
liche Pakete zulassen (§ 33 Abs. 1 Satz 3 StVollzG) – wichtig für den 
Erhalt von Kleidung (z. B. vor der Entlassung), Unterrichts- und Bil-
dungsmaterialien (für Fernkurse) oder genehmigten Gegenständen 
für die Freizeitbeschäftigung.

Pakete dürfen nicht „einfach so“ in die Anstalt geschickt wer-
den: Der Gefangene muss dies ankündigen und für den Absender 
eine Paketmarke beantragen, mit der zusammen das Paket dann zu-
geschickt oder persönlich abgegeben wird. Eine nicht mit Paketmar-
ke versehene Sendung muss die Anstalt zurückschicken oder, falls 
dies nicht möglich ist, zur Habe des Gefangenen nehmen (das heißt, 
er bekommt das Paket bei der Entlassung ausgehändigt). 

2		 Entscheidungen der Verwaltung unterliegen dem Gleichheitsgrundsatz, d. h., sie muss glei-
che Sachverhalte gleich behandeln. Weicht sie im Einzelfall von der ständigen Praxis ab, ohne 
dass ein sachlicher Grund dafür besteht, liegt ein Verstoß gegen die Selbstbindung der Verwal-
tung vor. 
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Religionsausübung
Religiöse Betätigung (geregelt in den §§ 53–55 StVollzG) ermöglicht 
es den Gefangenen, Kontakte sowohl nach draußen als auch inner-
halb der Haftanstalt zu knüpfen und zu pflegen. Religionsgruppen 
treffen sich zu regelmäßigen Terminen, man kann sich unterhalten 
und dem tristen Haftalltag zumindest für eine Weile entfliehen. Das 
stärkt den Zusammenhalt, was in großen Gefängnissen besonders 
wichtig ist, denn zu religiösen Veranstaltungen kommen Gefangene 
aus verschiedenen Abteilungen zusammen, die sich ansonsten nicht 
begegnen würden. 

Das Grundgesetz sieht in Art. 3 Abs. 2 ausdrücklich die Religi-
onsfreiheit als Grundrecht vor. Konsequenterweise räumt auch das 
Strafvollzugsgesetz den Gefangenen die Möglichkeit der Religions-
ausübung ein. Dazu gehört auch, dass sie Kontakt zu den Geistlichen 
ihrer Religion aufnehmen können, sofern es keine/n Anstaltsseel-
sorger/in gibt. In den meisten Haftanstalten halten heute Geistli-
che beider christlichen Konfessionen sowie muslimische Geistliche 
regelmäßige Gottesdienste ab. Daneben kommen auch andere reli-
giöse Gruppen in die Anstalten und organisieren hier Treffen (z. B. 
Gesprächskreise oder Spielgruppen) oder bieten den Gefangenen 
und deren Angehörigen Unterstützung an, wie etwa der gemischt-
konfessionelle Verein „Schwarzes Kreuz Christliche Straffälligen-
hilfe e.V.“. Nach § 55 StVollzG sind sogenannte Weltanschauungs-
gemeinschaften – sie sind in Deutschland nicht offiziell als Kirche 
anerkannt – religiösen Gruppen gleichgestellt. 

Grundsätzlich ist es jedem Gefangenen gestattet, Gegenstän-
de oder Schriften zu besitzen, die zur Religionsausübung dienen. 
Nur bei Missbrauch dürfen diese vorübergehend entzogen werden. 
Auch die Teilnahme an Gottesdiensten darf nur unter sehr engen 
Voraussetzungen beschränkt werden. Neben den §§ 53–55 StVollzG 
(Religionsausübung) ist noch auf § 21 Abs. 2 Satz 2 StVollzG hinzu-
weisen, wonach es den Gefangenen zu ermöglichen ist, die Spei-
sevorschriften ihrer Religionsgemeinschaft zu befolgen. Sind die 
dazu erforderlichen Lebensmittel schwer erhältlich, muss man sie 
sich auf eigene Kosten beschaffen. Heute sehen aber alle Anstal-
ten eine als „Austauschkost“ bezeichnete Ernährung für Muslime 
und Musliminnen sowie vegetarische Gerichte auf ihren Speiseplä-
nen vor. 
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Disziplinarmaßnahmen

Alle bisher beschriebenen Formen des Kontakts nach draußen wer-
den den Gefangenen in der Regel nur auf ihren Antrag hin gewährt. 
Es handelt sich also gewissermaßen um „Vergünstigungen“, die 
auch verweigert werden können. Unter bestimmten Voraussetzun-
gen ist es auch möglich, Zusagen zurückzunehmen. Eine besondere 
Bedeutung kommt hierbei Disziplinarmaßnahmen zu, die bei Fehl-
verhalten innerhalb der Anstalt verhängt werden dürfen (§§ 102 ff. 
StVollzG).

Nach § 103 StVollzG ist es zulässig, den Lesestoff bis zu zwei Wo-
chen, den Hörfunk- und Fernsehempfang bis zu drei Monaten und 
den Verkehr mit der Außenwelt auf dringende Fälle bis zu drei Mo-
naten zu beschränken. Im letzteren Fall heißt das, dass die üblichen 
Besuche von Verwandten und Freunden in diesem Zeitraum nicht 
gestattet werden (ausgenommen sind Anwälte). Gefangene kön-
nen außerdem bis zu vier Wochen in der Freizeit getrennt von ande-
ren Häftlingen untergebracht werden, und bis zu drei Monate ist es 
möglich, sie von Gemeinschaftsveranstaltungen auszuschließen oder 
ihnen zuvor genehmigte Gegenstände für die Freizeitbeschäftigung 
zu entziehen. 

Rechtsschutz gegen Entscheidungen 
der Vollzugsbehörde

Wie alle Bürger/innen haben auch Gefangene die Möglichkeit, Maß-
nahmen einer Behörde gerichtlich überprüfen zu lassen. Die §§ 108  ff. 
StVollzG regeln den Rechtsweg sowie das Verfahren in Angelegen-
heiten des Strafvollzugs. 

Fühlen sich Gefangene durch eine Anordnung der Anstalt (oder 
die Ablehnung eines Antrags) in ihren Rechten verletzt, steht ihnen 
der Rechtsweg offen. Dies gilt für alle hier genannten Bereiche, z. B. 
die Ablehnung von Lockerungen, das Versagen von Besuchen, das 
Öffnen von Briefen usw. Nähere Informationen hierzu bieten die 
Broschüre „positiv in Haft“ der Deutschen AIDS-Hilfe e.V. sowie die 
Kommentare zum Strafvollzugsgesetz (Feest [Hg.] 2006).

Oft kennen die Gefangenen ihre Rechte nur unzureichend. Auch 
hier sollten die Betreuer/innen tätig werden. Nach einer bis heute 
unwidersprochenen Entscheidung des OLG Celle ist jedem Gefange-
nen auf seinen Antrag hin ein aktueller Text des Strafvollzugsgeset-
zes auszuhändigen (Neue Zeitschrift für Strafrecht 1987, S. 44). 
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Schlussbemerkung

Der Strafvollzug soll Gefangene befähigen, „künftig in sozialer 
Verantwortung ein Leben ohne Straftaten zu führen“ (§ 2 Satz 1 
StVollzG). Der Gesetzgeber hat schon frühzeitig erkannt, dass der 
Strafvollzug eher desozialisiert als resozialisiert, weshalb das Straf-
vollzugsgesetz eine Vielzahl von Vorschriften enthält, die einer Iso-
lation der Inhaftierten entgegenwirken sollen – das Gleiche wird für 
die künftigen Landesgesetze gelten. Für die Resozialisierung ist es 
unverzichtbar, dass Gefangene Kontakte nach draußen – zu Familie, 
Freund(inn)en, Partner(inne)n – aufrechterhalten oder neu knüpfen 
können. 

Die meisten Kontaktmöglichkeiten – Briefe, Pakete, Telefonate, 
Besuche, Urlaub – stehen allen Gefangenen offen. Lediglich an Lo-
ckerungen werden teilweise sehr enge Bedingungen geknüpft. Be-
dauerlicherweise gibt es keinen Rechtsanspruch auf Lockerungen. 
Zwar werden sie auch von offizieller Seite als wesentlich für die Ent-
lassungsvorbereitung angesehen, in der Praxis jedoch werden ein-
zelne Gruppen, namentlich Drogengebraucher/innen, sehr oft aus 
Sicherheitsgründen ganz davon ausgenommen. Maßstab ist hier 
in der Regel nicht eine befürchtete Selbstschädigung der Gefange-
nen, sondern eine vermutete Gefahr für andere. Bei ihrer Entlas-
sung werden sie dann einfach „ins kalte Wasser“ geworfen. Gerade 
bei Drogengebraucher(inne)n führt das oftmals zu einer Rückkehr 
in die Szene, weil sie es nicht gelernt haben, eine Alternative für 
sich zu finden. Durch eine begleitete, auf den Einzelfall zugeschnit-
tene Entlassungsvorbereitung könnte dies in vielen Fällen verhin-
dert werden. 

Was sich in diesem Feld durch die neue Rechtslage ändern 
wird, ist zur Zeit noch nicht abzusehen. Da die Landesgesetzgeber 
einen Schwerpunkt ihrer Reformen auf den Sicherheitsaspekt le-
gen, steht zu befürchten, dass es bei Lockerungen, bei der Entlas-
sungsvorbereitung, bei Kontakten nach draußen und bei der Fra-
ge, welcher persönliche Besitz in der Zelle erlaubt sein soll, weitere 
Einschränkungen geben wird. Diese jedoch können kontraproduk-
tiv sein. Der Erfolg des Strafvollzugs hängt ja schließlich davon ab, 
wie gut er auf das Leben danach vorzubereiten vermag. Das Risi-
ko, das z. B. von einem Freigänger ausgeht, ist in jedem Fall leich-
ter einzuschätzen als das Risiko, das ein unvorbereitet in die Frei-
heit Entlassener birgt. 
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Unterbrechung und  
vorzeitige Beendigung 
der Haft

Kai Bammann

Eine Inhaftierung ist immer eine einschneidende Erfahrung: Die Be-
troffenen werden aus ihrem bisherigen Leben herausgerissen, Kon-
takte zur Familie und zu Freund(inn)en werden erschwert oder bre-
chen ganz ab. Viele verlieren außerdem ihre Wohnung und ihren 
Arbeitsplatz. Hinzu kommt die Fremdbestimmung in einer „totalen 
Institution“ (Goffman 1973). Eine HIV-Infektion oder Aids-Erkrankung 
verschlimmert die Situation noch – auch deshalb, weil der Strafvoll-
zug auf HIV-positive Häftlinge oftmals auch heute noch wenig vor-
bereitet ist. Ohnehin geht die Haftzeit häufig mit gesundheitlichen 
Problemen einher, nicht zuletzt aufgrund unzureichender Ernährung, 
mangelnder Bewegung sowie sozialer und psychischer Isolation. Die-
se belastenden Faktoren wirken sich bei kranken Menschen noch stär-
ker aus als bei (relativ) Gesunden und können vorhandene Krankhei-
ten verschlimmern oder neue Erkrankungen hervorrufen.

Eine schwere Krankheit – beispielsweise Aids – verhindert aber 
nicht grundsätzlich den Vollzug der Strafe. Die Gerichte sehen nicht 
von einer Verurteilung ab, nur weil sich ein Täter in persönlicher 
Not befindet oder erkrankt ist, sie können jedoch bei der Strafhö-
he (Strafzumessung) die Situation des Täters berücksichtigen. Dane-
ben gibt es im deutschen Rechtssystem verschiedene Möglichkeiten, 
die Haft vorzeitig zu beenden oder zumindest zu unterbrechen: 
Haftunterbrechung wegen Krankheit (Haftunfähigkeit), Erlassen 
bzw. Aussetzen des Strafrests zur Bewährung (Halbstrafengesuch, 
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Zwei-Drittel-Gesuch, Reststrafengesuch) oder Entlassung auf dem 
Gnadenweg (Gnadengesuch). Bei betäubungsmittelabhängigen In-
haftierten kann von dem Prinzip „Therapie statt Strafe“ Gebrauch 
gemacht werden. Bei Häftlingen ohne deutschen Pass kommt au-
ßerdem Haftunterbrechung bzw. -beendigung durch Ausweisung 
oder Auslieferung in Betracht. 

Therapie statt Strafe 
Nach §§ 35 ff. des Betäubungsmittelgesetzes (BtMG) haben drogen-
abhängige Straftäter/innen die Möglichkeit, eine Therapie zu ma-
chen, statt ins Gefängnis zu gehen (vgl. Körner 1998 sowie die Kom-
mentare zu § 35 ff. bei Körner 2001). Die Regelung „Therapie statt 
Strafe“ ist dabei an folgende Voraussetzungen geknüpft: 

�Die verhängte Freiheitsstrafe darf nicht mehr als zwei Jahre be-•	
tragen. 
�Es muss erwiesen sein, dass die Tat aufgrund einer Betäubungs-•	
mittelabhängigkeit begangen wurde (folglich kann nicht jede/r 
Verurteilte mit einem Suchtproblem in den Genuss dieser Rege-
lung kommen: es muss einen konkreten Zusammenhang zwischen 
der Drogenabhängigkeit und der abgeurteilten Tat geben). 
Der Täter bzw. die Täterin muss therapiebedürftig sein. •	

Die Regelung greift außerdem nur bei einer Abhängigkeit von ille­
galen Suchtstoffen, also nicht etwa bei Alkoholabhängigkeit oder 
bei Spielsucht. Grundsätzlich wird bei „Therapie statt Strafe“ die 
Strafvollstreckung zurückgestellt, das heißt, der/die Verurteilte 
geht nicht ins Gefängnis, sondern in eine geeignete Therapiemaß-
nahme. Paragraf 35 BtMG greift in der Regel bereits vor der Inhaf-
tierung. 

Die (weitere) Vollstreckung der Strafe kann aber auch dann aus-
gesetzt werden, wenn eine Freiheitsstrafe von mehr als zwei Jahren 
verhängt wurde, von der bereits ein Teil verbüßt wurde und nur noch 
maximal zwei Jahre verblieben sind. In solchen Fällen kann jedoch 
eine Aussetzung des Strafrests nach § 57 StGB (dazu unten mehr) 
sinnvoller sein als die Anwendung des § 35 BtMG: Sie beendet näm-
lich nicht die Strafvollstreckung, sondern stellt diese lediglich zurück 
bzw. unterbricht sie, und das bedeutet, dass die Strafe trotzdem voll-
streckt werden kann. Als Gründe für die Aufhebung der Zurückstel-
lung nennt § 35 Abs. 5 BtMG unter anderem die Nichtaufnahme oder 
den Abbruch der Therapie. 



117

U
n
t
e
r
b
r
e
c
h
u
n
g
 u
n
d
 v
o
r
z
e
i
t
i
g
e
 B
e
e
n
d
i
g
u
n
g
 d
e
r
 H
a
f
t

Die Erfolgsquote von „Therapie statt Strafe“ ist erfahrungsge-
mäß eher gering, besonders der erste Therapieanlauf ist häufig von 
Rückfällen begleitet. Bei einem Rückfall wird die Therapie oft abge-
brochen, sei es durch den Patienten oder die Therapieeinrichtung. 
In diesem Fall widerruft die Staatsanwaltschaft die Zurückstellung 
der Vollstreckung, und die Betroffenen werden (wieder) inhaftiert. 
Grundsätzlich ist es möglich, nach einer abgebrochenen Therapie 
einen erneuten Versuch zu starten. Dabei muss jedoch genau be-
gründet werden, weshalb die Therapie dieses Mal mehr Erfolg ver-
spricht. Bei einer HIV-Infektion oder Aids-Erkrankung, die das Leben 
meist gravierend verändert, erscheint ein (erneuter) Therapiever-
such in jedem Fall sinnvoll.

Bei Opiatabhängigkeit ist nach § 35 BtMG auch eine ambulan-
te Substitutionsbehandlung möglich, bei der eine psychosoziale Be-
gleitung in aller Regel Pflicht ist. Die Substitution ist ein Angebot für 
jene Patient(inn)en, für die eine abstinenzorientierte Langzeitthera-
pie nicht (mehr) in Frage kommt. Manchen Opiatabhängigen fällt es 
mit einer Substitution leichter, Rückfälle in den (intravenösen) Dro-
genkonsum zu vermeiden, die unter anderem die bei einer HIV- oder 
Hepatitis-Therapie erforderliche „Therapietreue“ gefährden.

Die Staatsanwaltschaften machen ihre Zustimmung zur Zu-
rückstellung der Strafvollstreckung in der Regel von einer Zusage 
zur Übernahme der Therapiekosten abhängig. Drogenabhängige 
müssen sich also selbst um einen Therapieplatz kümmern und da-
für sorgen, dass die Krankenkasse oder das Sozialamt die Kosten 
übernimmt. Eine solche Zusage zu erhalten, ist in den letzten Jah-
ren zunehmend schwieriger geworden, denn wie in anderen Be-
reichen der gesundheitlichen Versorgung wird auch hier gespart. 
Da Drogenabhängige oft wenig Erfahrung mit Behörden und 
der Organisation von Hilfe haben, ist hier die Unterstützung von 
Betreuer(inne)n besonders wichtig. Diese können entweder die ent-
sprechenden Kontakte vermitteln oder sich – im Idealfall zusammen 
mit den Klient(inn)en – um die Kostenübernahme und den Thera-
pieplatz bemühen.

Haftunfähigkeit 
Die Haftunfähigkeit aus gesundheitlichen Gründen ist in § 455 Straf-
prozessordnung (StPO) geregelt (vgl. auch die Kommentare zu § 455 
StPO bei Kleinknecht/Meyer-Goßner 2001 m.w.N.). Bei der Frage, ob 
dieser Paragraf zur Anwendung kommt, spielt immer auch der je-
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weilige Stand der medizinischen Versorgung eine wichtige Rolle: Je 
besser es um sie in den Gefängnissen bestellt ist, desto enger sind 
die Grenzen für eine Haftunfähigkeit. 

Ein Aufschub/eine Unterbrechung der Haft  
ist dann möglich ...

... wenn die verurteilte Person geisteskrank wird (§ 455 Abs. 4 Nr. 1  
StPO). In der Regel wird die Haft dann unterbrochen, da das Ge-
fängnis mit solchen Patient(inn)en überfordert wäre. Möglich ist 
auch eine Verlegung in die forensische oder allgemeine Psychiat-
rie. Ungeklärt ist indes, inwieweit die Regelung bei hirnorganischen 
Veränderungen infolge einer HIV-Infektion zutrifft. In jedem Fall 
kommt es auf die individuelle Beurteilung des Geisteszustandes an. 

... wenn durch die Haft aufgrund einer Erkrankung Lebensgefahr 
besteht (§ 455 Abs. 4 Nr. 2 StPO). Hier genügt es nicht, dass we-
gen einer Erkrankung Lebensgefahr zu erwarten oder bereits ein-
getreten ist. Vielmehr muss diese unmittelbar aus der Haftsituati-
on resultieren. Besteht die krankheitsbedingte Lebensgefahr auch 
in Freiheit, gelten die Betroffenen streng genommen als haftfähig. 
Eine Haftunterbrechung ist aber auch dann möglich, wenn die Haft-
situation die Lebensgefahr vergrößert, allerdings muss dies entspre-
chend dargelegt werden. 

 ... wenn eine Krankheit vorliegt, die weder in der Haftanstalt noch 
in einem speziellen Vollzugskrankenhaus angemessen behandelt 
werden kann (§ 455 Absatz 4 Nr. 3 StPO). Erforderlich für eine Haft-
unterbrechung ist hier die Erklärung des Anstaltsarztes oder der 
Anstaltsärztin, dass die Behandlung mangels entsprechender me-
dizinischer Kenntnisse oder mangels Möglichkeiten in Haft nicht 
durchführbar ist. Allerdings gibt es heute sehr leistungsfähige Justiz-
vollzugskrankenhäuser, deren Standard mit dem öffentlicher Kran-
kenhäuser durchaus vergleichbar ist. Kann der Patient in ein solches 
Haftkrankenhaus verlegt werden, wird die Strafvollstreckung nicht 
aufgeschoben. Außerdem ist es möglich, externe Mediziner/innen 
in die Gefängnisse oder Anstaltskrankenhäuser zu holen und sie um 
beratende (konsiliarische) Mitarbeit zu bitten. Diese Regelung wird 
also nur selten zur Anwendung kommen. 

Wenn Inhaftierte davon überzeugt sind, dass die Voraussetzungen 
des § 455 StPO in ihrem Fall gegeben sind, können sie bei der Staats-
anwaltschaft jederzeit einen Antrag auf Unterbrechung der Haft 
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stellen. Einen Anwalt brauchen sie dafür nicht, jedoch kann es sinn-
voll sein, wenn sachkundige Betreuer/innen Formulierungshilfe ge-
ben. Wird dem Antrag stattgegeben, wird die Strafvollstreckung für 
die Dauer der betreffenden Erkrankung unterbrochen. Wenn sie ab-
geklungen ist oder der Gesundheitszustand sich so weit gebessert 
hat, dass keine Haftunfähigkeit mehr vorliegt, muss die Haftstrafe 
fortgesetzt werden. 

Grundsätzlich ausgeschlossen ist eine Unterbrechung der Straf-
vollstreckung, wenn „überwiegende Gründe, namentlich der öf-
fentlichen Sicherheit, entgegenstehen“ (§ 455 StPO Abs. 4). Ent-
scheidend sind hier die Gefahren, die von der/dem Gefangenen für 
andere Menschen ausgehen könnten. 

Auslieferung oder Landesverweisung
Bei Inhaftierten ohne deutschen Pass kann bei Auslieferung oder 
Landesverweisung gemäß § 456a StPO von der (weiteren) Strafvoll-
streckung abgesehen werden (vgl. Bammann/Feest 2005; Bammann 
2001). Fehlen zugleich soziale Bindungen in Deutschland, kann die 
Anwendung dieser Regelung unter Umständen von Vorteil sein, 
da die Haftstrafe jederzeit abgebrochen werden kann (in der Re-
gel jedoch erst kurz bevor die Hälfte bzw. zwei Drittel der Straf-
zeit verbüßt sind). Nach § 456a StPO vorzugehen, kann jedoch auch 
Nachteile haben: Bei einer Wiedereinreise kann die weitere Voll-
streckung der Strafe angeordnet werden, solange sie gemäß § 79 
Strafgesetzbuch (StGB) noch nicht verjährt ist. In diesem Fall könn-
te in der Zeit, in der jemand ausgewiesen ist, ein „Gnadenantrag“ 
auf Erlass der weiteren Vollstreckung gestellt werden. Das ist auch 
vom Herkunftsland her möglich, hier sollte aber immer auf die Hil-
fe eines erfahrenen Anwalts zurückgegriffen werden (auch wenn es 
bei Gnadenanträgen keinen Anwaltszwang gibt), da die Rechtslage 
schwierig ist und unter Umständen auch Kenntnisse internationaler 
Rechtsvorschriften und Verträge erforderlich sind.

Die Unterbrechung der Vollstreckung nach § 456a StPO erfolgt 
entweder auf Antrag der Gefangenen oder wird zu bestimmten Zei-
ten auch von Amts wegen geprüft. Die Bundesländer haben Verfü-
gungen erlassen, unter welchen Voraussetzungen und zu welchem 
Zeitpunkt eine Haftstrafe im Falle einer Ausweisung oder Ausliefe-
rung unterbrochen werden kann (siehe Bammann 2001). 

Die Unterbrechung oder Beendigung der Haft nach § 456a 
StPO hängt allerdings nicht wie in den anderen Fällen von der Zu-
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stimmung des/der Gefangenen ab, kann also auch gegen seinen/ih-
ren Willen erfolgen. Außerdem kann dieser Regelung in den Fällen, 
in denen eine Strafaussetzung nach § 57 StGB möglich wäre (siehe 
unten), der Vorzug gegeben werden; zwischen den beiden Paragra-
fen besteht also ein Konkurrenz-, kein Ausschlussverhältnis. 

Aussetzung des Strafrests  
zur Bewährung

Alle Inhaftierten können einen Antrag auf Aussetzung des Straf-
rests zur Bewährung stellen. Näheres regeln die §§ 57 ff. Strafge-
setzbuch (StGB) (siehe hierzu die Kommentare in Tröndle/Fischer 
2001). Grundsätzlich gibt es drei Möglichkeiten: 

�Der Regelfall ist die •	 Strafrestaussetzung nach zwei Dritteln der 
Haftzeit, wenn mindestens zwei Monate davon verbüßt sind, der 
Häftling einwilligt und nach Einschätzung der Behörden kein Si-
cherheitsrisiko darstellt. Ob die Strafe zum Zwei-Drittel-Zeitpunkt 
ausgesetzt werden kann, wird von Amts wegen geprüft, das 
heißt, der/die Gefangene muss keinen Antrag stellen, kann dies 
aber ergänzend tun.
�Wenn jemand zum ersten Mal inhaftiert ist und die Haftstrafe •	
zwei Jahre nicht überschreitet, ist eine Strafrestaussetzung nach 
der Hälfte der Haftzeit möglich. Dies wird ebenfalls von Amts we-
gen geprüft; hier empfiehlt es sich aber, dass auch der/die Ge-
fangene einen Antrag stellt, da Entlassungen zum Halbstrafen-
Zeitpunkt selbst bei hierfür geeigneten Personen nicht immer die 
Regel sind. 
�Neben den oben genannten gesetzlich festgelegten Prüfungs-•	
zeitpunkten gibt es noch das sogenannte Reststrafengesuch, das 
Gefangene jederzeit per Antrag stellen können. Dabei wird ge-
prüft, ob eine vorzeitige Entlassung aus der Haft möglich ist. 

Nach § 57a StGB können auch zu lebenslanger Freiheitsstrafe Ver-
urteilte vorzeitig entlassen werden. Voraussetzung ist, dass mindes-
tens 15 Jahre Haft verbüßt wurden und das Gericht keine „besonde-
re Schwere der Schuld des Verurteilten“ festgestellt hat. 

In jedem Fall bedürfen alle Formen der Strafrestaussetzung 
nach den §§ 57 und 57a StGB einer individuellen Entscheidung, bei 
der die entsprechenden Voraussetzungen zu überprüfen sind. Die 
Überprüfung, ob eine vorzeitige Entlassung in Betracht kommt, er-
folgt entweder auf Antrag oder von Amts wegen. Bei der Entschei-
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dung sind unter anderem die Persönlichkeit des Täters/der Täterin, 
die Tat selbst, das Verhalten im Strafvollzug und die weitere per-
sönliche Entwicklung, aber auch eine HIV-Infektion oder Aids-Er-
krankung zu berücksichtigen. Bei den Vollzugsbehörden oder vor 
Gericht heißt es dabei immer wieder, dass die Täter/innen Unrechts-
bewusstsein zeigen und am Vollzugsziel der Resozialisierung aktiv 
mitwirken müssen. 

Die Bewährungszeit beträgt gemäß § 56a Abs. 1 StGB mindes-
tens zwei und maximal fünf Jahre. In der Regel unterstellt das Gericht 
die betreffenden Personen für die Dauer oder einen Teil dieser Zeit 
der Aufsicht eines Bewährungshelfers oder einer Bewährungshelfe-
rin, wenn dies angezeigt ist (§ 56d StGB). Die Strafaussetzung wird 
widerrufen, wenn der Verurteilte in der Bewährungszeit eine neue 
Straftat begeht oder gegen Weisungen oder Auflagen „gröblich und 
beharrlich“ verstößt (§ 56f StGB). Dabei führt nicht jede neue Straf-
tat automatisch zu einem Widerruf; vorher prüft das Gericht, ob es 
sich um einen „einschlägigen Rückfall“ handelt und ein Bewährungs-
widerruf in Betracht zu ziehen ist, oder ob nicht eher andere – milde-
re – Maßnahmen angezeigt sind, z. B. ergänzende Auflagen. 

Entlassung auf dem Gnadenweg
Das Gnadenrecht ist Länderrecht. Alle Bundesländer haben Gnaden-
ordnungen erlassen, die das Verfahren bei Gnadenanträgen regeln. 
Hierzu gibt es jedoch nur sehr wenige Veröffentlichungen. Das 
„Handbuch des Gnadenrechts“ von Schätzler aus dem Jahr 1992 ist 
mittlerweile veraltet; gegebenenfalls sollte man sich bei den Voll-
streckungsbehörden der Länder erkundigen, wer für das Gnaden-
wesen aktuell zuständig ist. Da die Gnadenordnungen wie auch ihre 
praktische Umsetzung sehr verschieden sind, lässt sich nur schwer 
Allgemeines hierzu sagen. 

Zuständig für Gnadenanträge ist die sogenannte Gnadenbe-
hörde – das ist in den meisten Fällen die Staatsanwaltschaft. Einen 
Gnadenantrag an die Landesparlamente oder gar die Ministerpräsi-
denten zu richten, ist sinnlos, da diese nicht zuständig sind und den 
Antrag entweder weiterleiten oder unerledigt zurücksenden. Auch 
der Bundespräsident und ebenso die Petitionsausschüsse der Land-
tage haben mit Gnadenakten im Bereich des Strafvollzugsrechts 
nichts zu tun. 

Es gibt keinen Rechtsanspruch auf Gnade, auch wenn viele Ge-
fangene dies glauben. Folglich gibt es auch nur sehr beschränkte 
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rechtliche Möglichkeiten, einen abgelehnten Gnadenentscheid ge-
richtlich überprüfen zu lassen. Gnadenanträge sind form- und frist-
los, das heißt, Gefangene können jederzeit einen Antrag stellen 
und benötigen dazu auch keinen Rechtsbeistand. In der Regel er-
wartet die Gnadenbehörde jedoch, dass zuvor alle anderen Mög-
lichkeiten einer vorzeitigen Entlassung ausgeschöpft und abgelehnt 
worden sind.

Bei aidskranken Gefangenen kann die (Rest-)Strafe bei nur 
noch kurzer Lebenserwartung oder plötzlicher Verschlechterung 
des Gesundheitszustandes gnadenweise erlassen werden. In diesen 
Fällen kann eine Haftunterbrechung nach § 455 StPO jedoch mehr 
Erfolg versprechen und schneller zur Haftentlassung führen. Dabei 
ist aber zu bedenken, dass die Strafvollstreckung fortgesetzt wer-
den könnte, wenn sich der Gesundheitszustand gebessert hat. Auch 
eine Kombination der beiden Verfahren kann zum Erfolg führen; so 
kann man zunächst einen Antrag auf Haftunterbrechung nach § 455 
StPO stellen und nach dessen Bewilligung einen Gnadenantrag. 

Zusammenfassung 
 Gefangenen stehen verschiedene Möglichkeiten der Unterbrechung 
oder vorzeitigen Beendigung der Haft offen, denen jedoch allen re-
lativ enge Grenzen gesetzt sind. Grundvoraussetzung ist stets, dass 
die betreffende Person keine Gefahr für die Öffentlichkeit darstellt. 
Dabei wird insbesondere auch der Gesundheitszustand berücksich-
tigt: Je schlechter es jemandem geht, desto eher ist davon auszu-
gehen, dass er oder sie kein Risiko für andere mehr darstellt. Eine 
schwere Krankheit führt jedoch nicht zwangsläufig zu einer Haftun-
terbrechung oder gar -beendigung, zumal die Vollzugskrankenhäu-
ser mittlerweile eine recht gute Versorgung sicherstellen können. 
Ohnehin gilt die HIV-Infektion heute als chronische Erkrankung, so-
dass eine Haftentlassung z. B. nur bei bereits fortgeschrittener In-
fektion, geringer Lebenserwartung und deutlich beeinträchtigter 
Lebensqualität in Frage kommt. 

Dennoch lohnt es sich – nicht nur bei einer HIV-Infektion oder 
Aids-Erkrankung –, die Möglichkeiten der vorzeitigen Entlassung 
oder Haftunterbrechung zu bedenken. Hier können Betreuer/innen 
wertvolle Hilfe leisten, indem sie gemeinsam mit den Gefangenen 
entsprechende Anträge vorbereiten und ihnen bei der Begründung 
helfen. Viele Gefangene sind bei der Antragstellung überfordert, 
entweder weil sie nicht lesen und schreiben können oder weil sie 
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keinerlei Erfahrung mit der Formulierung „offizieller“ Schreiben 
haben. Oft werden auch viel zu lange, sehr detaillierte Briefe ver-
fasst, wo eine knappe Begründung ausreichen würde. Bei den zu-
ständigen Behörden kommt es sehr oft auf den ersten Eindruck an, 
den ein Antrag (und damit die antragstellende Person) macht. 

Abgesehen von der Strafrestaussetzung nach den §§ 57 ff. StGB 
sind die hier vorgestellten Regelungen an keine Fristen gebunden. 
Anträge können also jederzeit gestellt werden. Damit bieten die ge-
nannten Vorschriften auch die Möglichkeit, relativ schnell auf Ver-
schlechterungen des Gesundheitszustandes von Inhaftierten reagie-
ren zu können. 

Literatur

Bammann 2001
Bammann, K.: Die Unterbrechung der Strafvollstreckung bei Auslieferung 
oder Ausweisung. In: Monatsschrift für Kriminologie und Strafrechtsreform, 
(2), 91–106

Bammann/Feest 2005
Bammann, K./Feest, J.: Exkurs nach § 175: Ausländer im Strafvollzug. In: Feest, J. 
(Hg.): Kommentar zum Strafvollzugsgesetz. 5. Aufl. Neuwied: Luchterhand 2005

Kleinknecht/Meyer-Goßner 2001
Kleinknecht, T./Meyer-Goßner, L.: Strafprozessordnung, Kommentar. 45. Aufl. 
München: H. C. Beck 2001

Körner 1998
Körner, H. H.: Sonderfragen der Therapieüberleitung im Betäubungsmittel-
strafverfahren. In: Kreuzer, A. (Hg.): Handbuch des Betäubungsmittelstraf­
rechts. München: H. C. Beck 1998, 1302–1330

Körner 2001
Körner, H. H.: Betäubungsmittelgesetz, Arzneimittelgesetz. Kommentar. 5. 
Aufl. München: H. C. Beck 2001

Schätzler 1992
Schätzler, J.-G.: Handbuch des Gnadenrechts. 2. Aufl. München: H. C. Beck 
1992 

Tröndle/Fischer 2001
Tröndle, H./Fischer, T.: Strafgesetzbuch. Kommentar. 50. Aufl. München: H. C. 
Beck 2001



124

Arbeit, Sozial­
versicherung und Geld 
in Haft – ein Überblick

Bärbel Knorr

Arbeit, Aus- und Weiterbildung
Für Arbeit, aber auch Ausbildung und Weiterbildung gelten im Ge-
fängnis andere rechtliche Bestimmungen als in Freiheit. Diese Berei-
che werden seit Inkrafttreten des Strafvollzugsgesetzes (StVollzG) 
im Jahr 1977 durch die §§ 37 ff. im Fünften Titel des Gesetzes ge-
regelt1. § 37 StVollzG ist mit „Zuweisung“ überschrieben, was be-
reits darauf hinweist, dass Häftlinge nicht selbst entscheiden kön-
nen, welche Arbeit sie verrichten, welchen Beruf sie erlernen oder 
in welchem Bereich sie sich weiterbilden möchten. Gleichwohl sol-
len bei der Zuweisung von Arbeit die Fähigkeiten und Neigungen 
des/der Einzelnen berücksichtigt werden – Arbeit und Beschäf-
tigung wie auch Bildungsmaßnahmen haben schließlich die Wie-
dereingliederung in die Gesellschaft zum Ziel. Der Resozialisierung 
wird im StVollzG – neben dem Strafaspekt – ein hoher Stellenwert 
beigemessen, wobei Arbeit als wichtiger, wenn nicht gar wichtigs-
ter Resozialisierungsfaktor gilt.2 § 37 StVollzG im Wortlaut: 

„(1) Arbeit, arbeitstherapeutische Beschäftigung, Ausbildung und Wei­
terbildung dienen insbesondere dem Ziel, Fähigkeiten für eine Erwerbs­

1		 Bis 1977 wurde der Strafvollzug in der Bundesrepublik nur durch Verwaltungsvorschriften 
geregelt, ein Gesetz hierzu fehlte. Die Strafvollzugsreform, die im StVollzG ihren Ausdruck fand, 
hatte zum Ziel, den „Verwahrvollzug“ durch einen „Behandlungsvollzug“ zu ersetzen. 
2		 vgl. Matzke, M.: Arbeit, Ausbildung und Weiterbildung. In: Schwind, H.-D./Böhm, A. (Hg.): 
Strafvollzugsgesetz. 3. Aufl. Berlin/New York: Walter de Gruyter 1999, 367



125

A
r
b
e
i
t
,
 S
o
z
i
a
l
v
e
r
s
i
c
h
e
r
u
n
g
 u
n
d
 G
e
l
d
 i
n
 H
a
f
t

tätigkeit nach der Entlassung zu vermitteln, zu erhalten oder zu för­
dern. 
(2) Die Vollzugsbehörde soll dem Gefangenen wirtschaftlich ergiebige 
Arbeit zuweisen und dabei seine Fähigkeiten, Fertigkeiten und Neigun­
gen berücksichtigen.
(3) Geeigneten Gefangenen soll Gelegenheit zur Berufsausbildung, be­
ruflichen Weiterbildung oder Teilnahme an anderen ausbildenden oder 
weiterbildenden Maßnahmen gegeben werden.
(4) Kann einem arbeitsfähigen Gefangenen keine wirtschaftlich ergiebi­
ge Arbeit oder die Teilnahme an Maßnahmen nach Absatz III zugewie­
sen werden, wird ihm eine angemessene Beschäftigung zugeteilt.
(5) Ist ein Gefangener zu wirtschaftlich ergiebiger Arbeit nicht fähig, soll 
er arbeitstherapeutisch beschäftigt werden.“

Die Rolle der durch Häftlinge geleisteten Arbeit ist dennoch wider-
sprüchlich, weil sie als Bestandteil des Behandlungskonzepts zu-
gleich ein Element der durch den Freiheitsentzug auferlegten Strafe 
darstellt.3 So garantiert Artikel 12 des Grundgesetzes (GG) das Recht 
auf Berufsfreiheit – „(1) Alle Deutschen haben das Recht, Beruf, Ar­
beitsplatz und Ausbildungsstätte frei zu wählen … . (2) Niemand 
darf zu einer bestimmten Arbeit gezwungen werden …“ – und 
schränkt es zugleich ein: „(3) Zwangsarbeit ist nur bei einer gericht­
lich angeordneten Freiheitsentziehung zulässig.“ Die durch die Ver-
fassung gestattete Zwangsarbeit wird in § 41 StVollzG zur Arbeits-
pflicht für Gefangene:

„(1) Der Gefangene ist verpflichtet, eine ihm zugewiesene, seinen kör­
perlichen Fähigkeiten angemessene Arbeit, arbeitstherapeutische oder 
sonstige Beschäftigung auszuüben, zu deren Verrichtung er aufgrund 
seines körperlichen Zustandes in der Lage ist. Er kann jährlich bis zu drei 
Monaten zu Hilfstätigkeiten in der Anstalt verpflichtet werden, mit sei­
ner Zustimmung auch darüber hinaus. [...]“

Dem in § 37 Abs. 2 StVollzG formulierten Willen des Gesetzge-
bers (siehe oben) wird in der Vollzugspraxis nur mangelhaft oder 
gar nicht entsprochen. Oft nämlich gelingt es den Leiter(inne)n der 
Arbeitsverwaltung nur äußerst schwer, Aufträge für die Anstaltsbe-
triebe und damit Arbeit für die Gefangenen zu beschaffen – dies 
vor allem in Zeiten von wirtschaftlicher Stagnation und Arbeitslosig-
keit. Vor diesem Hintergrund ist es meist auch nicht möglich, bei der 
Arbeitszuweisung die Fähigkeiten, Fertigkeiten und Neigungen der 
Gefangenen zu berücksichtigen oder ihnen eine „wirtschaftlich er-

3		 vgl. ebd.
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giebige“, sprich: als sinnvoll empfundene und daher zu Leistungsbe-
reitschaft motivierende Arbeit zuzuweisen. 

Art und Umfang der zugewiesenen Arbeit richten sich daher 
in der Regel nach dem Arbeitskräftebedarf der Anstaltsbetriebe. Je 
nach Anstaltsgröße und -struktur gibt es Eigenbetriebe, Werkbetrie-
be und Unternehmerbetriebe. Die in erster Linie für die Grundversor-
gung der Anstalt eingerichteten Eigenbetriebe sind Küche, Bäckerei, 
Wäscherei, Bau- und Malerkolonne. Fast alle größeren Vollzugsan-
stalten verfügen über Werkbetriebe wie Schlosserei und Tischlerei; 
eine Druckerei und Buchbinderei gibt es pro Bundesland meist nur in 
jeweils einer Anstalt. Unternehmerbetriebe schließlich bieten Arbeit 
z. B. in den Bereichen Montage und Fertigstellung an (etwa Wickeln 
von Kabelbäumen für elektrische Haushaltsgeräte und Autos, einfa-
che Klebe- und Falzarbeiten).

Ausschluss aus bestimmten 
Arbeitsbereichen
Immer wieder wird berichtet, man schließe HIV-infizierte Gefangene aus 
bestimmten Arbeitsbereichen aus, z. B. Küche und Kantine. Eine HIV-Infekti­
on allein kann jedoch kein Ausschlussgrund sein (siehe auch Bammann, 
„Sonderregelungen für HIV-positive Gefangene?“, S. 132 in diesem Band). 
Der 8. Abschnitt des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) regelt „Gesundheitliche 
Anforderungen an das Personal beim Umgang mit Lebensmitteln“, und Pa­
ragraf 42 IfSG nennt verschiedene Krankheiten und Krankheitserreger, die 
zu einem Tätigkeits- und Beschäftigungsverbot für Erkrankte, Krankheits­
verdächtige und Ausscheider führen – die HIV-Infektion befindet sich nicht 
darunter. Damit gehören Menschen mit HIV auch nicht zu dem Personen­
kreis, der von der Zubereitung, Herstellung und Verteilung von Lebensmit­
teln ausgeschlossen ist. Hepatitis A und E dagegen werden in § 42 IfSG 
genannt, was bedeutet, dass bei Erkrankung oder bei Krankheitsverdacht 
ein Tätigkeits- und Beschäftigungsverbot ausgesprochen wird. 

Eine Sonderbehandlung HIV-positiver Gefangener kann nur – wie bei an­
deren Gefangenen auch – aufgrund des Verhaltens begründet werden, so 
etwa bei gezielter Unruhestiftung. In solch einem Fall sollte zunächst ver­
sucht werden, ein klärendes Gespräch mit der/dem Anstaltsärztin/-arzt, der 
Anstaltsleitung und der Leitung des betreffenden Arbeitsbereichs zu füh­
ren. Falls das Gespräch erfolglos endet, kann der Anstaltsbeirat oder der 
Petitionsausschuss des jeweiligen Bundeslandes eingeschaltet werden.
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Sozialversicherung und 
Arbeitsentgelt

Durch die Einfügung der §§ 190–193 in das StVollzG hat der Gesetz-
geber versucht, die Kranken- und Rentenversicherung für Gefange-
ne zu regeln. Diese Paragrafen sind jedoch bis heute nicht in Kraft 
getreten und werden wahrscheinlich auch nicht in die neuen Straf-
vollzugsgesetze der Länder einfließen. Entsprechende Gesetzesini-
tiativen der Bundesregierung sind bisher jedes Mal am Widerstand 
des Bundesrates gescheitert, weil die Bundesländer erhebliche zu-
sätzliche Kosten befürchten. Strafgefangene gehören somit nicht 
zum Kreis der kranken-, pflege- und rentenversicherungspflichtigen 
Personen. 

Die einzige Regelung, die bisher zugunsten einer sozialen Min-
destsicherung für Gefangene getroffen wurde, ist die Arbeitslosen- 
und Unfallversicherung bei bestehendem Beschäftigungsverhältnis. 
Somit können die Gefangenen zumindest Ansprüche auf Arbeitslo-
sengeld erwerben.

Zum Urteil des Verfassungsgerichts vom 1.7. 1998
Anfang der 1990er Jahre klagten mehrere Gefangene gegen die ge-
ringe Höhe der Gefangenen-Entlohnung, gegen die Zwangsarbeit 
und die fehlende soziale Absicherung und forderten unter anderem 
den Zugang zur Renten-, Pflege- und Krankenversicherung. Diese 
Klagen gingen bis vor das Bundesverfassungsgericht. In seinem Ur-
teil vom 1.7. 1998 vertrat dieses die Auffassung, die Einbeziehung 
aller Strafgefangenen in das soziale Sicherungssystem sei zwar zu 
befürworten, allerdings stehe es dem Gesetzgeber frei, zu bestim-
men, ob und wann er mit den beabsichtigten Verbesserungen be-
ginne und welche Leistungshöhe er für welchen Personenkreis fest-
lege. 

Zugleich beauftragte das Bundesverfassungsgericht den Ge-
setzgeber, für eine angemessene Anerkennung der Pflichtarbeit von 
Strafgefangenen zu sorgen, da die bisherige Entlohnung mit durch-
schnittlich 1,50 DM Stundenlohn (5 % des Durchschnittsverdienstes 
aller abhängig Beschäftigten) unangemessen und verfassungswid-
rig sei. Am 27.12. 2000 schließlich beschloss der Bundestag mit Zu-
stimmung des Bundesrates, den Vorgaben des Bundesverfassungs-
gerichts vor allem durch zwei Änderungen Rechnung zu tragen: a) 
Anhebung der Entlohnung von 5 % auf 9 % des Durchschnittsver-
dienstes und b) ein Tag Freistellung von der Arbeit für zwei Mona-
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te zusammenhängender Arbeit; solche Tage können als Urlaub ge-
nommen, aber auch auf die Haftzeit angerechnet werden. 

Die Höhe des Arbeitsentgelts (§ 43 StVollzG) richtet sich nach 
der Art der Arbeit und der Leistung. Gewährt werden fünf Vergü-
tungsstufen:

Arbeitsentgelt 2007

Vergütungsstufen	 Tagessätze	 Stundensätze

I  	  7,94 €		  0,99 €

II 	  9,32 €	 	 1,17 €

III 	 10,59 €		  1,32 €

IV 	 11,86 €		  1,48 €

V 	 13,23 €		  1,65 €	

Die Erhöhung auf 9 % des Durchschnittlohns haben viele Fachleu-
te und Gefangene als unzureichend kritisiert – schließlich war der 
Gesetzentwurf des Bundesjustizministeriums von einer Erhöhung 
auf immerhin 15 % ausgegangen. Die Hauptkritik richtet sich je-
doch gegen die nicht erfolgte Einbeziehung der Gefangenen in 
die Renten- und Krankenversicherung, zum Teil auch gegen die 
geringere Qualität der im Justizvollzug erbrachten medizinischen 
Versorgungsleistungen. Da für Gefangene, die in einem Beschäf-
tigungsverhältnis stehen, keine Beiträge zur Kranken- und Renten-
versicherung entrichtet werden, verringern sich auch ihre Renten-
ansprüche. 

Weitere Regelungen zum Thema Geld

Ausbildungsbeihilfe (§ 44 StVollzG)
Wenn Gefangene an beruflichen oder schulischen Bildungsmaßnah-
men teilnehmen, erhalten sie Ausbildungsbeihilfe. 

Taschengeld (§ 46 StVollzG)
Wer ohne Verschulden weder Arbeitsentgelt noch Ausbildungsbei-
hilfe erhält (z. B. wegen Auftragsmangels, Krankheit, Alter oder Ge-
brechlichkeit), kann einen Antrag auf Taschengeld stellen. Das Ta-
schengeld beträgt in der Regel etwa 30 €, wird nur bei Bedürftigkeit 
gewährt und muss für jeden Monat neu beantragt werden. Nach 
Absatz 3 der Verwaltungsvorschriften zu § 46 StVollzG ist bedürftig, 
wer im laufenden Monat aus Hausgeld und Eigengeld (siehe unten) 
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keinen Betrag bis zur Höhe des Taschengeldes zusammenbekommt. 
Nicht verbrauchtes Taschengeld wird bei der Neubewilligung im 
nächsten Monat nicht angerechnet (BGH NStZ 1997, 205) und kann 
daher auch angespart werden. 

Hausgeld (§ 47 StVollzG)
Das Arbeitsentgelt (§ 43 StVollzG) wird zu drei Siebtel als „Haus-
geld“ gutgeschrieben, das den Gefangenen zur freien Verfügung 
steht (z. B. für den Einkauf von Genussmitteln oder für andere Zwe-
cke). Das Hausgeld ist unpfändbar und kann daher auch nicht für 
Unterhaltsforderungen in Anspruch genommen werden. Ausnah-
men gibt es bei Ansprüchen wegen „vorsätzlicher oder grob fahrläs-
siger Selbstverletzung oder Verletzung eines anderen Gefangenen“ 
(§ 93 StVollzG) sowie bei den Kosten eines Gerichtsverfahrens, das 
gegen eine Maßnahme des Strafvollzugs beantragt wurde (§§ 109  ff. 
StVollzG). 

Überbrückungsgeld (§ 51 StVollzG)
Die verbleibenden vier Siebtel des Arbeitsentgelts werden bis zur 
vollen Ansparung dem „Überbrückungsgeldkonto“ gutgeschrieben. 
Das Überbrückungsgeld dient zur Sicherung des notwendigen Le-
bensunterhalts in den ersten vier Wochen nach der Entlassung aus 
der Haft und soll das Doppelte des Sozialhilfesatzes nach § 22 Bun-
dessozialhilfegesetz (BSHG) für Gefangene und Unterhaltsberech-
tigte nicht unterschreiten. Es darf während der Haftzeit und in den 
ersten vier Wochen nach der Entlassung nicht gepfändet werden 
(Ausnahme: Unterhaltsansprüche nach der Entlassung) und ist auf 
die nach der Entlassung gezahlte Sozialhilfe anzurechnen.

Die volle Höhe des Überbrückungsgeldes muss erst am Entlas-
sungstag erreicht sein. Bei langen Haftzeiten können Raten festge-
setzt werden, durch die dieses Geld bis zum voraussichtlichen Ent-
lassungszeitpunkt angespart wird.

Eigengeld (§ 52 StVollzG)
Wenn das Überbrückungsgeld voll angespart ist, werden weite-
re Bezüge des Häftlings als „freies Eigengeld“ gutgeschrieben. Mit 
dem Eigengeld können und sollen die Häftlinge in erster Linie Gläu-
biger befriedigen. Ob und inwieweit das Eigengeld dem Pfändungs-
schutz unterliegt, ist strittig – die Gerichte entscheiden hier höchst 
unterschiedlich, sogar innerhalb der einzelnen Bundesländer. Drei 
grundsätzliche Positionen seien genannt: Das OLG Hamburg sieht 
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den Pfändungsschutz gegeben4, das OLG Karlsruhe bestreitet ihn5, 
und das OLG Schleswig Holstein stellt ihn in das Ermessen der Haft-
anstalt6; Näheres hierzu ist auf der Homepage des Strafvollzugsar-
chivs unter www-user.uni-bremen.de/~sva/ zu finden.

Je nach den Gepflogenheiten ihrer Haftanstalt können Gefan-
gene auf Antrag mit dem Eigengeld auch Gegenstände des tägli-
chen Bedarfs kaufen (z. B. Kleidung, Kosmetika, Bücher) oder Ge-
bühren für Fernlehrgänge bezahlen. Tabak, Kaffee, Tee und sonstige 
Genuss- und Nahrungsmittel können dagegen nur mit dem „Haus-
geld“ (siehe oben) gekauft werden.

Geldeinzahlungen Dritter
Für Häftlinge kann man Geld überweisen, möglichst zweckgebun-
den mit entsprechendem Vermerk auf dem Überweisungsträger. 
Dieses Geld kann z. B. für den Einkauf in der Haftanstalt oder für 
den Kauf bestimmter Gegenstände (z. B. Fernseher) genutzt wer-
den. Strittig ist, ob das eingezahlte Geld zur Ansparung des Über-
brückungsgeldes herangezogen werden darf. Dies sollte nicht der 
Fall sein, wenn die Überweisung zweckgebunden ist und der Ein-
gliederung des Gefangenen dient.7 Zweckgebundene Einzahlungen 
Dritter auf das Eigengeldkonto des Gefangenen unterliegen dem 
Pfändungsverbot (OLG Frankfurt, Beschluss vom 20.07. 2007).

Beihilfe der Deutschen AIDS-Stiftung und  
Kostenbeteiligung

Die Beihilfe der Deutschen AIDS-Stiftung (DAS) für HIV-positive Ge-
fangene wurde zum 31.12.2007 abgeschafft. Vorher konnte man 
Anträge auf Ernährungsbeihilfe stellen, woraufhin die DAS einen Er-
nährungszuschuss von monatlich 30 € gewährte. Diese Möglichkeit 
haben viele Gefangene genutzt; im Jahr 2003 waren es 833 (19,9 % 
aller Antragstellenden). Nach Veränderung der Bewilligungsrichtli-
nien der DAS reduzierte sich die Zahl der inhaftierten Antragsteller 
im Jahr 2006 auf 627 Personen.8

Da HIV-positive Gefangene häufig ohne Arbeit sind, müssen sie 
die alltäglich anfallenden Ausgaben mit ihren 30 € Taschengeld be-

4		 31.8. 1994, 3 Vollz (Ws) 17/94; vgl. ZfStrVo 6/95, 370
5		 18.1. 1994, 6 W 92/93; vgl. ZfStrVo 2/95, 114
6		 19.5. 1994, 16 W 20/94; vgl. ZfStrVo 5/94, 309
7		 Siehe hierzu auch die Broschüre „Positiv in Haft. Ein Ratgeber für Menschen mit HIV/AIDS“ 
der Deutschen AIDS-Hilfe e.V.
8		 Jahresberichte der DAS 2003 und 2006
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streiten. Hinzu kommt, dass die Referentenentwürfe der Länder-
strafvollzugsgesetze eine Beteiligung der Gefangenen an folgen-
den Kosten vorsehen:

�Unterbringung und Verpflegung (bei einem „freien Beschäfti-•	
gungsverhältnis“ außerhalb der Haftanstalt)
Lockerungen•	
medizinische Versorgung•	
Stromkosten•	
Reinigung der eigenen Kleidung•	
�Aufbewahrung und Vernichtung/Entsorgung eingebrachter Sa-•	
chen
Schriftwechsel, Telefonieren, Pakete.•	
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Sonderregelungen für 
HIV-positive Gefangene?

Kai Bammann

Das Strafvollzugsgesetz (StVollzG) des Bundes gilt ohne Unterschied 
für alle Gefangenen, unabhängig von besonderen persönlichen Merk-
malen (z. B. Alter, Geschlecht, Krankheit, Behinderung, Herkunft), 
und das wird auch bei den Strafvollzugsgesetzen der Bundesländer 
der Fall sein. Sonderregelungen – so etwa für Kranke, insbesonde-
re HIV-positive oder an Aids erkrankte Insass(inn)en – gibt es nicht 
und wird es auch künftig nicht geben, da dies gegen bestehende Dis-
kriminierungsverbote verstieße. Ausnahmen sind nur bei ausdrück-
licher gesetzlicher Regelung möglich, wie dies das StVollzG z. B. für 
(schwangere) Frauen und Mütter im Frauenstrafvollzug oder für Ju-
gendliche/Heranwachsende im Jugendarrest vorsieht. Einige Landes-
gesetze planen außerdem Ausnahmeregelungen für bestimmte Ge-
fangenengruppen wie etwa Drogenabhängige oder Sexualstraftäter. 

Trotzdem kommt es in der Praxis immer wieder zu Ungleichbe-
handlungen, bzw. die Gefangenen nehmen bestimmte Vorgehens-
weisen als solche wahr. Tatsächlich hängt im Strafvollzugsrecht sehr 
viel von Einzelfallentscheidungen ab: Maßnahmen wie Vollzugslo-
ckerungen, der Besitz bestimmter Gegenstände, Besuchsregelungen 
und Freizeitaktivitäten werden grundsätzlich für jeden Gefangenen 
individuell genehmigt – oder gegebenenfalls versagt (siehe Bam-
mann „Kontakte nach draußen“, S. 98 in diesem Band). Hier gilt 
der Grundsatz, dass verschieden gelagerte Fälle auch unterschied-
lich behandelt werden müssen. So spielt z. B. bei Vollzugslockerun-
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gen (neben anderen Aspekten) nicht nur die Strafdauer, sondern 
auch das individuelle Verhalten in Haft eine Rolle – beides muss die 
Justizvollzugsverwaltung berücksichtigen, was zu unterschiedlichen 
Entscheidungen führen kann. Lässt sich eine Ungleichbehandlung 
sachlich begründen, ist sie bei unterschiedlichen Voraussetzungen 
nicht nur zulässig, sondern sogar geboten. 

Einer unterschiedlichen Behandlung sind allerdings enge Grenzen 
gesetzt. So darf es keine willkürliche Schlechter- oder Besserstellung 
einzelner Gefangener geben, die jeweils getroffenen Maßnahmen 
sind nachvollziehbar zu begründen. Dabei ist eine Andersbehand-
lung nicht automatisch mit einer Schlechterstellung gleichzusetzen. 
Oft führt auch Unwissenheit seitens der Mitgefangenen oder falsch 
verstandene Fürsorge seitens der Anstalt zu Situationen, die von den 
Betroffenen als diskriminierend empfunden werden.

Besonders in den ersten 15 Jahren der „Aids-Ära“ (Anfang der 
1980er bis Mitte der 1990er) herrschten im Justizvollzug zahlreiche 
Ängste und Vorbehalte gegenüber HIV-positiven und an Aids erkrank-
ten Gefangenen, was häufig dazu führte, dass man sie von Sport- und 
Freizeitangeboten wie auch von Arbeitseinsätzen ausschloss. Zwi-
schenzeitlich gab es eine Phase, in der sich der Vollzug – nicht zu-
letzt infolge zunehmender Aufklärung – bemühte, Gefangenen mit 
HIV/Aids die Teilnahme an allen Aktivitäten zu ermöglichen. Seit An-
fang 2005 ist es jedoch wiederholt zu Vorfällen gekommen, die ei-
nen Rückfall in frühere Zeiten befürchten lassen. So hat man z. B. 
versucht, infizierte Gefangene von der Benutzung der gemeinschaft-
lichen Fitnessgeräte auszuschließen, mit der Begründung, es könne 
dabei zu Verletzungen mit Infektionsrisiko kommen – ein Argument, 
das rechtlicher Überprüfung jedoch nicht standhalten konnte, weil es 
vor allem auch medizinisch nicht begründbar ist. Aber auch in ande-
ren Bereichen werden immer wieder Unterschiede gemacht, obwohl 
dies weder notwendig ist, noch eine rechtliche Grundlage hat. Auf ei-
nige dieser Bereiche soll im Folgenden kurz eingegangen werden.

Mögliche Bereiche der 
Ungleichbehandlung
Unterbringung

Das Strafvollzugsgesetz sieht die Unterbringung in Einzelzellen als 
Regelfall vor. Ausnahmen sind nur bei älteren Anstalten zugelas-
sen, in denen dies aus baulichen Gründen nicht möglich ist. Tatsäch-
lich werden jedoch viele Inhaftierte in Zwei- und Mehrbettzellen un-
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tergebracht, da fast alle Gefängnisse mehr Insassen als Einzelzellen 
bzw. Haftplätze haben. Die Überbelegung stellt eines der größten 
Probleme im Strafvollzug dar. Es überrascht daher kaum, dass eini-
ge Bundesländer in ihren Landesgesetzen auch die Unterbringung in 
Mehrbettzellen vorsehen wollen, womit die Diskussion, ob HIV-posi-
tive Gefangene – unabhängig von der räumlichen Situation – grund-
sätzlich in Einzelzellen untergebracht werden sollten, erneut eröff-
net wird. Dabei spielen bis heute Vorurteile eine Rolle, wie etwa, die 
Hauptansteckungsgefahr gehe von der gemeinschaftlichen Unter-
bringung aus: Sie ermögliche ungestörten Sex nach dem Nachtein-
schluss, leiste dem Drogenkonsum mit gemeinsam benutzen Spritzen 
Vorschub oder erleichtere Gewalttätigkeiten gegen Mitgefangene. 
Mit der Unterbringung in Einzelzellen, so die landläufige Meinung, 
lasse sich dies verhindern oder wenigstens einschränken.

Eine Einzelunterbringung kann allerdings auch Vorteile haben 
oder erwünscht sein, etwa dann, wenn jemand ruhebedürftig oder 
in schlechter gesundheitlicher Verfassung ist. In modernen Haftan-
stalten sind einzeln untergebrachte Gefangene auch nicht ständig, 
sondern nur in der Nacht isoliert. Arbeit, Essen und Freizeitaktivitä-
ten erfolgen wie üblich in Gemeinschaft, und auch vom Anstaltsle-
ben sind sie nicht ausgeschlossen.

In einigen Bundesländern wird die gemeinsame Unterbringung 
von HIV-Positiven mit anderen Gefangenen von deren Zustimmung 
abhängig gemacht. Das jedoch ist problematisch, weil die Anstalt 
dann auch die HIV-Infektion der betreffenden Person bekannt ge-
ben muss.

Datenschutz
Aus datenschutzrechtlichen Gründen bzw. zum Schutz des allge-
meinen Persönlichkeitsrechts darf die Information, dass ein Gefan-
gener HIV-positiv ist, nicht allgemein, sondern nur einem eng be-
grenzten Personenkreis zugänglich sein. 

In einigen Haftanstalten versah man früher die Namensschil-
der an den Zellen mit einem für alle erkennbaren Zeichen, aus dem 
hervorging, dass der/die Betreffende HIV-positiv ist. Dies ist genau-
so unzulässig wie Vermerke in den Akten, die einem größeren Per-
sonenkreis zugänglich sind. Dennoch finden sich z. B. in Handakten 
immer wieder Vermerke wie „Kontakt mit Körperflüssigkeiten ver-
meiden“, die eindeutig auf ein vorhandenes Infektionsrisiko hin-
weisen. Ob alle Bediensteten über die HIV-Infektion eines/einer Ge-
fangenen informiert werden müssen (bzw. dürfen), ist umstritten. 
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Sachliche Gründe, z. B. eine besondere Gefährdung, gibt es nicht, 
und bei verletzten Gefangenen sind die Beamten ohnehin gehal-
ten, jeden Kontakt mit Blut zu vermeiden. Im gewöhnlichen Voll-
zugsalltag ist eine Ansteckung daher ausgeschlossen.

In Nordrhein-Westfalen müssen Gefangene, die am „Umschluss“1 
teilnehmen wollen, einen Vordruck unterzeichnen, in dem sie sich 
einverstanden erklären, dass der andere Gefangene durch die An-
stalt über eine vorliegende übertragbare Krankheit (also auch eine 
HIV-Infektion) informiert wird. Dieses Vorgehen ist fragwürdig und 
bislang – soweit bekannt – noch nicht gerichtlich auf seine Rechtmä-
ßigkeit überprüft worden. In solch einer Auskunftspflicht liegt ein 
erheblicher – und folgenreicher – Eingriff in die Persönlichkeitsrech-
te: HIV-positive Gefangene „outen“ sich durch eine Einwilligung in 
die Auskunftserteilung automatisch und riskieren damit Benachtei-
ligungen. Aber auch, wenn sie nicht darin einwilligen, kann dies Fol-
gen haben: Durch die Tatsache, dass sie nicht am Umschluss teilneh-
men dürfen, wird ihre HIV-Infektion auf indirektem Weg bekannt. 
Eine solche generelle Auskunftserteilung ist keinesfalls angemes-
sen. Vielmehr müsste im Einzelfall geprüft werden, ob von einem 
Gefangenen ein besonderes Risiko ausgeht, was die Bekanntgabe 
seiner HIV-Infektion (oder einer anderen übertragbaren Krankheit 
wie z. B. Hepatitis B und C) unter Umständen rechtfertigten würde. 

Eine generelle Offenlegung des Gesundheitszustandes von Ge-
fangenen lässt sich freilich mit der Fürsorgepflicht der Haftanstalt 
gegenüber den Mithäftlingen und Bediensteten begründen. Aller-
dings gibt die Anstalt damit auch ihre Verantwortung für diese Per-
sonen aus der Hand – und schützt sich zugleich vor eventuell dro-
henden Schadensersatzforderungen im Falle einer Infizierung. Ihrer 
Fürsorgepflicht können Haftanstalten in jedem Fall besser genügen, 
wenn sie für eine sachliche Aufklärung über die Infektionswege und 
die Schutzmöglichkeiten sowie die Vergabe von Präventionsmitteln 
– Kondome sowie saubere Spritzen oder wenigstens Desinfektions-
mittel – Sorge tragen.

Arbeitseinsatz
HIV-positive Gefangene werden auch beim Arbeitseinsatz nicht im-
mer wie ihre Mithäftlinge behandelt. Häufig schließt man sie von 
Tätigkeiten im Rahmen der Zubereitung oder Verarbeitung von 

1		 Umschluss bezeichnet eine Freizeitmaßnahme in Haft, bei welcher ein Häftling gemeinsam 
mit einem anderen Häftling in die Zelle geschlossen wird.
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Lebensmitteln aus – obwohl es dafür keine medizinischen Gründe 
gibt. Oftmals wird auch eine Beschäftigung von HIV-Positiven in Be-
reichen mit erhöhter Verletzungsgefahr abgelehnt, so etwa in der 
Schreinerei oder Schlosserei, wo es schnell drehende Maschinen 
oder scharfe Werkzeuge und Materialien gibt; das Gleiche gilt für 
die Arbeit als Friseur/in und die Tätigkeit auf der Krankenstation. 
Zwar weiß man bisher von keinem einzigen Fall, bei dem jemand 
auf den genannten Wegen infiziert worden wäre, doch mit solchen 
Ausschlüssen wollen die Anstaltsleitungen unbegründeten Infekti-
onsängsten und Panik vorbeugen. Sinnvoller wären aber auch hier 
umfassende Aufklärung und Information vor allem der Gefange-
nen, woran es nach wie vor mangelt. 

Nahrungsmittel
Unter bestimmten Voraussetzungen haben Gefangene Anspruch 
auf spezielle oder zusätzliche Nahrungsmittel. Paragraf 21 Satz 3 
des Strafvollzugsgesetzes sieht dies ausdrücklich für Gefangene vor, 
die sich den Ernährungsvorschriften ihrer Religion verpflichtet füh-
len, und auch die Strafvollzugsgesetze der Länder werden dies so 
regeln. Man kann aber auch aus gesundheitlichen Gründen auf eine 
andere als die übliche Gefängniskost angewiesen sein. Dies muss 
der/die betreffende Gefangene jedoch beantragen und in der Regel 
ärztlich (§ 21 Satz 1 StVollzG) angeordnet werden.

Manche Anstalten regeln durch Verfügungen, welche Gefan-
genen zusätzliche/andere Nahrungsmittel erhalten können (z. B. 
Schwangere, Zuckerkranke, HIV-Positive). Diese werden jedoch 
nicht automatisch zugeteilt, sondern auch hier muss der/die Gefan-
gene einen entsprechenden Antrag stellen, der in der Regel jedoch 
problemlos bewilligt wird.

Gerichtliche Prüfung von 
Ungleichbehandlung

Wann immer HIV-positive Gefangene ungleich behandelt und da-
durch benachteiligt werden, können sie die entsprechenden Maß-
nahmen der Haftanstalt gerichtlich überprüfen lassen und so für 
Abhilfe sorgen. Über die Erfolgsaussichten einer Klage lassen sich 
jedoch keine pauschalen Aussagen treffen. Allgemein gilt, dass Ge-
richte heute bei drohender oder faktischer Diskriminierung zuneh-
mend aufmerksamer werden – auch wenn es um Beschwerden von 
Gefangenen geht.
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Moabit – Tegel:  
von der U-Haft zur 
Strafhaft

Andreas Werner

Wer in der Untersuchungshaftanstalt Moabit einsitzt, macht sich 
zwangsläufig Gedanken über den weiteren Haftverlauf. Auch wer 
alle Rechtsmittel ausschöpft, muss früher oder später mit seiner Ver-
legung in die JVA Tegel rechnen. Wer noch nie in Tegel einsaß, ins-
besondere die Erstverbüßer, versuchen beizeiten Informationen zu 
erlangen, was sie dort erwartet. Aber auch ungefragt bekommt 
man von hafterfahrenen Mitinsassen Eindrücke und Legenden von 
Deutschlands größtem Gefängnis vermittelt – einem Gefängnis, in 
dem durchschnittlich 1.750 Männer eingesperrt sind.

Im Untersuchungsgefängnis Moabit befinden sich Menschen, 
deren Straftaten noch untersucht werden, bei denen die Staatsan-
waltschaft noch ermittelt, die noch auf ihren Gerichtstermin und so-
mit auf ihre Verurteilung warten. Man findet dort viele Inhaftier-
te, die das erste Mal zwischen die Mühlräder der Justiz geraten sind 
und sich nicht nur haftbeeindruckt zeigen, sondern es ohne Frage 
auch sind. Zirka 5.000 Männer werden jährlich durch die JVA Moa-
bit geschleust, und das bei einer Belegungsfähigkeit von rund 1.100 
Haftplätzen im Jahr 2006 und permanenter Überbelegung. 

Die meisten Menschen, die sich das erste Mal in Untersuchungs-
haft wiederfinden, machen in Moabit vermutlich ihre schlimmsten 
Lebenserfahrungen. Das beginnt mit der menschenunwürdigen Un-
terbringung in sehr kleinen Hafträumen mit kleinen Fenstern un-
ter der Decke, durch die man nur hinausschauen kann, wenn man 
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sich auf Zehenspitzen auf seinen Holzstuhl stellt, umgeben von ni-
kotinvergilbten Wänden, die bespuckt, vielschichtig bekritzelt und 
mit obszönen Schmierereien versehen sind. In einer Ecke der Zel-
le ein Klo, dessen hygienischer Zustand unbeschreiblich ist, dane-
ben ein kleines Handwaschbecken in vergleichbarem Zustand, an-
geschraubt an einer versifften Putzwand, mit den Spülspuren aller 
vorherigen Bewohner. Die Zellen sind mit einem rauen Betonfuß-
boden und alten Kerkertüren ausgestattet, dazu ein Holzbett, ein 
Stuhl, ein kleiner Tisch, ein maroder Holzschrank, genauso bekrit-
zelt und beschmiert wie alles andere in der Zelle, an der Wand noch 
eine Lampe mit 40-Watt-Glühbirne, abgeschirmt mit einem Stahl-
blech. 

Nach 20 Uhr und auch die ganze Nacht hindurch hört man Ge-
fangene, die lauthals aus dem Fenster schreien, um sich mit ande-
ren Häftlingen aus benachbarten Gefängnistrakten zu unterhalten. 
Manche schreien einfach, weil sie sich beschissen fühlen. 23 Stunden 
unter Verschluss, eine Stunde am Tag auf dem Hof im Kreis gehen, 
dann wieder 23 Stunden unter Verschluss. Tag für Tag die gleiche Ein-
tönigkeit, angesehen und behandelt als Abschaum der Gesellschaft. 
Ein- bis zweimal Duschen in der Woche, flurweise, in Gruppen, zeit-
lich derart eingeschränkt, dass man sich beeilen muss, um die letzten 
Shampooreste aus den Haaren gewaschen zu bekommen. 

Drinnen in der Haft: Briefkontrolle, Haftraumkontrollen, Be-
suchsbeschränkung (parallel dazu draußen: Verlust des Arbeitsplat-
zes, Trennung, Scheidung, Zwangsvollstreckung) – Entmündigung 
und Erniedrigung ohne Ende, bis sich auch der Hartgesottenste be-
schissen fühlt. Das alles ist derart demoralisierend, unbeschreiblich 
schrecklich, dass es einem Außenstehenden nicht wirklich zu vermit-
teln ist.

Dann sind da jeden Monat noch die Suizide in Moabit. Die, die 
am nächsten Tag in den Zeitungen nachzulesen sind, und die unzäh-
ligen Suizidversuche, über die es nur schaurige Gerüchte gibt. Und 
nach jedem geglückten Suizid kommt ein alteingesessener, hafter-
fahrener Mithäftling und sagt: „Wieder einer, der es geschafft hat. 
Einer, der es hinter sich gebracht hat – einer, der sich Tegel nicht an-
tun muss!“

Dann schaut man erschrocken und fragt sich: Was erwartet 
mich bloß in Tegel? Und der Alteingesessene fängt an zu erzählen: 
„Wart erst mal ab, bis sie dich nach Tegel gebracht haben, da ist al-
les noch viel schlimmer. Da ist richtiger Männerknast. Hier in Moa-
bit, da passen die Bullen noch auf dich auf, damit dir beim Duschen 
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nichts passiert und du zu deinem Gerichtstermin nicht mit einge-
schlagener Fresse geführt werden musst. In Tegel interessiert sich 
kein Mensch mehr dafür, wie du da über die Runden kommst, und 
als Neuling stehst du in der Hierarchie ganz unten. Kleinkriminel-
le, Dealer und Betrüger haben schon mal gar nichts zu sagen. Jun-
kies betrügen sich untereinander derart, dass sie in einem separa-
ten Haus eingesperrt sind, speziell für ‚Drogisten’. Die Sittenfiffies 
– also die Sexualstraftäter – stehen in der Hierarchie noch weiter un-
ten und beziehen von allen nur Prügel. Die anderen beziehen auch 
Prügel, nämlich von den Mördern und Totschlägern, die aufgrund 
ihrer langen Haftstrafen – und weil sie das Gefühl haben, sowieso 
nie wieder rauszukommen – auf nichts und niemanden mehr Rück-
sicht nehmen müssen. Wobei das schlechte Essen in Tegel noch das 
geringste Übel ist.“

Was erwartet einen wirklich  
in Tegel? 

Wir Redakteure der Gefangenenzeitschrift „der lichtblick“ – der ver-
mutlich letzten unzensierten Gefangenenzeitschrift Deutschlands – 
sitzen in Deutschlands größtem Gefängnis für Männer ein. Auch uns 
hat man zuvor in Moabit mit Schauermärchen verunsichert. Auch 
heute noch werden Inhaftierte aus Moabit hierher gebracht, die 
mit weichen Knien und blassem Gesicht aus dem Zubringerbus aus-
steigen, völlig verängstigt und nicht wissend, was sie hier erwarten 
wird.

Die Wirklichkeit sieht etwas  
anders aus

Wer nach Tegel muss, wird in der Regel mit dem justizeigenen Zu-
bringerbus hierher gebracht. Auf dem Weg nach Tegel werden noch 
andere Haftanstalten angefahren und weitere Gefangene einge-
sammelt. Man wird durchs große Haupttor hereingefahren, von 
dem man aber aus dem fensterlosen Bus nichts sieht. Der Bus hält 
gleich hinter dem Haupttor in der Schleuse. Alle Gefangenen dür-
fen aussteigen und werden erst einmal in einen Warteraum ge-
führt. In der Schleuse und im Warteraum sieht es nicht viel anders 
aus als in Moabit. Altes Backsteingemäuer, alles ist dunkel und düs-
ter, im Warteraum sind die Wände und Bänke beschmiert, für Moa-
biter ein gewohnter Anblick. Nach kurzer Wartezeit wird man dann 
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als „Neuzugang“ von einem Beamten abgeholt. Vom Warteraum 
geht es über den Vorplatz zur Hauskammer I/II, welche für das Zu-
gangshaus I zuständig ist. 

Ab diesem Zeitpunkt läuft für den neu eingelieferten Häftling 
alles viel lockerer und entspannter ab, als er es von Moabit gewohnt 
ist. Das gilt auch für diejenigen, die hier keinen kennen, die hier 
noch keine Freunde haben, und auch für diejenigen, die das erste 
Mal überhaupt im Gefängnis sind. Hier in Tegel herrscht ein ande-
rer Ton. Schon die ersten Beamten, denen man begegnet, meist die 
von der Hauskammer, wo der Neuzugang sein Bettzeug, Geschirr 
und die Matratze ausgehändigt bekommt, sind recht umgänglich. 
Wenn der Neuzugang dann im Zugangshaus  I angekommen ist, 
wird er Hafträume vorfinden, die zwar weitaus kleiner sind als in 
Moabit – sofern er eine Einzelzelle zugewiesen bekommt und nicht 
das Pech hat, in einen zur 6-Mann-Zelle umgebauten Gruppenraum 
gepfercht zu werden. Aber mit der späteren Verlegung in andere 
Häuser nimmt in der Regel auch die Größe der Hafträume zu. Dafür 
wird der Neuankömmling in seiner ersten Nacht in Tegel zum ersten 
Mal seit Monaten durchschlafen können, denn hier wird nachts ge-
schlafen und nicht aus den Fenstern gebrüllt. Auch sind die Etagen 
im Zugangshaus in sich abgeschlossen, haben Zwischendecken und 
sind somit weitaus ruhiger, als man es bis dahin gewohnt war. Wäh-
rend man in Moabit nur die verpestete Stadtluft, den Mief der en-
gen Gefängnismauern und den Geruch verbrannter Kohle aus den 
ofenbeheizten Wohnungen der Umgebung kennt, riecht es in Te-
gel, durch den angrenzenden Tegeler Forst, nach frischer Waldluft. 
Wer hier gelandet ist, hat das Schlimmste hinter sich gebracht, und 
man hat schnell das Gefühl, dass man hier seit langem wieder auf-
atmen kann. 

Was jetzt vor einem liegt, sind die Haftjahre. In den meisten 
Fällen wird der Häftling bis dahin seine Ehe, seinen Arbeitsplatz, das 
letzte Guthaben, die letzte Habe und die letzte Hoffnung auf ein 
mildes Urteil verloren haben. Für längere, meist absehbare Zeit wird 
nun das Gefängnis der Lebensmittelpunkt sein.

Völlig gleich, wo man in Tegel hinschaut, die gesamte Anla-
ge ist sauber und gepflegt, die Mithäftlinge und die Beamten sind 
weitaus entspannter und umgänglicher, als man es erwartet hätte. 
Natürlich gibt es auch hier Mauern und Stacheldraht, und trotz vie-
ler schöner Worte bleibt es ein Gefängnis. Aber hier in Tegel sieht 
man wieder Licht, hier scheint die Sonne zwischen den Mauern he-
rein. Die meisten Bediensteten gehen mit den Bewohnern von Te-
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gel wie mit „Bewohnern“ um und nicht wie mit dem Abschaum der 
Gesellschaft. Hier haben die Inhaftierten wieder eine Chance, ihre 
Menschenwürde zurückzuerhalten. Hier kann man die eigene To-
leranzschwelle wieder auf ein erträgliches Maß bringen. Dazu zäh-
len z. B. auch die weitaus besseren Möglichkeiten, sich körperlich zu 
pflegen. Duschen kann man jeden Tag. Durch die Einkaufsmöglich-
keit und die Kochgelegenheiten auf den Stationen kann man sich 
besser verpflegen. 

Weiterhin positiv zu Buche schlagen: längere Aufschlusszeiten, 
längere Freistundenzeiten, begrünte und teilweise gärtnerisch an-
gelegte Freistundenhöfe und Außenanlagen, bessere Besuchsmög-
lichkeiten, größeres Arbeitsangebot, bessere Sportmöglichkeiten, 
größeres Freizeitangebot, mehr Gruppenaktivitäten. Mit einem Satz 
gesagt: Es lässt sich aushalten. Und die Erzählungen über Gewalt, 
Unterdrückung, sexuellen Missbrauch unter den Gefangenen, Ban-
denbildung, Hierarchien – alles Quatsch, nichts als Märchen, nichts 
als Angstmacherei!

Ausnahmen wird es immer geben. Vergewaltiger und Kinder-
schänder werden auch von den Tegeler Insassen nicht gern gese-
hen. Aber mit diesen Straftätern kommt man kaum in Berührung, 
weil die Anstalt diesen Personenkreis schützt und in separaten Häu-
sern unterbringt. 

Wer sich draußen nicht ordentlich bewegen konnte, ohne per-
manent anzuecken und demzufolge ständig eins auf die Schnauze 
bekam, dem wird es wohl hier drinnen nicht viel anders ergehen, 
falls er es nicht schafft, sein Verhalten allgemeinverträglich anzupas-
sen. Wenn hier drinnen ein Häftling den anderen beklaut oder be-
trügt, dann ist für den Geschädigten der „Rechtsweg“ in der Regel 
ausgeschlossen. Somit braucht sich der Verursacher einer unrecht-
mäßigen Handlung nicht zu wundern, wenn ihm recht geschieht – 
unter Ausschluss des Rechtsweges. Aber das sind Ausnahmefälle für 
Ausnahmetypen. 

Wirklich wahr an den Legenden und Geschichten über Tegel 
sind die Aussagen über das Essen. Das ist schon gewöhnungsbedürf-
tig. Die meisten Gerichte sind derart „neutral“, dass niemand durch 
Geschmack oder Gewürze überfordert wird. Hygienisch ist das Es-
sen wohl nicht zu beanstanden, auch wenn viele Inhaftierte es nicht 
mehr sehen können. Es ist meist reichlich vorhanden. Alle können 
davon satt werden, wenn sie es denn nur essen würden. In Moabit 
wird das Essen von den Hausarbeitern zugeteilt. Hier in Tegel kann 
man Einfluss auf seine Portionen nehmen, meist auch Nachschlag 
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bekommen und in manchen Häusern kann man sich sein Essen mit-
unter auch ganz alleine auffüllen, beinahe wie an einem Buffet.

Auch telefonieren kann man in Tegel. Es gibt in allen Häusern 
und auf allen Fluren Telefonapparate, die jeder benutzen kann. Zum 
Telefonieren kann man sich ein Guthabenkonto bei der Telefonge-
sellschaft einrichten lassen. Nachdem man dorthin Geld überwiesen 
hat oder von draußen hat überweisen lassen, kann man monatlich 
bis zu 135 Euro vertelefonieren. Davon können Moabiter Insassen in 
der U-Haft nur träumen.

Es klingt also alles nach idealen Zuständen. Der vielbeschwore-
ne Hotelvollzug, ja, das Haftparadies scheint Alltag zu sein in Tegel, 
Deutschlands größtem Männerknast. Aber ...

Der Unterschied zwischen der Untersuchungshaftanstalt Moabit 
und der JVA Tegel ist so krass, dass wohl jeder Inhaftierte anfänglich 
so empfinden wird – andernfalls würden die Suizide in der JVA Tegel 
ins Unermessliche steigen. Aber gleichermaßen krass bleibt auch der 
Unterschied zwischen dem Gefängnis Tegel und dem Leben drau-
ßen, in Freiheit. Und das Erwachen lässt nicht lange auf sich warten 
– auch in der JVA Tegel wird der Inhaftierte schnell von der Realität 
eingeholt. Es ist und bleibt ein Gefängnis, ein Weggesperrtsein, und 
um jeden Zentimeter Würde, Selbstachtung und Eigenständigkeit 
muss der Inhaftierte kämpfen. Jede Hilfe, die der Gefangene erfährt 
– gleich ob von ehrenamtlichen Vollzugshelfern, externen Gruppen-
trainern, kirchlichen Institutionen, religiösen Gruppen oder von ge-
meinnützigen Hilfsorganisationen, die sich um die Belange von Ge-
fangenen kümmern –, wird er zu schätzen wissen. 

Wer in Tegel landet, hat zuvor schon so viel Unerträgliches er-
lebt und durchlebt – und alle Mithäftlinge, die ihm begegnen, ha-
ben Ähnliches hinter sich und noch einen mehr oder weniger langen 
Haftweg vor sich. Jeder von ihnen möchte sich den Zwangsaufent-
halt hier in Tegel so erträglich wie nur möglich gestalten, ohne 
Stress, ohne Gewalt und ohne weiteren Schaden an Körper und See-
le zu erleiden, immer mit dem Wunsch, diesen Ort schnellstmöglich 
wieder verlassen zu dürfen.
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Teil 3  
Arbeitsfelder externer 
Helfer/innen
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Beratung und Begleitung 
im Justizvollzug

Claudia Rey

Am 31. März 2007 befanden sich nach Angaben des Statistischen 
Bundesamtes insgesamt 60.619 Menschen im Strafvollzug und 
13.169 in Untersuchungshaft.1

Die Verhältnisse in den Justizvollzugsanstalten sind je nach 
Bundesland anders. Diese Unterschiede werden sich noch verstär-
ken, da durch die Föderalismusreform nunmehr die Länder für die 
Gesetzgebung im Strafvollzug zuständig sind. Für alle Bundeslän-
der ist jedoch zu erwarten, dass aufgrund beschränkter finanzieller 
Mittel weder mehr Personal noch mehr Angebote zur Resozialisie-
rung der Gefangenen zur Verfügung stehen werden. Dies hat Aus-
wirkungen auch auf die Arbeit externer Berater/innen und Beglei-
ter/innen im Justizvollzug. Diese haupt- oder ehrenamtlich in der 
Aids-, Drogen- oder Straffälligenhilfe Beschäftigen sind oft die ein-
zigen Personen außerhalb der Gefängnismauern, zu denen Gefan-
gene Kontakt haben. 

Wie wird der Kontakt zur 
Hilfseinrichtung hergestellt? 

Die Kontaktaufnahme zwischen den Inhaftierten und der Hilfsein-
richtung erfolgt je nach Haftanstalt unterschiedlich: Die Gefange-

1		 Statistisches Bundesamt, VI B/32432100 (http://www.bmj.de, Stand 21.12.2007)



145

B
e
r
a
t
u
n
g
 u
n
d
 B
e
g
l
e
i
t
u
n
g
 i
m
 J
u
s
t
i
z
v
o
l
l
z
u
g

nen können die Einrichtung telefonisch oder schriftlich um einen 
Besuch bitten oder sich per Vormelder in der Zentrale oder im Grup-
penberatungszentrum für eine Beratung anmelden. In einigen Haft-
anstalten haben die Hilfseinrichtungen eigene Briefkästen, in denen 
eine Nachricht oder der Vormelder hinterlegt werden kann. Manche 
Einrichtungen haben feste Beratungstermine in den Haftanstalten, 
trotzdem kann es zu Wartezeiten kommen. Allgemein gilt, dass Ge-
fangene leider nur selten Gelegenheit haben, ihr Anliegen zeitnah 
zu besprechen. 

Was empfiehlt sich für neue 
Externe? 

Neue externe Mitarbeiter/innen im Justizvollzug stellen sich am 
besten persönlich bei den zuständigen Stellen – Anstaltsleitung, 
amtsärztlicher Dienst, Sozialdienst – vor: Das fördert die Kommu-
nikation und die Zusammenarbeit. Externe, die regelmäßig in die 
Haftanstalten kommen, haben am häufigsten mit den Beamtinnen 
und Beamten des allgemeinen Vollzugsdienstes zu tun. Ein höfli-
cher Umgang mit ihnen erleichtert den Arbeitsalltag: Dadurch las-
sen sich z. B. lange Wartezeiten verkürzen, oder man kann sich im 
Vorfeld darauf verständigen, dass Gefangene über den Lautspre-
cher lediglich „zur Beratung“ oder „zur Betreuung“ – ohne Zusätze 
wie etwa „Aidshilfe“ – gerufen werden. Der allgemeine Vollzugs-
dienst sollte auch darüber informiert werden, in welcher Funktion 
die Helfer/innen in der Justizvollzugsanstalt tätig sind. 

Anonymität und Freiwilligkeit
Dass eine Beratung oder Begleitung ohne ungebetene Zuhörer 
stattfindet, ist in Freiheit eine Selbstverständlichkeit. Im Justizvoll-
zug dagegen ist es eine Errungenschaft, dass man ohne Beisein ei-
nes Justizvollzugsbeamten miteinander sprechen darf. Dafür gibt es 
in den meisten Haftanstalten gesonderte Beratungsräume, wobei es 
sich oft um ehemalige Haftzellen handelt. Angesichts ihrer Kargheit 
ist es freilich eine Herausforderung, ein gutes Gespräch zu führen. 

Im Gefängnis ist es kaum möglich, ein Beratungs- oder Be-
gleitungsangebot unbemerkt von Mithäftlingen und Bedienste-
ten zu nutzen. Es kann daher sein, dass Gefangene aus Angst vor 
Bekanntwerden ihres Problems (z. B. eine HIV-Infektion oder Dro-
genabhängigkeit) oder vor entsprechenden Zuschreibungen erst 
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nach der Haftentlassung zu einer Beratung gehen – oder ganz da-
rauf verzichten. Einige Haftanstalten jedoch ermöglichen es exter-
nen Berater(inne)n, direkt auf den Stationen (etwa während der 
Aufschlusszeit) oder in bestimmten Bereichen des Wohngruppen-
vollzugs eine Sprechstunde abzuhalten, z. B. zu verschiedenen The-
men rund um Gesundheit in Haft. Hier ist Anonymität weitgehend 
gewahrt, denn wer dieses Angebot nutzen will, braucht sich nicht 
über die Haftanstalt anzumelden, sondern kann die Berater/innen 
direkt ansprechen.

Beim Erstkontakt und Erstgespräch ist es hilfreich, die Klient(in
n)en auf die Schweigepflicht der externen Helfer/innen hinzuweisen 
und dabei auch das Verhältnis zwischen der entsendenden Einrich-
tung und der Haftanstalt zu erklären. Dass ein freier Träger Personal 
für den Sozialdienst des Justizvollzugs bereitstellt, ist nur selten der 
Fall. In aller Regel sind die Träger von Beratungsstellen nicht mit der 
Justiz verquickt, sodass auch ihre Mitarbeiter/innen dieser nicht un-
terstellt sind. Dies zu wissen, beruhigt vor allem jene Gefangenen, 
die davor zurückscheuen, sich bei bestimmten Anliegen – z. B. im Zu-
sammenhang mit einer HIV-Infektion oder bei einem Drogenrückfall 
– an den Sozialdienst der Haftanstalt zu wenden. 

Für die Beratung und Begleitung in Haft gilt selbstverständlich 
auch das Prinzip der Freiwilligkeit. Die Vorstellung, Gefangene seien 
stets erreichbar, erweist sich spätestens dann als Irrtum, wenn die-
se nicht zum vereinbarten Termin erscheinen und sich über den Voll-
zugsbeamten entschuldigen lassen. Entweder hat sich dann das An-
liegen geklärt, oder die Tagesverfassung des/der Gefangenen lässt 
ein Erscheinen nicht zu. Und manchmal haben Häftlinge einfach 
keine Lust auf ein ernstes Gespräch. 

Haltung der externen Helfer/innen
Berater/innen und Begleiter/innen verstehen sich als Interessenver-
tretung der Gefangenen im Hinblick auf die zu ihrem Arbeitsbereich 
gehörenden Themen. Beim Einsatz für die Belange der Häftlinge 
müssen sie allerdings immer auch auf die Wahrung der Autonomie 
achten: Sie können nur einen Auftrag annehmen und Unterstüt-
zung anbieten, die Verantwortung bleibt jedoch stets bei den Rat 
und Unterstützung Suchenden.

Wichtig ist, dass die Gefangenen selbst bestimmen können, wo-
rüber gesprochen werden soll, und dass man ihre Probleme ernst 
nimmt, auch dann, wenn sie nur schwer nachzuvollziehen sind. 
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Draußen lässt sich z. B. das (zeitweise) Fehlen eines Fernsehers rela-
tiv leicht verkraften, in Haft dagegen kann dies die ohnehin schon 
empfundene Einsamkeit und Langeweile noch verstärken. 

Berater/innen und Begleiter/innen sollten mit Zusagen oder 
Versprechungen sehr vorsichtig sein und stets um Bedenkzeit bitten 
– auch bei Wünschen, deren Erfüllung nicht gegen geltendes Recht 
verstößt. Mit etwas Abstand zu der meist eindrucksvoll geschilder-
ten Notsituation fällt es in der Regel leichter, sich klar für oder ge-
gen die erbetene Hilfe zu entscheiden. 

Zur Beratung 
Die Anliegen, mit denen Inhaftierte in die Beratung kommen, ha-
ben in der Regel mit den Folgen der Haft zu tun. Meist handelt es 
sich dabei um ein ganzes Bündel verschiedener Themen, angefan-
gen von Problemen im Alltag hinter Gittern, über (sozial-)rechtliche 
Angelegenheiten bis hin zu gesundheitlichen Belangen. Die exter-
nen Berater/innen müssen daher über entsprechendes Fachwissen 
verfügen, sich im Hilfesystem auskennen und auch über aktuelle 
rechtliche Änderungen – gerade auch im Rahmen der Strafvollzugs-
gesetzgebung auf Länderebene – möglichst gut informiert sein. In 
der Beratung engagieren sich daher in der Regel Frauen und Män-
ner, die hauptamtlich in einer sozialen Einrichtung beschäftigt sind, 
z. B. Sozialarbeiter/innen oder Psycholog(inn)en. 

Was kann eine Beratung bieten?
Dem Wunsch, eine sofortige Entlassung zu erreichen, können Bera-
ter/innen in aller Regel zwar nicht entsprechen, sie können jedoch 
zur einer Verbesserung der Haftbedingungen beitragen. Regelmä-
ßige Gespräche sind eine willkommene Abwechslung im tristen 
Haftalltag und wirken der Isolation entgegen. Dieses Angebot nut-
zen auch Gefangene, die schon lange einsitzen oder bereits meh-
rere Haftaufenthalte hinter sich haben und den Vollzugsablauf in- 
und auswendig kennen, dabei aber auch das Gefühl haben, sich 
in einer Tretmühle zu befinden. Hier können Beratungsgespräche 
neue Akzente setzen oder zu neuen Sichtweisen führen. 

Für erstmals Inhaftierte ist der Alltag hinter Gittern oft schwer 
zu durchschauen. Sie kennen z. B. die bürokratischen Abläufe nicht 
(Wo stellt man welchen Antrag?), und die „Knastsprache“ ist ihnen 
noch fremd. Häufig geht es in der Beratung daher auch um das Zu-
rechtkommen in Haft. 
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Weitere mögliche Aufgaben externer Berater/innen:
�Vorbereitung auf die Haftentlassung. •	 Um gut durchdachte Ent-
scheidungen im Hinblick auf das Leben nach der Haft treffen zu 
können, brauchen Gefangene gezielte Informationen, z. B. über 
die verschiedenen Möglichkeiten einer vorzeitigen Entlassung 
(siehe Bammann, „Unterbrechung und vorzeitige Beendigung 
der Haft“, S. 115 in diesem Band) oder über Vollzugslockerungen, 
um bereits vor der Haftentlassung wichtige Dinge wie z. B. Woh-
nen und materielle Sicherung zu klären. Kommen Vollzugslocke-
rungen oder eine vorzeitige Entlassung nicht in Frage, brauchen 
Gefangene Unterstützung bei Angelegenheiten, die sie aus der 
Haftanstalt heraus regeln können. Oft ist eine bevorstehende 
Haftentlassung nicht nur Anlass zu Freude, sondern auch zu der 
Angst, in Freiheit erneut straffällig zu werden (z. B. wegen Wie-
deraufnahme des Drogenkonsums). Diese Angst kann lähmen; 
hier haben Berater/innen die Aufgabe, die Gefangenen zu stär-
ken und zu stabilisieren. 
�Unterstützung in Sachen Gesundheit und medizinische Versor­•	
gung. Wenn es um gesundheitliche Belange geht, fühlen sich 
Gefangene von der Haftanstalt oft nicht ernst genommen; das 
kann sie verunsichern („Würde man mir im Falle eines Falles denn 
überhaupt helfen?“). Und da es in Haft keine freie Arztwahl gibt, 
gelingt es oft nicht, ein auf Vertrauen basierendes Arzt-Patient-
Verhältnis aufzubauen. Das kann dazu führen, dass der Arztbe-
such gemieden und wichtige Fragen für die eigene Gesundheit 
nicht gestellt und daher auch nicht beantwortet werden. Hier gilt 
es für die Berater/innen, die Gefangenen zum Aufsuchen des an-
staltsärztlichen Dienstes zu motivieren oder zwischen Arzt und 
Patient zu vermitteln. 
�Infektionsprophylaxe zum Thema machen. •	 Wenn die Gefange-
nen keinen Zugang zu Präventionsmitteln haben, die „draußen“ 
Standard sind – vor allem Kondome, sterile Spritzen und Desin-
fektionsmittel –, und die Haftanstalt sich weigert, sie bereitzu-
stellen, sollten externe Berater/innen nicht etwa auf die Barrika-
den gehen. Stattdessen können sie versuchen, Aufgeschlossenheit 
gegenüber effektiven Präventionsmaßnahmen zu erzeugen, so 
etwa durch das Angebot regelmäßiger Beratungsgespräche oder 
durch Informationsreihen für Gefangene und Bedienstete, zu de-
nen man Ärzte oder Tätowierer/innen einlädt. 
�•	 Unterstützung in Krisensituationen. Sie erfordert ein besonders 
hohes Maß an Sensibilität. Wenn Gefangene z. B. Suizidabsich-
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ten äußern, kommen externe Berater/innen sehr leicht in Kon-
flikt: Zum Schutz dieser Personen tätig zu werden, kann nämlich 
auch bedeuten, dass sie in eine Beobachtungszelle verlegt wer-
den, die rund um die Uhr beleuchtet ist und ständig kontrolliert 
wird. Sofern möglich, sollte man den Betroffenen verdeutlichen, 
wo die Grenzen externer Berater/innen liegen, und mit ihnen be-
sprechen, welche Interventionsmöglichkeiten es gibt – das kann 
ihnen die Kraft zurückgeben, selbst zu entscheiden. Bei akuter 
Gefahr für Leib und Leben eines Häftlings ist allerdings sofortiges 
Handeln angezeigt.

 
Vernetzung und Kooperation

Der Vollzugsablauf ist für externe Berater/innen (besonders für Ein-
steiger) schwer zu durchschauen – sie verfügen schließlich nicht 
über alle relevanten Informationen. Nicht wenige von ihnen sind 
wahre „Einzelkämpfer“: In ihrer Einrichtung gibt es keine weite-
ren Kolleg(inn)en, die im Justizvollzug beraten. Daher ist es ratsam, 
sich mit anderen in Haft Engagierten zu vernetzen und regelmäßig 
zum Erfahrungsaustausch zu treffen. Einen geeigneten Rahmen da-
für bieten Arbeitskreise, zu denen bei Bedarf oder regelmäßig auch 
Mitarbeiter/innen des Justizvollzugs eingeladen werden können. 

Außerdem ist es hilfreich, wenn sich die Träger entsendender 
Einrichtungen an den Schulungen für Mitarbeiter/innen des Sozi-
aldienstes oder des allgemeinen Vollzugsdienstes der Haftanstal-
ten beteiligen. Sie können dort ihr Beratungsangebot vorstellen 
und ihre Sichtweise zu Themen wie HIV/Aids, Drogengebrauch oder 
Sucht darlegen. Durch diese Kooperation erhalten die Vollzugsmit-
arbeiter/innen Informationen, die sie an die Gefangenen weiterge-
ben können, und zugleich die Möglichkeit, eigene Einstellungen 
und Haltungen sowie das eigene Handeln zu reflektieren. 

Zur Begleitung
Begleitung (auch „Betreuung“ genannt) als Teilgebiet sozialer Ar-
beit bedeutet in erster Linie emotionale Unterstützung im Alltag, 
hier: von Menschen in Haft. Bei den Begleiter(inne)n handelt es 
sich zumeist um ehrenamtliche Mitarbeiter/innen einer Einrichtung, 
z. B. der Aidshilfe, die allen möglichen Berufsgruppen angehören 
und sehr unterschiedliche Motive für ihr Ehrenamt haben. Die ent-
sendenden Einrichtungen sind daher gefordert, diese Mitarbeiter/
innen durch Schulungen auf ihre Aufgaben vorzubereiten und sie 
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auch während ihres Engagements fortzubilden – dies im Interesse 
und zum Schutz sowohl der Betreuer/innen als auch der Betreuten. 
Die Aidshilfen beispielsweise schulen ihre Ehrenamtlichen selbst; 
vermittelt werden dabei allgemeine Kompetenzen (z. B. Erkennen 
der eigenen Stärken und Grenzen, Auseinandersetzung mit schwie-
rigen Lebenslagen wie Krankheit, Einsamkeit oder Armut) wie auch 
speziell für die Haftarbeit erforderliche Kenntnisse und Fähigkeiten. 
Wichtig dabei ist insbesondere die Klärung der eigenen Motivati-
on für ein Engagement im Strafvollzug und die Auseinandersetzung 
mit Delinquenz, Strafe und Gerechtigkeit, Themen also, die in der 
Begleitung von Gefangenen immer wieder zum Tragen kommen.

Zu Beginn der Arbeit im Justizvollzug werden Vereinbarun-
gen zur Einhaltung der für externe Vollzugshelfer/innen geltenden 
Richtlinien getroffen (z. B. das Verbot, Gegenstände in die Haftan-
stalt einzubringen – siehe unten). Die Begleiter/innen müssen au-
ßerdem wissen, an wen sie sich in ihrer Einrichtung wenden kön-
nen, um bei Fragen und Problemen die nötige Unterstützung zu 
finden. Die Einrichtung sollte daher festlegen, welche Hauptamt-
lichen als Ansprechpartner fungieren. Sinnvoll ist in jedem Fall die 
Teilnahme an der Supervision; wo dies nicht möglich ist, sollten für 
Ehrenamtliche wenigstens regelmäßige Gruppentreffen eingerich-
tet werden. 

Im Rahmen der Begleitung kann mit den Gefangenen alles of-
fen besprochen werden, was sie bewegt. Die Begleiter/innen sollten 
dabei durchaus ihre eigene Sicht der Dinge einbringen: Da Gefan-
gene aufgrund der eingeschränkten Kommunikation mit der Au-
ßenwelt oft nur sich selbst „hören“, können sie von anderen Mei-
nungen und Argumenten sehr wohl profitieren. Allerdings sollte 
dieser Austausch grundsätzlich auf gleicher Augenhöhe stattfinden: 
ein respektvoller Umgang miteinander ist unabdingbar. 

Nicht wenige Gefangene möchten vor allem über Dinge reden, 
die sie vor ihren Mithäftlingen lieber verbergen, z. B. die eigene HIV-
Infektion und die Angst vor Erkrankung und Diskriminierung. Ande-
re wollen möglichst viel von dem erfahren, was sich außerhalb der 
Gefängnismauern tut – schließlich sind sie davon trotz Fernsehen 
und Radio weitgehend abgeschnitten (Zeitschriften und Bücher sind 
oft nur schwer zu beschaffen; Computer und Internet sind in Privat-
besitz nicht erlaubt und für Gefangene nur in bestimmten Arbeits-
bereichen zugänglich). Manche schließlich möchten auch, dass man 
ihnen ab und zu etwas mitbringt. Davor sollten sich Begleiter/innen 
jedoch hüten: Gegenstände in die Anstalt einzubringen, ist verbo-
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ten – und seien sie noch so klein und preiswert. Und das wissen die 
Gefangenen auch. Wer trotzdem z. B. Briefmarken oder Tabak mit-
bringt, muss damit rechnen, beim nächsten Besuch nach Geld ge-
fragt zu werden. Für Gefangene ist nämlich nicht immer nachvoll-
ziehbar, weshalb man bereit ist, Briefmarken mitzubringen, aber 
kein Geld aushändigen will. Begleiter/innen sollten sich klarmachen: 
Kleine Gefälligkeiten können die materielle Not der Gefangenen 
nicht lindern, sie können aber sehr wohl Schaden anrichten: Man 
riskiert, erpresst zu werden, gefährdet den Ruf der Einrichtung, für 
die man arbeitet, und belastet die Beziehung zu den Betreuten. 

Eine Begleitungsbeziehung kann sich verändern, z. B. intensi-
ver und sogar privat werden. In solch einem Fall müssen die Betei-
ligten genau überlegen, ob die ehrenamtliche Begleitung weiterge-
führt oder beendet werden sollte und ob der/die Begleiter/in den 
Häftling als Privatperson besucht (entsprechend den Regelungen 
der Haftanstalt).
 

Oft haben Begleiter/innen das Gefühl ... 
... den vielen Rollen, die sie für ihre Klient(inn)en spielen sollen – 
Helfer/in, Vertraute/r, Freund/in, Eltern- und/oder Partnerersatz –, 
nicht gerecht werden zu können. Um sich nicht zu überfordern, 
sollte man immer wieder gemeinsam klären, worum es in der Be-
gleitung genau gehen soll und wo ihre Möglichkeiten und Gren-
zen liegen. Chancen birgt dieses Angebot allemal, sowohl für die 
Begleiter/innen als auch die Gefangenen: Weil dabei Menschen zu-
sammentreffen, deren Biografien, Erfahrungen und Lebensverhält-
nisse sich oft stark voneinander unterscheiden, ermöglicht es Einbli-
cke in andere, bislang vielleicht fremde Lebenswelten. Dies kann die 
Auseinandersetzung mit eigenen Haltungen und (Vor-)Urteilen för-
dern und zu neuen Sichtweisen verhelfen.
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Vorbereitung der  
Haftentlassung  
und Nachsorge

Fredi Lang1

Die Begleitung der Haftentlassung und die Haftnachsorge in Form ei-
ner intensiven psychosozialen Unterstützung bei der Wiedereinglie-
derung in die Gesellschaft sind Aufgaben, die Ehrenamtliche nur in 
begrenztem Maße übernehmen können. Die enge Kooperation mit 
professionellen Helfer(inne)n, z. B. aus der Aidshilfe oder dem Dro-
genhilfesystem, ist nicht nur deshalb wichtig, weil Fachwissen zum 
Strafvollzugsgesetz, zum Sozialrecht und zu den Angeboten des ext-
ramuralen Hilfesystems erforderlich ist, sondern auch wegen des teil-
weise sehr hohen Unterstützungsbedarfs. Im besten Fall übernehmen 
Ehrenamtliche die emotionale Begleitung, leisten Hilfestellung bei 
sozialrechtlichen Angelegenheiten oder fungieren als Fürsprecher/in-
nen, wenn Leistungen verweigert oder verzögert werden. In der Rea-
lität aber werden Ehrenamtliche oft zu Lückenbüßern, weil es an per-
sonellen Ressourcen mangelt, und übernehmen Aufgaben, die den 
Rahmen der ehrenamtlichen Arbeit überschreiten.

Was die zeitlichen Ressourcen und die jeweils erforderlichen 
Kompetenzen angeht, müssen ehrenamtliche Helfer/innen genau 
wissen, wo ihre Grenzen sind und welche Aufgaben besser von 
Hauptamtlichen erledigt werden sollten. Die Anbindung an einen 
freien Träger, der Supervision anbietet, und die Kooperation mit ei-

1		 Dieser für die 3. Auflage unseres Handbuchs „Betreuung im Strafvollzug“ verfasste Beitrag 
wurde von Claudia Rey für die vorliegende 4. Auflage aktualisiert.
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nem dort ständig erreichbaren Mitarbeiter ermöglichen es, Aufga-
ben sinnvoll zu teilen und Überforderung zu vermeiden.

Vorbereitung der Haftentlassung
Die Vorbereitung auf die Entlassung aus der Haft soll eigentlich 
schon bei Haftantritt beginnen. Tatsächlich ist dies aber nur bei Ge-
fangenen mit kurzer Haftzeit im offenen Vollzug der Fall. Zustän-
dig für diese Aufgabe ist der Sozialdienst der Justizvollzugsanstalt. 
Da Gefangene an der Vollzugsgestaltung mitwirken sollen, bleibt 
es nicht selten ihnen überlassen, sich rechtzeitig – das heißt mindes-
tens drei Monate vor der Entlassung – um die Voraussetzungen für 
einen guten Start ins Leben in Freiheit zu kümmern.

Gefangene erleben die Zeit in Haft wie einen zähen Fluss ohne 
jede Abwechslung. Zwar ist ihr ständiger Gedanke, so schnell wie 
möglich wieder draußen zu sein, aber sie beschäftigen sich nur sel-
ten mit der Frage, was sie brauchen, um in Freiheit zurechtzukom-
men, und schieben lange vor sich her, was sie bis zum Entlassungs-
tag erledigen müssen, z. B. das Beantragen bestimmter Unterlagen. 
Es gibt viele Gründe, weshalb die Entlassung nur unzureichend oder 
kaum vorbereitet wird: Oft wissen Gefangene nicht, wie man wel-
che Leistung beantragt und wie lange die Bearbeitung von Anträ-
gen dauert, oder sie verlassen sich darauf, dass sich schon irgendje-
mand um alles kümmern wird. Hinzu kommt, dass der Alltag hinter 
Gittern lethargisch und passiv macht, der Sozialdienst wegen Per-
sonalmangels heillos überlastet ist und es erhebliche Kommunika-
tionsprobleme zwischen den Mitarbeiter(inne)n und den Gefange-
nen gibt.

Wenn der Zeitpunkt der Entlassung näher rückt, werden Inhaf-
tierte oft unruhig und bekommen Angst, draußen in der Welt er-
neut zu scheitern und z. B. rückfällig zu werden. Solche Ängste kön-
nen sie gegenüber den anstaltsinternen Sozialarbeiter(inne)n nur 
schwer äußern, da diese für die Sozialprognose und Stellungnah-
men im Hinblick auf Lockerungen im Vorfeld der Entlassung zustän-
dig sind. Deshalb kommt externen Helfer(inne)n ein hoher Stellen-
wert als Ansprechpartner bei der Vorbereitung der Entlassung zu.

Im Folgenden wird ein Überblick über die wichtigsten Unter-
stützungsleistungen rund um die Haftentlassung und Haftnachsor-
ge insbesondere bei (ehemals) drogenabhängigen Gefangenen ge-
geben.
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Was muss geregelt werden?
Papiere

Fehlt der Personalausweis/Reisepass oder ist er abgelaufen, sollte 
spätestens drei Monate vor Haftentlassung beim Einwohnermelde-
amt des Aufenthaltsortes ein neuer bzw. eine Verlängerung bean-
tragt werden. Dazu benötigt man ein Passfoto (etwa einmal im Mo-
nat kommt ein Fotograf oder eine Fotografin in die Anstalt) und 
den alten Ausweis/Pass. Wenn keiner vorhanden ist, muss eine Ge-
burtsurkunde beim zuständigen Standesamt (des Geburtsortes bzw. 
bei Verheirateten des Wohnortes) beantragt werden. Das Standes-
amt am Aufenthaltsort leistet Amtshilfe, und der Sozialdienst unter-
stützt die Beantragung. 

Wurden vor Ende der Haft keine Papiere beantragt, sollte man 
sich bei der Entlassung einen vorläufigen Personalausweis beim Ein-
wohnermeldeamt/Bürgeramt ausstellen lassen. Erforderlich dafür 
sind ein persönlicher Antrag und zwei Passfotos. Der Ausweis wird 
sofort ausgestellt und ist gebührenpflichtig. 

Zusammen mit dem Personalausweis sollte auch die Lohnsteu-
erkarte beim Einwohnermeldeamt/Bürgeramt des Wohnortes be-
antragt werden.

Vor der Haftentlassung können Gefangene bei der Krankenkas-
se auch schon den Sozialversicherungsausweis beantragen, gleich-
zeitig erhalten sie eine Sozialversicherungsnummer.

Krankenversicherung
Möglichst früh sollte geklärt werden, ob ein Anspruch auf Weiter-
führung der gesetzlichen Krankenversicherung besteht. Dazu muss 
eine Vorversicherungszeit erfüllt sein (Inhaftierte sind nicht kran-
kenversichert, die gesundheitliche Versorgung wird durch die An-
stalt gewährleistet). Bestand innerhalb der letzten fünf Jahre min-
destens zwölf Monate ein durchgehendes oder über insgesamt 24 
Monate ein unterbrochenes Versicherungsverhältnis, kann dieses 
wieder aufgenommen werden. Die Vorversicherungszeit ist ebenso 
erfüllt, wenn innerhalb von drei Monaten nach Ende eines gesetzli-
chen Versicherungsverhältnisses – z. B. wegen Beendigung eines Ar-
beitsverhältnisses oder einer Ausbildung – die Aufnahme in ein frei-
williges Versicherungsverhältnis beantragt wurde.

Besteht ein Anspruch auf Arbeitslosengeld I (für Gefangene, 
die in Haft einer Beschäftigung nachgehen, werden Beiträge zur Ar-
beitslosenversicherung entrichtet), werden die Berechtigten – un-
abhängig von Vorversicherungszeiten – über die Arbeitsagentur bei 
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einer gesetzlichen Krankenkasse versichert. Bezieher/innen von Ar-
beitslosengeld II sind ebenfalls versicherungspflichtig. Wird Arbeits-
losengeld II beantragt, ist von der gewählten gesetzlichen Kranken-
kasse eine Bescheinigung über die Aufnahme bzw. das Bestehen des 
Versicherungsschutzes vorzulegen. 

Bei einem Rentenantrag wird die Vorversicherungszeit über-
prüft. Wenn sie nicht erfüllt ist, endet das Versicherungsverhält-
nis, und das Sozialamt kommt für die Kosten auf. Dies muss bei der 
Wahl des Zeitpunkts der Antragstellung bedacht werden.

Rente
Unter Umständen müssen sich ehrenamtliche Helfer/innen auch mit 
den Rentenansprüchen der Gefangenen befassen. Während der Haft-
zeit sind sie nicht rentenversichert. Dies bedeutet für langjährig In-
haftierte oder Inhaftierte mit einer chronischen Krankheit (z. B. HIV 
oder Hepatitis), dass sie bei verminderter Erwerbsfähigkeit oder Er-
werbsunfähigkeit geringere Rentenansprüche haben. Viele ehemali-
ge Häftlinge sind schockiert, wenn sie erfahren, dass für Arbeitszei-
ten in Haft nur Beiträge zur Arbeitslosen- und Unfallversicherung, 
nicht aber zur Rentenversicherung entrichtet wurden. Zu arbeiten 
bedeutet für Inhaftierte oft, etwas Nützliches für die Gesellschaft zu 
tun; wird die Arbeit nicht wie erwartet in vollem Umfang berücksich-
tigt, empfinden sie dies als Ungerechtigkeit und weitere Strafe. Eine 
Änderung der Rechtslage ist derzeit leider nicht in Sicht.

Das Thema Rente ist sehr komplex. Die Beratung hierzu sollte da-
her möglichst von professionellen Kräften durchgeführt werden. Im 
Folgenden nur ein allgemeiner Überblick über die derzeitige Rechts-
lage:

Können Versicherte infolge eines Unfalls oder einer Erkrankung 
eine Erwerbstätigkeit nicht mehr oder nicht mehr in vollem Umfang 
ausüben, zahlt der Versicherungsträger eine Erwerbsminderungs-
rente, und zwar unabhängig vom Lebensalter. Sie wird in der Regel 
als Zeitrente geleistet, das heißt für längstens drei Jahre; diese Be-
fristung kann wiederholt werden. Wenn nicht abzusehen ist, dass 
die Erwerbsfähigkeit wiederhergestellt werden kann, wird die Ren-
te unbefristet gewährt.

Rente wegen voller Erwerbsminderung•	
Menschen, deren Arbeitsfähigkeit aufgrund gesundheitlicher Ein-
schränkung unter drei Stunden täglich liegt, können volle Erwerbs-
minderungsrente (EU-Rente) beantragen. Bemessungsgrundlage 
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ist das Leistungsvermögen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt (das 
heißt in jeder nur erdenklichen Tätigkeit, die es auf dem Arbeits-
markt gibt). Die Rente wird gewährt, wenn sowohl die Anspruchs-
voraussetzungen (z. B. Anwartschaftszeiten) erfüllt sind als auch die 
Begutachtung des Rentenversicherers eine dauerhafte Erwerbsunfä-
higkeit des Antragstellers ergeben hat. Die volle EU-Rente wird in 
der Regel befristet gewährt. Dann wird der Leistungsanspruch er-
neut geprüft und die Rentenzahlung verlängert. Sie ist höher als die 
teilweise Erwerbsminderungsrente und dient dazu, den Lebensun-
terhalt des Versicherten in vollem Umfang zu decken. Zusätzlich darf 
ein pauschales Einkommen von derzeit 345 € dazuverdient werden. 

Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung•	
Ist eine Beschäftigung im Umfang von mehr als drei, aber weniger 
als sechs Stunden täglich möglich, liegt teilweise Erwerbsminde-
rung vor. Das heißt im Klartext: Wenn z. B. ein Maschinenbauinge-
nieur nicht mehr in seinem Beruf arbeiten, aber vier Stunden täglich 
in einer Pförtnerloge sitzen kann, bekommt er lediglich eine Ren-
te wegen teilweiser Erwerbsminderung. Kann dem Versicherten je-
doch kein entsprechender Teilzeitarbeitsplatz angeboten werden, 
wird Rente wegen voller Erwerbsminderung gezahlt. Dabei wird für 
jeden Monat, in dem die Rente vor dem 63. Lebensjahr in Anspruch 
genommen wird, ein Abschlag von 0,3 Prozent erhoben (höchstens 
aber 10,8 Prozent). Bei einem Leistungsvermögen von über sechs Ar-
beitsstunden täglich (gleich in welcher Beschäftigung) liegt keine Er-
werbsminderung im Sinne des Gesetzes vor.

Versicherungsrechtliche Voraussetzungen•	
Versicherte erhalten nur dann Erwerbsminderungsrente, wenn sie 
für eine „Wartezeit“ (Mindestversicherungszeit) von fünf Jahren 
freiwillige oder Pflichtbeiträge gezahlt und darüber hinaus in den 
letzten fünf Jahren vor dem Eintritt der Erwerbsminderung mindes-
tens drei Jahre lang Pflichtbeiträge für eine versicherungspflichtige 
Beschäftigung oder selbstständige Tätigkeit entrichtet haben. Die 
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen werden ausnahmsweise 
nicht gefordert, wenn es sich um eine Erwerbsminderung infolge ei-
nes Arbeitsunfalls, einer Wehrdienstbeschäftigung oder Ähnlichem 
handelt.

Bevor eine Rente beantragt wird, ist ein Antrag auf Kontenklä-
rung zu stellen. Schon vor diesem Schritt ist eine professionelle Be-
ratung sinnvoll. Unter Umständen kann es nämlich erforderlich sein, 
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gegen den rechtsverbindlichen Bescheid der Rentenversicherungs-
anstalt Widerspruch einzulegen. 

Wohnen
Viele Inhaftierte sind auf Informationen rund ums Wohnen ange-
wiesen, z. B. auf folgende:

�Einen Wohnberechtigungsschein (WBS) beantragt man beim Amt •	
für Wohnungswesen. Wer nach Haftentlassung von Obdachlosig-
keit bedroht ist, erhält einen WBS mit Dringlichkeit. Menschen 
mit chronischer Erkrankung und Behinderung können einen WBS 
mit Dringlichkeit für zwei Zimmer beantragen. Dem Antrag ist 
ein entsprechendes ärztliches Attest beizufügen. 
�Verschiedene regionale Einrichtungen bieten kostenlose Hilfe bei •	
der Vermittlung von Wohnraum an, so etwa Sozialmakler (z. B. 
zik in Berlin für Menschen mit HIV/Aids und/oder Hepatitis), Ge-
fangenenhilfsorganisationen und auch einige Aidshilfen.
�Manche Kommunen halten neben Sozialwohnungen ein besonde-•	
res Kontingent an Wohnungen für gesundheitlich eingeschränk-
te oder anderweitig benachteiligte Personengruppen vor.
�In vielen Großstädten gibt es betreute Wohnprojekte, so von Trä-•	
gern der Drogenhilfe (z. B. für Substituierte) oder von Einrichtun-
gen zur Versorgung von chronisch Kranken (wie etwa Menschen 
mit HIV/Aids).
�Wer sich bei gemeinnützigen Wohnungsbaugesellschaften oder •	
auf Chiffreanzeigen des freien Wohnungsmarktes bewirbt, 
braucht in der Regel viel Geduld. Wird eine Mietkaution gefor-
dert, kann eine Übernahme (auf Darlehensbasis) beim Jobcenter/
Sozialamt beantragt werden.
�Im Notfall kann man auf Billigpensionen, Wohnheime für Ob-•	
dachlose und Übernachtungsplätze der Krisenhilfe für Drogenab-
hängige zurückgreifen.
�Der Nachweis einer angemessenen Wohnmöglichkeit (Pensionen •	
zählen nicht dazu) gehört meist zu den wichtigsten Vorausset-
zungen, um vorzeitig aus der Haft entlassen zu werden.
�Nähere Informationen zum Thema Wohnen erteilen der Sozial-•	
dienst der Justizvollzugsanstalt, die Berater/innen der Aidshilfe, 
die kommunale Haftentlassenenhilfe oder das Gesundheitsamt.

Inhaftierte, denen Urlaub gewährt wird, können sich in dieser Zeit 
selbst um eine Wohnung kümmern und sich bei Bedarf helfen las-
sen. Wer jedoch keinen Hafturlaub bekommt, z. B. wegen Suchtge-
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fährdung, ist in Sachen Wohnen ganz besonders auf Unterstützung 
angewiesen.

Häufig gelingt es Gefangenen nicht, eine Wohnung zu fin-
den, die sie sofort nach der Haftentlassung beziehen können. Um 
in solchen Fällen eine belastende Wohnsituation zu vermeiden 
(z. B. in Pensionen mit Schmutz, Lärm und Streit, ohne Kühlschrank 
und Kochmöglichkeit), gilt es, die bestmögliche Unterkunft auszu-
wählen (beispielsweise in einem Projekt oder einer ausgesuchten 
Pension) und beim Jobcenter (Miet-/Unterbringungskosten) bzw. 
Sozialamt (Betreuungskosten bei Betreutem Wohnen) die Kosten-
übernahme zu klären. Bei mehrfach belasteten Menschen (z. B. HIV-
infiziert, substituiert und obdachlos) gewährt das Jobcenter/Sozial-
amt die Unterbringung in Einzelzimmern. Je nach Sachbearbeiter/in 
ist dafür ein ärztliches Attest oder eine Stellungnahme der psycho-
sozialen Begleitung nötig. Für Haftentlassene sind Einzelzimmer als 
Rückzugsmöglichkeit besonders wichtig. Sie müssen sich erst wie-
der an das Leben draußen und das Zusammenleben mit anderen ge-
wöhnen. Ein Start in einem Mehrbettzimmer würde außerdem das 
Gefühl der Chancenlosigkeit erzeugen oder verstärken.

Schulden
Mit der Regulierung von Schulden sollte möglichst noch in der Haft 
mit Unterstützung des Sozialdienstes der Justizvollzugsanstalt oder 
externer Einrichtungen begonnen werden.

Haftlockerungen erleichtern den Weg nach draußen
Bei vielen Erledigungen, die vor der Haftentlassung anstehen, ist ein 
persönliches Erscheinen erforderlich (z. B. beim Arbeitsamt, Jobcen-
ter oder Sozialamt). Das setzt voraus, dass Ausgang, regulärer Urlaub 
oder – als letzte Möglichkeit – Urlaub zur Vorbereitung der Entlas-
sung (in den letzten drei Haftmonaten) gewährt wird. Drogenge-
braucher/innen verbleiben meist im Regelvollzug, ihnen wird daher 
selten Entlassungsurlaub gewährt. Zum Ausgleich entlässt man sie 
oft einen oder zwei Tage früher. Um Überraschungen zu vermeiden, 
sollten Gefangene acht Tage vor dem ursprünglichen Entlassungs-
termin bei der Staatsanwaltschaft oder dem Sozialdienst diesbezüg-
lich nachfragen. Auch ein positiver Entscheid eines Gesuchs auf Erlass 
der Reststrafe kann, wenn damit nicht gerechnet wurde, für Überra-
schung sorgen – was bei Drogengebraucher(inne)n zum Halbstrafen-
termin allerdings selten vorkommt; eine realistische Chance haben 
Gesuche erst nach Verbüßung von zwei Dritteln der Strafzeit. 
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Es ist zweifellos günstiger, Gefangene schrittweise in das Leben 
in Freiheit hineinfinden zu lassen, indem ihnen für Erledigungen 
Ausgang oder Urlaub gewährt wird, als sie in eine Unmenge unge-
regelter Angelegenheiten zu entlassen. Wie Anträge auf Ausgang 
und Urlaub entschieden werden, hängst meist davon ab, ob eine 
Suchtmittelgefährdung vermutet und mit entsprechenden Strafta-
ten gerechnet wird. Gute Chancen auf einen positiven Bescheid ha-
ben Gefangene, die während der Haft bzw. im Vorfeld der Haft-
entlassung eine Substitutionsbehandlung begonnen haben. Noch 
besser sind die Aussichten, wenn die schriftliche Einladung einer In-
stitution vorliegt oder Behördengänge als Grund angegeben wer-
den.

Beim ersten Ausgang wird manchmal eine Begleitung gefor-
dert. Oft aber mangelt es an Vollzugspersonal, sodass notfalls auch 
ehrenamtliche Helfer/innen diese Aufgabe übernehmen – und da-
mit einen Kontrollauftrag der Haftanstalt erfüllen sollen. Da sie da-
durch in einen Rollenkonflikt geraten können, sollten sie sich vor-
her genau überlegen, ob sie diese Aufgabe übernehmen möchten.

Vorzeitige Entlassung bei Aids
Bereits an Aids erkrankte Häftlinge sollten angesichts einer even-
tuell verkürzten Lebenszeit möglichst schnell wieder aus der Haft 
entlassen werden. Dies kann gelingen, wenn Voraussetzungen für 
eine günstige Prognose geschaffen werden. Dazu gehören z. B. 
der Nachweis einer Wohnmöglichkeit, die Stellungnahme des So-
zialdienstes der Haftanstalt oder eines freien Trägers, die Gesund-
heitsprognose des anstaltsärztlichen Dienstes, die Substitution, ein 
unterstützendes soziales Netz (z. B. Angehörige, Freundeskreis, 
emotionale Begleitung durch Ehrenamtliche). Durch die frühzei-
tige Einbeziehung des anstaltsärztlichen Dienstes in die Vollzugs-
planung kann vermieden werden, dass bei bereits Erkrankten die 
Möglichkeit einer vorzeitigen Entlassung nicht oder zu spät wahr-
genommen wird.

Emotionale Begleitung
Zur Vorbereitung auf das Leben nach der Haft gehört auch und ge-
rade die emotionale Begleitung – eine Aufgabe, für die sich exter-
ne Helfer/innen eignen. Im offenen Gespräch können Ängste vor ei-
nem Scheitern der Resozialisierung thematisiert und Strategien zum 
Umgang mit zu erwartenden Schwierigkeiten (z. B. auf Ämtern) 
und emotionalen Einbrüchen entwickelt werden. Bei nicht urlaubs-
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berechtigten Gefangenen empfiehlt sich das Angebot, sie am Ent-
lassungstag bei Behördengängen zu begleiten. Auch wenn davon 
letztlich kein Gebrauch gemacht wird: Die bloße Gewissheit, dass 
im Notfall jemand zur Seite steht, kann die Gefangenen schon ent-
lasten.

Besonders wichtig ist die Stärkung von Selbstvertrauen und 
Hoffnung: Trotz aller Schwierigkeiten ist es möglich, einen Platz in 
der Gesellschaft zu finden, nicht (mehr) drogenabhängig zu werden 
und soziales Elend zu vermeiden. Gefangene erleben es selten, dass 
ein anderer Mensch auf ihre Entwicklungsfähigkeit baut. Ob subs-
tituiert oder clean: Die meisten drogengebrauchenden Gefangenen 
haben Angst davor, draußen erneut rückfällig zu werden. Sie ver-
trauen nicht auf die Stabilität, die sie in der Haftsituation erreicht 
haben. Je länger die Haftzeit dauert, desto mehr verlieren sie das 
Gefühl für eigene Stärken und Schwächen. Und je näher die Entlas-
sung rückt, desto größer wird die Angst davor, sich zu täuschen und 
es nicht zu schaffen.

Wer jahrelang auf Drogen war, hat draußen außerhalb der Sze-
ne oft keine sozialen Bezüge. Die Gefahr, dass Haftentlassene dort-
hin zurückkehren und durch „Wiedersehensgeschenke“ erneut in 
den Drogenkonsum einsteigen, ist daher groß. Wichtig ist deshalb, 
sie bereits in Haft mit Adressen von Hilfseinrichtungen und Selbst-
hilfegruppen zu versorgen und entsprechende Kontakte zu ver-
mitteln. Unterstützt werden soll ebenso die Kontaktaufnahme zu 
Menschen (Angehörigen, Bekannten usw.), die keine Drogen neh-
men. Bei der Entwicklung positiver Perspektiven zu helfen, bedeu-
tet nicht, dass die Helfer/innen allen Vorstellungen oder Haltungen 
der Inhaftierten zustimmen müssen. Vielmehr gilt es, auch eigene 
Sichtweisen einzubringen, um den Gefangenen Alternativen aufzu-
zeigen und es ihnen zu ermöglichen, Fehleinschätzungen zu korri-
gieren.

Substitution
Dem Wunsch vieler Drogenabhängigen nach einer Substitutionsbe-
handlung in Haft wird in den Haftanstalten zumindest einiger Bun-
desländer immer häufiger entsprochen – vor allem im Vorfeld der 
Entlassung. 

Die Substitution in Haft wird geregelt durch
das Betäubungsmittelgesetz (BtmG)•	
die Betäubungsmittel-Verschreibungsverordnung (BtMVV)•	
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�die Richtlinien der Bundesärztekammer zur substitutionsgestütz-•	
ten Behandlung Opiatabhängiger.

Nicht verbindlich sind dagegen die BUB-Richtlinien2, weil sie die 
Substitution im kassenärztlichen System regeln, Strafgefangene 
aber nicht gesetzlich krankenversichert sind.

Einige Bundesländer beziehen sich jedoch auf sie. Auf ihrer 
Grundlage haben die meisten Gefangenen, die schon vor ihrer In-
haftierung substituiert wurden, eine Indikation erhalten. Nach den 
aktuellen BUB-Richtlinien finanziert die gesetzliche Krankenversi-
cherung die Substitution, auch wenn keine weitere Erkrankung – 
z. B. eine Hepatitis-C- oder HIV-Infektion – vorliegt.

In der Regel muss die Substitution durch eine qualifizier-
te Fachkraft der Drogenhilfe psychosozial begleitet werden. Oft 
kann mit einer Substitution erst begonnen werden, wenn eine 
schriftliche Bestätigung hierzu vorliegt. Einrichtungen der Drogen-
hilfe, die psychosoziale Begleitung zur Substitution anbieten, sind 
allerdings oft überlastet und reagieren auf briefliche Anfragen zö-
gerlich. Eine Aufgabe ehrenamtlicher Helfer/innen kann es daher 
sein, Kontakt zu der jeweiligen Einrichtung aufzunehmen und sich 
darum zu kümmern, dass die schriftliche Bestätigung rasch ausge-
stellt wird. Außerdem erforderlich sind die Kooperation mit einem 
niedergelassenen Arzt oder einer niedergelassenen Ärztin zur Si-
cherstellung der Substitution nach der Haftentlassung, die Ver-
einbarung eines Arzttermins am Tag nach der voraussichtlichen 
Entlassung (bei vorzeitiger Entlassung sind Praxisurlaub, Öffnungs-
zeiten, Wochenendvergabe zu beachten) sowie die intensive Un-
terstützung bei der psychosozialen Reintegration. In einigen Städ-
ten sind hauptamtliche Aidshilfe-Mitarbeiter/innen in diesem Feld 
tätig.

Das zur Substitution eingesetzte Medikament unterdrückt 
zwar den „Heroinhunger“, trotzdem kommt es in den ersten Wo-
chen in Freiheit häufig zu riskantem Beigebrauch von Kokain, Me-
dikamenten oder Alkohol. Die in solchen Phasen notwendige Kri-
senintervention und psychosoziale Unterstützung ist in der Regel 
nur durch Fachkräfte entsprechender Einrichtungen leistbar. Ehren-
amtliche können dabei aber bestimmte Aufgaben übernehmen, so-
fern sie in die Einrichtung eingebunden sind und Absprachen zwi-
schen Ehren- und Hauptamtlichen getroffen werden.

2		 Richtlinien über die Bewertung ärztlicher Untersuchungs- und Behandlungsmethoden
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Einstimmung auf die Entlassung
Gefangene, die vor der Haftentlassung eher optimistisch sind und 
glauben, das draußen zu Erledigende schnell und reibungslos „über 
die Bühne“ bringen zu können, sehen sich in Freiheit oft eines Bes-
seren belehrt. Die Enttäuschung darüber, Geplantes nicht erreicht 
zu haben, ist dann sehr groß. Zum einen haben die Entlassenen 
ihr Nachholbedürfnis in punkto Freizeit nicht bedacht, zum ande-
ren haben sie die bei Behörden zu nehmenden Hürden unterschätzt 
(Öffnungs- und Wartezeiten, fehlende Antragsunterlagen usw.). In-
haftierte sollten deshalb darauf vorbereitet werden, dass sie für die 
Regelung ihrer Angelegenheiten trotz bester Vorsätze länger als 
geplant brauchen können.

In der Regel dauert es mehrere Wochen, bis alle Anträge be-
arbeitet und die entsprechenden Leistungen bewilligt werden. Um 
Abweisung und stundenlanges Warten zu vermeiden, ist es wich-
tig, mit den Gefangenen die Reihenfolge der Behördengänge zu 
besprechen. Zugleich gilt es, ihnen bei der Entwicklung eines Ver-
haltensrepertoires für den Umgang mit Behörden zu helfen, sie zu 
ermutigen, das ihnen Zustehende in Anspruch zu nehmen, und sie 
immer wieder darauf hinzuweisen, dass es eines langen Atems und 
vieler kleiner Schritte bedarf, um ans Ziel zu kommen.

In welcher Reihenfolge sind Behörden aufzusuchen?
Mit Inkrafttreten des SGB II „Grundsicherung für Arbeitsuchende“ 
und des SGB XII „Sozialhilfe“ am 1. Januar 2005 wurden die Sozi-
alleistungen umfassend umgestaltet; die Veränderungen betreffen 
auch Haftentlassene.

Zu beachten ist beispielsweise, dass die monatlichen Leistungen 
des Arbeitslosengeldes II und der Sozialhilfe/Grundsicherung nun-
mehr anteilig die früher gezahlten einmaligen Beihilfen beinhalten. 
Es wird daher kein Kleidergeld oder Ähnliches mehr gezahlt, viel-
mehr ist ein prozentualer Satz der monatlichen Leistung dafür vor-
gesehen. Eine der wenigen Ausnahmen ist die Erstausstattung der 
Wohnung einschließlich Elektrogeräten.

Arbeitslosengeld I (ehemals Arbeitslosengeld)
Bei Anspruch auf Unterstützung durch das Arbeitsamt (wenn man 
innerhalb der letzten zwei Jahre 360 Tage gearbeitet hat) muss man 
sich zunächst persönlich arbeitslos melden. Wurde dies nicht wäh-
rend eines Entlassungsurlaubs erledigt, müssen sich Haftentlasse-
ne am Entlassungstag bei der Agentur für Arbeit (Arbeitsamt) mel-
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den. Der Nachweis über geleistete Arbeit in der Haftanstalt sollte 
am besten gleich mitgebracht, polizeiliche Anmeldung und Konto-
nummer können auch in den folgenden Tagen nachgereicht wer-
den. Durch die gesetzlichen Veränderungen hat sich der Anspruch 
auf Arbeitslosengeld I auf maximal zwölf Monate reduziert.

Mit der Arbeitslosmeldung geht man zum Jobcenter, das bei 
Anspruch auf Arbeitslosengeld für einen Bearbeitungszeitraum von 
etwa sechs Wochen in Vorleistung tritt. Diese Vorleistung wird mit 
der ersten Auszahlung des Arbeitslosengeldes verrechnet. (Gefan-
gene, die in der Haftzeit „Überbrückungsgeld“ angespart haben, 
müssen dieses einsetzen. Das Überbrückungsgeld soll den notwen-
digen Lebensunterhalt in den ersten vier Wochen nach der Entlas-
sung sichern.) In der Regel besteht ein Anspruch auf ergänzende 
Leistungen des Jobcenters. Dieser Betrag wird nach Ablauf der sechs 
Wochen vom Jobcenter weiter ausgezahlt und soll die in diesem 
Zeitraum beginnende Zahlung des Arbeitslosengeldes bis zur Höhe 
des Existenzminimums aufstocken. Nach Ablauf des zweiten Monats 
verlangt das Jobcenter zur Berechnung der ergänzenden Leistun-
gen den Bescheid der Arbeitsagentur. Verzögerungen bei der An-
tragstellung und -bearbeitung bei der Agentur für Arbeit können 
dazu führen, dass der Bescheid über das Arbeitslosengeld und die 
Zahlung erst gegen Ende des zweiten Monats eingehen. Unter Ver-
weis auf die in Kürze erfolgende Zahlung verweigert das Jobcenter 
häufig die weitere volle Vorleistung und gewährt auf diese Zahlung 
z. B. Darlehen/Vorauszahlungen. In diesem Zeitraum können finan-
zielle Engpässe und „Ämterstress“ leicht zu Stolpersteinen im Reso-
zialisierungsprozess werden.

Arbeitslosengeld II (Zusammenlegung von Arbeitslosenhilfe 
und Sozialhilfe für erwerbsfähige Hilfebedürftige)

Besteht kein Anspruch auf Arbeitslosengeld I, ist das Jobcenter zu-
ständig. Bei der Antragstellung sollten folgende Unterlagen mitge-
bracht werden:

�Bescheinigung der Agentur für Arbeit über Nichtanspruch auf •	
Leistungen des Arbeitslosengeldes I
�Bescheinigung einer Krankenversicherung über die Aufnahme •	
bzw. das Bestehen des Versicherungsschutzes bei künftigem Leis-
tungsanspruch auf Arbeitslosengeld II, gegebenenfalls eine gülti-
ge Versicherten-Chipkarte
gültige Ausweisdokumente•	
Haftentlassungsbescheinigung.•	



164

Zuständig ist das Jobcenter der aktuellen bzw. letzten Meldeadres-
se, wobei eine Pension oder therapeutische Einrichtung in der Regel 
nicht als Meldeadresse gelten. Haftentlassene, die zuletzt in einer 
anderen Stadt gemeldet waren, wenden sich am derzeitigen Auf-
enthaltsort an das zuständige Jobcenter. 

Das vielseitige Antragsformular sollte nicht abschrecken. Wer 
beim Ausfüllen jedoch lieber auf Unterstützung zurückgreift, kann 
sich an regionale Beratungsstellen wie Aidshilfen, Drogenbera-
tungsstellen und Einrichtungen der Straffälligenhilfe wenden.

Ist Überbrückungsgeld vorhanden, besteht für die Zeit, für die 
es gedacht ist (vier Wochen), kein Anspruch auf Arbeitslosengeld II. 
Da Haftentlassene in diesem Fall auch nicht krankenversichert sind, 
sollten sie sich für diesen Zeitraum freiwillig in der gesetzlichen 
Krankenversicherung versichern; danach werden sie in die Pflicht-
versicherung übernommen. 

Für Menschen mit chronischen Erkrankungen wie HIV/Aids oder 
Hepatitis besteht auch bei den Leistungen des Arbeitslosengeldes II 
ein Anspruch auf einen finanziellen Zuschuss für den Mehraufwand 
einer kostenaufwendigen Ernährung. Dazu gibt es beim Jobcen-
ter (und in Beratungsstellen) ein Antragsformular, der behandeln-
de Arzt muss die chronische Erkrankung attestieren. Ein Zuschuss 
für Hygienemehrbedarf wird in der Regel vom Jobcenter nicht mehr 
gezahlt. 

In manchen Fällen entscheiden sich chronisch Kranke, den An-
trag wegen kostenaufwendiger Ernährung nicht zu stellen, weil das 
Jobcenter dadurch von der Erkrankung erfahren würde und sie be-
fürchten, dass ihre Vermittlungschancen dann schlechter würden. 
Hier kann ein Gespräch mit Mitarbeiter(inne)n von Beratungsstellen 
wie der Aidshilfe unterstützend sein, denn sie haben durch die Be-
richte anderer Betroffener Einblick in die Vermittlungspraxis. 

Wenn keine Wohnung und kein Platz in einem Projekt organi-
siert werden kann, bleibt die Möglichkeit, sich beim Jobcenter ei-
nen Kostenübernahmeschein für ein Einzelzimmer in einer Pension 
zu besorgen. Um ihn zu bekommen, ist ein (anstalts-)ärztliches At-
test oder eine Stellungnahme der Aidshilfe oder Drogenberatung 
sehr hilfreich.

Sozialhilfe / Grundsicherung vom Sozialamt
Menschen, die aufgrund einer Krankheit oder Behinderung auf nicht 
absehbare Zeit außerstande sind, mindestens drei Stunden täglich 
erwerbstätig zu sein, und die keinen Anspruch auf Erwerbsminde-
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rungsrente haben, wird empfohlen, einen Antrag auf Grundsiche-
rung beim Sozialamt zu stellen. Die gesundheitlichen Feststellungen 
trifft der Amtsarzt oder die Amtsärztin. Die Höhe der Grundsiche-
rung entspricht den Leistungen des Jobcenters, allerdings ist die Be-
willigungspraxis beim Sozialamt in der Regel unkomplizierter als 
beim Jobcenter (das betrifft die Verlängerung des Bewilligungszeit-
raums ebenso wie den Mehrbedarf für kostenaufwendige Ernäh-
rung und Hygiene). Da die Bearbeitungsdauer eines Antrags auf 
Grundsicherung mehrere Monate betragen kann, bleibt solange das 
Jobcenter zuständig. 

Nach der Haftentlassung
Stress mit Ämtern

Der Gang zu den Ämtern und das Eintreten für die eigenen Rech-
te fällt manchen Haftentlassenen recht schwer, vor allem (ehema-
ligen) Drogengebraucher(inne)n: Sich im Dickicht des Sozialrechts 
durchzusetzen und gegen Stigmatisierung und Misstrauen anzu-
kämpfen, erfordert viel Kraft. Daher sind sie meist sehr dankbar, 
wenn ehrenamtliche Helfer/innen sie am Entlassungstag zum Sozi-
alamt begleiten. Und in der Regel hat eine Begleitung auch einen 
positiven Einfluss auf das Ergebnis. In komplizierten Fällen kann 
es nötig werden, in Kooperation mit einer Beratungsstelle Zustän-
digkeiten zu klären, bei zu gering bemessenen Leistungen Fürspra-
che für die Haftentlassenen einzulegen bzw. schriftlich Stellung zu 
nehmen.

In den ersten Monaten ist die Frustration oft groß. Lange War-
tezeiten in den Ämtern, unfreundliche Sachbearbeiter/innen, abge-
lehnte Anträge und zu gering bewilligte Leistungen machen mut-
los. Manchmal gibt es sogar Phasen vollständiger Mittellosigkeit, 
wenn z. B. der erste Scheck von der Arbeitsagentur viel später als 
erwartet kommt, Abschlagszahlungen verweigert werden und das 
Jobcenter nicht bereitwillig in Vorleistung tritt. Solche Belastungen 
lassen sich reduzieren, wenn Anträge sofort nach der Entlassung 
(noch besser vorher) mit allen zur Bearbeitung erforderlichen Un-
terlagen gestellt werden.

Im Alltag zurechtkommen
Mit der Haftdauer steigen auch die Schwierigkeiten, sich wieder 
an das gesellschaftliche Leben und die Anforderungen des Alltags 
zu gewöhnen. Das betrifft z. B. das Sorgen für ausreichende Ernäh-
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rung, Hygiene und Kleidung, die sinnvolle Nutzung freier Zeit, den 
Umgang mit Konsumanreizen und das Einteilen des knappen Geldes 
(für Miete, Nahrungsmittel usw.). Bei langjähriger Drogenabhän-
gigkeit verlieren diese Aspekte des Lebens häufig an Bedeutung, so-
dass kaum noch „Alltagsroutinen“ vorhanden sind, die reaktiviert 
werden könnten. Während in Haft alles „automatisch“ lief, müssen 
sich Haftentlassene draußen um alles selbst kümmern. Auch wenn 
sie sich sehr bemühen, klappt vieles oft überhaupt nicht oder nicht 
so, wie sie es sich vorgestellt haben.

Viele Haftentlassene haben in den ersten Tagen das Gefühl, 
verlorene Zeit aufholen zu müssen, und verspüren großen Taten-
drang. Planmäßig konzentrieren sie sich auf existenziell wichtige 
Aufgaben und sind mit Gängen zu Ämtern, Ärzt(inn)en und Bera-
tungsstellen beschäftigt. Freizeitaktivitäten, von denen sie in der er-
lebnisarmen Haftzeit geträumt haben, werden bisweilen zunächst 
aufgeschoben, „bis alles Wichtige geregelt ist“. Nach einigen Tagen 
stellen sie dann fest, dass zwar schon vieles beantragt, aber erst we-
nig geklärt ist, und sie mit dem Existenzminimum auf der untersten 
gesellschaftlichen Stufe leben müssen. Die Versuchung, dies durch 
Straftaten zu ändern oder der Realität mittels Drogen zu entflie-
hen, ist groß.

In den ersten Monaten nach der Haft sind die sozialen Bedin-
gungen in der Regel schlecht. Häufig heißt dies: Unterbringung 
in einem Mehrbett- oder Einzelzimmer einer Pension oder einem 
Wohnheim, oft ohne Kühlschrank, Kochmöglichkeit und Waschma-
schine. Das führt dazu, dass viele tagsüber unterwegs sind und sich 
mangels Alternativen unversehens auf der Szene wiederfinden. Die 
Szene als Ort sozialen Austauschs ist besonders wichtig, wenn sonst 
keine weiteren Sozialkontakte bestehen oder wieder aufgenom-
men werden können. Bei Menschen, die während der Haft „clean“ 
waren, kommt es dann häufig zu Rückfällen, teilweise zu neuen 
Straftaten. Durch den Beginn einer Substitution können in vielen 
Fällen Straftaten vermieden und kann erneute Inhaftierung abge-
wendet werden.

Substituierte schaffen es meist, eine gewisse Distanz zum Sze-
neleben zu entwickeln. Sie nehmen dann oft die Rolle von Zuschau-
ern ein und sind nicht direkt am Geschehen beteiligt. Kontakte wer-
den dann entweder sorgfältig ausgewählt oder auf „Smalltalk“ 
beschränkt. So ganz ohne Szene kommen aber nur die wenigsten 
aus. Doch durch das Substitutionsmittel (z. B. Methadon) gelingt es 
oft, den Konsum weiterer Drogen zu kontrollieren und ihn ohne 
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Straftaten zu finanzieren. Phasen extremen Beigebrauchs fallen 
meist nur kurz aus, ihnen folgen aber häufig Zeiten völliger Mittel-
losigkeit.

Wer wieder voll ins Szeneleben zurückkehrt, stellt oft ernüch-
tert fest, dass die eher romantisch gefärbten Erinnerungen in der 
Haftzeit nicht der Realität entsprechen. Alte soziale Bindungen 
sind weggefallen, frühere Freunde und Bekannte kaum noch zu 
sehen. Die Haftentlassenen haben ihren ehemaligen Status ein-
gebüßt, kaum jemand kennt sie noch, der Umgang miteinander 
scheint härter und oberflächlicher zu sein als früher. Unter Umstän-
den ist dann auch noch der polizeiliche Verfolgungsdruck stärker 
und das Stoffangebot knapper geworden. Die alte Lebensweise 
hat an Reiz verloren, scheint zu anstrengend zu sein. In den Stun-
den, in denen Bilanz gezogen wird, neigen viele auch zu Selbstvor-
würfen („trotz bester Vorsätze gescheitert“) und haben das Gefühl, 
letztlich sei alles sowieso aussichtslos. Bei Krisen und Depressionen 
kommt es dann häufig zu Überdosierungen. Offen oder verschlüs-
selt geäußerte Suizidabsichten sollten als Hilferufe verstanden und 
sehr ernst genommen werden. Hier ist eine sofortige Kriseninter-
vention nötig.

Betreuung und Haftnachsorge
Das erste halbe Jahr nach der Entlassung lässt sich am besten mit 
dem Begriff „Armutsmanagement“ charakterisieren. Jede kleine 
Abwechslung – Kneipe, Kino, Ausflüge usw. – reißt Löcher in die 
knappe Kasse. Und die Leistungen des Jobcenters (z. B. zur „Wie-
dereingliederung“ wie Beihilfen zur Wohnungseinrichtung oder 
Regelleistungen) werden oft benötigt, um offene Rechnungen zu 
begleichen. Wenn überhaupt, gelingt es Haftentlassenen nur sehr 
langsam, so etwas wie „Lebensqualität“ zu erreichen. In dieser kri-
tischen Lebensphase ist soziale Unterstützung besonders wichtig.

Haftnachsorge, sozialrechtliche Beratung, psychosoziale Be-
gleitung bei Substitution, suchtbegleitende Arbeit und Vermitt-
lung in Betreutes Wohnen, in Arbeitsprojekte oder eine therapeu-
tische Einrichtung sind Aufgaben professioneller Mitarbeiter/innen 
der jeweiligen Dienste. Ehrenamtliche Betreuer/innen können je-
doch – sofern sie dies selbst wünschen – in die Haftnachsorge und 
in die weitere psychosoziale Begleitung einbezogen werden und 
beispielsweise folgende Aufgaben übernehmen: 

Hilfestellung bei Behördengängen•	
emotionale Unterstützung besonders in Krisen•	
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�Unterstützung beim (Wieder-)Aufbau eines sozialen Netzes, z. B. •	
Familie, Freundeskreis oder im Rahmen von Selbsthilfe
�gemeinsame Aktivitäten wie Kino- oder Theaterbesuch, Knei-•	
penabend oder Kartenspiele
�Förderung der Bereitschaft, in Krisen Kontakt zum professionel-•	
len Hilfesystem aufzunehmen.

Nicht zuletzt hilft Haftentlassenen oft schon die Tatsache, dass sie 
mit jemandem reden und ab und zu etwas unternehmen können. 
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Gesundheitsförderung  
in Haft

Karlheinz Keppler 

Bereits in der Antike formulierte Hippokrates den Grundgedanken 
der Gesundheitsförderung: „Wohlgetan ist es, die Gesunden sorg-
fältig zu führen, damit sie nicht krank werden.“ Heute ist der Be-
griff in aller Munde, zahlreiche Diskussionen werden um die ver-
schiedenen Konzepte von Gesundheitsförderung geführt, und 
vielfach wird versucht, sie in die Praxis umzusetzen. Auch für das 
Gefängniswesen ist Gesundheitsförderung nichts Neues. Bereits um 
1900 wird in Deutschland von Bemühungen berichtet, für Gefan-
gene gesündere Alltagsbedingungen zu schaffen (Leppmann 1909). 
Sie gründeten auf der Erkenntnis, dass die Haft, auch wenn sie kei-
ne unmittelbare Gefahr für die körperliche Gesundheit darstellt, das 
Seelenleben und dadurch auch den Körper ungünstig beeinflusst. 
Zwar sollte die Haft aus Sicht der Öffentlichkeit und gemäß der da-
maligen Strafrechtstheorien zunächst abschreckend wirken und 
entsprechend hart gestaltet werden (Leppmann 1909, 23), trotzdem 
kamen Themen wie gesunde Ernährung oder die Verbesserung der 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse auf die Tagesordnung. So legte be-
reits 1897 der damalige Bundesrat die Mindestgröße von Zellen und 
Zellenfenstern und die Belegungsobergrenzen fest, und in einem 
preußischen Ministerialerlass vom 15. März 1905 wurde verfügt, die 
Gefängniskost „durch Hinzufügung eines erheblichen Plus an Ei-
weiß und Fett“ nahrhafter zu machen (Leppmann 1909, 28). Darü-
ber hinaus machte man sich Gedanken über Gefängnisbekleidung, 
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Bettlager, Körper- und Zahnpflege, Bewegung an frischer Luft und 
gesunder Gestaltung des Arbeitsplatzes. 

Leppmann formulierte schließlich eine fast schon klassisch zu 
nennende Aufgabe moderner Gesundheitsförderung: Es gelte, zu 
erkennen, welche Gefangenen besonders gefährdet seien, welche 
Mittel zur Abwehr dieser Gefahren unter den gegebenen Verhält-
nissen zur Verfügung stünden und wie man der Schwierigkeiten 
Herr werden könne, die sich „uns infolge der eigenartigen Verhält-
nisse der Haft entgegenstellen“ (Leppmann 1909, 71). 

Eigentlich müsste man alle Gefangenen als „gefährdet“ oder 
krank bezeichnen, folgt man der Weltgesundheitsorganisation, 
die Gesundheit als einen Zustand körperlichen, seelischen, geisti-
gen und sozialen Wohlbefindens definiert hat (WHO 1946) – ein Zu-
stand, der ja schon in Freiheit ziemlich schwer erreichbar ist. Viele 
kommen auch bereits krank in den Justizvollzug; besonders bei int-
ravenös Drogen Gebrauchenden ist der gesundheitliche Allgemein-
zustand oft äußerst prekär: Neben ausgeprägten Entzündungen im 
Bereich der Einstichstellen und anderen Folgeerscheinungen sind 
viele mit Hepatitis und manche auch noch mit HIV infiziert. Viele Ge-
fangene sind außerdem hoch verschuldet, haben vor Haftantritt So-
zial- oder Arbeitslosenhilfe bezogen, waren ohne festen Wohnsitz 
oder obdachlos (vgl. Stöver 2001, 21 f.). Aber bald nach Aufnahme 
in den Justizvollzug erholen sich die meisten recht schnell wieder – 
zumindest körperlich, was vor allem auf die regelmäßige Ernährung 
zurückzuführen ist. Von einer Gewichtszunahme und einem verbes-
serten Allgemeinzustand kann allerdings nicht unbedingt auf psy-
chisches Wohlbefinden geschlossen werden.

Der salutogenetische Ansatz
Präventive Bemühungen haben in den Gefängnissen der Bundesre-
publik traditionell die größte Tradition und Akzeptanz. Sie basieren 
auf dem pathogenetisch1 orientierten Ansatz, Krankheiten zu verhü-
ten (Primärprävention), sie möglichst früh zu erkennen und zu be-
handeln (Sekundärprävention) und eine Verschlechterung bestehen-
der Krankheiten zu verhindern (Tertiärprävention) (BZgA 1996). Der 
salutogenetische2 Ansatz dagegen fragt nach den Bedingungen für 

1		 Pathogenese (aus griech. páthos = Leiden, Schmerz, und génesis = Entstehung, Schöpfung, 
Geburt) beschreibt die Entstehung und Entwicklung von Krankheit.
2		� Salutogenese (lat. salus = Heil, Glück, Wohlsein) beschreibt die Entstehung von Gesundheit. 



171

G
e
s
u
n
d
h
e
i
t
s
f
ö
r
d
e
r
u
n
g
 i
n
 H
a
f
t

die Entstehung und den Erhalt von Gesundheit (Antonovsky 1997). 
Ein wichtiges Instrument zur Beeinflussung dieser Bedingungen – Ri-
sikokonstellationen, Belastungen und kritische Lebensereignisse wie 
auch persönliche Ressourcen und soziale Rahmenbedingungen – ist 
Gesundheitsförderung, wozu auch Empowerment gehört.

Gesundheitsförderung 
Gesundheitsförderung – 1986 von der Weltgesundheitsorganisation 
(WHO) in der „Ottawa-Charta zur Gesundheitsförderung“ fixiert –  
hat die gesamte Bevölkerung in ihren alltäglichen Lebenszusammen-
hängen im Blick (nicht nur bestimmte „Risikogruppen“) und zielt 
auf die positive Beeinflussung der Bedingungen von Gesundheit. 
Sie verbindet unterschiedliche, einander ergänzende Maßnahmen 
oder Ansätze, bemüht sich um eine wirkungsvolle Beteiligung der 
Öffentlichkeit und soll primär Aufgabe des Gesundheits- und Sozial-
wesens sein. Das WHO-Konzept wurde auf verschiedenen Konferen-
zen im Sinne gesundheitsfördernder Lebenswelten (supportive en-
vironments) weiterentwickelt und ausdifferenziert. So entstanden 
Konzepte zu gesundheitsfördernden Gemeinden (healthy commu-
nities), Städten (healthy cities) und Schulen sowie zur Gesundheits-
förderung in Betrieben. 

Auch Gefängnisse sind gefordert, sich auf die Schaffung ge-
sundheitsförderlicher Bedingungen zu konzentrieren, sowohl im 
Hinblick auf die Gefangenen als auch die Bediensteten. Im Blick 
steht damit das gesamte System, das heißt, „die materiellen, bauli-
chen, personellen, kommunikativen und kooperativen Gegebenhei-
ten des Gefängnisses“ (Stöver 2000, 86). Wo man beispielsweise für 
bessere Arbeitsbedingungen der Vollzugsbediensteten sorgt, wird 
dies positive Auswirkungen auf deren Umgang mit den Gefange-
nen haben und das Erreichen der im Strafvollzugsgesetz veranker-
ten Ziele wahrscheinlicher machen. 

Empowerment
Unter Empowerment3 versteht man Strategien und Maßnahmen, 
die Menschen befähigen sollen, ihre Belange (wieder) selbstverant-
wortlich und selbstbestimmt zu vertreten und zu gestalten (Knuf/
Seibert 2000). Professionelle Helfer/innen sollen lediglich Rahmen-
bedingungen schaffen, die diesen Prozess der Selbstbemächtigung 
fördern (Herriger 1997), und bei der Wahrnehmung und Nutzung 

3		 empowerment = (engl.) Ermächtigung, Befähigung, Stärkung
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von Gestaltungsspielräumen unterstützen, sich in den Prozess je-
doch nicht einmischen.

Empowerment erfolgt meist im Rahmen von Selbsthilfe, das 
heißt, durch die gegenseitige Unterstützung von gleichermaßen Be-
troffenen, um eigene Stärken zu erkennen und zu entwickeln und 
so Stigmatisierung, Diskriminierung und Machtlosigkeit zu über-
winden. Der Entzug von Freiheit, eine äußerst massive Einschrän-
kung des Lebens, ist durch Empowerment zwar nicht abwendbar, 
wohl aber lassen sich damit Kompetenzen fördern, die für das Über-
stehen der Haftzeit und das Leben danach wichtig sind.4 Empower-
ment sollte daher auch hinter Gittern ein Element von Gesundheits-
förderung sein, wobei allerdings klar sein muss, dass es sich hier 
nicht um eine „soziale Dienstleistung für Schwache“ handelt, die 
„von oben nach unten gereicht“ wird, sondern um Ressourcenför-
derung und dabei immer auch um die Befähigung, eigene Rechte 
einzufordern. Angesichts der bisherigen Ausbildung des Vollzugs-
personals, seines hierarchischen Verständnisses von Gefängnisarbeit 
und des gesetzlich fixierten, ganz im Zeichen einer kurativen Medi-
zin stehenden Behandlungsauftrags erscheint es jedoch fraglich, ob 
Empowerment in naher Zukunft eine Chance hat, sich als Element 
von Gesundheitsförderung in Haft zu etablieren. 

Gesund werden und gesund bleiben  
in Haft

Im Folgenden sollen Beispiele dafür gegeben werden, wie für die 
Gesundheit der Inhaftierten und der Bediensteten gesorgt werden 
kann – schließlich gilt es ja, Gesundheitsförderung als Prinzip auf das 
gesamte System Gefängnis anzuwenden. Zu diesem Zweck hat man 
im niedersächsischen Justizvollzug ein Gesundheitszentrum aufge-
baut, das den Bediensteten Hilfestellung bietet und Ressourcen für 
Stressbewältigung, Krankheitsprävention, Arbeitsschutzmaßnah-
men, Gesundheitsberatung, ganzheitliche Gesundheitsbildung, Kri-
senintervention (Beratung und Betreuung, Konfliktmanagement, 
Krisenprävention, Selbsthilfe, Fortbildung) und Rehabilitation (Ko-
operation mit Schwerbehindertenvertretern und Reha-Einrichtun-
gen, psychosoziale Beratung, Suchtprävention, Wiedereingliede-
rungshilfe) bereitstellt.

4		 In Studien konnte nachgewiesen werden, dass Benachteiligte durch Empowerment positive 
Einstellungen und Fähigkeiten entwickelt hatten (Rappaport 1985).
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Was die Gefangenen angeht, müssen an erster Stelle Maßnah-
men der Infektionsprophylaxe und Schadensminimierung beim in-
travenösen Drogengebrauch stehen, stellen Drogengebraucher/in-
nen heute doch den größten Anteil an der Gefängnispopulation. 
Gemäß den europäischen Empfehlungen für „gesunde Gefängnis-
se“ (Stöver 2000) gehören dazu unter anderem

�Aus- und Fortbildung zum Thema Drogengebrauch und Abhän-•	
gigkeit
�Erfahrungs- und Informationsaustausch zwischen Gefängnissen •	
und externen Drogenhilfe-Einrichtungen
�Strategien zur Risikominimierung (einschließlich Safer Sex, Sprit-•	
zenvergabeprogrammen und Impfungen)
auf Abstinenz zielende Therapieangebote•	
Substitutionsbehandlung•	
Förderung von Peer Support.•	

Darüber hinaus können Gefangene, Helfer/innen, Bedienstete und 
Anstaltsleitungen mit relativ einfachen Mitteln zur Gesundheitsför-
derung in Haft beitragen:

Gesunde Ernährung
Um gesund zu bleiben, braucht der Körper eine ausgewogene Mi-
schung aus Eiweißen (Proteinen), Fetten, Kohlehydraten, Vitami-
nen, Mineralstoffen, Ballaststoffen und natürlich Wasser. In den je-
weils unterschiedlichen Verpflegungsordnungen des Justizvollzugs 
der Bundesländer ist festgelegt, welche Mindestmengen der einzel-
nen Nahrungsbestandteile ausgegeben werden müssen. Darüber hi-
naus regeln sie besondere Kostformen wie z. B. schweinefleischfreie 
Kost bei Moslems, vegetarisches Essen (in der Regel ovo-lacto-vege-
tabil, d. h., unter Verwendung von Milch, Milchprodukten und Ei-
ern) oder Diäten aus medizinischen Gründen. Darüber hinaus kann 
der Anstaltsarzt auch andere Kost verordnen, etwa Breikost nach ei-
ner zahnärztlichen Behandlung oder Aufbaukost nach einer Ope-
ration.

Im Gefängnis ist es allerdings nicht immer einfach, sich optimal 
zu ernähren – Anstaltsküchen sind schließlich Großküchen, die Men-
schen mit besonderen Ernährungsbedürfnissen (wie z. B. HIV-Positi-
ve) kaum entsprechen können. Die Gefangenen können aber selbst 
für zusätzliche Nahrungsmittel wie z. B. Obst sorgen; das Geld da-
für müssen sie dann aber meist an anderer Stelle einsparen. Manch-
mal ist es auch möglich, Nahrungszulagen und Lebensmittelpakete 
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zu bekommen, etwa von einer Aidshilfe oder anderen Organisatio-
nen. Außerdem können Häftlinge durchaus mit den für die Küche 
Verantwortlichen oder mit der Anstaltsleitung über die Gefängnis-
kost diskutieren. 

Eine ausgewogene Mischkost erreicht man, indem man Le-
bensmittel aus möglichst vielen der folgenden Gruppen miteinan-
der kombiniert. Wichtig sind vor allem Lebensmittel aus den Grup-
pen 3, 4, 5 und 7. Wenn möglich, sollte man darauf achten, dass 
der Verarbeitungsgrad der Lebensmittel niedrig ist: Pellkartoffeln 
haben z. B. einen niedrigen, Kartoffelchips einen hohen Verarbei-
tungsgrad.

�•	 Gruppe 1: Milch und Milchprodukte wie Trinkmilch, Buttermilch, 
Joghurt, Kefir, Quark und Käse liefern dem Körper tierisches Ei-
weiß, Kohlehydrate, Fette, den Mineralstoff Kalzium und die Vi-
tamine A und B12.
�•	 Gruppe 2: Fleisch, Wurst, Innereien, Fisch und Eier enthalten 
hochwertiges tierisches Eiweiß, Kohlehydrate, Fette und die Vita-
mine A, D, B1, B12 sowie Folsäure und Jod (besonders Fisch).
�Gruppe 3: •	 Brot, Getreide, Reis, Nudeln und Kartoffeln liefern dem 
Körper wichtige Kohlehydrate, pflanzliches Eiweiß, Ballaststoffe, 
Mineralstoffe wie Eisen, Magnesium und Kalium sowie die Vita-
mine B1, C und Folsäure.
�•	 Gruppe 4: Gemüse und Salate enthalten die Vitamine A, C und 
Folsäure, die Mineralstoffe Magnesium und Kalium sowie Ballast-
stoffe. Hülsenfrüchte liefern neben Eiweiß und Kohlehydraten 
die Mineralstoffe Kalzium und Eisen. 
�•	 Gruppe 5: Obst versorgt den Körper mit Vitamin C; einige Obst-
sorten enthalten auch viel Kalium (z. B. Bananen) und Ballast-
stoffe.
�Gruppe 6: •	 Fette und Öle sowohl tierischer (z. B. Butter) als auch 
pflanzlicher Herkunft (wie Margarine oder Keimöl) enthalten le-
benswichtige Fettsäuren, ebenso die fettlöslichen Vitamine A, D, 
E und K.
�Gruppe 7: •	 Wasser ist für den Körper Lösungs- und Transportmit-
tel. Der Körper selbst besteht zu 60 % aus Wasser. Deshalb sollte 
man täglich mindestens zwei Liter Wasser aufnehmen.

Was man bei Problemen mit der Ernährung tun kann – z. B. bei Be-
schwerden aufgrund einer HIV-Infektion oder einer HIV-Therapie 
wie Übelkeit und Erbrechen, Appetitlosigkeit, Durchfall, Mundtro-



175

G
e
s
u
n
d
h
e
i
t
s
f
ö
r
d
e
r
u
n
g
 i
n
 H
a
f
t

ckenheit, Verstopfung, Kau- und Schluckbeschwerden –, darüber in-
formieren die Broschüre „komplementäre therapien“ und die Web-
seite www.hiv-wechselwirkungen.de der Deutschen AIDS-Hilfe e.V.

Bewegung und Sport
Gefangene haben laut Gesetz Anspruch auf täglich mindestens eine 
Stunde Aufenthalt im Freien. 

Außerdem können – und sollten! – sie die verschiedenen Mög-
lichkeiten für Sport und Bewegung nutzen, denn im monotonen 
Haftalltag ist Bewegung besonders wichtig: Das regt den Kreislauf 
an, fördert die Durchblutung, stärkt das Immunsystem und steigert 
das Wohlbefinden. Sport betreibt man am besten regelmäßig – und 
vor allem in Maßen. Wer es damit übertreibt (z. B. bis zur völligen 
Erschöpfung), schadet seinem Körper eher, als dass er ihm Gutes tut. 
Ratsam ist auch regelmäßige Gymnastik, alleine oder zu zweit. Da-
mit lockert, dehnt und kräftigt man die Muskulatur und beugt so 
Verspannungen vor. 

Heute gibt es in fast allen Justizvollzugsanstalten Sportlehrer/in-
nen und Geräte für Kraftsport, oft auch reguläre Gefangenen-Sport-
vereine oder Kurse, in denen Tai Chi und Yoga, autogenes Training 
und andere Entspannungstechniken angeboten werden. Selbstver-
ständlich können sich auch Ehrenamtliche in diesem Bereich enga-
gieren, indem sie z. B. Sportgruppen initiieren, Mannschaftsspiele 
organisieren und Gefangene zum Mitmachen motivieren. 

Psychohygiene
Haft bedeutet immer Stress: Die Haftsituation, polizeiliche Verneh-
mungen und Gerichtstermine können Angst und Unsicherheit auslö-
sen, die Trennung von Angehörigen, Partner(inne)n und Freund(in
n)en belastet, Langeweile und Ohnmachtgefühle stellen sich ein, es 
kommt zu Konflikten mit Mithäftlingen oder Bediensteten, man er-
lebt Bedrohung, Aggression und Gewalt. All das kann auch die Ab-
wehrkräfte des Körpers schwächen. Hier ist es zum einen wichtig, 
dass Gefangene sich Mitgefangene suchen, mit denen sie über all 
das sprechen können, was sie beschäftigt, und mit denen sie ihre 
Freizeit verbringen. Zum anderen sollten sie sich bei Problemen, mit 
denen sie alleine nicht fertig werden, an die Mitarbeiter/innen des 
Psychologischen und des Sozialen Dienstes wenden oder auch an 
Vollzugsbedienstete, zu denen sie Vertrauen haben. 

Für eine wirksame Gesundheitsförderung in Haft sind zugleich 
Maßnahmen für Bedienstete zur Verbesserung der Psychohygiene 
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sinnvoll und notwendig. So kann z. B. eine professionelle Supervi-
sion zur Klarheit darüber verhelfen, wie man mit der anvertrauten 
Klientel umgeht und welche Faktoren das eigene Handeln beein-
flussen.

Stress-Coping-Strategien
Stressoren sind ungewöhnlich hohe körperliche, seelische, geistige 
oder soziale Anforderungen, die verschiedenste Anpassungs- und 
Regulationsmechanismen aktivieren. Bei extremem Stress, egal ob 
chronisch oder akut, kann es jedoch sein, dass diese Mechanismen 
nicht mehr greifen – es kommt zu Überforderung, die, falls es an Be-
wältigungsstrategien mangelt, krank machen kann. Erst wenn der 
Mensch einen Stressor als belastend empfindet, kann er Bewälti-
gungsstrategien entwickeln – entweder aus sich selbst heraus oder 
mit Unterstützung von außen, z. B. durch Menschen aus dem sozia-
len Umfeld oder durch professionelle Kräfte. Inwieweit dieser Pro-
zess gelingt, hängt somit entscheidend von der Verfügbarkeit indi-
vidueller und sozialer Ressourcen ab. 

Hinter Gittern stehen einem erfolgreichen Stress-Coping mög-
licherweise zwei Faktoren entgegen: Zum einen bilden intravenös 
Drogen Gebrauchende heute die größte Gruppe in Deutschlands 
Gefängnissen, Menschen also, die Stress durch eine negative Strate-
gie, den Konsum von Drogen, zu bewältigen versuchen. Zum ande-
ren verliert das Gefängnis nach mehrmaligen Haftaufenthalten oft-
mals viel von seinem Schrecken und wird dann oft gar nicht mehr als 
negativer Stressor empfunden. Vielleicht ist das „Einfahren“ in man-
chen Fällen sogar eine positive Stress-Coping-Strategie wie etwa bei 
Obdachlosen, die in den letzten Herbstmonaten Diebstähle bege-
hen, um den Winter warm und trocken und bei guter Ernährung 
im Gefängnis zu verbringen. Gerade im Gefängnis hängt der Erfolg 
von Stress-Coping-Modellen also auch davon ab, wie der Einzelne 
seine Lebenslage innerhalb dieser Institution bewertet. 
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Drogen gebrauchende 
Migrant(inn)en in Haft 

Gökalp Özalp

Zum besseren Verständnis der Situation von drogenabhängigen 
Menschen mit Migrationshintergrund soll zunächst ein Überblick 
über das Zuwanderungsgesetz und weitere rechtliche Regelun-
gen gegeben werden, die in der Beratung dieser Klientinnen und 
Klienten eine Rolle spielen. Im Anschluss daran werden wesentli-
che soziale und familiäre Faktoren skizziert, die im Migrationspro-
zess zur Entwicklung einer Drogenabhängigkeit beitragen kön-
nen. Dieser Beitrag schneidet damit Themen an, die zugleich in 
der psychosozialen Beratung in Justizvollzugsanstalten zu berück-
sichtigen sind. 

Überblick über das 
Zuwanderungsgesetz 

Mit dem Zuwanderungsgesetz, das seit 1. Januar 2005 in Kraft 
ist, hat sich Deutschland – vorsichtig – der Realität eines Einwan-
derungslandes gestellt. Für Migrant(inn)en wurde der Zugang zur 
Erwerbstätigkeit vereinfacht und die Flüchtlingspolitik an europä-
ische Standards angepasst. Für neu Zugewanderte steht damit erst-
mals ein verlässliches Integrationsangebot zur Verfügung.

Das 15 Artikel umfassende Zuwanderungsgesetz enthält so-
wohl neue Gesetze als auch Änderungen bereits bestehender Geset-
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ze. Artikel 1, das Aufenthaltsgesetz1, hat das Ausländergesetz abge-
löst und regelt den Aufenthalt und die Rechte von Migrant(inn)en 
in Deutschland. Es benennt drei Aufenthaltstitel:

�Das •	 Visum gilt in Form des Schengen-Visums2 für die Durchreise 
oder für kurzfristige Aufenthalte von bis zu drei Monaten.
�Die •	 Aufenthaltserlaubnis ist befristet und wird zu bestimmten 
Aufenthaltszwecken erteilt. Die Dauer des Aufenthalts richtet 
sich nach dem jeweiligen Zweck.
�Die •	 Niederlassungserlaubnis ist unbefristet und schließt das Recht 
zu arbeiten ein. Sie ist zeitlich und räumlich unbeschränkt.

Neben den drei genannten Aufenthaltstiteln gibt es nach wie vor 
die Aufenthaltsgestattung während des Asylverfahrens und die Be­
scheinigung über die Aussetzung der Abschiebung (Duldung). Seit 
November 2006 können Geduldete ein Bleiberecht erhalten, das 
aber nur unter bestimmten Voraussetzungen erteilt wird. Wer seit 
sechs oder sieben Jahren in Deutschland lebt, soll ein Aufenthalts-
recht erhalten. Bleiben darf aber nur, wer keine erheblichen Strafta-
ten begangen hat und – vor allem – selbst für seinen Unterhalt auf-
kommen kann.

Für einen Aufenthaltstitel müssen folgende Voraussetzungen erfüllt 
sein:

Man verfügt über einen gültigen Pass oder Passersatz.•	
Der Lebensunterhalt ist gesichert.•	
Die Identität und Staatsangehörigkeit ist geklärt.•	
Es liegen keine Ausweisungsgründe vor.•	
Die Interessen der Bundesrepublik Deutschland werden gewahrt.•	
Es bestehen keine Einreise- und Aufenthaltsverbote.•	
�Man befindet sich nicht in einem laufenden Asylverfahren, das •	
dem Aufenthaltstitel entgegensteht.

Der Aufenthaltstitel erlischt
bei Ablauf seiner Geltungsdauer•	
bei Eintritt einer Bedingung, die ihn auflöst•	
�bei Rücknahme und Widerruf des Aufenthaltstitels durch die Aus-•	
länderbehörde

1		 Gesetz über den Aufenthalt, die Erwerbstätigkeit und die Integration von Ausländern im 
Bundesgebiet (Aufenthaltsgesetz, AufenthG)
2		 Siehe im Internet unter http://www.auswaertiges-amt.de > Einreisebestimmungen > Voraus-
setzungen für die Erteilung von kurzfristigen Visa (Schengen-Visa). 
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bei einer Ausweisung•	
bei Bekanntgabe einer Abschiebungsanordnung•	
�wenn bereits ein Aufenthaltstitel aus humanitären Gründen er-•	
teilt wurde
�bei dauerhafter Ausreise oder nicht erfolgter Einreise nach einem •	
mehr als sechsmonatigen Aufenthalt im Ausland.

Wer über kein Aufenthaltsrecht mehr verfügt, ist ausreisepflich-
tig. Wie schon im Ausländer- und Aufenthaltsgesetz geregelt, wird 
eine Ausweisung zwingend ausgesprochen bei schweren Strafta-
ten, schweren Drogendelikten und politisch motivierten Straftaten, 
bei mittlerer bis leichter Kriminalität, bei wiederholten Verstößen 
gegen Rechtsvorschriften sowie gerichtliche und behördliche Ent-
scheidungen. Als neuer zwingender Ausweisungsgrund wurde die 
Schleuserkriminalität aufgenommen. Wer zu einer Freiheitsstrafe 
von über zwei Jahren verurteilt wird, die nicht zur Bewährung aus-
gesetzt wird, kann ausgewiesen werden. 

Migrant(inn)en genießen Ausweisungsschutz, wenn sie eines der 
folgenden Kriterien erfüllen:

�Sie haben eine Niederlassungserlaubnis und halten sich seit min-•	
destens fünf Jahren rechtmäßig in Deutschland auf.
Sie haben eine Aufenthaltserlaubnis, •	

�sind in Deutschland geboren oder als Minderjährige nach ––
Deutschland eingereist und halten sich mindestens seit fünf 
Jahren rechtmäßig hier auf.
�halten sich seit fünf Jahren rechtmäßig in Deutschland auf und ––
sind mit jemanden verheiratet oder verpartnert (nach LPartG3), 
der/die entweder über eine Niederlassungserlaubnis verfügt 
oder in Deutschland geboren wurde oder als Minderjährige/r 
eingereist ist und eine Aufenthaltserlaubnis besitzt. 

�Migrant(inn)en, die mit einem deutschen Familienangehörigen •	
oder Lebenspartner (nach LPartG) in Lebensgemeinschaft leben.
Asylberechtigte sowie gleichgestellte anerkannte Flüchtlinge.•	

Wer eine der genannten Voraussetzungen erfüllt, kann nur dann 
ausgewiesen werden, wenn schwerwiegende Gründe der öffentli-
chen Sicherheit und Ordnung dies erfordern.

3	 Gesetz über die eingetragene Lebenspartnerschaft, kurz Lebenspartnerschaftsgesetz 
(LPartG) 



181

D
r
o
g
e
n
 g
e
b
r
a
u
c
h
e
n
d
e
 M
i
g
r
a
n
t
(
i
n
n
)
e
n
 i
n
 H
a
f
t

Zur rechtlichen Situation 
straffälliger Migrant(inn)en

Nach Angaben des Bundesjustizministeriums sind rund 35 Pro-
zent aller Strafgefangenen in deutschen Gefängnissen (ohne Un-
tersuchungs- und Abschiebehaft) Menschen ohne deutschen Pass. 
In der JVA Berlin-Tegel beträgt der Migrantenanteil etwa 32 Pro-
zent4 (Stand 08/2007), in der JVA Köln 40 Prozent5 und in der JVA 
Dortmund etwa 37 Prozent6 (Stand 09/2007). Je nach Bundesland 
schwankt der Anteil inhaftierter Migrant(inn)en um fünf bis acht 
Prozent; in den hessischen Justizvollzugsanstalten beträgt er etwa 42 
Prozent7. Am 31. März 2006 befanden sich insgesamt 14.026 Auslän-
der/innen und Staatenlose in Strafhaft und Sicherungsverwahrung.8

Wie die Zahlen zeigen, sind Migrant(inn)en, gemessen an ih-
rem Bevölkerungsanteil, in Gefängnissen deutlich überrepräsen-
tiert. Daraus lässt sich selbstverständlich nicht darauf schließen, 
dass Migrant(inn)en generell krimineller sind als Einheimische. Es 
gibt viele Gründe, weshalb so viele Nichtdeutsche einsitzen; so kön-
nen z. B. manche Delikte nur von Migrant(inn)en begangen wer-
den, wozu – allen voran – Verstöße gegen das Zuwanderungsgesetz 
gehören. Auch andere Straftaten stehen häufig im unmittelbaren 
Zusammenhang mit dem Aufenthaltsstatus, so etwa Urkundenfäl-
schung, häufig in Form einer Manipulation amtlicher Ausweise. 
Auch unter den Drogengebraucher(inne)n gibt es viele Menschen 
ohne deutschen Pass, die straffällig werden und mit dem Aufent-
haltsrecht in Konflikt kommen. 

Wenn Migrant(inn)en eine Straftat begehen, gefährden sie au-
tomatisch ihren Aufenthaltsstatus. Wird eine in Deutschland gebo-
rene oder aufgewachsene Person wegen Verstoßes gegen das Be-
täubungsmittelgesetz (BtMG) zu zwei Jahren Haft ohne Bewährung 
verurteilt, reicht dies aus, um sie gemäß Zuwanderungsgesetz aus-
zuweisen – dieses Gesetz kommt somit vor allen anderen Gesetzen 
zur Anwendung. Oft findet das Betäubungsmittel- oder das Sozi-
alhilfegesetz keine Anwendung, weil die betreffende Person über 
keinen Aufenthaltstitel mehr verfügt. Vor diesem Hintergrund ge-
staltet sich die Beratungsarbeit im Justizvollzug.

4		 siehe unter http://www.berlin.de/jva-tegel > Über uns > Statistische Angaben
5		 siehe unter http://www.jva-koeln.nrw.de > Wir über uns > Behördenpräsentation
6		 siehe unter http://www.jva-dortmund.nrw.de > Wir über uns > Statistik 
7		 Hessisches Ministerium der Justiz, Presseinformation 2004
8		 Statistisches Bundesamt, Fachserie 10, R. 4.1, 2006 unter www.bmj.de
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Zurückstellung der Strafe nach § 35 BtMG
Gemäß § 35 BtMG kann bei drogenabhängigen Menschen die Haft-
strafe durch eine therapeutische Behandlung ersetzt werden. Bei 
Migrant(inn)en kommt diese Möglichkeit – „Zurückstellung der 
Strafe“ bzw. „Therapie statt Strafe“ – jedoch nur dann in Betracht, 
wenn keine Ausweisung vorliegt (zu den weiteren Voraussetzun-
gen siehe Bammann „Unterbrechung und vorzeitige Beendigung 
der Haft“, Abschnitt „Therapie statt Strafe“, S. 116 in diesem Band). 
Die schwierige Aufgabe der Drogenberatung besteht hier darin, vor 
dem Hintergrund ausländerrechtlicher Probleme die Kostenüber-
nahme zu klären und einen Therapieplatz zu finden.

Probleme bei ungeklärtem oder nicht mehr gültigem 
Aufenthaltsstatus

Für eine Strafzurückstellung ist bei drogenabhängigen Migrant(inn)
en eine gültige Aufenthaltserlaubnis oder die Zustimmung der Aus-
länderbehörde erforderlich. Da die Kosten für eine Therapie nur bei 
gültigem Aufenthaltsstatus übernommen werden, kann es passieren, 
dass der/die Betreffende während der Haftzeit ausgewiesen bzw. ab-
geschoben wird – etwa dann, wenn die einst erteilte Duldung oder 
die befristete Aufenthaltserlaubnis inzwischen abgelaufen ist. 

Bei ungeklärtem oder nicht mehr gültigem Aufenthaltsstatus 
ist es schwierig, eine Übernahme der Therapiekosten zu erreichen: 
Die Kostenträger verweisen auf den ausländerrechtlichen Sach-
stand, und die Ausländerbehörde verweigert die Gewährung ei-
nes neuen Aufenthaltsstatus mit dem Hinweis auf die angestrebte 
Ausweisung – womit die Möglichkeit, eine Therapie aufzunehmen, 
praktisch verwehrt ist. Hinzu kommen die langen Bearbeitungszei-
ten bei der Ausländerbehörde, die dazu führen, dass manche be-
reits aus der Haft entlassen werden, noch bevor über ihren auslän-
derrechtlichen Status entschieden worden ist. 

Solange sich drogenabhängige Migrant(inn)en in Haft befin-
den, unterstehen sie dem Vollstreckungsanspruch der Staatsan-
waltschaft. Eine Abschiebung aus laufender Strafhaft kann nur im 
Rahmen des § 456a Strafprozessordnung9 erfolgen. In diesem Fall 

9		 § 456a StPO: (1) Die Vollstreckungsbehörde kann von der Vollstreckung einer Freiheitsstrafe, 
einer Ersatzfreiheitsstrafe oder einer Maßregel der Besserung und Sicherung absehen, wenn der 
Verurteilte wegen einer anderen Tat einer ausländischen Regierung ausgeliefert, an einen inter-
nationalen Strafgerichtshof überstellt oder wenn er aus dem Geltungsbereich dieses Bundesge-
setzes ausgewiesen wird. (2) Kehrt der Ausgelieferte, der Überstellte oder der Ausgewiesene zu-
rück, so kann die Vollstreckung nachgeholt werden. [...]
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verzichtet die Staatsanwaltschaft vorerst auf die Vollstreckung der 
Reststrafe. Sobald sich die betreffende Person auf freiem Fuß befin-
det – also auch nach einer Strafzurückstellung gemäß § 35 BtMG – 
kann sie abgeschoben werden.

Einem Antrag auf Rückkehr kann nach drei bis fünf Jahren 
stattgegeben werden, die Vollstreckung der Reststrafe ist aber bis 
zu zehn Jahre möglich, das heißt, bei Einreise erfolgt eine erneu-
te Inhaftierung. Häufig greift § 456a StPO kurz vor der Entlassung 
nach Verbüßen von zwei Dritteln der Haftstrafe (§ 57 Abs. 1 StGB), 
sodass nach der Rückkehr die Reststrafe zu verbüßen ist; gegebe-
nenfalls ist ein Gnadenantrag zu stellen (bei der Staatsanwaltschaft 
oder in einigen Bundesländern auch bei speziellen Gnadenbehör-
den). 

Therapiebereitschaft
Die Nutzung der Möglichkeit „Therapie statt Strafe“ nach § 35 BtMG 
setzt Therapiebereitschaft voraus. Da Drogenabhängige in der Re-
gel aber schon mehrere gescheiterte Therapieversuche hinter sich 
haben, gehen Staatsanwaltschaften oft von mangelnder Therapie-
bereitschaft aus – was allerdings im Widerspruch zu § 35 BtMG steht. 
Ob jemand bereit ist, sich in Therapie zu begeben, hängt schließlich 
nicht davon ab, ob er oder sie bereits in der Vergangenheit Durch-
haltevermögen bewiesen hat. Das frühere Verhalten rechtfertigt es 
nicht, einen Therapie-Erfolg in Abrede zu stellen. § 35 BtMG soll 
ja nicht nur Musterpatient(inn)en in die Therapie führen, sondern 
auch und gerade solche Menschen, denen es besonders schwer fällt, 
sich aus der Drogenabhängigkeit zu befreien. 

Drogenabhängige Asylbewerber/innen 
Die Rechte und Pflichten von Asylbewerber(inne)n sind im Asylver-
fahrensgesetz detailliert beschrieben. Dort findet sich aber kein ein-
ziges Wort zur Behandlung von drogenabhängigen Asylsuchenden. 
Für diese Klientel gibt es praktisch keine Stelle, welche die Thera-
piekosten tragen würde. Die zuständigen staatlichen Einrichtungen 
lehnen entsprechende Anträge mit der Begründung ab, sie seien 
nur für akute, nicht aber für chronische Krankheiten zuständig. Vie-
le suchtkranke Migrant(inn)en werden über Jahre in Deutschland 
geduldet und nicht in ihre von Krisen und Krieg gebeutelten Her-
kunftsländer ausgewiesen. Da keine Institution für die Therapiekos-
ten aufkommt, bleiben diese Menschen weiterhin abhängig mit all 
den damit verbundenen Folgeerscheinungen.
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Medizinische Versorgung in Haft
Das Strafvollzugsgesetz gilt unterschiedslos für alle Häftlinge – egal, 
ob sie deutscher oder nichtdeutscher Herkunft sind. Dort ist auch die 
medizinische Versorgung in Haft geregelt. So ist zu Haftbeginn eine 
Aufnahmeuntersuchung vorgeschrieben, bei der die Vollzugstaug-
lichkeit, Behandlungsbedürftigkeit, die Gefährdung anderer, die Ar-
beits- und Sportfähigkeit sowie die Möglichkeiten der Einzelunter-
bringung zu überprüfen sind (siehe dazu Keppler, „Besonderheiten 
der Anstaltsmedizin“, S. 46 in diesem Band). Im Rahmen dieser Unter-
suchung werden auch ein HIV-Test und ein Hepatitis-Test angeboten, 
meist allerdings ohne Beratung, wie sie außerhalb des Strafvollzugs 
Standard ist. Eine Beratung vor und nach dem Test ist unverzichtbar, 
insbesondere bei Häftlingen aus Ländern, in denen kaum über HIV/
Aids aufgeklärt wird: Nur so kann dafür gesorgt werden, dass die 
Bedeutung des Testergebnisses verstanden wird. Bei Gefangenen, 
die Probleme mit der deutschen Sprache haben, sollte eine gedol-
metschte Testberatung angeboten werden. 

Eine HIV-Therapie kann – unabhängig vom Aufenthaltsstatus – 
auch in Haft begonnen werden. Eine drohende Ausweisung oder Ab-
schiebung sollte nicht dazu führen, dass eine notwendige HIV-The-
rapie unterbleibt. Vielmehr sollte gemeinsam mit dem Berater/der 
Beraterin und einem Rechtsbeistand geklärt werden, wie eine Fort-
führung der Behandlung gesichert werden kann und ob eine Aus-
weisung/Abschiebung aus humanitären Gründen vermeidbar ist.

Drohende Ausweisung/Abschiebung 
Nach einem Drogenentzug kommt es – besonders bei Kokainkonsu
ment(inn)en – häufig zu psychotischen Zuständen. Bei Häftlingen, 
denen eine Ausweisung bevorsteht, kommen massive Existenz- und 
Trennungsängste hinzu: Viele sind verheiratet und haben Kinder. Sie 
kamen entweder im Kindesalter mit ihren Eltern nach Deutschland 
oder sind hier geboren. Das Herkunftsland ihrer Eltern kennen sie 
nur aus deren Erzählungen oder von Ferienreisen. Eine Ausweisung 
bedeutet für sie Trennung von der Familie – und von dem Land, in 
dem sie aufgewachsen sind und das für sie so etwas wie Heimat ge-
worden ist. Eine Rückkehr nach Deutschland ist ungewiss. Jahre müs-
sen vergehen, ehe ein solcher Traum Wirklichkeit werden kann.

In dieser Krisensituation haben Anstaltsärzte und -ärztinnen die 
Aufgabe, die Betroffenen fachgerecht medikamentös zu behandeln 
und bis zum Zeitpunkt der Ausweisung zu begleiten. In Deutschland 
gibt es für solche Häftlinge weder rechtliche Regelungen für eine 
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Rehabilitation noch geeignete Therapie-Einrichtungen. In den Län-
dern, in die sie ausgewiesen werden, gibt es häufig überhaupt kei-
ne Behandlungsmöglichkeiten – und wo doch, können sie diese oft 
nicht nutzen, weil sie die Landessprache nicht beherrschen. 

Sozialer und familiärer Hintergrund
Pubertät und Jugendzeit sind in aller Regel seelisch stark belasten-
de Lebensphasen. Bei nicht wenigen Jugendlichen kommen geringe 
berufliche Perspektiven, Arbeitslosigkeit, Armut, mangelnde fami-
liäre Geborgenheit, Erfahrungen mit (erlebter und selbst ausgeüb-
ter) Gewalt sowie Kriminalität hinzu. Jugendliche mit Migrations-
hintergrund sind hiervon allerdings häufiger betroffen als deutsche 
Jugendliche. Darüber hinaus müssen sie den Prozess der Akkultura-
tion sowie Konflikte und Widersprüche zwischen Elternhaus, Schu-
le und übriger Gesellschaft bewältigen, was innere Stabilität vor-
aussetzt, über die ein beträchtlicher Teil nicht verfügt.10 Es wundert 
daher nicht, dass Migrantenkinder an den Haupt- und Sonderschu-
len Deutschlands überproportional vertreten sind, während sie an 
den Gymnasien unterrepräsentiert sind. Die hohe Problem- und 
Konfliktbelastung treibt nicht wenige in die Resignation – und oft 
auch in die Drogenszene, die dann als Ort der Zuflucht erscheint.

Folgende Faktoren lassen sich bei drogenabhängigen Migrant(inn)
en ausfindig machen: 

�Entwurzelung aus vertrauten familiären, sozialen und kulturel-•	
len Bezügen
�Entfremdung zwischen den Angehörigen aufgrund langjährigen •	
Getrenntlebens und neu eingegangener Bindungen
Verlust der Verhaltenskontrolle in der „Fremde“•	
�schwankende Zukunftsplanung (im Hinblick auf Bleiben/Rück-•	
kehr, Heirat, Beruf der Kinder) 
�unsichere Zukunftsperspektiven aufgrund schlechter Beschäfti-•	
gungslage und Wohnsituation 
Ausgrenzung, Fremdenfeindlichkeit und Rassismus•	

10	 Als Beispiel sei hier auf einen türkischen Familienverband verwiesen: Dieser wichtigste Iden-
tifikations- und Bezugspunkt im Leben türkischer Jugendlicher bietet ihnen, sofern er intakt ist, 
Schutz, Sicherheit und Stabilität, wodurch sich enttäuschende Erfahrungen leichter verkraften 
lassen. Im Migrationsprozess verändern sich die innerfamiliären Bindungen jedoch sehr häufig. 
Je stärker die Einstellungen und Interessen von Eltern und Kindern auseinanderklaffen, desto 
mehr verliert die Familie von ihrem schützenden Charakter.
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Zwiespalt zwischen Herkunfts- und Aufnahmekultur•	
Überforderung durch die Erziehung der Kinder •	
�soziale Isolation und Überforderung angesichts komplexer und •	
komplizierter Lebensbedingungen 
Entwicklung einer labilen Minderheitsidentität•	
Kommunikationsschwierigkeiten/Sprachprobleme.•	

Wie bei jeder Abhängigkeit wird zunächst versucht, die Drogen-
sucht so lange wie möglich zu verbergen. Wenn die Angehörigen 
schließlich davon erfahren, richten sich ihre Bemühungen vor allem 
auf den Erhalt der Familie; das Problem bleibt dann Familiensache 
und wird nicht nach außen getragen. In den letzten Jahren suchen 
jedoch immer mehr Migrant(inn)en Drogeneinrichtungen auf, um 
ihre Suchterkrankung mit professioneller Hilfe zu bewältigen.

Schlussfolgerung
Die in diesem Beitrag skizzierten rechtlichen, sozialen und familiären 
Aspekte müssen auch in der Beratung in Justizvollzugsanstalten be-
rücksichtigt werden. Für die Berater/innen gilt es, die Probleme der 
Hilfesuchenden zu erfassen, gemeinsam mit ihnen Lösungen zu er-
arbeiten und sie zur Selbsthilfe zu motivieren. Meist dient die Be-
ratung dazu, die Klient(inn)en auf eine Drogentherapie nach § 35 
BtmG vorzubereiten. Eine gute Zusammenarbeit aller Beteiligten 
– Staatsanwaltschaft, Rechtsanwälte und -anwältinnen, Therapie-
kosten-Träger, Justizvollzugsmitarbeiter/innen und Angehörige der 
Klient(inn)en – vergrößert die Chancen für einen erfolgreichen Ab-
schluss des Beratungsprozesses.

Inhaftierte ohne deutschen Pass brauchen fach- und sachkun-
dige Unterstützung. Bei ihnen stellen sich äußerst komplexe Rechts-
fragen, die nur mit einem Rechtsbeistand geklärt werden können. 
Daher sollte möglichst schnell auf eine Kooperation mit Einrichtun-
gen hingewirkt werden, die schwerpunktmäßig Migrant(inn)en be-
raten und Jurist(inn)en kennen, die auf das Zuwanderungsrecht 
spezialisiert sind. 
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Präventions­
veranstaltungen für  
Jugendliche in Haft

Birte Neubauer

Jugendliche und Heranwachsende befinden sich in einem Lebensal-
ter, in dem die ersten sexuellen Erfahrungen gemacht werden und in 
dem sich Haltungen und Einstellungen durch pädagogischen Einfluss 
wesentlich leichter verändern lassen als in späteren Lebensjahren. 
Veranstaltungen zur HIV-Prävention für diese Zielgruppe bieten sich 
daher an, und das gilt insbesondere für junge Menschen in Haft. 

Bei jeder Jugendstrafe oder Erziehungsmaßregel wird versucht, 
erzieherisch auf die Inhaftierten einzuwirken und sie so zu einem 
verantwortungsbewussten Lebenswandel zu führen. Die Legitima-
tion des Erziehungsauftrags findet sich im Jugendgerichtsgesetz 
(JGG). Präventionsarbeit mit jugendlichen und heranwachsenden 
Inhaftierten ist daher Teil der Resozialisierung.

Veranstaltungen zur HIV-Prävention können in jeder Vollzugs-
form angeboten werden. Voraussetzung ist die Zusammenarbeit der 
Kooperationspartner, also der Anstalt und z. B. der ortsansässigen 
Aidshilfe oder einer anderen externen Einrichtung. Nachfolgend 
werden Veranstaltungen vorgestellt, die im Jugendarrest und im of-
fenen Jugendvollzug durchgeführt wurden.

Allgemeines zur Zielgruppe
Die meisten der im Jugendvollzug Inhaftierten haben schon einmal 
an Veranstaltungen zu HIV/Aids in der Schule oder in Jugendeinrich-
tungen teilgenommen. Trotzdem zeigt sich immer wieder, dass eine 
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Auffrischung notwendig ist. Ein echtes Interesse am Thema ist aller-
dings nicht immer vorhanden; eine Präventionsveranstaltung wird 
oft nur genutzt, um aus dem Haftraum herauszukommen und Ab-
wechslung zu haben. Den Aussagen der Häftlinge ist häufig zu ent-
nehmen, dass sie sich weder mit HIV/Aids noch allgemein mit ihrer 
Gesundheit und ihrem Leben auseinandersetzen wollen.  

Die Teilnahme an einer Präventionsveranstaltung sollte immer 
freiwillig sein. Außerdem muss bedacht werden, dass viele dieser 
Jugendlichen und Heranwachsenden nicht viel von sich preisgeben 
wollen – sie haben es nicht gelernt, über ihre Gefühle, Einstellungen 
und Erfahrungen zu sprechen, geschweige denn, Gefühle zuzulas-
sen und zu zeigen. Sie dürfen daher weder von der durchführenden 
Person noch aus der Gruppe heraus in kompromittierende Situatio-
nen gebracht werden. Sensibilität und Fingerspitzengefühl sind also 
nötig, um zu merken, wo die Grenzen liegen. 

HIV-Prävention im Jugendarrest
Im Jugendarrest, auch Freizeitarrest genannt, sind junge Inhaftier-
te im Alter von 14 bis 21 Jahren, denen der zuständige Jugendrich-
ter eine Erziehungsmaßregel auferlegt hat. Bei ihren Straftaten 
handelt es sich z. B. um Diebstahl oder Fahren ohne Fahrerlaubnis. 
Je nach Schwere der Straftat und eventueller Vorstrafen kann Ju-
gendarrest bis zu vier Wochen verhängt werden. Im Durchschnitt 
befinden sich die Häftlinge bis zu zwei Wochen im Jugendarrest. 
Die Klientel reicht von „ganz normalen“ Jugendlichen oder Heran-
wachsenden, die nach einer Erziehungsmaßregel nicht mehr straf-
fällig werden, bis hin zu jenen, die immer wieder Straftaten bege-
hen. Meist kommen sie aus schwierigen Familienverhältnissen und 
sind geprägt von Zukunftsängsten. 

Da die Fluktuation im Jugendarrest sehr hoch ist, gibt es unter 
den Häftlingen keinen Zusammenhalt, und sie gehen auch nicht of-
fen miteinander um, was die Arbeit mit ihnen erschweren kann. Oft 
versuchen die Stärkeren, in den Präventionsveranstaltungen ihre 
Macht auszuspielen, andere zu beleidigen und sie in peinliche Situ-
ationen zu bringen. Um Eskalationen zu vermeiden, muss möglichst 
früh eingegriffen werden. 

Planung
Das Thema HIV-Prävention lässt sich gut in den Tagesablauf der Ar-
restanten einbauen. Zum Tagesablauf gehören sozialpädagogi-
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sche Betreuung sowie Veranstaltungen von externen oder internen 
Mitarbeiter(inne)n. Diese werden, je nach personellen Ressourcen, 
auch zu gesundheitlichen oder sozialen Themen angeboten, so etwa 
Drogen, Schulden oder Sexualität. 

HIV-Präventionsveranstaltungen im Jugendarrest können in 
derselben Form angeboten werden wie in Schulen. In Absprache mit 
den zuständigen Justizvollzugsbediensteten wird ein fester Termin 
festgelegt, z. B. jeden Dienstagnachmittag um 15.30 Uhr, sodass sich 
auch das Personal danach richten kann. Bewährt haben sich Unter-
richtszeiten von zweimal 45 Minuten, sie sollten allerdings je nach 
Bedarf vereinbart werden. Bei einer mehr als einstündigen Veran-
staltung sollte zwischendurch eine Pause eingelegt werden, da die 
Konzentrationsfähigkeit der Teilnehmer/innen nach etwa 45 Minu-
ten nachlässt und Unruhe aufkommen kann. Die Pausen können sie 
entweder im Veranstaltungsraum oder in den Hafträumen verbrin-
gen, was mit dem Personal vorher abzusprechen ist. 

Für die Durchführung bietet sich ein Aufenthaltsraum oder der 
Speiseraum an – wichtig ist, dass es dort genügend Sitz- und Ar-
beitsmöglichkeiten gibt. Je nach Präventionsthema werden auch 
bestimmte Materialien gebraucht. Dazu gehören z. B. Kondome, 
die sowohl im Jugendarrest wie auch im offenen Jugendvollzug ver-
teilt werden dürfen. Das muss man sich allerdings vorher von den 
zuständigen Bediensteten genehmigen lassen. Außerdem ist zu 
klären, wer für die Kosten aufkommt, denn Aidshilfen oder Kon-
domfirmen stellen heute nicht mehr so ohne Weiteres kostenlose 
„Gummis“ zur Verfügung. 

Bei der Planung ist außerdem zu bedenken, dass von der Polizei 
zugestellte Straftäter – anders als die sogenannten Selbststeller –  
in den ersten drei Tagen aus Sicherheitsgründen Dauereinschluss 
haben und in dieser Zeit nicht an Veranstaltungen teilnehmen kön-
nen. Und da die Verweildauer der Jugendlichen im Jugendarrest re-
lativ kurz ist, kann man dort nur Einmal-Veranstaltungen durchfüh-
ren und keine aufeinander aufbauende Reihe. Die hohe Fluktuation 
erschwert es außerdem, feste Gruppen zusammenzustellen, hat 
aber auch den Vorteil, dass man – sofern es sich um ein regelmäßi-
ges, z. B. wöchentliches Angebot handelt – in kurzer Zeit viele Ju-
gendliche erreichen kann. 

Die Gruppengröße sollte bei fünf bis zehn Teilnehmer(inne)n 
liegen, da manche Inhaftierte verhaltensauffällig sind und es da-
her schwierig ist, bei größeren Gruppen zu einem guten Ergebnis 
zu kommen. 
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Durchführung
Erstes Kennenlernen

Die Veranstaltung beginnt mit einer Vorstellungsrunde und einem 
kurzen Überblick über den Ablauf. Dazu bildet man zusammen mit 
den Jugendlichen einen Stuhlkreis, was manche zunächst verunsi-
chert, da sie das mit Therapiemethoden verbinden; dieses Missver-
ständnis sollte man sofort ausräumen. Da die Teilnehmer/innen die 
durchführende Person in den meisten Fällen nicht kennen, wissen 
sie auch nicht, wie sie auf diese reagieren sollen und inwieweit sie 
sich auf das, was gerade passiert, einlassen sollen. Die meisten die-
ser jungen Menschen haben schon häufig Vertrauensmissbrauch 
erfahren und gehen meist erst mal in Abwehrhaltung, die, wenn 
nicht verbalisiert, an der Körpersprache zu erkennen ist. 

Einführung: Übertragungswege und Schutzmöglichkeiten
Nach dem ersten Kennenlernen folgt eine Einführung in das The-
ma. Die Teilnehmer/innen werden zunächst gefragt, was die Be-
griffe HIV und Aids bedeuten, und sollen erläutern, was sie sich 
darunter vorstellen. In diesem „Brainstorming“ sollten die medizi-
nischen Aspekte der Krankheit nur kurz angerissen werden, da der 
Schwerpunkt beim eigenen Sozialverhalten liegen soll. Im zweiten 
Schritt fragt man danach, wie HIV nicht übertragen wird und wie 
das Virus übertragen werden kann. Hier erhält man bereits einen 
ersten Eindruck, wie gut oder schlecht die Teilnehmer/innen auf-
geklärt sind. 

Jugendliche haben ihre eigene Sprache – wichtig für ihre sozio-
kulturelle Entwicklung –, und die sollten sie auch in einer Präventi-
onsveranstaltung verwenden dürfen. Weil die meisten Teilnehmer/
innen Fachbegriffe wie z. B. Scheidensekret nicht kennen, benutzen 
sie dafür Wörter, die ihnen geläufig sind. Auch wenn das dann 
erst mal Gelächter auslöst, sollte man das nicht unterbinden: Der 
kontrolliert-spaßige Umgang mit dem Thema macht die Jugend-
lichen offener. Wichtig dabei ist nur, dass man selbst immer sach-
lich bleibt. 

Besonders gut lassen sich die Übertragungswege durch Bild und 
Spiel vermitteln – das lockert die Situation auf und verhindert, dass 
die Veranstaltung zu einem trockenen Vortrag wird. Ein Frontalun-
terricht eignet sich ohnehin nicht, da viele Häftlinge Konzentrati-
onsschwierigkeiten haben. Statt den Lernstoff nur aufzunehmen, 
müssen sie bei spielerischen Methoden auch selbst nachdenken und 
handeln. Entsprechende Vorschläge bietet beispielsweise der Ma-
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terialordner der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung 
(BZgA).1

Der Materialordner der BZgA enthält unter anderem Piktogramme, 
deren Nutzung sich in der Arbeit mit Jugendlichen in Haft bewährt 
hat. Hier eine Variante der verschiedenen Einsatzmöglichkeiten:

Innerhalb des Stuhl- 
kreises wird jeweils ein 
Blatt mit der Beschrif-
tung „kein Risiko“, 
„geringes Risiko“ und 
„großes Risiko“ ausge-
legt, und in der Mitte 
platziert man die Pik-
togramme. Nun fordert 
man die Teilnehmer/- 
innen auf, die Pikto-

gramme je nach Risikograd dem 
richtigen Blatt zuzuordnen – und 
vor allem nachzufragen, wenn sie 
die Bildsymbole nicht verstehen. 
Tatsächlich kommt es immer wieder 
zu Missverständnissen. So wird z. B. 
die zur Drogeninjektion weiterge-
reichte Spritze mitunter als Handy 
gedeutet (Abb. 1) oder das Schiff auf 
der Brust des abgebildeten Mannes 
(Abb. 2) nicht als Tätowierung ver-
standen. Wünschenswert ist, dass 
die Teilnehmer/innen die Aufgabe 
gemeinschaftlich lösen und sich bei 
Unklarheiten gegenseitig fragen. 
Meist jedoch klappt das nicht, weil 

Abb. 2

Abb. 1

1		 Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (BZgA) (Hg.): Veranstaltungen von Mensch 
zu Mensch am Beispiel Aids. Planen – durchführen – auswerten. Köln 2005. Siehe unter www.
bzga.de, Suchbegriff „Veranstaltungen von Mensch zu Mensch“. Die Piktogramme („Nasenco-
mics“) samt Methodenbeschreibung gibt’s auch als pdf-Datei zum herunterladen 
(www.gib-aids-keine-chance.de/div/download.php?id=39&sub=pdf).
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sie nicht vertraut miteinander sind und sich daher nicht als Team 
verstehen. Nach erfolgter Zuordnung der Piktogramme wird jede 
Abbildung gemeinsam besprochen. Dabei wird geklärt, wie HIV 
(nicht) übertragen werden kann und ob das jeweilige Piktogramm 
an die richtige Stelle gelegt wurde. Wichtig ist, dass man auf Zwi-
schenfragen eingeht und auch drastische Beispiele nennt, um das 
Risikopotenzial anschaulich zu machen, so etwa, dass eine HIV-
Übertragung durch Speichel nur vorstellbar wäre, wenn ein ganzer 
Eimer davon aufgenommen würde. Beispiele oder Erklärungen 
sollte man allerdings nie auf die Teilnehmer/innen beziehen, um 
sie nicht in Verlegenheit zu bringen. 

Danach geht es um den 
Schutz vor einer HIV-Über
tragung. Zu den Präventi-
onsmitteln beim Sex gehört 
neben dem Kondom auch 
das Dental Dam, das beim 
Piktogramm zum Sex zwi-
schen Frauen zur Sprache 
kommt (Abb. 3). Da es 
kaum bekannt ist, sollte 
man eines mitbringen und 
durch die Runde gehen las-
sen. Meist leuchtet es den 

Teilnehmer(inne)n nicht ein, warum sie sich mit diesem „lächer-
lichen Lecktuch“ auseinandersetzen sollen – das sei ja nur etwas 
für Lesben. Wenn man ihnen dann klarmacht, dass das Tuch auch 
beim Oralverkehr zwischen Mann und Frau vor Ansteckung durch 
Menstruationsblut schützt, wird es nicht mehr als derart komisch 
empfunden. Homosexualität sollte man nur kurz ansprechen; sie 
zu einem Thema zu machen, ist sehr schwierig, weil es an der 
nötigen Toleranz mangelt und regelmäßig Abwehr und Gelächter 
auslöst. 

Nach Besprechung der Schutzmöglichkeiten ist es Zeit für eine 
zehnminütige Pause. Manche Teilnehmer/innen müssen dann erst 
mal „eine rauchen“, auch deshalb, weil das ungewohnte Thema 
emotionalen Stress verursacht. 

Abb. 3
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Praktisches rund ums Kondom
Die zweite Einheit beginnt mit einem Brainstorming zum HIV-Test, 
danach dreht sich alles um Kondome – welche Sorten es gibt, wo-
raus sie hergestellt sind, worauf man beim Kauf achten muss, wie 
man sie aufbewahrt – und Gleitmittel: in welchen Fällen und wie 
man sie benutzt, welches die richtigen sind und welche man nicht 
verwenden darf. Im Anschluss daran fragt man die Runde, ob je-
mand bereit ist, die Kondomanwendung an einem Penismodell2 
vorzuführen. Man geht die Sache am besten locker an, um den 
Teilnehmer(inne)n die Scheu zu nehmen – und meist springen sie 
darauf auch an. Sollte sich niemand melden, hilft oft der Hinweis, 
dass die meisten Menschen beim Kondomgebrauch Fehler ma-
chen. Wenn auch das nicht fruchtet, führt man die Übung selbst 
vor. Auf anzügliche Bemerkungen sollte man möglichst sachlich 
reagieren. 

Zum Schluss werden die Teilnehmer/innen gefragt, ob es noch 
etwas zu klären gibt, falls nicht, kann die Veranstaltung beendet 
werden. Als Give-aways eignen sich am besten Infobroschüren wie 
z. B. „Safer Sex ... sicher“3 (sie bietet leicht verständliche Informa-
tionen zum Schutz vor HIV und anderen sexuell übertragbaren 
Krankheiten) und Kondome.

HIV-Prävention im offenen 
Jugendvollzug

Im offenen Jugendvollzug befinden sich Erstverbüßer mit einer 
Jugendstrafe von bis zu 3,5 Jahren im Alter von 14 bis 24 Jahren, 
die gegen Bewährungsauflagen verstoßen haben oder deren Strafe 
aufgrund der Schwere der Tat oder der Vorstrafen nicht mehr zur 
Bewährung ausgesetzt werden konnte (der Jugendarrest ist dage-
gen keine Jugendstrafe, sondern soll genau davon abschrecken). 
Auch hier kommen die Häftlinge meist aus schwierigen Familien-
verhältnissen, sie zeigen jedoch vermehrt Verhaltensstörungen 
oder psychische Störungsbilder. Ausschlusskriterien für die Aufnah-
me in den offenen Jugendvollzug sind Tötungs- und Sexualdelikte, 
Brandstiftung und schwere Verstöße gegen das BtMG. Im offenen 
Jugendvollzug gibt es keine Sicherheitsanlagen, die Inhaftierten 

2		 Penismodelle sind bei verschiedenen Beratungsstellen erhältlich. Nachbildungen aus Holz 
kann man auch beim Tischler anfertigen lassen. 
3		 erhältlich bei der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung unter www.bzga.de
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können sich freier bewegen und die Anstalt auch häufig verlassen – 
eine optimale Rahmenbedingung für die Resozialisierung.

Da die Häftlinge im offenen Vollzug für längere Zeit einsitzen, 
sind Präventionsveranstaltungen hier weniger häufig erforderlich 
als im Jugendarrest – eine Veranstaltung pro Monat genügt (zum 
Ablauf siehe „HIV-Prävention im Jugendarrest“, S. 188). Man kann 
sie hier nicht nur in der Freizeit, sondern auch während der Arbeits- 
und Schulzeit durchführen, wobei sich HIV/Aids auch in andere Un-
terrichtsthemen einbetten und auf mehrere Tage verteilen lässt. Zu-
sätzlich zu Gruppenveranstaltungen können auch Einzelgespräche 
angeboten werden. 

Gesundheitswochen
Im offenen Vollzug bieten sich vor allem Gesundheitswochen an, in 
denen an jedem Tag ein anderer Schwerpunkt bearbeitet werden 
kann, neben HIV/Aids auch weitere (sexuell) übertragbare Krank-
heiten einschließlich Hepatitis und z. B. auch das Thema Drogenge-
brauch. 

Aufgrund der Themenvielfalt einer Gesundheitswoche sollten 
weitere Expert(inn)en als Referenten eingeladen werden, z. B. Be-
dienstete im Jugendvollzug wie auch Mitarbeiter/innen der örtli-
chen Aidshilfe oder anderer Beratungsstellen. 

Im Vorfeld gilt es, mit den Kooperationspartnern und den zu-
ständigen Vollzugsbediensteten das Organisatorische zu klären 
(Räumlichkeiten, Materialien, Zeitrahmen). Pro Tag sollten nur 
ein bis zwei Stunden Veranstaltungszeit angesetzt werden: Die 
Referent(inn)en müssen sich dann nicht gleich für einen ganzen Tag 
befreien lassen, und die Teilnehmer/innen werden nicht überfor-
dert. Wenn es für die Inhaftierten ein Bewertungssystem gibt, kann 
die Gesundheitswoche in Absprache mit der Justiz in dieses System 
einbezogen werden. Am Ende der Woche kann dann auch eine Ur-
kunde ausgestellt werden – allerdings nur nach regelmäßiger Teil-
nahme, was den Jugendlichen vorher zu verdeutlichen ist. Wenn 
der Vollzugsleiter oder die Vollzugsleiterin die Urkunde selbst un-
terzeichnet und offiziell überreicht, fühlen sich die Teilnehmer/in-
nen besonders geehrt. 

Durch Aushänge im Jugendvollzug kann die Gesundheitswoche 
kurz vorgestellt werden. Darauf sollte auch vermerkt sein, wer wei-
tere Auskünfte dazu gibt und wo man sich für die Teilnahme an-
meldet. 
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Beispiel für den Ablauf einer Gesundheitswoche:
1. Tag: �Einführung in den Wochenablauf und Anwesenheitskontrol-

le; danach eine etwa eineinhalbstündige Veranstaltung zum 
Thema HIV-Prävention 

2. Tag: �Entweder Vorführung eines Films zum Thema Aids (vorher 
muss eine Genehmigung der GEMA eingeholt werden) oder 
eine Veranstaltung zum Thema „sexuell übertragbare Krank-
heiten“ 

3. Tag: Veranstaltung zum Thema Drogen
4. Tag: Veranstaltung zum Thema Alkohol im Straßenverkehr
5. Tag: Graffiti-Aktion zu den Themen der Gesundheitswoche. 

Ein kreativer Abschluss wie eine Graffiti-Aktion bietet sich für eine 
Gesundheitswoche an: Hier können die Teilnehmer/innen die The-
men noch einmal Revue passieren lassen, sie reflektieren und die 
präventiven Botschaften verinnerlichen. Für eine Graffiti-Aktion 
sollte man Expert(inn)en hinzuziehen, die auch für die richtigen Ma-
terialien sorgen und bei der Suche nach geeigneten Graffitiflächen 
behilflich sind. Durch Einladung der Presse kann die Öffentlichkeit 
auf die Aktion aufmerksam gemacht werden. Die entstanden Graf-
fitis können nach der Gesundheitswoche zum Verkauf angeboten 
werden; in einem Fall wurden sie auf einem Juristenball versteigert, 
und der Erlös ging an die beteiligten Einrichtungen. 

Zu den Themen der Gesundheitswoche kann außerdem eine 
kleine Ausstellung organisiert werden. Man präsentiert sie am bes-
ten an einem Ort, der für die Häftlinge, die Vollzugsmitarbeiter/in-
nen und die Besucher/innen leicht zugänglich ist, so etwa im Flur 
oder in einem Raum mit viel „Durchgangsverkehr“. 

Schlussbemerkung
Es kann vorkommen, dass eine Präventionsveranstaltung oder der 
Ablauf einer Gesundheitswoche aus Vollzugsgründen gestört wird, 
da sowohl im Jugendarrest als auch im offenen Jugendvollzug die 
Regeln und Bestimmungen der Haftanstalt im Vordergrund stehen. 
Das kann z. B. bedeuten, dass interessierte Jugendliche nicht teil-
nehmen können, weil sie in den geschlossenen Vollzug verlegt wer-
den oder gegen Vollzugsregeln verstoßen haben. 

Die Zielgruppe von Präventionsarbeit im Jugendvollzug ist mit 
Jugendlichen an Realschulen oder Gymnasien nicht vergleichbar. 
Gut vorbereitete und kompetent durchgeführte Präventionsveran-
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staltungen finden bei den jungen Häftlingen aber fast immer große 
Resonanz. Von den Durchführenden ist ein hohes Maß an pädagogi-
scher Erfahrung und Einfühlungsvermögen gefordert. Gute Ergeb-
nisse lassen sich nur erreichen, wenn man handlungsorientiert ar-
beitet und sich auf die Vermittlung lebenspraktischer Informationen 
konzentriert. Und nicht zuletzt bedarf es einer guten Zusammenar-
beit mit den Vollzugsbediensteten und den externen Kooperations-
partnern, denn nur mit ihrer Unterstützung können Veranstaltun-
gen zur HIV-Prävention erfolgreich angeboten werden. 
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HIV-Prävention für  
Gefangene aus den  
GUS-Staaten

Ludger Schmidt

Die Gruppe der Migrant(inn)en aus der Gemeinschaft Unabhän­
giger Staaten (GUS)1 ist alles andere als homogen. Ihre Mitglieder 
unterscheiden sich erheblich, was ethnische Zugehörigkeit, Natio-
nalität, Religion und Sozialisation angeht. Sie bilden mehr oder we-
niger abgegrenzte Subgruppen innerhalb der im weitesten Sinne 
russischsprachigen2 Community. Fraglich ist, ob man zu dieser auch 
Migrant(inn)en aus den Kaukasusregionen (vor allem Georgier, Ar-
menier und Tschetschenen) oder aus Mittelasien (ethnische Kirgisen 
und Usbeken) zählen kann, die teils eigene Gruppen bilden und sich 
gegen Russischsprachige abgrenzen. 

Die Unterschiede in der Community ergeben sich allein schon 
durch sehr verschiedene Aufenthaltstitel. Das Spektrum reicht von 
den illegal in Deutschland Lebenden bis hin zu jenen, welche die 
deutsche Staatsbürgerschaft im Rahmen des Aufnahmeverfahrens 
für Spätaussiedler erhalten (haben). Insgesamt ist der Anteil derje-
nigen, die in Deutschland ausländerrechtlich behandelt werden, in 

1	 Zur GUS gehören Russland, Weißrussland, Ukraine, Moldawien, Armenien, Georgien, Aser-
beidschan, Usbekistan, Kasachstan, Kirgisistan, Tadschikistan und Turkmenistan. 
2	 Als Bezeichnung für „Migranten aus der GUS und Spätaussiedler“ wird hier der Begriff 
„Russischsprachige“ benutzt. Dazu zählen ebenso Menschen, für die Russisch die Verkehrs-
sprache, nicht aber die Muttersprache ist. Nach Lewada (1992) könnte man sie auch „Sowjet-
menschen“ nennen, weil sie in ihren Einstellungen, Normen und Verhaltensweisen noch heu-
te diesem Typus entsprechen – über Ländergrenzen und Nationalitäten hinweg.
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den letzten Jahren angestiegen. Diese Migrant(inn)en, wozu eben-
so jüdische „Kontingentflüchtlinge“ und teilweise auch Spätaus-
siedler gehören, sind bei Straffälligkeit von Ausweisung bedroht. 
Die meisten der als Asylbewerber nach Deutschland Eingereisten 
(hauptsächlich aus dem Kaukasus, aus Mittelasien und Weißruss-
land) leben, auch ohne straffällig geworden zu sein, unter der 
ständigen Bedrohung, abgeschoben zu werden. Die Aufdeckung 
eines illegalen Aufenthalts führt schließlich zwangsläufig zur Aus-
weisung, manchmal allerdings erst nach langer Abschiebehaft. 

Allein schon der Aufenthaltsstatus bzw. die Bedrohung, mögli-
cherweise ausreisen zu müssen, prägt nachhaltig das Verhalten der 
Migrant(inn)en. Das gilt umso mehr im Kontext von HIV/Aids. In 
ihren Herkunftsländern führt bereits der Verdacht, zu einer „Risi-
kogruppe“ zu gehören, zu massiver (auch rechtlicher) Diskriminie-
rung und Stigmatisierung. Wie die rechtliche und soziale Situation 
der von HIV Bedrohten und Betroffen hierzulande aussieht, kön-
nen Migrant(inn)en meist kaum einschätzen; sie registrieren nur, 
dass sie hoch komplex und rechtlich widersprüchlich ist. Maßnah-
men der HIV-Prävention von staatlichen Stellen oder NGOs (die 
meist ebenso als „staatlich“ wahrgenommen werden) begegnen 
sie daher vor allem mit Vorsicht und Misstrauen – dies umso mehr, 
je unsicherer ihr Aufenthaltsstatus ist. 

Zu diesem Beitrag
Bei den nachfolgenden Aussagen über russischsprachige Gefan-
gene handelt es sich um Verallgemeinerungen, da in diesem Rah-
men lediglich – im weitesten Sinne – „kulturell“ bedingte Gemein-
samkeiten erfasst werden können. Der Autor ist sich bewusst, dass 
dies die Gefahr einer einseitigen „Ethnisierung“ eines jeden Phäno-
mens oder Problems birgt. 

Da die allermeisten Gefangenen aus den GUS-Staaten männ-
lichen Geschlechts sind, beschränken sich die nachfolgenden Aus-
führungen auf die Lebenssituation von Männern im Jugend- und 
Erwachsenenalter. 

Quellenlage
Die Lebenssituation von russischsprachigen Gefangenen wurde bis-
her nicht systematisch untersucht. Die Literatur konzentriert sich 
überwiegend auf Probleme, die dem Justizvollzug durch diese Ge-
fangenen entstehen, und beschreibt sie in aller Regel als eine her-
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metisch abgeschlossene, stark hierarchisch gegliederte, von Zwang 
und Gewalt beherrschte und gegenüber Vollzugsmaßnahmen reni-
tente Gruppe. Es gibt auch keine empirischen Erhebungen zum (in-
travenösen) Drogengebrauch unter russischsprachigen Gefangenen, 
jedoch vereinzelte Quellen, die darauf schließen lassen, dass er dort 
weit verbreitet ist:

�Aus mehreren bayerischen Gefängnissen wird von einer überpro-•	
portional hohen Hepatitis-C-Rate unter Spätaussiedlern berichtet 
(Langkamp 2001, 32 ff.). 
�Bei den Zugängen der JVA Adelsheim im Zeitraum 1997–1999 lag •	
der Anteil der aufgrund von Betäubungsmitteldelikten Verurteil-
ten bei jugendlichen Spätaussiedlern bei 37 % (Walter 2002a). In 
einer schriftlichen Befragung gaben 78 % der in Adelsheim ein-
sitzenden Spätaussiedler an, vor ihrer Inhaftierung Heroin konsu-
miert zu haben (Walter 2002b).

Die wenigen Berichte russischsprachiger Gefangener über ihre Le-
benswirklichkeit sind meist widersprüchlich, insbesondere was die 
Verhältnisse innerhalb der Gruppe angeht. Das kann einerseits an der 
Komplexität des Vollzugssystems liegen, das für sie nicht durchschau-
bar ist, andererseits unterscheiden sich die Gefangenengruppen je 
nach Gefängnis oder Gefängnisabteilung. Entscheidend für die jewei-
lige Situation vor Ort scheinen die Gruppengröße und die Organisati-
on des Vollzugs zu sein. Offensichtlich fördert der Vollzug unbeabsich-
tigt bestimmte Gruppenprozesse und damit genau jene Phänomene, 
die einer „russischen Subkultur“ zugeschrieben werden. 

Kollektive Normen, Handlungsmuster 
und Bewältigungsstrategien unter 
Haftbedingungen

Das Selbstverständnis des Häftlings
Freiheitsentzug, Gefängnishaft und die „Figur“ des (ehemaligen) 
Strafgefangenen sind im Bewusstsein der Menschen in den GUS-
Staaten weitaus stärker präsent als in Deutschland. Für die Groß-
elterngeneration der Russlanddeutschen wurde die Lagerhaft kol-
lektives Schicksal und zugleich zu einem wesentlichen Teil ihrer 
Identität, die an die nachkommenden Generationen weitergegeben 
wird. Ähnliches gilt für andere Gruppen der heutigen russischspra-
chigen Community in Deutschland, die in der Sowjetunion zeitweise 
Repressionen ausgesetzt waren. 



200

Die lange Tradition eines weit verzweigten Systems von Straf-
anstalten und -lagern besteht auch nach der Selbstauflösung der 
Sowjetunion nahezu ungebrochen fort. Nach offiziellen Statisti-
ken haben 15 bis 20 Prozent der heutigen russischen Bevölkerung, 
also annähernd jeder Fünfte, eine Gefängnisstrafe abgesessen (Pris-
tawkin 2003) – vor der Ausreise waren viele Migrant(inn)en in ihren 
Familien damit konfrontiert. 

Durch diese kollektive Erfahrung entwickelten sich sehr wi-
dersprüchliche gesellschaftliche Wertungen und Stigmatisierun-
gen. (Ehemalige) Strafgefangene wurden einerseits stark diskrimi-
niert, andererseits romantisiert und idealisiert. Letzteres bezog sich 
auf die Figur des (zumindest moralisch) unschuldig Verurteilten und 
war fester Bestandteil einer traditionell geprägten Alltagskultur, die 
entgegen der offiziellen Sowjetideologie sehr wirkmächtig war.

In postsowjetischen Zeiten wird nun öffentlich an diese Wer-
tungen angeknüpft. Eine Schlüsselfunktion haben dabei die Me-
dien, die im letzten Jahrzehnt enorm an Bedeutung gewonnen 
haben. Sie propagieren jugendkulturelle männliche Identifikations-
muster, die fast ausschließlich der Unter- und Halbwelt entnommen 
sind, wobei oft auch die stereotypen Idealisierungen des außerhalb 
der Gesellschaft stehenden sowjetischen Strafgefangenen abgeru-
fen werden. Das Positive dieser neuen Idole besteht nicht in mora-
lisch lauteren Motiven, wie dies bei westlichen Helden meist der Fall 
ist, sondern in der Kompromisslosigkeit, mit der fremdgesetzte Re-
geln ablehnt werden. Das schließt den eigenen Untergang mit ein, 
da es nicht in Frage kommt, sich mit einer verlogenen oder auch nur 
langweiligen Welt zu arrangieren. 

Im offiziellen Bericht des Staatskomitees für Jugendpolitik der 
Russischen Föderation des Jahres 2000 heißt es, dass die „kriminel-
len Ereignisse den Hintergrund für das Leben und die Selbstbestim-
mung der jungen Russen [bilden] und gleichzeitig ... immer mehr 
junge Leute in die Welt des Verbrechens ...“ wechseln (Schäfer 2002, 
18). Diese Entwicklung verweist auf die Dominanz der skizzierten 
Identifikationsmuster in der Jugendkultur seit den 1990er Jahren, 
die ebenso bei vielen jungen Aussiedlern zu finden sind. Sie wer-
den in krisenhaften Situationen des Migrationsprozesses und an-
gesichts fehlender alternativer Rollenmodelle vor allem innerhalb 
isolierter männlicher Peer-Gruppen offensiv vertreten. Im Gefäng-
nis bietet sich das Ideal des russischen Outlaw für eine Übertragung 
auf die eigene Lage besonders an. Dies ermöglicht es nicht nur, dem 
Haftalltag einen Sinn zu geben, sondern auch, die an die Migrati-



201

H
I
V
-
P
r
ä
v
e
n
t
i
o
n
 f
ü
r
 G
e
f
a
n
g
e
n
e
 a
u
s
 d
e
n
 G
U
S
-
S
t
a
a
t
e
n

on geknüpften und durch die Inhaftierung endgültig enttäuschten 
Erwartungen und Hoffnungen – auch die der Familie – zu kompen-
sieren.

Je mehr Gefangene das Gefühl des Scheiterns mit Hilfe von Ido-
len positiv umwerten, desto rigider wird den von diesen Stereoty-
pen entlehnten Regeln und Normen innerhalb der eigenen Gruppe 
Geltung verschafft. Sie haben oft die Form eines Ehrenkodexes, der 
im Grunde all jene Elemente enthält, wie sie auch in anderen Grup-
pen gelten: Jeder „Russe“ unterliegt dem Gruppengesetz, das Inte-
resse der Gruppe geht über das Eigeninteresse, nichts darf nach au-
ßen dringen, die Ehre der Gruppe ist zu verteidigen, Abweichler sind 
zu disziplinieren usw. Verblüffend ist allerdings die Kompromisslo-
sigkeit russischsprachiger Gruppen. Sie ist nicht so sehr Ausdruck ei-
nes Zwangskontexts wie etwa einer kriminellen Gefängnissubkul-
tur, sondern vor allem der in dieser Gruppe vertretenen Ideale. Das 
in Diskussionen häufig vorgebrachte Argument, in deutschen Haft-
anstalten breite sich die traditionelle Gefängnissubkultur Russlands 
aus, relativiert sich dadurch. 

Exkurs: Kollektivismus versus 
Individualismus
Die kulturvergleichende Psychologie arbeitet mit dem Konstrukt so-
genannter Kulturstandards, die jeder Kommunikation und Handlung 
der Mitglieder eines Kulturkreises als allgemeingültige Bezugsgrö-
ßen vorgelagert sind. Ein wichtiger Standard für das Verständnis von 
Interaktionsprozessen in russischsprachigen Gruppen ist der „Kollek-
tivismus“. Er bezieht sich auf „Gesellschaften, in denen der Mensch 
von Geburt an in starke, geschlossene Wir-Gruppen integriert ist, die 
ihn ein Leben lang schützen und dafür bedingungslose Loyalität ver-
langen“ (Hofstede 1997, 64 f.). Bedürfnisse und Ziele der einzelnen 
Mitglieder kollektivistischer Kulturen werden weitgehend den Werten 
und Anforderungen ihrer Bezugsgruppen untergeordnet.

Die postsowjetischen Gesellschaften sind trotz rasanter Transformati-
onsprozesse nach wie vor in vielen Bereichen kollektivistisch geprägt 
(Peseschkian 2002, 32). Entsprechende Merkmale weisen auch russisch-
sprachige Migrantengruppen auf. Im Hinblick auf die Präventionsarbeit 
mit Russischsprachigen sind folgende Charakteristika wichtig:
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• Die Kommunikation unter Gruppenangehörigen ist indirekt, umkrei-
send, taktvoll, unklar und hat immer die Beziehungsebene im Blick. 
Da die Beziehung durch nichts gefährdet werden darf, kann dies be-
deuten, dass die Wahrheit zurücktreten muss. Kritik wird allenfalls 
verschlüsselt geäußert und ist – wie die Konfliktlösung – Sache der 
„Autoritäten“ (Chef, Lehrer, Vater usw.).
• Die Gruppe orientiert sich stark an Normen. Verhaltensnormen wer-
den im Gespräch immer wieder thematisiert und bekräftigt und von 
den Gruppenmitgliedern fraglos akzeptiert. Normabweichung ruft 
starke Reaktionen der Gruppe hervor.
• Der Einzelne handelt entsprechend den Erwartungen des Kollektivs. 
Das Maß der Akzeptanz als Gruppenmitglied bestimmt nahezu voll-
ständig das emotionale Selbstbefinden. 
• Das Sozialverhalten des Einzelnen ist je nach Situation und Grup-
penbezug stark angepasst. Seine Fähigkeit, sich auf unterschiedliche 
Situationen einstellen zu können, ist stark ausgeprägt (Peseschkian 
2002, 32 f.).

Diese Merkmale gelten für Gruppen mit gleichberechtigten Mitglie-
dern. Die Interaktion russischsprachiger Migranten ist allerdings 
zugleich stark durch Hierarchien geprägt (im Hinblick auf Alter, beruf-
liche oder gesellschaftliche Stellung, Besitz usw.). Deren Anerkennung 
– z. B. durch ritualisierte Respektsbekundungen gegenüber ranghöhe-
ren Personen – wird durch besondere Unterstützungsleistungen und 
Protektion entlohnt. Die Beziehung zwischen Menschen unterschiedli-
chen Ranges ist somit ausgesprochen paternalistisch.

Die Bedeutung der Gruppe
Mit der Inhaftierung werden alle Bindungen, über die der Gefan-
gene sich bislang definiert hat, fast vollständig unterbrochen. Auf-
grund seiner kollektivistischen Sozialisation bedeutet die nun erlebte 
Anonymität und Vereinzelung für ihn eine extreme Krisensituation. 
Entsprechend hoch ist die emotionale Aufladung der ohnehin en-
gen Bindungen innerhalb der russischsprachigen Peer-Gruppen. Der 
Anschluss an russischsprachige Mitgefangene ist selbstverständlich: 
Da die Situation im Gefängnis ohnehin stark verunsichert, wird man 
sich schwerlich auf Beziehungen mit anderen Häftlingen einlassen 
wollen. Die eigene Gruppe bietet Geborgenheit allein schon durch 
ihre klaren und einfachen „männlichen“ Regeln, die sich selbst er-
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klären nicht ständig neu ausgehandelt werden müssen, vor allem 
aber durch eine stark ausgeprägte Solidarität. 

Aufgrund ihrer enormen Bedeutung für den Einzelnen muss 
sich die Gruppe ständig ihrer selbst vergewissern. Dies geschieht ei-
nerseits verbal durch Betonung des gemeinsamen Ehrenkodexes, 
der „russischen Identität“, der Unterschiede zu anderen Gefange-
nen oder des starken Gruppenzusammenhalts. Andererseits wird 
versucht, „Kollektiverlebnisse“ zu produzieren, indem Maßnahmen 
des Gefängnispersonals sabotiert, Disziplinarmaßnahmen demons-
trativ ertragen oder Auseinandersetzungen mit anderen Gefange-
nengruppen provoziert werden. 

Binnenstruktur von Gruppen
Für Außenstehende mögen russischsprachige Gefangenengruppen 
alle gleich erscheinen. Sie unterscheiden sich jedoch in Aufbau und 
Funktionsweise. Es gibt Gruppen mit strikter Hierarchie und mit 
„Autoritäten“ bis hin zu solchen, die nach Art einer russischen Dorf-
gemeinschaft funktionieren. Im ersten Fall organisieren die „Auto-
ritäten“ die internen Beziehungen nach ihren eigenen Interessen: 
Neuankömmlinge werden in die Gruppenstruktur eingebunden, je-
dem Mitglied werden bestimmte Aufgaben bei der Abwicklung von 
„Geschäften“ zugeteilt, der „Ehrenkodex“ wird ständig themati-
siert, um Rangunterschiede zu legitimieren oder um „Schwache“ 
zu produzieren, die zu drangsalieren als Nachweis der eigenen Stär-
ke dient usw. Gruppen mit dem Charakter von Dorfgemeinschaften 
erscheinen nach außen hin ähnlich, ihre Dynamik gründet jedoch 
auf den kollektivistischen Werthaltungen gleichberechtigter Mit-
glieder, für die es selbstverständlich ist, sich gegen Fremde zusam-
menzuschließen und interne Angelegenheiten nicht nach außen 
dringen zu lassen. Jeder Versuch von außen, Einfluss auf die Ange-
legenheiten Einzelner oder der Gruppe zu nehmen, wird gleichsam 
als „kollektiver Reflex“ erst einmal abgewehrt. 

Eine noch wichtigere Rolle spielen die im Gefängnis (meist 
spontan) entstandenen Freundschaften, die einen ebenso hohen 
emotionalen Stellenwert haben wie etwa die Familie. „Freund-
schaft“ beinhaltet eine sehr weitreichende Bereitschaft und mora-
lische Verpflichtung zu gegenseitiger Solidarität, hinter die auch 
berechtigte Eigeninteressen selbstverständlich zurückzutreten ha-
ben. Geschieht dies einmal nicht, kommt es zu erheblichen Gewis-
senskonflikten. 
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Risikobereiche im Hinblick auf HIV 
und andere übertragbare Krankheiten

Drogenkonsum
Das Verschaffen von Gemeinschaftserlebnissen nicht durch Abgren-
zung nach außen, sondern innerhalb der Gefangenengruppe ist 
weitgehend auf den gemeinsamen Drogenkonsum begrenzt. Ange-
knüpft wird dabei an Verhaltensmuster der Herkunftsgesellschaften 
wie auch der Community, das Zusammengehörigkeitsgefühl durch 
gemeinsames Trinken von Alkohol zu intensivieren. Auch der Dro-
genkonsum einschließlich der Zubereitung der Droge ist durch Ge-
meinschaftsrituale stark aufgeladen. Rituellen Charakter haben in 
gewisser Weise bereits die Anstrengungen aller zur Finanzierung und 
Beschaffung von Drogen, und nicht zuletzt die gegenüber hilflos Be-
rauschten gezeigte Fürsorglichkeit – ein Verhalten, das angesichts ri-
gider Männlichkeitsvorstellungen nur hier gelebt werden kann.

Man könnte daher annehmen, dass in russischsprachigen Gefan-
genengruppen der intravenöse Drogenkonsum mit gemeinsamem 
Gebrauch von Spritzen und Zubehör als Ausdruck von Verbunden-
heit besonders häufig praktiziert wird. Der intravenöse Drogenge-
brauch ist jedoch eines der wenigen Themen, das die Meinungen 
in diesen Gruppen polarisiert. Die meisten Gefangenen – oft auch 
jene, die selbst bereits Drogen gespritzt haben – vertreten die (kul-
turell vorherrschende) Überzeugung, das einzige Kriterium für Dro-
genabhängigkeit sei der intravenöse Konsum. Nur die Applikations-
form zählt, nicht die Dauer und die Häufigkeit des Konsums. Erst 
mit dem ersten Schuss greifen die Stigmatisierungen, mit denen die 
„Narkomany“ belegt werden. 

Diese Konsumform ist daher nur in solchen Peer-Gruppen ak-
zeptiert und üblich, in denen sie von einem größeren Teil der Mit-
glieder praktiziert wird, und dort hat auch der gemeinsame Ge-
brauch des Spritzbestecks gemeinschaftsstiftende Funktion. In 
diesem Kontext als Einzelner risikominimierende Praktiken (Safer 
Use) anzuwenden, würde die Beziehung zu den anderen Gruppen-
mitgliedern stark belasten. Schon kleine Abweichungen vom eta-
blierten Konsumverhalten zeitigen erheblichen Gruppendruck; das 
gilt besonders im engeren Freundeskreis. Viele erachten es bereits 
als ausgeschlossen, die Ansteckungsrisiken  anzusprechen oder al-
ternative Konsumformen vorzuschlagen. Anders zu handeln, als die 
Gruppe dies erwartet, dürfte nur solchen Gefangenen gelingen, die 
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über ein hohes Maß an kommunikativer Kompetenz verfügen: Sie 
können die Gratwanderung zwischen der Durchsetzung eigener In-
teressen und der Aufrechterhaltung der Beziehung zur Gruppe am 
ehesten meistern.

Sexualität
Die Unfähigkeit, über Sexualität – zumal die eigene – offen zu spre-
chen, ist ein Merkmal aller Altersgruppen sowohl der russischspra-
chigen Community als auch der Herkunftsgesellschaften. In der Fa-
milie wird Sexualität allenfalls in Form von Verboten (in erster Linie 
für Mädchen) thematisiert, in der Schule im Gewand biologistischer 
und moralischer Aufklärung. Ein „richtiger Mann“ verfügt natür-
lich über sexuelle Erfahrungen; er sammelt sie entweder direkt oder 
wird durch Peers „eingeweiht“, die ihr Wissen in der Regel als De-
monstration der eigenen Männlichkeit weitergeben. 

Der Grund für die allgemeine Sprachlosigkeit ist nicht nur Scham 
– Sprachlosigkeit ist durchaus wörtlich zu nehmen: Es gibt in der rus-
sischen Alltagssprache kaum Begriffe, die eine offene Kommunika-
tion über Sexualität ermöglichten. Verfügbar sind lediglich Begrif-
fe aus Medizin und Biologie, die, so darf man annehmen, häufig 
auch gar nicht verstanden werden. Und dann gibt es noch den russi-
schen „Mat“, eine stark sexualisierte Vulgärsprache. Sie gehört zum 
Sprachgebrauch der Unterschichten, ist aber mehr oder weniger all-
gemein bekannt und wird besonders von Männern in emotional auf-
geladenen Situationen benutzt. Auch die Alltagskommunikation der 
Gefangenen ist sehr stark davon bestimmt. Wo es um der Harmonie 
willen nur darum geht, sich gegenseitig in seiner Männlichkeit zu 
bestätigen, ist Sexualität als Thema freilich tabu. Es gibt wohl kaum 
eine andere Gefangenengruppe, in der sexualisiertes Gebaren derart 
ausgeprägt ist und das Reden über Sexualität so sehr gescheut wird. 

Zu den provokantesten Themen in postsowjetischen Gesell-
schaften gehört Homosexualität, stellt sie doch die traditionellen 
Geschlechterrollen und die Familie vehement in Frage. Entspre-
chend stark werden homosexuelle Männer durch Staat und Gesell-
schaft stigmatisiert. Gewalttätige Übergriffe auf tatsächliche oder 
vermeintliche Homosexuelle sind sehr häufig und werden von der 
Bevölkerung mehrheitlich gebilligt. Dass für Homosexuelle das im 
Russischen überaus herabwürdigende Schimpfwort „Päderast“ be-
nutzt wird, wundert daher nicht. Und je rigider im Gefängnis die 
Vorstellungen von Männlichkeit gelebt werden, desto aggressi-
ver ist der Umgang mit Homosexualität. Äußerungen wie etwa, 
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man könne sich selbstverständlich nicht mit einem Schwulen an ei-
nen Tisch setzen oder in einem Raum aufhalten, sind keine bloßen 
Sprüche: man verhält sich auch so. Angesichts der zu erwartenden 
Schikanen ist es äußerst unwahrscheinlich, dass sich jemand zu sei-
ner Homosexualität bekennt. Als „schwul“ gilt jeder, der vom herr-
schenden Männlichkeitsbild abweicht. Jeder steht daher unter dem 
ständigen Druck, seine Männlichkeit unter Beweis stellen und sich 
von den Stigmatisierten zu distanzieren.

Wie Sexualität unter Haftbedingungen letztlich gelebt wird, ist 
von den Gefangenen daher kaum zu erfahren. Allenfalls machen sie 
Andeutungen, wie man mit „Päderasten“ in der Gruppe umgeht. 
Aus ihnen ist zu schließen, dass diese Häftlinge durch sexuelle Ge-
walt erniedrigt und diszipliniert werden – ein bekanntes Schema: 
Die Bestrafung (angeblicher) Homosexualität dient der sexuellen 
Befriedigung der Unterdrücker. Unter solchen Voraussetzungen 
kann Safer Sex kein Thema sein. Durch Schutzvorkehrungen wür-
de man ja implizit zugeben, dass es sich eben nicht um Erniedrigung 
und Bestrafung, sondern schlicht um Sex handelt.

Tätowieren und Piercen
Piercings gelten bei Russischsprachigen als unmännlich und sind 
unter Gefangenen nicht anzutreffen. Tätowierungen dagegen ge-
hörten und gehören zur (post-)sowjetischen Gefängnis- und Lager-
kultur. Sie signalisieren, dass sich der Betreffende als Mitglied der 
Unterwelt begreift und keine „Resozialisierung“ wünscht. In deut-
schen Gefängnissen gibt es diese Tattoo-Kultur unter Russischspra-
chigen jedoch nicht. Größere Körperbilder sieht man daher nur 
selten, wohl aber mehr oder weniger versteckte Anlehnungen an 
diese, wie etwa kleinere Tätowierungen an Fingern oder Händen. 

Da Tattoos bei Russischsprachigen kaum ins Auge fallen, lässt 
sich nur schwer einschätzen, wie verbreitet das Tätowieren in dieser 
Gruppe ist. Es dürfte jedoch sicher sein, dass nur die wenigsten über 
die Infektionsrisiken (vor allem Hepatitis B und C) und die Möglich-
keiten der Risikominimierung unter Haftbedingungen informiert 
sind.

Hygiene
Dass Hygieneartikel (Zahnbürste, Rasierer, Nagelschere) gemein-
sam benutzt oder ausgeliehen werden, ist bei russischsprachigen 
Gefangenen wesentlich häufiger anzutreffen als bei anderen – al-
les miteinander zu teilen, stärkt das Zusammengehörigkeitsgefühl. 
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Häufig wird der andere nicht einmal gefragt, ob man seinen Rasie-
rer benutzen darf. Wer so etwas mit dem Hinweis auf übertragba-
re Krankheiten wie etwa Hepatitis verweigerte, würde einen Bezie-
hungskonflikt provozieren – es sei denn, er ist ein Ranghöherer. Bei 
Gegenständen des alltäglichen Gebrauchs zwischen Mein und Dein 
zu unterscheiden, gilt als „deutsch“. 

HIV/Aids im kulturellen Kontext 
Wissensstand 

Der Kenntnisstand über HIV/Aids ist in der russischsprachigen Com-
munity äußerst gering. Dafür gibt es verschiedene Gründe:

�Die Mehrzahl dieser Migrant(inn)en ist in einer Zeit emigriert, als •	
HIV/Aids in den Herkunftsländern noch kein öffentliches Thema 
war; sie erhielten dort also keine Informationen. 
�Heute wird in den Herkunftsländern zwar aufgeklärt, die HIV-In-•	
fektion gilt in der Bevölkerung jedoch als Krankheit von Drogen
gebraucher(inne)n und Prostituierten. Staatliche Aufklärungs- 
und Präventionsmaßnahmen befördern dies durch moralisierende 
Botschaften. 
�Staatliche „Aidsprävention“ bestand noch vor kurzem aus Stig-•	
matisierung, Kriminalisierung und Isolierung von Drogenge
braucher(inne)n und HIV-Positiven. In etlichen Herkunftsländern 
gehören Maßnahmen der Risikominimierung beim Drogenkon-
sum bis heute nicht zur HIV-Prävention. Die Bereitstellung steriler 
Spritzen und Desinfektionsmittel wird mitunter sogar strafrecht-
lich geahndet. 
�In den Herkunftsländern gibt es praktisch keine jugendgerech-•	
te Sexualaufklärung und somit auch keine Aufklärung über HIV/
Aids.
�Viele Migrant(inn)en leben in der ersten Zeit nach der Einreise •	
in sozialer Isolation. Sie scheuen sich, Beratungsstellen aufzusu-
chen, unter anderem aufgrund mangelnder Kenntnisse der deut-
schen Sprache. 
�In der russischsprachigen Community begegnet man dem Thema •	
HIV/Aids nach wie vor mit starker Abwehr.

Angesichts dessen verwundert der geringe Wissensstand unter rus-
sischsprachigen Migrant(inn)en nicht. Auch von Gefangenen ist im-
mer wieder zu hören, Aids sei ein Propagandamittel des Staates, um 
Drogenkonsum zu verhindern. 
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Einstellungen zu den Schutzmöglichkeiten
Aufgrund des vergleichsweise geringen Gesundheitswissens in der 
Community sind die Möglichkeiten, über anerkannte Schutzstrate-
gien zu sprechen, dort sehr begrenzt. Weitergegeben wird lediglich 
das eigene Erfahrungswissen; auf Informationen von Akteuren au-
ßerhalb der Peer-Gruppe wird nur selten zurückgegriffen. Nun ist 
aber das Risiko einer Ansteckung mit HIV oder Hepatitis C nicht „er-
fahrbar“, ebenso wenig sind dies die sozialen und gesundheitlichen 
Folgen einer Infektion, da sich Betroffene selbst im Freundeskreis 
nicht als solche zu erkennen geben. Der Nutzen schützender Prakti-
ken wird daher nicht erkannt – es sei denn, man hat Zugang zu In-
formationen außerhalb der Peer-Gruppe und kann die Botschaften 
für sich annehmen, was auf Russischsprachige aber nur sehr einge-
schränkt zutrifft. 

Unter Russischsprachigen lassen sich folgende „typische“ Ein-
stellungen zu den Möglichkeiten der Minimierung von Infektions-
risiken ausmachen: 

�Schutzmaßnahmen werden prinzipiell abgelehnt und als „deutsch“  
abqualifiziert. „Deutsch“ bedeutet: ängstlich, verweichlicht, inkonse­
quent.

In Haft nehmen Männlichkeitsbilder aufgrund der Dynamik der 
Gruppenprozesse einen geradezu archaischen Charakter an. Hier 
herrschen Stereotype wie körperliche Stärke und Zähigkeit, Kom-
promisslosigkeit und Härte sich selbst und anderen gegenüber, scho-
nungsloser Umgang mit dem eigenen Körper, sexuelle Potenz, Mut 
zum Risiko, die Bereitschaft, Schmerzen zu ertragen und zuzufügen, 
die Fähigkeit, die eigene Ehre zu verteidigen, schweigen zu können. 
Der Status in der Gruppe hängt wesentlich davon ab, inwieweit es 
dem Einzelnen gelingt, diese Bilder zu repräsentieren. 

Sich vor Krankheiten zu schützen, widerspricht diesen Bildern. 
Wer vorsichtig ist und vorbeugt, schreckt vor Risiken zurück, erweist 
sich als kompromissbereit und somit als schwach, oder anders aus-
gedrückt: als „deutsch“, „weibisch“ oder „schwul“. Risikominimie-
rendes Verhalten muss folglich legitimiert werden, ohne dabei in 
Widerstreit mit den Männlichkeitsbildern zu geraten. Das allerdings 
setzt viel Selbstbewusstsein voraus, einen anerkannten Status in der 
Gruppe und die Fähigkeit, sich blitzschnell auf jede Situation einstel-
len zu können. Man kann davon ausgehen, dass riskantes Verhalten 
geradezu demonstrativ als Nachweis für Männlichkeit gezeigt wird. 
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„Stärke“ zeigt sich dabei zugleich in der Zuversicht, dass der Kör-
per mit Krankheiten schon klarkommen werde. Einschätzungen wie 
„Ich stecke mich nicht an, ich habe einen starken Organismus“ oder 
„Ich bin zäh und einiges gewohnt“ sind häufig zu hören. 

Blut, Wunden und Narben haben in den Männlichkeitsbildern 
besonders positive Konnotationen. Sie sind der sichtbare Beleg für 
Schmerzen, die verbal, mimisch oder durch Gesten ja nicht geäußert 
werden dürfen. Mit Verletzungen geht man daher mit demonstra-
tiver Beiläufigkeit um und gibt damit zugleich zu verstehen, dass 
man mit Situationen, in denen Blut fließt, Erfahrung hat. „Blutbe-
wusstes“ Verhalten zum Schutz vor Infektionskrankheiten wie HIV 
oder Hepatitis passt nicht in dieses Männlichkeitsbild.

�Sich zu schützen, wird – wenn überhaupt – nur bei Kontakten außer­
halb des engen Freundeskreises für sinnvoll gehalten. 

Dass Drogengebraucher gerade beim Konsum mit engen Freun-
den auf Safer Use verzichten, verdeutlicht die Wirkungskraft der 
Beziehungsebene im kollektivistischen Kontext: Wer vorbeugt, 
bringt damit implizit zum Ausdruck, dass er die anderen Beteilig-
ten für HIV-infiziert hält, was als massive Beleidigung aufgefasst 
wird. Folglich werden Schutzbedürfnisse erst gar nicht artikuliert, 
und man beruhigt sich mit dem Gedanken, die anderen seien ja 
Freunde – und Freunde sind „in Ordnung“, also „sauber“. Unter be-
sonderem Druck stehen dabei diejenigen, die wissen, dass sie infi-
ziert sind: Da sie ständig bestrebt sind, „Normalität“ auszustrahlen, 
verhalten sie sich so, wie dies in der Gruppe üblich ist. Andererseits 
wollen sie ihre Freunde ja nicht infizieren und geraten in einen in-
neren Konflikt, wenn in der Gruppe auf Schutzvorkehrungen ver-
zichtet wird. 

Einstellungen gegenüber Infizierten
Einerseits scheinen i.v. Drogengebraucher zu wissen, dass man sich 
vor HIV schützen kann, andererseits sehen sie in der Infektion eine 
(gerechte) Strafe für unmoralischen Lebenswandel. Ihre Haltung ge-
genüber HIV-Positiven ist daher von den gleichen (Vor-)Urteilen ge-
prägt, wie sie in der übrigen Community anzutreffen sind, was es 
für Positive praktisch unmöglich macht, ihre Infektion offenzule-
gen. Ein positiver Befund muss unter allen Umständen verheimlicht 
werden, wenn man nicht ausgegrenzt werden will – auch im Freun-
deskreis und selbst in der Familie.
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Die HIV-Infektion gilt auch bei Drogengebrauchern als eine 
„schmutzige“ Krankheit; wer sich angesteckt hat, wird im Wortsinn 
„unberührbar“. Eine Hepatitis-C-Infektion wird dagegen kaum als 
bedrohlich empfunden. Sie hat keine sozialen Konsequenzen, son-
dern stärkt eher noch den Gruppenzusammenhalt: Man teilt schließ-
lich alles, auch diese Krankheit. Auch in der Community (und ebenso 
in den Herkunftsgesellschaften) wird die Hepatitis C als eine „nor-
male“ Krankheit angesehen. „Da fast jeder davon betroffen ist“, so 
die verbreitete Meinung, „kann sie ja nicht so schlimm sein“. Über 
eine mögliche Ansteckung muss man sich folglich nicht den Kopf 
zerbrechen: Es wird schon nichts sein, und falls doch, ist es nur eine 
Hepatitis. Dies gilt umso mehr im Gefängnis, wo nicht der Eindruck 
erweckt werden darf, um das eigene körperliche Wohl besorgt zu 
sein.

HIV-Prävention im Gefängnis
Dass der Justizvollzug auf HIV/Aids nicht mit Repression reagiert, 
nehmen russischsprachige Gefangene meist mit Verwunderung und 
Skepsis wahr. Autoritäre Maßnahmen würden sie zwar nicht will-
kommen heißen, aber sie könnten sie wenigstens nachvollziehen. 
Akzeptierende Ansätze der Risikominimierung sind ihnen dagegen 
nicht bekannt und letztlich auch fremd. Das Bedürfnis nach Eindeu-
tigkeit im Denken und Handeln bei sich selbst wie bei anderen ist so 
stark ausgeprägt, dass die Anerkennung einer komplexen Wirklich-
keit und die Suche nach pragmatischen Lösungen als Schwäche, Wi-
dersprüchlichkeit und Doppelmoral gedeutet wird. Bestätigt sehen 
dies die Häftlinge durch die Verflechtung sozialarbeiterischer Ange-
bote mit dem Zwangskontext des Vollzugs. 

Russischsprachige Gefangene erwarten von staatlichen Institu-
tionen, dass sie eindeutige Verhaltensnormen setzen, diese strikt 
kontrollieren und Fehlverhalten sofort korrigieren: daran bemisst 
sich die staatliche „Sorge“ um den Einzelnen. Soll dieser Erwartung 
entsprochen werden, lassen sich Lebenswirklichkeiten wie Sexuali-
tät und Drogenkonsum nur in Form von Verboten thematisieren. 
Andernfalls würde der Staat seine Normen relativieren, abweichen-
des Verhalten billigen und dem Einzelnen letztlich gleichgültig ge-
genüberstehen. Alle Akteure im Vollzug – interne Dienste wie auch 
externe Hilfseinrichtungen – werden unterschiedslos als „staatlich“ 
wahrgenommen. Ihre jeweiligen Besonderheiten, Intentionen und 
Rahmenbedingungen sind den Gefangenen kaum bekannt. 
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Beratung
Noch vor zehn Jahren gab es in der GUS keine psychosoziale Bera-
tung. Sie hat sich inzwischen in nur wenigen Bereichen etabliert 
und unterscheidet sich deutlich von westlichen Ansätzen. Auch Be-
rufsfelder wie Sozialpädagogik, Sozialarbeit oder Psychotherapie 
waren in der GUS bis vor kurzem nicht bekannt. Nur sehr weni-
ge Migrant(inn)en aus diesen Ländern haben daher schon einmal 
mit solchen Berufsgruppen zu tun gehabt, und kaum jemand hat 
mehr als nur vage Vorstellungen von ihren Aufgaben und Arbeits-
weisen. Fremd ist den Menschen aus der GUS vor allem die professi-
onell unterstützte Selbstreflexion; in kollektivistischen Gesellschaf-
ten scheint es dafür keinen Bedarf zu geben.

Professionelle Hilfe wird höchstens dann gesucht, wenn sich 
der Anschein von „Normalität“ nicht mehr aufrechterhalten lässt. 
Zuständig sind – je nach Problem – die Fachgebiete Medizin/Psy
chiatrie oder Pädagogik, deren Arbeitsweise traditionell im Sin-
ne von autoritär ist. Der Erfolg bemisst sich einzig danach, ob es 
gelingt, das Verhalten des Patienten/Klienten an gesellschaftliche  
Normen anzupassen. Ein solches Ziel rechtfertigt auch die Anwen-
dung von Manipulation, Überredung und moralischen Druck. Die-
se Einstellung findet sich ebenso in den russischsprachigen Com-
munities.

Erwartungen
Russischsprachige Gefangene erwarten, dass eine Beratung zu HIV/
Aids nach dem Muster einer traditionellen Arzt-Patient-Beziehung 
abläuft, und dies umso mehr, je drängender das Problem erscheint: 
Der Berater soll Autorität und Kompetenz signalisieren, die Initi-
ative bei der Identifizierung und Klärung des Problems ergreifen 
und das Problem schließlich lösen. Erwartet wird nicht Empathie, 
sondern Emotionalität, die Kritik und moralisches Bewerten von 
Fehlverhalten als Kriterien für Professionalität einschließt. Der Rat-
suchende selbst sieht sich in der Position des Passiven, der die An-
weisungen des Beraters zu befolgen hat. Seine Haltung ließe sich 
wie folgt umreißen: „Mein Handeln hatte negative Konsequenzen, 
weil ich den Vorgaben der Autoritäten nicht gefolgt bin. Sollen sie 
mit mir schimpfen. Das zeigt, dass ich ihnen nicht gleichgültig bin 
und sie versuchen werden, alles wieder gut zu machen.“

Eine Präventionsarbeit, die auf der Akzeptanz der Lebenswei-
sen ihrer Zielgruppen gründet, kann solche Erwartungen nicht er-
füllen. Bei der gemeinsamen Klärung des Beratungsziels kommt es 
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daher auf beiden Seiten zwangsläufig zu Irritationen – für den Kli-
enten ein Zeichen mangelnder Professionalität des Beraters: 

�Eine empathische, nicht-direktive und motivierende Gesprächs-•	
führung wird häufig als „typisch deutsches Gelaber“ abquali-
fiziert. Statt zu sagen, wo es langgeht, scheint der Berater das 
Problem immer wieder an den Klienten zurückzugeben. Sein Ver-
such, den Klienten zu aktivieren und Selbstreflexion anzustoßen, 
erscheint als Unfähigkeit, die Problemlösung in die Hand zu neh-
men. 
�Die Fragen des Beraters werden als distanzlos und grob empfun-•	
den, weil sie auf Dinge zielen, die für kollektivistisch sozialisier-
te Menschen ausgesprochen intim und nicht ohne weiteres ver-
handelbar sind. 
�Eine partnerschaftliche Haltung des Beraters erscheint als diffu-•	
se Mischung aus Nähe und Distanz. Wenn er das vertrauliche Du 
anbietet, zugleich aber auch Ziele und Termine vereinbaren will, 
wird dies als unaufrichtig empfunden. 

Diese nicht zu vereinbarenden Erwartungen tragen zu den Vorur-
teilen russischsprachiger Migranten gegenüber deutschen Hilfsan-
geboten bei und erhöhen folglich auch die Zugangsbarrieren: Man 
will sich nicht auf etwas einlassen, was Stress verursacht, und als 
Rechtfertigung dafür dient die unterstellte Inkompetenz der Bera-
tenden. Schwer tut sich aber auch der Berater, denn der Grundsatz, 
„Man hole den Ratsuchenden dort ab, wo er steht“, kann ja nun 
nicht bedeuten, dass man den Erwartungen der Klienten entspricht. 
Ihm bleibt daher nur der Versuch, russischsprachige Gefangene über 
den Aufbau eines partnerschaftlichen Verhältnisses zu erreichen. Zu 
Konflikten kann es allerdings kommen, wenn diese Beziehungsebe-
ne als „Freundschaft“ verstanden wird und Ansprüche formuliert 
werden, die dem Berater zu weit gehen, sodass er mit Abgrenzung 
reagiert – was für den Klienten völlig unverständlich ist. Aufgrund 
der bei Russischsprachigen besonders ausgeprägten Sensibilität für 
Beziehungsstörungen bleibt das Berater-Klient-Verhältnis ausge-
sprochen krisenanfällig. 
 

Mögliche Lösungsansätze
Für die Akzeptanz eines Beratungsangebots bei russischsprachigen 
Gefangenen ist ausschlaggebend, wie es in der Bezugsgruppe beur-
teilt wird: Je positiver das Urteil der Gruppe, desto geringer ist die 
Abwehrhaltung des Einzelnen. Eine wichtige Mittlerfunktion ha-
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ben deshalb Gefangene, die gute Erfahrungen mit Angeboten etwa 
der Drogenhilfe oder Jugendsozialarbeit gemacht haben. Sie kön-
nen den anderen am ehesten die Ziele und Methoden „deutscher“ 
Hilfsangebote verständlich machen und Missverständnisse aufklä-
ren. Kann der Berater mit solchen Gefangenen einen guten Kontakt 
aufbauen, kann er sich über diese Schlüsselpersonen einen Zugang 
zur Gruppe verschaffen. 

Voraussetzung dafür ist, dass sich der Berater einen „guten 
Ruf“ in der Gruppe erarbeitet. Das bedeutet vor allem, dass er sich 
auf die spezifischen Bedürfnisse russischsprachiger Gefangener ein-
lässt. Wichtig dabei sind folgende Aspekte:

�Weil die Akzeptanz des Beratungsangebots in erster Linie von der •	
Person des Beraters abhängt, muss dieser in der Gruppe regelmä-
ßig präsent sein. Nur in der Kontinuität können sich Beziehungen 
entwickeln, die schließlich eine positive Gruppendynamik in Gang 
setzen. Isolierte, kurzfristige Beratungsangebote haben praktisch 
keine Chance auf Erfolg.
�Der Berater kann die Gruppe nur erreichen, wenn er ein echtes •	
Interesse an ihren Mitgliedern und ihrer Kultur hat. Aufgrund ih-
rer kollektivistischen Sozialisation und des Umstandes, dass sie als 
straffällig gewordene Migranten in zweifacher Hinsicht gesell-
schaftlich marginalisiert sind, reagieren sie besonders empfind-
lich und mit Abwehr auf eine Kontaktarbeit, die sich lediglich als 
sozialpädagogische Methode versteht. 
�Wenn sich der Berater nur für Fragen der HIV-Prävention zustän-•	
dig erklärt und bei anderen Anliegen weiterverweist, kann dies 
seiner Akzeptanz in der Gruppe schaden. Umgekehrt erleichtert 
es den Kontaktaufbau erheblich, wenn er für alle möglichen Pro-
bleme ein offenes Ohr hat: Der Klient kann ihn so erst mal auf „si-
cherem Terrain antesten“ und erst dann das „verfängliche“ An-
liegen zur Sprache bringen. Dies gibt dem Klienten das Gefühl, 
jederzeit selbst bestimmen zu können, wann und wie weit er sich 
auf ein heikles Thema einlässt. 
�Der Berater sollte auch informelle Kontakte ermöglichen. Die ty-•	
pische Beratung, bei der sich Berater und Klient gegenübersit-
zen, kann für Menschen, die es nicht gewohnt sind, offen und 
ohne Umwege über ihr Befinden zu sprechen, starken Stress be-
deuten. Vor allem in der Phase des Kontaktaufbaus sollte die Be-
ratung eher „ganz nebenbei“ erfolgen: beim Zusammenstehen 
auf dem Flur, bei Sport und Spiel oder bei der Begleitung zum 
Arzt. 
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�Männlichkeitsattribute bestimmen – zumindest unterschwellig – •	
auch den Beratungskontakt. Das Bedürfnis des Gefangenen, als 
„echter Mann“ bestätigt zu werden, ist umso größer, als er den 
Beratungsanlass ja als „unmännlich“ empfindet. Damit ange-
messen umzugehen, mag so manchem Berater schwerfallen, da 
Männlichkeitsattribute in der westlichen Kultur oft negativ be-
setzt sind und als sexistisch gelten. Hier sollte zumindest versucht 
werden, positive Elemente dieser Attribute zu bestärken (Solida-
rität, Vorstellungen von Ehre und Ordnung) oder sich auf Ritua-
le einzulassen (z. B. Handschlag, Zigarette anbieten, gemeinsam 
Tee trinken).

Ein Beratungsgespräch in Russisch kann die Kommunikation na-
türlich erheblich erleichtern, besonders wenn es um Gefühle geht. 
Wenn der Berater russisch spricht, signalisiert er damit außerdem, 
dass er den kulturellen Hintergrund seines Klienten kennt und folg-
lich weiß, worum es diesem geht: Der Klient muss sich dann nicht 
erst lange und umständlich erklären. 

Russischkenntnisse sind aber keine Bedingung für eine gelin-
gende Beratung, wie Beispiele aus der Drogenhilfe zeigen. Aus-
schlaggebend für den Zugang zu russischsprachigen Gefangenen ist 
das echte Interesse des Beraters an den Klienten: Er vermittelt da-
mit ein Maß an Akzeptanz, das mit keiner professionellen Metho-
de herzustellen ist, und er erntet damit auch Akzeptanz. Ist dieses 
Grundgefühl erst einmal vorhanden, lassen sich Missverständnisse 
und Frustrationen, zu denen es im interkulturellen Kontakt auf bei-
den Seiten immer wieder kommen kann, eher tolerieren.

Trainingsmaßnahmen
Russischsprachige Migranten verhalten sich in pädagogischen Set-
tings fast alle gleich, kommen sie doch aus Ländern, in denen die 
Vorstellungen über Pädagogik nahezu homogen sind. Ein gesell-
schaftlicher Konsens hinsichtlich der Inhalte, Ziele und Methoden 
pädagogischen Handelns ist geradezu typisch für kollektivistische 
Gesellschaften. Jede andere Herangehensweise wird für falsch ge-
halten und muss daher stark verunsichern. 

Bei Trainingsprogrammen zur HIV-Prävention für russischspra-
chige Gefangene sind folgende Aspekte zu berücksichtigen:

�Ob Schule, Berufs- und Erwachsenenbildung oder Fortbildung: •	
Erwartet wird ein passives, unauffälliges Verhalten. Bei Auffor-
derung soll nur der vermittelte Lernstoff wiedergegeben wer-
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den; eigene Beiträge, Ansichten oder Einschätzungen sind uner-
wünscht und werden unterbunden. Trainingsformen, bei denen 
der Lernende im Mittelpunkt steht und auf selbstständige Refle-
xion zielen – z. B. Arbeitsgruppen, Gruppendiskussionen, Rollen-
spiele –, lösen daher starke Verunsicherung aus.
�Pädagogisches Handeln zielt auf die Produktion gesellschaftlich •	
erwünschten Verhaltens. Davon abweichendes Verhalten nicht zu 
verurteilen, gilt als unmoralisch – auch bei vielen Gefangenen. 
Bei der Vermittlung risikominimierender Botschaften kann es da-
her leicht passieren, dass die Gefangenen zu Anwälten von Recht 
und Ordnung werden.
�Daran gewöhnt, verbindliche Antworten und Lösungen präsen-•	
tiert zu bekommen, wird die Qualität pädagogischen Handelns 
danach bemessen, ob ein festes Schema für die Beurteilung von 
„Richtig“ und „Falsch“ vermittelt wird.
�In kollektivistisch geprägten Gesellschaften wird man bereits sehr •	
früh zu Selbstkontrolle und Konformität erzogen. Auch ein Trai-
ning wird daher meist als ein Setting empfunden, in dem es sich 
nicht gehört, über persönliche Angelegenheiten zu sprechen – 
dies gilt umso mehr für die schambesetzten Themen der HIV-Prä-
vention. 
�In Trainings richten russischsprachige Gefangene ihr Verhalten •	
danach aus, wie es die eigene Gruppe wahrnehmen und bewer-
ten würde. „Mitmachen“ werden sie daher nur, wenn sie davon 
ausgehen können, dass die Peer-Gruppe dies billigt. Da es sich 
beim Thema HIV-Prävention um ein sehr unsicheres Terrain han-
delt, wird die Haltung eher abwartend und passiv sein. 

Ansätze für zielgruppenspezifische Trainings
Angesichts der großen Informationsdefizite im Hinblick auf über-
tragbare Krankheiten und angesichts der weiten Verbreitung ris-
kanter Verhaltensweisen unter russischsprachigen Gefangenen sind 
Trainings zum Thema Risikominimierung sinnvoll und wichtig. Ihr 
Erfolg hängt allerdings entscheidend davon ab, inwieweit bei der 
Planung und Durchführung die kulturellen Eigenheiten der Ziel-
gruppe berücksichtigt werden. Hier einige Anregungen:

�Der methodische Anspruch, Gruppenprozesse zu aktivieren und •	
zu moderieren oder risikoträchtige Verhaltensweisen gemeinsam 
zu problematisieren, lässt sich bei russischsprachigen Gefangenen 
nur schwer realisieren. Das Training sollte daher in Form des Fron-
talunterrichts abgehalten werden, das heißt, der Trainer steht im 
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Mittelpunkt des Geschehens: Er präsentiert Wissen und Fertig-
keiten und verzichtet darauf, die Teilnehmer nach ihren Meinun-
gen zu fragen und Diskussionen anzustoßen. Sinnvoll dabei ist 
der Einsatz selbsterklärender Materialien wie etwa Videos (z. B. 
das russischsprachige Video zum Schutz vor Hepatitis C von Fix-
punkt e.V.). 
�Der Trainer sollte die Haltung einer Autoritätsperson einnehmen, •	
auch wenn dies seinem professionellen Selbstverständnis wider-
spricht. Nur so kann er seiner Gruppe „auf unsicherem Terrain“ 
die nötige Sicherheit geben. 
�Passives Verhalten der Teilnehmer oder zur Schau getragene Lan-•	
geweile signalisiert nicht unbedingt Desinteresse. Oft verbirgt 
sich dahinter auch die Scheu, das eigene Interesse zu zeigen. Ein 
Feedback wird der Trainer kaum erhalten, und er sollte dies auch 
nicht verlangen. 
�Gemischtnationale Trainingsgruppen haben den Vorteil, dass rus-•	
sischsprachige Teilnehmer weniger stark dem Druck ihrer Peer-
Gruppe unterliegen und beobachten können, wie andere mit 
dem Thema HIV-Prävention umgehen. Allerdings sollte der Trai-
ner genau überlegen, mit welchen Methoden er den Bedürfnis-
sen aller Teilnehmer gerecht werden kann. Auf jeden Fall sollte er 
sicherstellen, dass sich russischsprachige Teilnehmer auf eine pas-
sive Rolle zurückziehen können.
�Die Teilnahme an einem Trainingsprogramm sollte grundsätzlich •	
freiwillig und keine Pflicht sein. Da russischsprachige Gefange-
ne das Angebot dann aber wohl kaum nutzen werden, kann von 
dieser Regel abgewichen werden; Pflichten werden in kollektivis-
tischen Kulturen ohnehin viel eher akzeptiert als in individualis-
tisch geprägten Gesellschaften. 

Ausblick
Die rigide Abgrenzung russischsprachiger Gefangener nach außen 
ist zu einem großen Teil ein Schutzmechanismus im Umgang mit 
Konflikten im Migrationsprozess. Um diese Konflikte zu lösen, be-
darf es bestimmter Kompetenzen, die aber aus der Herkunftskul-
tur nicht „mitgebracht“ und in Deutschland (noch) nicht entwickelt 
bzw. vermittelt wurden. Einerseits gilt diese Gruppe als schwer oder 
überhaupt nicht erreichbar, andererseits stehen die Einzelnen unter 
großem Problemdruck; allzu oft mussten sie die Erfahrung machen, 
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dass die eigenen Strategien der Problembewältigung nicht wirksam 
sind. Entsprechend groß ist die Bereitschaft, Unterstützung anzu-
nehmen – vorausgesetzt, sie knüpft an den mitgebrachten „social 
skills“ an. 

Dies gilt ebenso für die HIV-Präventionsarbeit mit russischspra-
chigen Gefangenen. Hier mit den in westlichen Gesellschaften gän-
gigen Methoden der Sozialarbeit anzusetzen, brächte nur wenig Er-
folg. Vielmehr sollte man zugunsten einer stärkeren persönlichen 
Beziehung das Verhältnis zwischen Berater/Betreuer und Klient ein 
Stück weit „entprofessionalisieren“. Sicher, dieser Ansatz ist nicht 
unproblematisch, stellt er doch das professionelle Selbstverständ-
nis und etablierte fachliche Standards in Frage. Hilfreich sind hier in 
jedem Fall interkulturelle Teams: In der fachlichen Auseinanderset-
zung mit Kollegen aus der russischsprachigen Community lassen sich 
kulturelle Differenzen, die in der Arbeit mit den Klienten meist ver-
borgen bleiben, identifizieren und offen diskutieren. 
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